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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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ATOM/265: Halbwertzeit - fortwährender Protest ... (BBU)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung vom 28.05.2020

AKW Lingen 2 / AKW Grohnde:

Endgültige Stilllegung statt Wiederinbetriebnahme



(Bonn, Lingen,) Anlässlich der drohenden Wiederinbetriebnahme
nach der Revision (Überprüfung) des umstrittenen Atomkraftwerkes (AKW)
Lingen 2 im Emsland (Niedersachsen) fordert der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) statt der Inbetriebnahme die
endgültige Stilllegung des mehr als 30 Jahre alten Reaktors. Am Freitag
(29. Mai 2020) protestieren Mitgliedsinitiativen des BBU in Lingen-Darme
mit einer Mahnwache. Adressaten des Protestes sind der zuständige
niedersächsische Umweltminister Oaf Lies, Bundesumweltministerin Svenja
Schulze sowie die örtliche und regionale Politik. Die Aktion beginnt um
13 Uhr und findet am Kreisverkehr in Linge-Darme (Schüttorfer Straße /
Rheiner Straße) statt. Der Kreisverkehr ist nur etwa 4 Kilometer vom AKW
Lingen entfernt (Luftlinie).

Der Elternverein Restrisiko Emsland und das Bündnis AgiEL
(AtomkraftgegnerInnen im Emsland) fordern, dass das Atomkraftwerk in
Lingen und alle anderen Atomkraftwerke sofort abgeschaltet werden. Die
Forderung der Umweltgruppen, die beide im BBU organisiert sind, betrifft
in gleichem Maße auch die Urananreicherungsanlage Urenco in Gronau und
die Brennelementproduktion des französischen Unternehmens Framatome in
Lingen. "Beide Uranfabriken produzieren Nuklearbrennstoff für
Atomkraftwerke im In- und Ausland. Für beide gibt es bisher keine
Stilllegungspläne. Es ist richtig und wichtig, dass in Lingen
gleichzeitig gegen Atomkraftwerke und Uranfabriken demonstriert wird",
so Udo Buchholz vom BBU-Vorstand.

Der BBU unterstützt seit Jahrzehnten den Widerstand gegen das AKW Lingen
2. Im Herbst 1980 war der BBU Mitveranstalter einer Großdemonstration
gegen die damaligen Pläne zum Bau des AKW. Das AKW Lingen 2. In den mehr
als 30 Betriebsjahren des AKW ereigneten sich dort rund 160
meldepflichtige Ereignisse ("Störfälle", Stand 31.3.2020 [1]).

Über 350 Initiativen, Verbände und Parteigliederungen aus der
Bundesrepublik, aus Belgien und aus den Niederlanden fordern mit der
"Lingen-Resolution" die sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in
Lingen und des AKW Lingen 2 [2].

Auch für das zweite in Niedersachsen noch laufende AKW (AKW Grohnde)
fordert der BBU die sofortige Stilllegung. Das AKW Grohnde ging nach der
diesjährigen Revision am 23. Mai 2020 wieder in Betrieb. "Nur die
Stilllegung der Reaktoren schützt vor Störfällen und der weiteren
Atommüllproduktion", betont BBU-Vorstandsmitglied Buchholz.


Anmerkungen:

[1] https://www.base.bund.de/DE/themen/kt/stoerfallmeldestelle/ereignisse/akw/akw.html

[2] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202020.pdf

Weitere Hintergrundinformationen:

https://atomstadt-lingen.de/aktuelles

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202016/13.01.16.pdf

http://www.grohnde-kampagne.de/sicher/regionalkonferenz/index.html

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/726: Klimakampf und Kohlefront - Datteln4 nicht zulassen ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Inbetriebnahme von Kohlekraftwerk Datteln4 ist internationaler Skandal
+++ Protest heute 10 Uhr vor NRW-Landesvertretung in Berlin +++ Laschet
begeht Klimaverbrechen



Berlin - Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr gemeinsam mit Fridays for
Future vor der Landesvertretung von in Nordrhein-Westfalen gegen das
Kohle-Kraftwerks Datteln4. Der Kohle-Konzern Uniper will das Steinkohle-
Kraftwerk trotz internationaler Proteste am morgigen Samstag vorzeitig in
Betrieb nehmen. Die Aktivist*innen von Ende Gelände prangern die
Verantwortung von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet für dieses
Klimaverbrechen an.

"Wenn Laschet denkt, er kann inmitten des Corona-Shutdowns still und
heimlich sein Kohleprojekt durchdrücken, dann unterschätzt er die
Klimagerechtigkeitsbewegung. So wie wir die Rodung des Hambacher Waldes
gestoppt haben, so werden wir auch Datteln4 stoppen. Heute protestieren wir
hier, morgen direkt vor dem Kraftwerk und sobald massenhafter Protest
wieder möglich ist, kommen wir zu Tausenden und sorgen selbst für den
Kohleausstieg", sagt Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/725: Klimakampf und Kohlefront - Beethovens 6. gegen Abbaggerung ... ("Alle Dörfer bleiben!")

Alle Dörfer bleiben - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020 - 12.10 Uhr

Beethovens "Pastorale" am Garzweiler-Tagebau + Konzert am 1.6. steht im
Zeichen des Klimaschutzes + "Beethoven würde an unserer Seite kämpfen"



Keyenberg/NRW, 28. Mai 2020 - Am Pfingstmontag, den 1. Juni 2020 um 13 Uhr
lädt das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" zu einem Konzert der besonderen Art
ein. Auf einem von Abbaggerung bedrohten Hof in Keyenberg spielen über 50
Profi-Musiker*innen Beethovens 6. Symphonie ("Pastorale") und den ersten
Satz der Schicksalssymphonie. Mit dem corona-konformen 
Freiluft-Wandelkonzert setzen die Musizierenden ein Zeichen für den Erhalt der
Dörfer am Braunkohletagebau und für den Klimaschutz.

Das Konzert ist ein Beitrag zum "World Pastoral Day" des
UN-Klimaschutzsekretariats am 5. Juni 2020, zu dem Musiker*innen in
aller Welt dazu aufgerufen sind, die Pastorale mit einem Statement zum
Klimaschutz zu verknüpfen. Das Orchester wurde eigens zu dem Anlass auf
private Initiative eines Bratschisten zusammengestellt.

Es ist das erste Klassik-Konzert in dieser Größenordnung seit
den Lockerungen der Corona-Verordnungen.

"Die 'Pastorale' ist ein Lob der Natur und der Aufruf, die Schöpfung zu
wahren", sagt Dorothee Cüppers aus dem bedrohten Dorf Berverath. "Wenn
Beethoven wüsste, wie RWE die Landschaft und das globale Klima zerstört,
würde er an unserer Seite kämpfen."

"Aus wissenschaftlicher Sicht ist klar, dass die Kohle unter unseren
Dörfern nicht mehr benötigt wird, um die Stromversorgung in Deutschland
zu decken", kommentiert David Dresen von "Alle Dörfer bleiben" mit
Verweis auf ein aktuelles Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). "Zwangsumsiedlungen sind nicht nur
unmenschlich, sondern auch einfach nicht mehr notwendig."

Damit die Sicherheit aller Beteiligten gewährleistet ist, stehen die
Musiker*innen auf dem Gelände des Hofes verteilt. Um auch bei weitem
Abstand die Synchronität des Orchesters sicherzustellen, hören die
Musiker*innen die Gesamt-Symphonie über Kopfhörer. Die Besucher*innen
können mit Mund-Nasen-Schutz an der Klanginstallation entlang spazieren.

Damit alle Beteiligten Abstand zueinander einhalten können, ist die
Anzahl der Besucher*innen auf 150 beschränkt. Das Konzert wird außerdem
über einen Livestream-Kanal übertragen, den wir in Kürze auf unserer
Webseite (https://www.alle-doerfer-bleiben.de) veröffentlichen werden.


Weiterführende Informationen:

Das aktuelle Gutachten des DIW zur energiewirtschaftlichen Notwendigkeit
des Tagebau Garzweilers:

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Infos zum "World Pastoral Day" bzw. zum "Beethoven Pastoral Project"
finden Sie unter:

https://www.bthvn2020.de/programm/beethoven-pastoral-project/

https://pastoralproject.org/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2020

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/724: Klimakampf und Kohlefront - bis in die letzte Konsequenz ... ("Menschenrecht vor Bergrecht")

"Menschenrecht vor Bergrecht" - Pressemitteilung vom 28.05.2020

Professor Volker Quaschning neuer Botschafter für "Menschenrecht vor
Bergrecht"



Keyenberg - Der Professor für Regenerative Energiesysteme an der HTW
Berlin, Volker Quaschning, unterstützt die Anwohner*innen vom Tagebau
Garzweiler II bei ihrem Kampf um ihr Zuhause.

"Eine Kohleverstromung über das Jahr 2030 hinaus blockiert die Energiewende
und torpediert die Klimaschutzziele. Darum ist es absurd, jetzt noch Dörfer
wegzubaggern und damit auch noch über den Klimawandel die Lebensgrundlagen
der jungen Generation zu zerstören", sagte Professor Quaschning in einem
Statement für "Menschenrecht vor Bergrecht".

Quaschning macht sich auf wissenschaftlicher Ebene bereits seit Jahren für
den Ausbau der erneuerbaren Energien stark. Dieser sorge gleichzeitig für
zukunftsfähige Arbeitsplätze und konsequenten Klimaschutz. Die
wissenschaftlichen Zusammenhänge erläutert Quaschning für ein breites
Publikum auf seinen viel beachteten Kanälen in den Sozialen Medien.
Quaschning steht nun beispielsweise neben Kapitänin Carola Rackete als
prominenter Botschafter an der Seite der Gemeinschaft.

Zusätzlichen Rückenwind erfährt "Menschenrecht vor Bergrecht" durch ein am
22. Mai veröffentlichtes Gutachten des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW). Es bestätigt, dass die Bescheinigung einer
"energiewirtschaftlichen Notwendigkeit" für den Tagebau Garzweiler II wie
im Entwurf zum Kohlegesetz vorgesehen, das Erreichen der Klimaziele
unmöglich macht.

Fast acht Monate sind vergangen, seit die Gemeinschaft der RWE Power AG
mitgeteilt hat, dass sie nicht verkaufen wird. Mittlerweile ist die
Abbruchkante des Tagebaus nur noch etwas mehr als 200 Meter von Keyenberg
entfernt. Ende April hat der Anwalt der Gruppe, Dirk Teßmer, daher erneut
einen Brief an die RWE Power AG verfasst und sie aufgefordert, den
Enteignungsantrag zu stellen, sollte sie weiter Interesse am Grundstück
haben. Nur so kann eine behördliche Prüfung stattfinden.

Menschenrecht vor Bergrecht: Die aus neun Familien bestehende Gemeinschaft
"Menschenrecht vor Bergrecht" wohnt in den fünf vom Tagebau gefährdeten
Dörfern der Stadt Erkelenz (Berverath, Keyenberg, Kuckum, Ober- und
Unterwestrich sowie der Holzweiler Höfe) oder in den Dörfern am
Tagebaurand. Sie besitzt ein Grundstück in Keyenberg, welches nach den
Plänen von RWE bis Ende 2023 dem Tagebau weichen soll. Ende September 2019
hatte die Gemeinschaft in einem Schreiben an die Landesregierung NRW, die
Bezirksregierung Arnsberg und den Kohlekonzern RWE Power AG deutlich
gemacht, dass sie ihr Grundstück unter keinen Umständen an RWE verkaufen
wird. Notfalls werde sie vor Gericht ziehen, um klären zu lassen, ob
Enteignungen für Braunkohle in Zeiten des Klimawandels und fehlender
energiewirtschaftlicher Notwendigkeit noch verfassungsgemäß sind.

facebook.com/MenschenvorBergrecht

Twitter: @AkteKeyenberg

Weitere Informationen unter:

www.menschenrecht-vor-bergrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28.05.2020

"Menschenrecht vor Bergrecht"

Internet: www.menschenrecht-vor-bergrecht.de
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KOHLEALARM/723: Klimakampf und Kohlefront - Abbau konsequent und geregelt ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus e.V. - Pressemitteilung vom 26.05.2020

Ostdeutsche Tagebaue nicht energiepolitisch notwendig

 GRÜNE LIGA: Forderung der LEAG entbehrt jeder Logik



Cottbus - Die GRÜNE LIGA widerspricht vehement der Forderung des
Kohlekonzerns LEAG, die energiepolitischen Notwendigkeit ihrer ostdeutscher
Tagebaue im Kohleausstiegsgesetz explizit festzuhalten [1].

René Schuster von der Bundeskontaktstelle Braunkohle der GRÜNEN LIGA sagt
dazu:

"Die LEAG versucht dem Gesetzgeber, die Katze im Sack zu verkaufen. Das
Unternehmen hat angekündigt, seine Abbauplanung um etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren zu müssen [2], verrät aber noch nicht, wo diese Kohle im
Boden bleiben würde. Die LEAG verlangt jetzt offenbar vom Parlament, ein
Konzept für notwendig zu erklären, das sich das Unternehmen erst im
Anschluss aussuchen will. Ein solcher Blanko-Scheck wäre mit
rechtsstaatlichen Grundsätzen unvereinbar."

Schuster weiter: "Der einzige korrekte Weg ist, nach Verabschiedung des
Kohleausstiegsgesetzes die energiepolitisch notwendige Kohlemenge und die
entsprechenden Abbauplanung in transparenten rechtsstaatlichen Verfahren zu
ermitteln. Dazu gehören Variantenbetrachtungen, Beteiligung der
Öffentlichkeit und Prüfung der Auswirkungen auf Umwelt und Wasserhaushalt.
Für den Tagebau Nochten (Freistaat Sachsen) ist die Überarbeitung des
Braunkohlenplanes bereits eingeleitet, für den Tagebau Welzow-Süd
(Brandenburg) soll die nach Verabschiedung des Kohleausstiegsgesetzes
beginnen. Die aktuelle LEAG-Forderung zielt offensichtlich darauf ab, diese
Verfahren inhaltlich auszuhöhlen und die Rechte betroffener Anwohner und
Grundeigentümer auszuhebeln."


Anmerkung:

[1] "Die WELT" vom 25. Mai 2020: "Wirtschaft fühlt sich beim
Kohlekompromiss hintergangen"

https://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article208253069/Wirtschaft-fuehlt-sich-beim-Kohlekompromiss-hintergangen.html

[2] Auszug aus Pressemitteilung der LEAG vom 29. Januar 2020:

"Fest steht, dass das Lausitzer Energieunternehmen wegen der verkürzten
Kraftwerkslaufzeiten seine Kohlenförderung um zusätzlich etwa 340 Millionen
Tonnen reduzieren muss (...)"

https://www.leag.de/de/news/details/leag-traegt-den-kohleausstiegsplan-der-regierung-mit/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 26.05.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/722: Klimakampf und Kohlefront - das Gegenteil vom politisch Erstrebenswerten ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 25. Mai 2020

Bootsblockade vor Kohlekraftwerk Reuter-West für sofortigen
Kohleausstieg +++ Ende Gelände: Vergoldung von Uralt-Kraftwerken ist
wahnwitzig



Berlin - Aktivist*innen von Ende Gelände und den Anti-Kohle-Kids
protestieren heute mit einer Bootsblockade am Berliner Steinkohlekraftwerk
Reuter-West für den sofortigen Kohleausstieg. Die Blockade findet
anlässlich der Anhörung im Wirtschaftsausschuss zum Kohleausstiegsgesetz
statt. Der Gesetzesentwurf sieht einen Kohleausstieg bis 2038 und
Entschädigungszahlungen für Kraftwerksbetreiber vor.

Ronja Weil, Pressesprecherin von Ende Gelände, zum Protest: "Wir kämpfen
heute gegen das Versagen der Bundesregierung beim Kohleausstieg. Der
Wahnsinn der Regierung vernichtet unsere Zukunft und zerstört
Lebensgrundlagen. Ob Corona oder Klimakrise: Eine Rückkehr zur alten
Normalität kann es nicht geben, wir müssen die Ursachen der Krisen
bekämpfen. Wir brauchen den sofortigen Kohleausstieg und ein System, das
nicht Profite, sondern Menschenleben schützt!"

Zu den Diskussionen über Entschädigungszahlungen erklärt Ronja Weil:
"Während Millionen Menschen gerade um ihre Existenzgrundlage fürchten,
sollen Uralt-Kraftwerke vergoldet werden. Entschädigungszahlungen für
Kohlekonzerne wirken in Corona-Zeiten genauso wahnwitzig wie 
Lufthansa-Rettung oder Abwrackprämie. Diese Ungerechtigkeit macht uns fassungslos. Es
darf kein Geld mehr für Klimazerstörung geben, wir fordern ein sofortiges
Ende von fossilen Industrien!"

Die Bootsblockade wird zusammen mit der Grünen Jugend, linksjugend ['solid]
und der BUND Jugend veranstaltet.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/721: Klimakampf und Kohlefront - Kompromiß umzureichend bis falsch ... (Antje Grothus)

Antje Grothus - Pressemitteilung vom 24. Mai 2020

Kohlegesetz ist eine Mogelpackung -

Gesetzesentwurf liest sich in Teilen wie Wunschzettel des Kohlekonzerns
RWE



Buir-Berlin, 24.05.2020. Anlässlich ihrer Einladung zur Anhörung als
Sachverständige in den Wirtschaftsausschuss der Bundesregierung am
25.05.2020 zieht das ehemalige Mitglied der Kohlekommission, Antje Grothus,
eine ernüchternde Bilanz zum vorliegenden Entwurf des Kohle-Gesetzes:

"Das Kohlegesetz ist eine Mogelpackung und bildet nicht den
gesellschaftlichen Minimalkompromiss zum Kohleausstieg ab, für den wir mit
den Empfehlungen in der Kohlekommission die Grundlagen gelegt haben. Der
Entwurf ist streckenweise das Gegenteil von dem, was die Kommission
empfohlen hat, und geht insbesondere zu Lasten des Klimaschutzes und der
Menschen in den bedrohten Dörfern. In Teilen liest sich der Gesetzentwurf
wie der Wunschzettel des Kohlekonzerns RWE.

Die Bestandssicherung des Tagebaus Garzweiler ist unnötig und skandalös.
Sie würde neues klima- und sozialpolitisches Unrecht schaffen. Wenn RWE den
Tagebau Garzweiler II unter Inanspruchnahme der Dörfer fortführt, wird
dadurch mehr Kohle gefördert als unter Klimaschutzaspekten zulässig ist.
Das ist klimapolitisch fatal und nicht kompatibel mit dem im Gesetzentwurf
verankerten Abschaltplan von Kohle-Kraftwerken. Im Tagebau Garzweiler II
liegt weit mehr Kohle, als noch verfeuert werden darf. Wenn die
Bundesregierung den RWE-Wunsch zur geplanten Weiterführung des Tagebaus
Garzweiler II erfüllt, drohen zusätzliche Mehremissionen von bis zu 360
Millionen Tonnen CO2.[1] Das entspricht ungefähr der viereinhalb-fachen
Menge der energiebedingten CO2-Jahresemissionen aus den 
RWE-Großkraftwerken in NRW.

Die Garzweiler-Klausel torpediert auch den Erhalt der fünf noch bedrohten
Dörfer. Statt alle Möglichkeiten der Kommissionsempfehlungen auszuschöpfen,
will die Bundesregierung, dass weitere Dörfer für den Kohleabbau zerstört
werden - in Zeiten, in denen der Kohleausstieg einen politischen Konsens
darstellt. Das ist absolut unverständlich, unnötig und ungerecht und das
Gegenteil von sozial verträglich. Das untermauern mittlerweile bereits drei
vorliegende Gutachten des Deutschen Institutes für Wirtschaftsforschung.[2]

Die Interessen der betroffenen Anwohner*innen in der Region müssen gewahrt
werden, kein weiteres Dorf darf mehr der Kohleförderung oder -verstromung
zum Opfer fallen. Auch der dauerhafte Bestand des Hambacher Waldes, der mit
keiner Silbe im Entwurf erwähnt wird, muss verbindlich festgeschrieben
werden. Wenn die Bundesregierung das nicht umsetzt, wird es keine
Befriedung im Kohlekonflikt geben und die Proteste werden wieder
eskalieren.

Problematisch sind auch die geplanten öffentlich-rechtlichen Verträge,
unter anderem weil sie den schwachen Ausstiegspfad zementieren. Damit nimmt
die Bundesregierung sich und kommenden Regierungen den notwendigen
Handlungsspielraum um angemessen auf vereinbarte Revisionsdaten reagieren
zu können. Die sich dynamisch entwickelnde Klimakrise erfordert Optionen
für Flexibilität statt einer starren, und auf Jahrzehnte manifestierten,
Tagebauplanung. Die Bundes- und Landesregierung muss sich alle
Möglichkeiten offen halten um in regelmäßigen Zeiträumen den Ausstiegspfad
nachschärfen zu können. Braunkohleabbaufelder müssen kleinstmöglich
dimensioniert werden und Genehmigungen für Vergrößerungen sorgfältig
geprüft und abgewogen werden. Anders sind auch die Pariser Klimaziele kaum
noch zu erreichen.

Indem die Bundesregierung die Empfehlungen der Kohlekommission so eindeutig
in Geist und Buchstaben ignoriert, delegitimiert sie demokratische
Beteiligungsprozesse in Kommissionen, die versuchen gesellschaftliche
Großkonflikte durch Kompromisslösungen unter den beteiligten Akteuren zu
lösen oder zu entschärfen. Damit schwächt sie das Vertrauen in die
Demokratie. So entsteht Politikverdrossenheit.


Meine schriftliche Stellungnahme finden Sie unter:

www.bundestag.de/resource/blob/697416/717d16f65a1aeeb2e0ceac57a918d0c6/sv-grothus-data.pdf

Anmerkungen:

[1] BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (2020): "Welche Annahmen liegen der
Landesregierung bezüglich der Behauptung der Bundesregierung einer
energiewirtschaftlichen Notwendigkeit von Garzweiler II vor?" Kleine
Anfrage -
Landtag NRW. Drucksache 17/8880. S. 2. Verfügbar unter:

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-8880.pdf

[2] Die drei DIW-Gutachten finden Sie unter:

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.612926.de/diwkompakt_2019-132.pdf

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/kohle/kohle_ausstieg_diw-studie.pdf 

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/s02901_gp_tagebau_garzweiler_studie_05_2020.pdf

Mehr Infos:

https://hambachfrau.de/ag/

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 24.05.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und

Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen

Braunkohlenrevier
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BUCHBESPRECHUNG/190: Hagen Fleischer, Krieg und Nachkrieg. Das schwierige deutsch-griechische Jahrhundert (Horst Möller)

Hagen Fleischer

Krieg und Nachkrieg

Das schwierige deutsch-griechische Jahrhundert 

von Horst Möller, 29. Mai 2020



Zu einem ungetrübteren Blick auf das heutige Griechenland wollen die
in Band 5 der Reihe "Griechenland in Europa" versammelten, elf von
Hagen Fleischer zwischen 1992 und 2016 publizierten Fallstudien
verhelfen - ins Deutsche gebracht, soweit sie ursprünglich auf
Griechisch oder Englisch verfasst waren. Die blamable "Bonner
Vermeidungsstrategie" von vorgestern dürfe nicht widerspruchslos - nun
mit Berliner Abwiegelungstaktik - auf ewig weitergeführt werden. Mit
größtem Bedauern hatte der Bundespräsident bei seinem Besuch im
Märtyrerdorf Lyngiades im März 2014 geäußert, "dass das demokratische
Deutschland ... so wenig über deutsche Schuld gegenüber den Griechen
wusste und lernte". Am wenigsten können allerdings solche zu Recht
beklagten Defizite denen angelastet werden, die es auf sich genommen
haben - vielfach privatim und ohne jegliche Fördermittel -, dieses
steinige Terrain zu erschließen. Die Zahl relevanter Publikationen
allein des in Athen (früher auch auf Kreta) wirkenden deutschen und
1985 zudem auch griechischer Staatsbürger gewordenen Historikers Hagen
Fleischer (Jg. 1944) ist enorm und potenziert sich fortlaufend durch
die Arbeiten seiner Schülerschaft. Er ist nicht der Forscher, der
still vor sich hin Archivakten entstaubt und sich mit
Kathedergeflüster begnügt. Die gewissermaßen als Chronist von ihm
selbst vorgenommenen und initiierten Befragungen von Zeitzeugen
beeindrucken in Vielzahl und Breite. Seine Beteiligung an der
Historikerkommission, die den von Kurt Waldheim verschwiegenen Einsatz
im Stab der Wehrmacht in Thessaloniki nachweisen konnte, was zu dessen
gegen erheblichen Widerstand durchgesetzten Abschied von der
politischen Bühne führte, bewirkte damals hinreichend Öffentlichkeit.
Fesselnd eine Causa darzulegen ist, wie sich im vorliegenden Buch
bereits an diesem einen Beitrag über den zweimaligen
UNO-Generalsekretär und späteren Bundespräsidenten Österreichs zeigt,
nicht nur den Historiografen britischer Feder zu eigen.

Themenkomplexe, denen sich Hagen Fleischer (H.F.) widmet, betreffen:
das Bild hierzulande von Eleftherios Venizelos, Großonkel des
derzeitigen Ministerpräsidenten; die Spaltung der griechischen
Gesellschaft vor, während und nach dem Krieg; Besatzung und Widerstand
1941-1944; die Verbrechen an den griechischen Juden; die
Militärdiktatur 1967-1974 im deutsch/deutschen Kontext; die nach
verdammt spät eingestandener Kriegsschuld noch immer blockierte
vollständige Begleichung der Kriegsschulden. Umfangreich wird Material
aufbereitet, um das Zusammenspiel von Ursachen und Folgen zu erhellen,
gerechtere Urteile über die Akteure zu ermöglichen, nach ihrer Rolle
Täter und Opfer zu benennen, der Geschichtsvergessenheit, -leugnung
und -verdrehung Einhalt zu gebieten. Auf einige wenige Punkte sei im
Folgenden verwiesen.

In seinem Pariser Exil hatte Venizelos, Hauptakteur der Liberalen
während der ersten Dezennien des vorigen Jahrhunderts, im Herbst 1935
verlauten lassen, was H.F. wie folgt resümiert: "Dem Kontinent stünde
nämlich ein neuer blutiger Waffengang bevor, 'wie ein Naturphänomen,
dem keine menschliche Macht widerstehen' könne: 'Und auch dieser Krieg
wird von Deutschland entfesselt'! Da die Reichswehr derzeit noch nicht
dazu in der Lage sei, höre man aus Berlin noch Friedensschalmeien.
Doch bald sei die Aufrüstung abgeschlossen, und spätestens im Frühjahr
1937 werde Hitler losschlagen, um den Anschluss Österreichs mit
Waffengewalt zu erzwingen. Der daraufhin als Kettenreaktion ausgelöste
Weltkrieg(!) würde - infolge der Verbindungen zwischen Kleiner Entente
und Balkanpakt - auch Griechenland erfassen; diese äußere Bedrohung
unterstreiche jedoch die Notwendigkeit einer innergriechischen
Aussöhnung und nationaler Einheit." Und H.F. weiter: "Diese brisante
Prophezeiung ist in der Venizelos-Forschung lange unberücksichtigt
geblieben."

Hitlerdeutschland hatte von Anfang an Griechenland in seine
geostrategischen Absichten einbezogen. So z.B. sah eine Empfehlung des
später als Hitlergegner hingerichteten Carl Goerdelers aus dem Jahre
1938 vor, die Grenzen Bulgariens auf Kosten Griechenlands nach Süden
bis an die Gestade der Ägäis zu verschieben. Als drei Jahre danach
Deutschland, Italien und Bulgarien das Land unterworfen und unter sich
aufgeteilt hatten, formierte sich eine breite, gegen Besatzer und
Kollaborateure gerichtete Widerstandsbewegung unterschiedlichster
Couleur und teilweise mit einem gegeneinander gerichteten
Konfliktpotential, aus dem heraus nach Abzug der Wehrmacht im Oktober
1944 die Fronten aufbrechen und - unter dem Eingreifen der Briten
(später der US-Amerikaner) auf Seiten des konservativen Lagers - der
Bürgerkrieg eskaliert. Die zum Sieg über den Hitlerfaschismus am
meisten beigetragen hatten, wurden ausgeschaltet, verfolgt,
ausgebürgert, verketzert. H.F. hat intensiv zu Geschichte und
Bewertung der griechischen Résistance gearbeitet. Hier erinnert er
erneut daran, "dass die größte und wichtigste Widerstandsorganisation
EAM/ELAS weitgehend von Kommunisten gegründet und kontrolliert worden
war und daher von den konservativen Regierungen der Nachkriegszeit als
'schlimmer als der Teufel' eingestuft wurde. So hatte meine
Schlussfolgerung für Aufruhr gesorgt, endlich müssten die Maßstäbe
zurechtgerückt und die Linke in ihrer historischen Rolle als
bedeutendes Widerstandszentrum während der Okkupationszeit vom
griechischen Staat offiziell anerkannt werden." 1974 ist die
kommunistische Partei nach fast dreißigjährigem Verbot wieder
legalisiert und 1982 die EAM als Teil des Nationalen Widerstands per
Gesetz anerkannt worden.

Wie auch die Bundesrepublik mit der Würdigung des griechischen
Widerstands ins Hinken kam, dem geht H.F. in seiner Paraphrase über
"Deutsche Kränze auf griechischem Boden" nach, eigentlich ein Ulk, den
man gern in den Orkus versenkte, wenn sich da nicht bis heutzutage
Schauriges täte. Erst kürzlich verlautete, dass sich aktive und
frühere Soldaten der Bundeswehr dieses Jahr wieder am NS-Denkmal im
Dorf Floria auf Kreta zu einem Heldengedenken versammelt haben, als
hätten Wehrmacht und SS niemals ein ungeheuerliches Erbe hinterlassen.
Was Opferzahlen und Kriegsschäden betrifft, sind die dokumentierten
Zahlen erschreckend. Die Anregungen Hagen Fleischers, wie die
Schuldenlast abgetragen werden könnte, werden auf Skepsis stoßen,
sollten aber dennoch Gehör finden. - Seine aufs sorgfältigste edierte
Aufsatzsammlung darf als weiterer Baustein für einen Gesamtüberblick
über die Geschichte Griechenlands der Neuzeit gelten.

Hagen Fleischer

Krieg und Nachkrieg.

Das schwierige deutsch-griechische Jahrhundert.

Herausgegeben von Chryssoula Kambas.

Übersetzung aus dem Griechischen von Andrea Schellinger.

Böhlau Verlag, Köln 2020

366 S.

30.- Euro

 * 

Quelle:

© 2020 by Horst Möller, Leipzig

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / INITIATIVE





ATTAC/2050: Abwrackprämie abwracken - Dienstag Menschenkette in Berlin

Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 29. Mai 2020

Abwrackprämie abwracken: Dienstag Menschenkette in Berlin

Attac beteiligt sich an Protest / Kein Steuergeld für klimaschädliche
Spritschlucker



Dienstag, 2. Juni, ab 12 Uhr

Vom VDA (Behrenstraße 35) zum Kanzlerinnenamt
(Willy-Brand-Straße 1), Berlin (Attac-Abschnitt in der Wilhelmstraße)

Mit einer kilometerlangen Menschenkette quer durchs Regierungsviertel -
vom Sitz der Autolobbyist*innen vom VDA bis zum Kanzlerinnenamt -
stellen sich Bürger*innen am Dienstag gegen eine Abwrackprämie 2.0.
Attac-Aktivist*innen beteiligen sich an dem Protest, zu dem Fridays for
Future, Campact, der BUND, der VCD, Greenpeace, die Naturfreunde,
Changing Cities sowie Gliederungen der Linken und der Grünen gemeinsam
mit Attac aufrufen. Der Schutz der Gesundheit hat bei der Aktion
Priorität: Mit langen Bändern halten die Teilnehmer*innen Abstand
zueinander.

"Die breite Ablehnung erneuter Subventionen für klimaschädliche
Spritschlucker zeigt erste Wirkung: Der Autogipfel am Dienstag fällt
aus. Offenbar dämmert der Großen Koalition: Der dreiste Versuch der
Autolobby, die Corona-Krise auszunutzen, um den Jahre lang verschleppten
sozial-ökologischen Umbau weiter abzuwehren, wird von den Bürger*innen
als solcher erkannt", sagt Achim Heier vom Attac-Koordinierungskreis.
"Jetzt machen wir weiter Druck, damit die Abwrackprämie endgültig
abgewrackt wird. Es darf keine Kaufprämien für Autos mit
Verbrennungsmotoren geben."

Um das Klima zu schützen und die Verkehrswende voranzubringen, fordert
Attac gemeinsam mit den anderen Initiator*innen der Menschenkette statt
einer Kaufprämie für neue Autos massive Investitionen in den
Öffentlichen Verkehr und den Radverkehr.

Bereits am heutigen Freitag gehen Attac-Gruppen zusammen mit anderen
verkehrspolitisch Aktiven in vielen Städten auf die Straße. Der
dezentrale Aktionstag steht unter dem Motto "Keine Kohle für
Klimakiller! Verkehrswende statt Abwrackprämie!". Geplant sind Aktionen
in Aachen, Bamberg, Berlin, Braunschweig, Bremen, Düsseldorf, Duisburg,
Flensburg, Kassel, Köln, Osnabrück und Tettnang.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6657: Hamburg - Alexander Rösler, "Unter Kitteln", 04.06.2020

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2020

Donnerstag, 4.6.2020, 19.30 Uhr
Alexander Rösler

stellt seinen Krankenhausroman »Unter Kitteln« vor

Moderation: Rainer Moritz



Kennen Sie Punzlau im Brandenburgischen? Nein? Dann sind Ihnen
vermutlich auch die dort ansässigen Dubio-Kliniken kein Begriff. Das
ist ein Fehler, denn wer Alexander Röslers Debütroman »Unter Kitteln«
(Literatur Quickie) liest, begreift schnell, dass es sich lohnt, ja
unverzichtbar ist, sich in diese tiefe ostdeutsche Provinz
aufzumachen. So wie Hagen Burbeis, der junge, gut aussehende
Mediziner, der vielleicht nicht zur Crème de la Crème seiner Zunft
gehören mag, aber immerhin als Assistenzarzt Anstellung in den
Dubio-Kliniken findet.

Was Burbeis dort erlebt, Seit an Seit mit Tennis spielenden Chefärzten
und kühl kalkulierenden Geschäftsführern, belebt eine Gattung, die in
der deutschen Literatur keinen erlesenen Ruf genießt: den Arzt- oder
Krankenhausroman. Alexander Rösler, im Hauptberuf Chefarzt in einem
Bergedorfer Krankenhaus, erzählt in seinem sehr komischen Roman vom
Innenleben einer Klinik, wo die »Aufenthaltsdauer der Patienten«
längst das entscheidende wirtschaftliche Argument ist. Anfangs möchte
man dieses Buch für eine geschliffene, dialogstarke Satire auf
Krankenhaus- und Wissenschaftsgepflogenheiten halten, wenn einem das
alles nach wenigen Seiten nicht allzu bekannt vorkäme. Alexander
Rösler liefert den Stoff zur Zeit: ein böses Buch über den
Krankenhausbetrieb« (Hamburger Abendblatt).

Eintritt: EUR 12,-/8,-

Aufgrund des stark verringerten Kartenkontingents gelten für alle
veränderte Bedingungen: Die Anmeldung beginnt am 28. Mai um 9.00 Uhr;
frühere Einsendungen werden nicht berücksichtigt. Richten Sie Ihre
verbindliche Anmeldung bitte nur per E-Mail an tickets@literaturhaus-
hamburg.de. Die Bezahlung erfolgt per Lastschrift. Bitte geben Sie bei
Mehrfachbuchungen an, ob Sie im selben Haushalt leben. Sie bekommen
eine Buchungsbestätigung. Ihr Ticket samt Platzkarte erhalten Sie am
Veranstaltungsabend. Andere Vorverkaufswege werden nicht angeboten.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6656: Hamburg - Dichter in Hamburg, Ein Joachim-Maass-Abend, 03.06.2020

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2020

Mittwoch, 3.6.2020, 19.30 Uhr

Dichter in Hamburg - Ein Joachim-Maass-Abend

»Unwiederbringliche Zeit« - mit Achatz von Müller und Joachim Kersten



Seine Bücher seien »in der Strömung der zur sturen Industrie
gewordenen Bücherflut unterspült, vergriffen und vielfach sogar
vergessen worden«, konstatierte einst Martin Beheim-Schwarzbach mit
leichter Melancholie, um hinzuzusetzen: von der Geheimliste »des
Erlesenen können sie aber nicht verschwinden«.

Die Rede ist von Joachim Maass (1901-1972), einem der einfühlsamsten
Chronisten der deutschen Schuld und Tragödie des 20. Jahrhunderts.
Maass war in unmittelbarer Nachbarschaft des heutigen Literaturhauses
am Schwanenwik aufgewachsen. Er hatte den Niedergang der älteren
Generation des Hamburger Bürgertums am Beispiel der eigenen Familie
erfahren. So galt seine ganze literarische Bewunderung Thomas Mann,
dem zentralen Zeugen dieser späthanseatischen Krise, aber expliziter
noch als der Lübecker spürte er den aus ihr erwachsenen Brüchen und
Erschütterungen der Kindheit nach. In dieser fand er die
vorausweisenden Zeichen und Symbole des kommenden Unheils. Ein
wesentlicher Teil seines Werkes galt dieser Thematik (»Borbe«, »Die
unwiederbringliche Zeit«, »Das magische Jahr« u.. Dass Maass die
Zeichen richtig las, belegt sein selbstgewähltes Exil in Amerika kurz
vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges. Auch die Rückkehr nach
Deutschland misslang.

Präsentation und Lesung wollen diesen wunderbaren, offenbar aus
schlechten Gründen vergessenen Autor als Seismografen des säkularen
Unheils aus dem selbstgewählten Schatten rücken.

Mit freundlicher Unterstützung der Elsbeth Weichmann Gesellschaft

Eintritt: EUR 12,-/-

Aufgrund des stark verringerten Kartenkontingents gelten für alle
veränderte Bedingungen: Die Anmeldung beginnt am 28. Mai um 9.00 Uhr;
frühere Einsendungen werden nicht berücksichtigt. Richten Sie Ihre
verbindliche Anmeldung bitte nur per E-Mail an tickets@literaturhaus-
hamburg.de. Die Bezahlung erfolgt per Lastschrift. Bitte geben Sie bei
Mehrfachbuchungen an, ob Sie im selben Haushalt leben. Sie bekommen
eine Buchungsbestätigung. Ihr Ticket samt Platzkarte erhalten Sie am
Veranstaltungsabend. Andere Vorverkaufswege werden nicht angeboten.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8999: Und morgen, den 30. Mai 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 30.05.2020 bis zum 31.05.2020 +++






[image: Jean-Luc 8999 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Es bleibt, wie 's war,

die Sonne scheint,

der Himmel klar,

Jean Grünhaut greint.
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ITALIEN/332: Premier Conte begrüßt EU-Wiederaufbauplan - Warnung vor eingeschränkter Souveränität (Gerhard Feldbauer)

Kehrtwende in Rom

Premier Conte begrüßt "Wiederaufbauplan" der EU

Warnungen vor Einschränkung der Souveränitätsrechte

von Gerhard Feldbauer, 29. Mai 2020



Das "Wiederaufbauplan" getaufte Konjunkturprogramm der EU über
750 Mrd. Euro ist in Rom laut der Nachrichtenagentur "ANSA" am
Donnerstag überschwänglich als "ausgezeichnetes Signal der EU" begrüßt
worden. Premier Giuseppe Conte hatte bereits am Mittwoch getwittert,
es sei "ein optimales Signal aus Brüssel", das genau in die Richtung
gehe, die Italien aufgezeigt habe. Da hatte der Regierungschef wohl
vergessen, dass er wochenlang "Corona-Bonds" gefordert und ihre
Ablehnung vor allem durch Berlin als fehlende Solidarität attackiert
hatte. Die römische "La Repubblica" vermerkte zum Nachgeben Contes
entschuldigend, es sei eine "unbequeme, aber unwiderlegbare Wahrheit",
dass Italien ohne die EU die Situation mit der öffentlichen
Verschuldung "nicht in den in den Griff bekommen" werde.

Italien rechne, so "ANSA", mit dem Löwenanteil an den vorgeschlagenen
Mitteln des Sanierungsfonds: Von den erwarteten 500 Milliarden Euro an
nicht rückzahlbaren Zuwendungen und 250 Milliarden Euro an Krediten
belaufe sich das italienische Paket auf 172,7 Milliarden, davon 82
nicht rückzahlbare Beihilfen, 91 seien Darlehen. Am Freitag ging die
Agentur darauf ein, dass die EU-Mittel nur im Zusammenhang mit
Reformen vergeben, ansonsten die Raten ausgesetzt würden. Das bezieht
sich offensichtlich darauf, dass zum Beispiel Außenminister Di Maio
von M5S vor möglichen Bedingungen warnte, die an den Fonds gebunden
sind, dessen Gelder als Ausleihe ausbezahlt werden, die zurück zu
zahlen ist.

Wirtschaftsexperten verwiesen darauf, dass alles zwischen Frankreich
und Deutschland verhandelt worden sei und auch die 250 Mrd. Euro
Anleihen und die übrigen 500 Mrd. als strukturelle Fonds zu sehen
seien, was heiße, dass es Fonds sind, die durch die Staatenbeteiligung
am Budget der EU finanziert und über mehrere Jahre ausgegeben werden.
Ihr Gebrauch werde kontrolliert und den Prioritäten der deutschen und
französischen Industrie untergeordnet. Wie "ANSA" beruhigend zu
erklären versuchte, gehe es darum, dass "nicht von gemeinsamen
Prioritäten wie Digital und Green Deal" abgewichen werde und dass die
Förderung strukturschwachen Bereichen zugute käme, die die Wirtschaft
anfällig und leistungsschwach zu machen drohten.

"Der Wiederherstellungsfonds soll nicht nur die Unterstützung des
Notfalls sein, sondern ein langfristiger Plan, der die Staaten auch
ohne Auflagen dazu verpflichtet, die seit Jahren von Brüssel
geforderten Reformen durchzuführen." Aber auch "ANSA" muss einräumen,
dass die Mittel in Form von Tranchen bereitgestellt werden und diese
an Ziele gebunden sind: "Wer sie nicht erreicht, verliert die Rate".
Der mit 750 Milliarden Euro dotierte Wiederherstellungsfonds, von
denen fast 173 Euro für Italien reserviert sind, werde hauptsächlich
über die Wiederherstellungs- und Resilienzfazilität tätig, die 560
Milliarden Euro bestünden zu 310 Euro aus Zuschüssen und 250 Euro aus
Darlehen.

"Sie werden gemäß eines Verteilungsschlüssels, der das Pro-Kopf-BIP,
die Arbeitslosigkeit und die Bevölkerung berücksichtigt, an die
Staaten verteilt und dienen der Finanzierung öffentlicher
Investitionen und Reformen, die von den Staaten gewählt, aber von der
EU angegeben werden." Dazu wird EU-Wirtschaftskommissar Paolo
Gentiloni von der sozialdemokratischen Partito Democratico (PD)
zitiert, der zu beruhigen sucht, dass "es nichts mit der
Konditionalität und dem Eindringen von Brüssel zu tun habe, dass es
freiwillig ist und die Mitgliedstaaten die Verantwortung für ihr eigenes
Wachstum übernehmen". Die EU-Staaten würden entscheiden, wie, wo und
wann sie Hilfe ausgeben und dazu einen "Sanierungsplan" entwickeln, in
dem der Bestimmungsort der Mittel bis 2024 genau angegeben und die zu
erreichenden Ziele für die Erlangung der verschiedenen Hilfstranchen
festgelegt werden.

Aber auch Gentiloni kommt nicht umhin einzugestehen, dass der Plan
mit den gemeinsamen europäischen Zielen, d. h. Investitionen in die
digitale und grüne Wirtschaft, kohärent sein und die Empfehlungen
umsetzen müsse, die die Kommission im Mai im Rahmen des Europäischen
Semesters, d. h. des Überwachungszyklus, jährlich an jedes Land
richtet. Zwar gebe es keine Ausgabenbeschränkung, aber "die
Unterstützung von Zuschüssen hängt sicherlich mit der erfolgreichen
Umsetzung der Politik zusammen". Schließlich warnt Gentiloni,
angesichts dieser großen Menge an Ressourcen nicht zu vergessen, "dass
wir ein hoch verschuldetes Land sind" und dass wir mittelfristig "die
Schulden auf einen überschaubaren Weg bringen müssen, weil wir sonst
in ein paar Jahren das Risiko eingehen, in Schwierigkeiten zu
geraten".

"ANSA" zitiert schließlich EU-Kommissar Valdis Dombrovskis: Wenn die
Mitgliedstaaten "die von der EU festgelegten Prioritäten" nicht
einhalten und "die Ziele nicht umsetzen, verlieren sie das Geld einer
Rate". Noch ist das Programm nicht unter Dach und Fach. Im Palazzo
Chigi (dem Regierungssitz) rechne man "mit schwierigen Verhandlungen",
die nicht vor der Ratssitzung im Juni abgeschlossen sein dürften,
heißt es bei "ANSA". Hinzu kommt, dass Conte ein neues Dekret über die
Umsetzung des "Wiederaufbauplans" vorlegen und Abgeordnetenhaus und
Senat es absegnen müssen.

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FORSCHUNG/214: Neue C14-Daten stellen Datierung der griechischen Antike in Frage (idw)

Österreichische Akademie der Wissenschaften - 28.05.2020

Neue C14-Daten stellen Datierung der griechischen Antike in Frage



Die Entstehung der griechischen Stadtstaaten, die Erfindung des
griechischen Alphabets, die griechische Kolonisation und das Zeitalter
Homers - sie alle könnten 50 bis 150 Jahre früher zu datieren sein. Das
legt ein Befund von Archäologen der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften nahe.




[image: Bild: © Stefanos Gimatzidis/ÖAW]

Attische Keramikkiste mit Miniaturimitationen von Getreidespeichern
des Frühgeometrisch II aus Athen. Ihre Datierung wird aufgrund der
neuen C-14-Daten beeinflusst.

Bild: © Stefanos Gimatzidis/ÖAW



Er galt schon in der Antike als Vorbild: Homer. Seine Geschichten, "Ilias"
und "Odyssee", sind auch nach 2700 Jahren noch immer zeitgemäß - oder sind
es 2800 Jahre? Die genaue Datierung seiner Epen ist bislang genauso
umstritten, wie die Frage, ob es den Dichter tatsächlich gegeben hat.
Ersteres könnte sich jetzt ändern. Denn: Eine bislang unerreichte
Datierungspräzision durch neue C14-Daten stellt das bisherige griechische
Periodisierungssystem in Frage.

Zu diesem Ergebnis kommt ein internationales Forschungsprojekt unter der
Leitung von Stefanos Gimatzidis vom Österreichischen Archäologischen
Institut der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW). Die
Befunde erfordern eine radikale Revision der griechischen Zeitordnung:
Wichtige historische Ereignisse sowie die Entstehung zahlreicher
Innovationen in der Philosophie, Literatur und politischen Organisation
müssen demnach 50 bis 150 Jahre früher datiert werden. Die Studie ist
jetzt in der US-amerikanischen Fachzeitschrift PLOS ONE publiziert.

Belege aus Fundstätte Sindos

In Zusammenarbeit mit Bernhard Weninger vom Institut für Ur- und
Frühgeschichte der Universität zu Köln wurden dabei zum ersten Mal die
griechischen geschichtswissenschaftlichen Zeitraster mit modernen
naturwissenschaftlichen Methoden, und zwar mit präzisen Radiokarbondaten,
überprüft. Dazu wurden Probematerialien verwendet, die aus gut datierbaren
Kontexten aus der nordägäischen Fundstätte Sindos kamen. Ein Ort, der aus
mehreren Gründen archäologisch interessant ist, u.a. aufgrund der
zahlreichen importierten Keramikgefäße aus verschiedenen Regionen
Griechenlands, die einen Vergleich bzw. eine Korrelation der regionalen
Chronologiesysteme ermöglichen. Dank der langen durchlaufenden
Stratigraphie, der archäologischen Methode der Altersbestimmung von
Ablagerungen, ist nun auch eine zuverlässige statistische Modellierung der
Radiokarbondaten möglich.




[image: Bild: © Stefanos Gimatzidis/ÖAW]

Attische Amphora des Frühprotogeometrisch aus Athen. Gefäße wie diese
bilden die Grundlage für die Konstruktion des griechischen
geschichtswissenschaftlichen Zeitrasters, das jetzt aufgrund neuer
Befunde in Frage gestellt wird.

Bild: © Stefanos Gimatzidis/ÖAW



"Häufig leidet die Anwendung der Methode der C14-Datierung unter der
Schwierigkeit, dass die vom C14-Labor tatsächlich erreichte hohe
Messgenauigkeit in der archäologischen Anwendung gar nicht benutzt werden
kann", erklärt ÖAW-Archäologe Stefanos Gimatzidis. Diese statistische
Schwankungsbreite ist das - zunächst unvermeidbare - Resultat von realen
Schwankungen des atmosphärischen C14-Gehalts: "So hat man in der
Archäologie regelmäßig zwar viele sehr präzise C14-Messungen zur Hand, die
aber nach Korrektur der Schwankungen des atmosphärischen C14-Gehalts
leider allesamt nur eine oft lange Liste von möglichen Datierungen bieten,
typischerweise mit einer Streuung im Rahmen von 100 bis 300 Jahren."

Doppelter Glückstreffer

Die aktuelle Studie profitiert nun von einer ganz ungewöhnlichen
Situation, gewissermaßen einem doppelten Glückstreffer: Zum einen bietet
die C14-Kalibrationskurve bei der Auswertung der C14-Daten von Sindos von
vornherein eine ungewöhnlich hohe chronologische Genauigkeit, die zweitens
durch die zielgerichtete Entnahme von gut datierbaren Tierknochenproben
aus einem ungewöhnlich langen Profil mit Siedlungsschichten der frühen
Eisenzeit noch verstärkt werden konnte. "So ergänzen sich die Vorteile der
Methode in diesem Fall zugunsten einer für diese Periode bislang
unerreichten Datierungspräzision", sagt der ÖAW-Forscher. Anhand der
Kombination von Radiokarbondaten und Keramik können Datierungsfehler
wesentlich verkleinert werden.

"Oft werden Natur- und Geisteswissenschaften als Gegensätze gesehen. In
unserer Arbeit ergänzen sie sich", ist Gimatzidis überzeugt. Für ihn steht
fest: Die neuen Befunde bewirken nicht einfach die Umdatierung einzelner
Ereignisse oder Funde, sie legen eine neue Lektüre der antiken Geschichte
nahe. Die Verbreitung des Alphabets oder des Symposiums in Griechenland
und Italien kann man sich jetzt als einen längeren Prozess vorstellen, der
im 9. Jahrhundert v. Chr. begann. "In dieselbe Zeit könnte jetzt auch die
Konzeption der homerischen Epen datiert werden, worauf einige Verse auf
einem Trinkgefäß in Pithekoussai auf Ischia hindeuten, sowie auch der
Beginn der griechischen Kolonisation, die zur gleichen Zeit gemeinsam mit
der phönizischen Expansion die Globalisierung des Mittelmeers verstärkte",
so der Archäologe.


Originalpublikation:

"Radiocarbon dating the Greek Protogeometric and Geometric periods: The
evidence of Sindos",

S. Gimatzidis, B. Weninger,

PLOS ONE 2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2169

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Österreichische Akademie der Wissenschaften, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEMORIAL/218: Italiens Staatspräsident würdigt die Mafia-Jäger Falcone und Borsellino (Gerhard Feldbauer)

Italiens Staatspräsident Mattarella würdigte den mutigen Kampf der von der Mafia ermordeten Juristen Falcone und Borsellino gegen die Verbrecherorganisation

Von Gerhard Feldbauer, 25. Mai 2020



Am 23. Mai 1992 und zwei Monate später am 19. Juli wurden in Italien
zwei Kämpfer gegen die Mafia - Giovanni Falcone und Paolo Borsellino -
von dieser in blutigen Massakern ermordet. Staatspräsident Sergio
Mattarella hat die beiden Staatsanwälte als "leuchtende Beispiele" des
Kampfes "vieler anderer Staatsbediensteter, die im Kampf gegen das
organisierte Verbrechen gefallen sind", gewürdigt. Auch die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA, die römische La Repubblica und
weitere Medien widmeten den beiden Symbolfiguren des
Anti-Mafia-Kampfes Beiträge. Auf Sizilien fanden an den Orten des
Geschehens zahlreiche Gedenken statt, darunter in der Falcone
Foundation von Palermo.

Staatsanwalt Falcone wurde am 23. Mai 1992 bei Caprici nahe Palermo
mit seiner Frau und drei Leibwächtern durch eine ferngezündete
500 Kilo TNT-Sprengladung umgebracht. Es war ihm gelungen, das
Geflecht der Mafia mit der Democrazia Cristiana (DC), der Wirtschaft,
der Politik und der Geheimdienste mit den Faschisten und der CIA-Armee
"Gladio" aufzudecken. Falcones Mitarbeiter, der Untersuchungsrichter
Paolo Borsellino, wurde mit fünf Leibwächtern in Palermo vor dem Haus
seiner Mutter durch eine Bombe umgebracht, weil er die Arbeit
Falcones fortgesetzt hatte.

Auf der Grundlage der Ermittlungen Falcones klagte am 27. März 1993
der Staatsanwalt von Palermo, Gian Carlo Caselli, den mehrmaligen
Ministerpräsidenten, Giulio Andreotti, der Komplizenschaft mit der
Mafia an. In einem zweiten Prozess wurde Andreotti in Perugia wegen
Anstiftung zum Mord an dem von Mafia-Killern erschossenen Herausgeber
des Osservatore politico, Mino Pecorelli, angeklagt. Pecorelli
hatte angekündigt, die Rolle Andreottis, der u. a. beschuldigt wurde,
der eigentliche Chef der faschistischen Putschloge "P2" zu sein, bei
der Ermordung des DC-Führers Aldo Moro im Mai 1978 zu enthüllen.




[image: Foto: Unknown author / Public domain via Wikimedia Commons]

27. Februar 1978 - Giulio Andreotti (links) und Aldo Moro (rechts)

Foto: Unknown author / Public domain via Wikimedia Commons



Die Anschläge gegen Falcone, gegen Borsellino u. a. waren
Vergeltungsakte, mit denen die Mafia die Fortsetzung der in den 1980er
Jahren eröffneten sogenannten "Maxiprozesse" verhindern wollte.
Während dieser im Februar 1986 vor dem Corte d'Asisse (Schwurgericht)
von Palermo begonnenen Strafverfahren waren 456 der höchsten Chefs
der Verbrecherorganisation angeklagt worden, darunter Spitzenleute wie
Salvatore Riina, Bernardo Provenanzo und Filippo Marchese. Am
16. Dezember 1987 waren 19 Mafia-Bosse zu lebenslangen
Zuchthausstrafen verurteilt worden. 323 der Angeklagten zu insgesamt
2.665 Jahren Gefängnis und Geldstrafen. 114 mussten wegen Mangels an
Beweisen freigesprochen werden. 1988 bestätigte der Corte d'Appello
(Berufungsgericht) von Palermo im Wesentlichen die Urteile. Und das,
obwohl die Mafia kurz vorher den Vorsitzenden Richter, Antonio Saetta,
ermordet hatte, um die Schuldsprüche zu verhindern.

Im Prozess gegen Andreotti in Palermo wurde deutlich, warum die
Staatsanwälte jahrzehntelang gegen die Mafia erfolglos gewesen waren.
Die Anklage gegen Andreotti in Palermo, die 650.000 Aktenseiten
umfasste, deren Verlesung 33 Stunden dauerte, stützte sich auf die
Aussagen zahlreicher geständiger Mafiosi. Während des Prozesses wurden
231 Zeugen gehört, Fotos und Filmaufnahmen über zahlreiche Begegnungen
Andreottis mit Mafiabossen vorgelegt. Darauf war auch der die
traditionellen, unverbrüchlichen Beziehungen innerhalb der Mafia
besiegelnde Bruderkuss Andreottis mit einem der mächtigsten
Mafia-Bosse Siziliens, Salvatore Riina, zu sehen.

Laut der Anklageschrift, aus der die Zeitung Avvenimenti in
ihrer Nr. 13/1993 zitierte, bestand "ein Geflecht zwischen dem Senator
Andreotti und Cosa Nostra", in dem dieser "einen Beitrag zum Schutz
der Interessen und zum Erreichen der Ziele der Organisation leistete",
insbesondere "hinsichtlich gerichtlicher Strafverfahren gegen
Exponenten der Organisation." U. a. kam ans Licht, dass die
"Ehrenwerte Gesellschaft" auf Betreiben Andreottis der DC in
Süditalien jahrzehntelang Wählerstimmen beschafft hatte, wofür
angeklagten Mafiosi Straffreiheit garantiert wurde.

Dazu war für Andreotti der Vorsitzende Richter des Kassationsgerichts
(vergleichbar dem Bundesgerichtshof) Corrado Carnevale, tätig, der
in Hunderten von Mafiaverfahren dafür sorgte, dass die Angeklagten
freigesprochen oder die Urteile annulliert wurden. Gleiches besorgte
er in unzähligen Verfahren gegen faschistische Terroristen, was ihm
den Beinamen "Urteilskiller" einbrachte. In den Ermittlungen gegen die
mit der Mafia liierte faschistische Putschloge "P2" verhinderte er
eine Anklage wegen umstürzlerischer Tätigkeit, Putschvorbereitung und
Mitgliedschaft in einer bewaffneten kriminellen Vereinigung.

Zu den Mafia-Jägern, die die Spuren der Komplizenschaft Andreottis mit
der Mafia und seiner Rolle in der "P2" verfolgten, gehörte auch der
Carabinieri-General und Anti-Mafia-Präfekt von Palermo, Alberto Dalla
Chiesa, der in seinem Tagebuch notiert hatte, dass er das "doppelte
Spiel" des Premiers enthüllen werde. Er wurde deshalb am 3. September
1982 mit seiner zweiten Frau, die er gerade geheiratet hatte, und
seinem Fahrer in Palermo auf offener Strasse erschossen. Wie der
Mafioso Pietro Calogero, der das Mordkommando anführte, nach seiner
Verhaftung 1996 aussagte, wurde der General wie auch Pecorelli
umgebracht, um Andreotti "einen Gefallen zu tun".

Im Verfahren in Perugia wurde Andreotti zu 24 Jahren Gefängnis
verurteilt, 1999 in der Revision freigesprochen, was der Kassationshof
von Rom 2003 bestätigte. In Palermo gab es einen Freispruch "zweiter
Klasse" wegen Mangels an Beweisen. Der Einspruch der
Staatsanwaltschaft wurde letztinstanzlich 2003 vom Kassationsgericht
in Rom ebenfalls zurückgewiesen. Trotzdem bedeuteten die Prozesse den
politischen Bankrott Andreottis, nicht zuletzt auch deshalb, weil
selbst bei der Aufhebung des Urteils von Palermo festgehalten werden
musste, dass der Ex-Premier der Mafia lange Zeit "freundschaftlich
gesonnen" gewesen sei, was bedeutete, dass der Angeklagte nicht von
jedem Verdacht freigesprochen wurde.

Zu den Opfern der Mafia-Morde dieser Jahre gehört auch der Bruder des
Staatspräsidenten Piersanti Mattarella, der als ein Anhänger Aldo
Moros den Machenschaften der Verbrecherorganisation entgegentrat und
deshalb von ihr im Januar 1980 umgebracht wurde. Die Killer kamen aus
den Reihen der Faschisten, Auftraggeber war jedoch die Mafia.

Bis heute sind nicht alle Hintergründe der Verbrechen aufgeklärt. Wie
La Repubblica am 23. Mai berichtete, fällt darunter auch, dass
einer der Attentäter zwei Stunden und 41 Minuten vor dem Anschlag
einen Telefonanruf aus Minnesota/USA erhielt. Ergebnislos verliefen
auch die Ermittlungen gegen den langjährigen Premier (mit
Unterbrechungen von 1994 bis 2011) und Chef der faschistischen Forza
Italia (FI) Berlusconi wegen Komplizenschaft mit der Mafia. Von der
Aktualität des Appells Mattarellas zeugt, dass der Kampf gegen die
Mafia bis in die Gegenwart anhält. Allein seit Jahresbeginn wurden
über hundert Mafiosi festgenommen, im April in Rom bei Festnahmen
Vermögen des Spada-Clans in Höhe von 18 Millionen Euro sichergestellt.
In Palermo wurde vergangene Woche ein Beauftragter für das
Krisenmanagement in der Corona-Epidemie wegen des Verdachts der
Korruption festgenommen, gegen 12 weitere Personen wird wegen Vergabe
von Hilfsgeldern an Mafia-Komplizen ermittelt.

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/781: Hamburg - Philosophisches Café, Selbstbestimmung in Zeiten der Pandemie, mit Volker Gerhardt, 09.06.2020

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Juni 2020

Dienstag, 9.6.2020, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Mündige Freiheit: Selbstbestimmung in Zeiten der Pandemie

Zu Gast: Volker Gerhardt

Moderation: Wolfram Eilenberger



Seit Monaten greifen die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie tief in
unseren Alltag ein. Sämtliche Aspekte unseres Daseins sind betroffen:
privat wie öffentlich, beruflich wie ökonomisch, politisch wie
rechtlich.

Philosophisch drängen mit der Gefährdung durch das Virus Fragen der
praktischen Philosophie in den Vordergrund. Sie betreffen insbesondere
unsere Pflichten wie auch Rechte anderen Menschen gegenüber - als
potentiellen Opfern einer Ansteckung.

Wo beginnt in Zeiten von Corona meine Verantwortung, und wo endet sie?
Welche Grundrechte sind in Ausnahmesituationen legitim einzuschränken,
welche sollten unantastbar bleiben? Wie stellt sich das ewige
Spannungsverhältnis von Freiheit und Sicherheit in Zeiten von Corona
dar? Wie das zwischen wissenschaftlichen Experten und mündigen
Bürgern? Gäbe es gar eine spezielle Ethik der Pandemie - und welchen
Prinzipien folgte sie?

Niemand ist geeigneter, diese wortwörtlich überlebenswichtigen Fragen
zu erkunden, als der Hamburger Philosoph Volker Gerhardt, Autor
zahlreicher Werke zur praktischen und politischen Philosophie sowie
ehemaliges Mitglied des Deutschen Ethikrats.

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 16,-/-

Aufgrund des stark verringerten Kartenkontingents gelten für alle
veränderte Bedingungen: Die Anmeldung beginnt am 28. Mai um 9.00 Uhr;
frühere Einsendungen werden nicht berücksichtigt. Richten Sie Ihre
verbindliche Anmeldung bitte nur per E-Mail an tickets@literaturhaus-
hamburg.de. Die Bezahlung erfolgt per Lastschrift. Bitte geben Sie bei
Mehrfachbuchungen an, ob Sie im selben Haushalt leben. Sie bekommen
eine Buchungsbestätigung. Ihr Ticket samt Platzkarte erhalten Sie am
Veranstaltungsabend. Andere Vorverkaufswege werden nicht angeboten.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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HÖRFUNK/516: Deutschlandfunk Kultur - "Herr Burczik hat sonst nie Besuch", 1.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Herr Burczik hat sonst nie Besuch

Von Franz Zauleck

Regie: Barbara Plensat

Komposition: Lutz Glandien

Mit Winnie Böwe, Jürgen Holtz, Ulrich Matthes, Gudrun Ritter

DeutschlandRadio Berlin 2002

Moderation: Ulrike Jährling

Kakadu - Kinderhörspiel

Montag, 1. Juni 2020, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Herr Burczik ist ein älterer Herr, der regelmäßig zum Zeitungskiosk am
Bahnhof geht und dort die Fernsehzeitung kauft. Eines Tages sitzt im
Zeitungskiosk ein kleiner Herr, ungefähr 80 Zentimeter groß, heißt
Herr Ping und hat kein Zuhause. Seit zwei Wochen hat ihn die
Zeitungsfrau im Kiosk untergebracht, doch morgen macht sie Urlaub. Da
lässt sich Herr Burczik überreden, den kleinen Herrn Ping mit zu sich
nach Hause zu nehmen. Schnell wird der kleine Herr unverschämt, er
badet im Toilettenspülkasten, mäkelt am Essen herum und will im
Kühlschrank wohnen. Doch als er eines Tages verschwunden ist, fehlt er
dem alten Herrn Burczik sehr.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFF/784: München - Kunstauskunft jeden Sonntag in den Pinakotheken und im Museum Brandhorst

Die Pinakotheken

1:1 mit Kunst, Design und Architektur. Kunstauskunft jeden Sonntag
in den Pinakotheken und im Museum Brandhorst



Schon kurz nach Wiederöffnung der Alten Pinakothek, der Pinakothek der
Moderne und des Museums Brandhorst findet wieder Kunstvermittlung
statt. Dabei hat die Sicherheit höchste Priorität: 1:1 - Dialoge
machen es möglich. Das bedeutet, dass an festen Standorten zwischen
13.00 und 17.00 Uhr unsere Kunstvermittlerinnen und Kunstvermittler
mit jeweils einer Person, einem zusammengehörigen Paar oder einer
Familie über die ausgestellten Werke, ihre Wirkung, ihre Geschichte
und ihre Besonderheiten sprechen. Da keine Führungen stattfinden
können, haben wir die erfolgreichen Dialogformate CICERONE in der
Alten Pinakothek und KÖNIGSKUNDE zu den letztjährigen Ausstellungen
der Pinakothek der Moderne in Schloss Herrenchiemsee entsprechend
adaptiert.

Damit wird das Museum als Raum sozialer Interaktion wieder lebendig.

Zu den Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie zählen
neben der Beschränkung der Teilnahmezahl das Tragen von Hygienemasken
sowie das Einhalten des Mindestabstandes. Um möglichst vielen
Besucherinnen und Besuchern Kunstauskunft zu ermöglichen, werden die
Dialoge auf zehn Minuten beschränkt. Für inhaltliche Abwechslung
sorgen die unterschiedlichen Standorte, die teilweise um 15.00 Uhr
wechseln.

Am 14. Juni wird es zudem eine Kunstauskunft zwischen 13.00 und 17.00
Uhr in der Sammlung Schack geben. Ab dem 21. Juni wird die dann
eröffnete Retrospektive zu K. H. Hödicke in der Staatlichen
Graphischen Sammlung München in der Pinakothek der Moderne einbezogen.

Folgend finden Sie eine Übersicht der geplanten Themenbereiche am 31.
Mai 2020:

Alte Pinakothek


13.00-15.00 EG Saal I (Romantik)

15.00-17.00 OG Saal VII: Peter Paul Rubens

Pinakothek der Moderne


13.00-15.00 Saal 11, Surrealismus

15.00-17.00 Saal 30, Anselm Kiefer

13.00-17.00 Design: Setzkasten

13.00-17.00 Architektur: Experience in Action

Museum Brandhorst

13.00-15.00 UG Patio

15 - 17 Uhr OG Lepantosaal

Weitere Informationen zu den Standorten der folgenden Termine auf
Nachfrage.

Die Teilnahme an der Kunstauskunft ist im Sonntagseintritt von 1 Euro
inbegriffen. Hinweise zu den aktuellen Schutzmaßnahmen zur Eindämmung
der COVID-19-Pandemie erhalten Sie auf unserer Website
www.pinakothek.de/willkommen-zurueck.

Wir danken PIN. Freunde der Pinakothek der Moderne für die Förderung
der Kunstauskunft in der Pinakothek der Moderne und dem Museum
Brandhorst.

Dem Pinakotheks-Verein danken wir für die Förderung der Kunstauskunft
in der Alten Pinakothek und der Sammlung Schack.

www.facebook.de/pinakotheken

www.twitter.com/pinakotheken

www.instagram.com/pinakotheken

www.vimeo.com/pinakotheken

 * 

Quelle:

Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Kunstareal München

Barer Straße 29, 80799 München

Telefon: +49 (0)89 238050

E-Mail: info@pinakothek.de

Internet: www.pinakothek.de
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DA/675: Streik als Mittel der politischen Auseinandersetzung

DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Nicht ganz legal, aber wichtig


Streiks sind die mächtigste Waffe der Lohnabhängigen im Kampf für ihre
Interessen. Sie können auch für politische Ziele genutzt werden. Aber
wie?

von Norbert Döring, 18. Mai 2020



Streik als Mittel der politischen Auseinandersetzung wird in Folge der
feministischen Streiks in Spanien 2018 und der sogenannten globalen
Klimastreiks der Schüler*innen von Fridays for Future immer öfter
diskutiert.

Ob diese Streiks das Ziel haben Geschlechterungleichheit zu beenden,
schnelleres Handeln in der Klimapolitik zu erzwingen oder eine
möglicherweise in Aussicht stehende AfD-Regierung wieder zu Fall zu bringen
- das Konzept bleibt das gleiche: Massenstreiks sollen entweder direkten
Druck auf Unternehmen ausüben und deren Einfluss in der Politik nutzen, um
politische Veränderungen zu erzwingen oder die Infrastruktur lahmlegen und
die ganze Maschine erst wieder in Gang setzen, wenn sie sich im Einklang
mit den Interessen der Arbeiter*innen bewegt.

Dass politische Streiks als illegal gelten, geht auf ein Urteil des
Landesarbeitsgerichts Freiburg aus dem Jahr 1952 zurück. Arbeiter*innen von
Zeitungsbetrieben streikten, um das Betriebsverfassungsgesetz auszuweiten.
Der Streik wurde zwar für illegal erklärt, aber das Gericht wollte diese
Entscheidung nicht als prinzipielles Verbot aller politischen Streiks
verstanden wissen:

"Sollte durch vorübergehende Arbeitsniederlegung für die Freilassung
 von Kriegsgefangenen oder gegen hohe Besatzungskosten oder gegen hohe
 Preise demonstriert werden, dann könnte dieser politische Streik wohl
 kaum als verfassungswidrig angesehen werden."


Das eigentliche Problem liegt nicht in der staatlichen Repression von
Streiks. Es liegt im Tarifvertragsgesetz. Streiks müssen von Gewerkschaften
ausgerufen werden. Neben der Auflage, dass ein Streik nicht während einer
vereinbarten Friedenspflicht stattfinden darf, muss der Streik dem Zweck
dienen, Verhandlungen zu erzwingen, um das Ziel in einem Tarifvertrag
festzuschreiben. Das heißt die Unternehmen müssen auch fähig sein zu
liefern, was die Streikenden bestellen. Trifft davon ein Punkt nicht zu,
drohen der Gewerkschaft empfindliche Schadensersatzforderungen. Die
Gewerkschaft setzt mit Aufrufen zu politischen Streiks ihr Vermögen und
damit ihre Handlungsfähigkeit aufs Spiel. Streiken Arbeiter*innen ohne
gewerkschaftlichen Aufruf, gilt das lediglich als Arbeitsverweigerung - das
ist keine Straftat, sondern schlimmstenfalls Kündigungsgrund.

Eine politische Streikpraxis ist möglich

Trotzdem gibt es historische Beispiele für politische Streiks in
Deutschland. Im März 1920 streikten Hunderttausende, um den faschistischen
Kapp-Putsch zu stoppen. 1968 legten Arbeiter*innen in einigen Betrieben die
Arbeit nieder, um die neuen Notstandsgesetze zu verhindern und 1996 zwangen
politische Streiks die Kohl-Regierung zur Rücknahme eines Gesetzes, das
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall kürzte. Nicht die Gerichte schützten die
Streikenden vor Repressionen, sondern gesellschaftlicher Konsens und eine
breite Beteiligung.

Ziel muss es sein eine politische Streikpraxis zu etablieren, um
konsequente Maßnahmen zum Klimaschutz und Geschlechtergleichheit notfalls
erzwingen zu können. Dafür ist es nötig den eigenen Betrieb als politischen
Raum zu begreifen, in dem wir neben betrieblichen Problemen auch
gesellschaftliche Fragen auf die ToDo-Liste setzen.

Für die Zeit bis politische Streiks auch in Deutschland Normalität geworden
sind, hat die FAU Dresden Vorschläge ausgearbeitet, um die Lohnarbeit an
Aktions- und Streiktagen - wie dem internationalen Frauenkampftag -
kollektiv zu verzögern oder zu unterbrechen. Zum Beispiel ist der
Betriebsrat nach § 43 Absatz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes
verpflichtet, auf Wunsch eines Viertels der wahlberechtigten
Arbeitnehmer*innen eine Betriebsversammlung einzuberufen. Warum also nicht
mit den Kolleg*innen ins Gespräch kommen und ungleiche Bezahlung der
Geschlechter oder sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz diskutieren? Mit
einiger Vorarbeit und einer aktiven Betriebsgruppe steht dann am 8. März
2021 eine ganztägige Betriebsversammlung zum Thema an. Niemand arbeitet und
trotzdem werden alle bezahlt.


Weitere Ideen und mehr findet ihr in der Broschüre der FAU Dresden,
die ihr downloaden könnt unter:

https://www.fau.org/materialien/streiken-ist-unser-gutes-recht

Der Artikel stammt aus der Verteilzeitung zum 1. Mai 2020. Diese ist sowohl
unter dem folgenden als auch im Syndikat eures Vertrauens in gedruckter
Form zu haben:

https://direkteaktion.org/wp-content/uploads/2020/05/2020-DA-Verteilzeitung-
Onlineversion_compressed.pdf


 URL des Artikels bei "DA - Direkte Aktion":

https://direkteaktion.org/nicht-ganz-legal-aber-wichtig/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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GEGENWIND/873: Für einige eine Lösung - Bleiberecht für "gut integrierte Jugendliche"

Gegenwind Nr. 380 - Mai 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Einwanderung

Bleiberecht für "gut integrierte Jugendliche"

Für einige eine Lösung

von Reinhard Pohl



Der § 25a im Aufenthaltsgesetz

Wenn Familien abgeschoben werden, gibt es oft Proteste von Freunden
und Nachbarn: Die Tochter war doch so gut in der Schule! Der Sohn war
doch so beliebt im Handball-Verein. Die Mutter half doch immer in der
Kirchengemeinde! Der Vater hat doch ordentlich gearbeitet! Darauf hat
die Politik in den letzten zehn Jahren systematischer reagiert als in
den Jahren vorher.

In den 90er Jahren und dann noch bis 2011 gab es eine Reihe von
humanitären Lösungen. Danach bekam eine bestimmte Gruppe abgelehnter
Asylbewerber oder ehemaliger Kriegsflüchtlinge ein Bleiberecht, wenn
sie bestimmte Bedingungen erfüllten. Sie mussten zu einem bestimmten
Stichtag eingereist sein, bestimmte Bedingungen wie Wohnung, Arbeit
oder Deutschkenntnisse erfüllen. Und dann gab es immer wenige, die in
die Bedingungen reinpassten, viele andere nicht.

2011 schaffte der Gesetzgeber es endlich, solch eine humanitäre Lösung
auch ins Aufenthaltsgesetz zu schreiben. Alle Regelungen wurden bis
heute mehrfach geändert, teils ein Dutzend mal. In diesem Artikel geht
es um das Bleiberecht für gut integrierte Jugendliche, also
Schülerinnen und Schüler.

Grundsätzliche Regelung

Jugendliche und Heranwachsende können unabhängig von den Eltern ein
Bleiberecht erhalten. Jugendliche sind alle, die 14 bis 17 Jahre alt
sind. Heranwachsende sind alle, die 18 bis 20 Jahre alt sind. Mit dem
21. Geburtstag endet das Recht, den Antrag zu stellen.

Die Jugendlichen oder Heranwachsenden müssen vier Jahre lang
ununterbrochen in Deutschland leben. Sie müssen in dieser Zeit
entweder zur Schule gegangen sein, und zwar erfolgreich. Oder sie sind
eine beliebige Zeit zur Schule gegangen, haben aber einen Abschluss
erreicht.

Die Eltern eines Jugendlichen können in bestimmten Fällen auch einen
Aufenthaltstitel erhalten. Erhalten sie eine Aufenthaltserlaubnis,
bekommen auch die minderjährigen Geschwister des Stammberechtigten (so
nennt man dann den Jugendlichen) eine Aufenthaltserlaubnis erhalten.

Die Ehepartner und Kinder eines Heranwachsenden, der die
Aufenthaltserlaubnis bekommt, bekommt auch eine Aufenthaltserlaubnis.
Bei Heranwachsenden können Eltern und Kinder nicht vom Bleiberecht
profitieren.

Die Bedingungen

Der Antrag muss vor dem 21. Geburtstag gestellt werden. Manchmal stößt
man in der Beratung auf Jugendliche oder Heranwachsende, deren
Geburtstag mit dem "1.1." angegeben ist. Falls es Belege dafür gibt,
dass damit nur das Geburtsjahr eingetragen werden sollte, weil die
übrigen Angaben fehlten, kann man es manchmal ändern lassen. Dadurch
werden für die Antragstellung ein paar Monate gewonnen.

Der Jugendliche oder Heranwachsende muss sich vier Jahre erlaubt oder
geduldet und ununterbrochen in Deutschland aufgehalten haben.
Beratungsbedarf gibt es immer, wenn der Aufenthalt ein paar Tage
unterbrochen war, zum Beispiel durch einen unerlaubten Besuch im
Ausland. Die Zeiten mit einer BüMA werden als "gestattet" angerechnet.
Falls es Zeiten gibt, in denen der Aufenthalt geduldet wurde, aber
keine Duldung ausgestellt wurde, muss man nachweisen, dass man hier
gelebt hat. Falls der Aufenthalt unterbrochen wurde, muss die Zeit
nach der Wiedereinreise vier Jahre betragen.

Es muss ein "erfolgreicher" Schulbesuch nachgewiesen werden. Dazu
reichen normalerweise die Zeugnisse, die Antragstellerin oder der
Antragsteller muss jeweils versetzt worden sein. Falls es in der
Erstaufnahme keinen Schulunterricht gab oder nach der Verteilung auf
einen Kreis die Anmeldung zur Schule nicht gleich möglich war, muss
man entweder mit der Ausländerbehörde verhandeln, ob das als
"Schulzeit" angerechnet wird, oder den Antrag später stellen, wenn die
vier Jahren zweifellos beisammen sind.

Das Gesetz verlangt auch eine "positive Integrationsprognose". Die ist
normalerweise gegeben, wenn der Betreffende regelmäßig zur Schule
gegangen ist und keine Vorstrafen hat.

Keine Aufenthaltserlaubnis bekommt, wer über seine Identität getäuscht
hat, also zum Beispiel einen falschen Namen, ein falsches Geburtsdatum
oder eine falsche Staatsangehörigkeit angegeben hat. Falls die Eltern
eine falsche Identität angegeben haben, muss die oder der Jugendliche
spätestens mit dem 18. Geburtstag die richtige Identität angeben. Man
muss auch beachten, dass grundsätzlich eine Passpflicht besteht. Den
Pass braucht man spätestens beim Übergang zum unbefristeten
Aufenthaltstitel (Niederlassungserlaubnis). Der Pass kann in der Regel
nur mit der echten Identität beantragt werden.

Der Lebensunterhalt muss gesichert sein. Das gilt grundsätzlich. Hier
gibt es eine Ausnahme: Wer zum Zeitpunkt der Antragstellung zur Schule
geht, eine Ausbildung macht oder studiert, ist davon befreit.

Schließlich darf es keine Anhaltspunkte dafür geben, dass die oder der
Jugendliche die freiheitlich-demokratische Grundordnung ablehnt.
Solche Anhaltspunkte sind relativ selten.

Falls es bei einem oder mehreren Punkten Diskussionen mit der
Ausländerbehörde gibt, sollte die Jugendliche oder der Heranwachsende
zu einer Beratungsstelle gehen. Dann ist sie oder er nicht allein.

Während des Asylverfahrens ...

ist eine Aufenthaltserlaubnis nicht möglich. Falls eine Betroffene die
Aufenthaltserlaubnis will, muss zunächst der Asylantrag zurückgezogen
werden. Da ist es auf jeden Fall zu empfehlen, sich beraten zu lassen.
Außerdem ist es wichtig, sich erst von der Ausländerbehörde die
Aufenthaltserlaubnis zusichern zu lassen, bevor man den Asylantrag
zurückzieht. Hat der Asylantrag gute Chancen, sollte man das
Asylverfahren erst zuende bringen.

Solch eine Entscheidung sollte man nicht alleine treffen, sondern
gemeinsam mit der eigenen Rechtsanwältin oder einer guten
Beratungsstelle.

Wenn der Asylantrag "offensichtlich unbegründet" abgelehnt wurde, darf
danach ja kein Aufenthaltstitel gegeben werden, erst nach einer
Ausreise und Wiedereinreise. Hier gibt es im § 25a eine Ausnahme:
Diese Aufenthaltserlaubnis darf trotzdem gegeben werden.

Verlängerung

Für die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis gelten die meisten
Bedingungen nicht mehr. Die Mindestzeiten für den Aufenthalt und die
Schule hat man ja bei Antragstellung bestätigt bekommen. Für die
Verlängerung ist dann das Alter auch egal.

Es gilt allerdings: Für eine Verlängerung muss der Lebensunterhalt
gesichert sein, wenn man mit Schule oder Ausbildung oder Studium
fertig ist. Ein Pass sollte da sein. Und Vorstrafen können dazu
führen, dass die Verlängerung abgelehnt wird.

Profitieren Eltern und Geschwister?

Wenn die Eltern des Jugendlichen den Lebensunterhalt aus
Erwerbstätigkeit sichern und nicht hier sind, weil sie durch falsche
Angaben eine Abschiebung verhindert oder verzögert haben: ja. Dann
bekommen minderjährige Geschwister auch eine Aufenthaltserlaubnis.

Falls es Probleme mit der Definition gibt, sollte man die
Unterstützung einer Beratungsstelle suchen. Das ist zum Beispiel der
Fall, wenn Eltern das Sorgerecht verloren haben. Oder wenn es sich
nicht um Geschwister, sondern um Halbgeschwister handelt.

Wichtig ist, dass Eltern und minderjährige Geschwister den Antrag auf
eine Aufenthaltserlaubnis stellen, solange der "Stammberechtigte" noch
minderjährig ist. Wenn dieser seine eigene Aufenthaltserlaubnis knapp
vor dem 18. Geburtstag stellt, kann es für Eltern und Geschwister
knapp werden - nach dem 18. Geburtstag sind die Eltern nicht mehr
sorgeberechtigt, dann profitieren sie nicht von der
Aufenthaltserlaubnis des (ehemaligen) Kindes.

Falls die Jugendliche noch minderjährig ist, die Eltern aber nicht vom
Erwerbseinkommen leben können: Dann wird ihre Duldung bis zum 18.
Geburtstag der oder des Minderjährigen verlängert, sie dürfen also
"provisorisch" bleiben, bis ihr Kind volljährig ist. Das hört sich
nicht so toll an, ist es auch nicht. Aber manchmal klappt es, dass das
Kind mit 10 Jahren herkommt und mit 14 Jahren die Voraussetzungen für
die Aufenthaltserlaubnis erfüllt. Dann ist das Bleiben der ganzen
Familie gesichert, hängt allerdings am Bleiberecht dieses einen
Kindes. Aber man gewinnt die Zeit bis zum 18. Geburtstag, um für die
Eltern und Geschwister eine andere Lösung zu finden. Manchmal gibt es
auch jüngere Geschwister, die als "Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis"
einspringen können, sobald sie selbst 14 Jahre alt sind, dass die
Eltern 10 oder 15 Jahre gewinnen.

Wenn die Eltern allerdings arbeiten und über die 17-jährige Tochter
eine Aufenthaltserlaubnis bekommen, gilt diese zwei Jahre lang und
wird danach verlängert, wenn sie sich immer noch selbst finanzieren -
auch wenn die Tochter dann über 18 Jahre alt ist.

Für Heranwachsende ...

gilt entsprechend, dass von einer Aufenthaltserlaubnis Ehefrau,
LebenspartnerIn und eigene Kinder profitieren - die Eltern oder
Geschwister nicht mehr. Allerdings müssen die Ehepartner auch ihren
Lebensunterhalt selbst aus Erwerbstätigkeit sichern.

Familienzusammenführung

Leben noch Mitglieder der Familie im Ausland, gibt es zum Beispiel
Geschwister, die bei Verwandten zurückgelassen wurden, dürfen die auch
nach Erteilung dieser Aufenthaltserlaubnis nicht so einfach kommen.
Das ist nur in Ausnahmefällen aus humanitären Gründen möglich. Ein
Recht auf Familiennachzug besteht nur, wenn sich die Stammberechtigten
zum unbefristeten Aufenthaltstitel, der Niederlassungserlaubnis,
emporgearbeitet haben.

Fazit

Der 2011 ins Aufenthaltsgesetz eingefügte Paragraph 25a, der
inzwischen grundlegend verändert wurde, ist eine gute Chance für
einige, die hier zur Schule gehen, auch hier zu bleiben. Die
Möglichkeit muss allerdings noch bekannter werden.

In einem Erlass vom 16. März 2020 weist die Landesregierung von
Schleswig-Holstein (Innenministerium) die Ausländerbehörden darauf
hin, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen die Aufenthaltserlaubnis
auch gegeben werden muss. Bei Zweifeln sollte sie zugunsten der oder
des Jugendlichen entscheiden.

Allerdings sollte man bei der Beratung einer Familie im Auge behalten:
Hier wird die Verantwortung für das Bleiberecht der Familie auf ein
Kind verlagert. Dem Kind wird aufgebürdet, erfolgreich zur Schule zu
gehen und sich eine positive Integrationsprognose zu verdienen, damit
Eltern und Geschwister bleiben können.

Falls die Eltern ihr Aufenthaltsrecht nicht sichern können, kann es
auch zur Trennung der Familie kommen: Mit Volljährigkeit darf die oder
der Heranwachsende hier bleiben, für die Eltern wird die
Abschiebeandrohung wieder aktiv. Sie müssen dann ausreisen, sie können
auch von der Polizei zur Abschiebung abgeholt werden.

Das ist für die Familie eine sehr schwere Entscheidung, insbesondere
wenn es um eine Tochter geht, die mit gerade mal 18 Jahren alleine
hier zurückgelassen werden soll. Insofern bietet diese Regelung eine
Lösung für manche Bleiberechtsprobleme, aber die Lösung ist im
Einzelfall oft alles andere als perfekt.
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Steuermilliarden für die Deutsche Bahn - Lohnkürzungen für die
Belegschaft 

Von Dietmar Gaisenkersting

29. Mai 2020



Das Bundesverkehrsministerium, die Deutsche Bahn AG, die
Eisenbahngewerkschaft EVG und der Konzernbetriebsrat haben ein "Bündnis für
unsere Bahn" vereinbart, das die Folgen der Coronakrise auf die Belegschaft
abwälzt.

Gewerkschaft und Betriebsrat verpflichten sich darin, bis 2024 zwei
Milliarden Euro beim Personal einzusparen und das Management bei der
Umsetzung entsprechender Maßnahmen vor Ort zu unterstützen. EVG-Chef 
Klaus-Dieter Hommel und der Konzernbetriebsratsvorsitzende Jens Schwarz haben
einem entsprechenden Eckpunktepapier bereits zugestimmt.

Die Initiative zu dem Bündnis ging von der EVG aus, der Hausgewerkschaft
der Bahn. In einem Brief an Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU)
und den Arbeitsdirektor der Deutschen Bahn Martin Seiler hatte sie für ein
"Bündnis für Beschäftigung und Mobilität" geworben.

Am 17. Mai hatte EVG-Chef Hommel noch gewarnt, dass die Einsparungen bei
der Bahn 10.000 Arbeitsplätze kosten würden. Nun rühmt er das von ihm
initiierte Bündnis, weil damit der Stellenabbau verhindert werde und die
geplanten Neueinstellungen weitergingen. "Wir haben mit diesem heutigen
Bündnis gesichert, dass es eben nicht zu einem befürchteten Stellenabbau
kommt", behauptete er am Dienstag.

Stattdessen werden die zwei Milliarden Euro nun auf anderem Wege aus der
Belegschaft herausgepresst. Wie genau, erklärte Hommel nicht. Er bemerkte
lediglich, er sehe Einsparpotenzial bei Arbeitszeiten und
Organisationstrukturen. Die Beschäftigten der an chronischem Personalmangel
leidenden Bahn müssen also mit noch mehr Arbeitsstress, längeren
Arbeitszeiten ohne Lohnausgleich, der Kürzung von Zuschlägen und ähnlichem
rechnen.

Eine entsprechende Vereinbarung ist anscheinend bereits unterschrieben
worden. Im Strategiepapier des Bündnisses heißt es, dass die Tarifpartner
"zusammen mit diesem Bündnis Eckpunkte zu einer tarifvertraglichen
Vereinbarung" abschließen und "ihren Beitrag" leisten, "um das Unternehmen
wirtschaftlich zu stabilisieren".

Während die Beschäftigten langfristig auf Lohn verzichten, verzichtet der
Konzernvorstand lediglich in diesem Jahr (!) auf Boni und verpflichtet
sich, variable Vergütungen für Führungskräfte um eine Summe "im
dreistelligen Millionenbereich" zu senken. Bei den DB-Töchtern DB Netz, DB
Station & Service und DB Energie wird ausdrücklich nicht auf Boni- und
Dividendenzahlungen verzichtet.

Die Bahn hat hohe Verluste eingefahren, weil die Fahrgastzahlen infolge der
Corona-Pandemie um bis zu 90 Prozent eingebrochen sind. Die Bundesregierung
beziffert den Schaden beim größten deutschen Staatskonzern auf 11 bis 13,5
Milliarden Euro. Geplant ist nun, dass der Bund das Eigenkapital der Bahn
mit einer Finanzspritze um 6,9 bis 8,4 Milliarden Euro erhöht.

Zudem hat der Haushaltsausschuss des Bundestages auf Anregung von Scheuer
einer höheren Verschuldungsgrenze der Bahn zugestimmt. Die derzeit rund 25
Milliarden Euro Schulden sollen Ende 2020 rund 32 Milliarden Euro erreichen
können. Die Bahn hat sich im Gegenzug verpflichtet, in den nächsten Jahren
bis zu 5,1 Milliarden Euro einzusparen, 2 Milliarden davon beim Personal.

Die Lokführergewerkschaft GDL hat sich dem Bündnisaufruf nicht
angeschlossen. Auch sie lehnt Einsparungen beim Personal nicht
grundsätzlich ab. "Wir verweigern uns nicht der Verantwortung in 
Corona-Zeiten", sagt der GDL-Vorsitzende Claus Weselsky. "Wenn man mit uns einen
Sanierungstarifvertrag schließen will - der vielleicht notwendig ist - soll
man das in vernünftigen Verhandlungen mit uns tun."

Weselsky verlangt, dass nicht bei den Lokführern, Zugbegleitern und anderen
operativ Beschäftigten gespart wird, die seine Gewerkschaft hauptsächlich
vertritt, sondern bei den Beschäftigten in der Verwaltung, die überwiegend
in der EVG organisiert sind.

Ein "Beschäftigungsbündnis für jedermann" sei nicht geeignet, "ein
funktionierendes Eisenbahnunternehmen zu erhalten", so der GDL-Chef. Man
brauche weniger Häuptlinge und mehr Indianer. "Die DB-Wettbewerber kommen
mit meist viel weniger Führung und Verwaltung aus." Während Lokführer und
Zugbegleiter in den letzten Wochen und Monaten den Konzern aufrechterhalten
hätten, seien die Verwaltungsmitarbeiter im Homeoffice gewesen.

Seinen reaktionären Versuch, die Belegschaft der Deutschen Bahn zu spalten,
verbindet der GDL-Chef mit der Forderung, bei den Staatshilfen auch die
zahlreichen anderen Bahnunternehmen zu berücksichtigen. "Es dürfte euch
nicht verborgen geblieben sein, dass wir in den letzten zehn Jahren mit
insgesamt weiteren 53 Eisenbahnverkehrsunternehmen und
Personaldienstleistern Tarifverträge abgeschlossen haben", schreibt er in
einem Brief an die Konkurrenzgewerkschaft EVG.

Ähnlich argumentiert der Interessenverband Mofair, der sich für den "fairen
Wettbewerb im Personennahverkehr" stark macht. Leider habe sich
Bundesverkehrsminister Scheuer einseitig auf eine Unterstützung des
Staatskonzerns DB festgelegt, moniert der Verband.

Außerdem fordert Weselsky, dass sich die Deutsche Bahn auf das nationale
"Kerngeschäft" konzentriert. "Wir lassen uns nicht in die Pflicht nehmen
für Missmanagement und Träume vom Global Player", poltert er. "Die DB hat
Milliarden im Ausland versenkt, beispielsweise bei Arriva."

Das Schicksal der Beschäftigten der Bus- und Bahngesellschaft Arriva, die
in 14 europäischen Ländern operiert, interessiert Weselsky offensichtlich
nicht. Der Bahn-Konzern versucht seit längerem, das Unternehmen
loszuwerden, fand aber bislang keinen Käufer.

Neben der GDL fordert auch der Bundesrechnungshof, dass die Bahn sich von
Arriva und zudem von der Logistiktochter DB Schenker trennt. In einem
Bericht an den Haushaltsausschuss des Bundestages verlangt die
Kontrollbehörde, dass Investitionen nur noch der Eisenbahn in Deutschland
dienen und alle Töchter im Ausland verkauft werden.

Das "Bündnis für unsere Bahn" hat den Zweck, dafür zu sorgen, dass die
Deutsche Bahn auf Kosten der Belegschaft so schnell wie möglich wieder
Profit abwirft. Seit Jahren wird Personal abgebaut und das Schienennetz
kaputtgespart; nun dient die Coronakrise als Vorwand, diese Entwicklung zu
beschleunigen - mit voller Unterstützung von Betriebsrat und
Gewerkschaften.

Bereits 1994 waren die Investitionen mit der Privatisierung der Deutschen
Bahn rigoros zurückgefahren worden, so dass der Zustand der Infrastruktur
heute katastrophal ist. Bahnhöfe wurden verkauft und sind zerfallen. Das
Schienennetz wurde seit 1994 um 17 Prozent verkleinert (von über 40.000 auf
33.500 km). Es ist teilweise stark überaltert, mit vielen mechanischen und
elektromechanischen Stellwerken. Die Flexibilität des Netzes hat sich
dramatisch verschlechtert, u. a. durch die Halbierung der Zahl der Weichen
von fast 132.000 auf rund 66.600. Das hat auch auf die Pünktlichkeit der
Bahn negative Auswirkungen.

Vor allem aber ist die Belegschaft in Deutschland nahezu halbiert worden.
Die Vollzeitkräfte wurden seit 1994 von 340.000 auf 180.000 reduziert. Die
Arbeitsintensität ist entsprechend gestiegen. Es fehlen Zehntausende
Fachkräfte, was direkte Folgen für den Bahnbetrieb und die Instandhaltung
hat. Die seit Ende 2018 begonnenen Neueinstellungen im Gesamtkonzern -
24.000 bis zum letzten und weitere 25.000 in den kommenden Jahren -
gleichen diesen Verlust nicht aus.

Bahnbeschäftigte berichten der WSWS, dass sie den Begriff
"Eisenbahnerfamilie" nur noch als Hohn empfinden. Neben den Kürzungen bei
Arbeitsplätzen und der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen erinnern sie
an "die hohen Gehälter und Millionenabfindungen der Manager, die die Bahn
in die Krise geritten haben, z. B. Hartmut Mehdorn und Alexander Doll".
Auch die großen Prestige-Bauprojekte, wie der Stuttgarter Hauptbahnhof oder
der Bahnhof in Hamburg-Altona, "verschlingen Milliarden ohne dass ein hoher
Nutzen sichtbar wird".

Nun sollen erneut die Beschäftigten für die Verluste des privatisierten
Staatskonzerns, diesmal im Zuge der Corona-Krise, zahlen. Die Deutsche Bahn
sowie andere Unternehmen der Daseinsvorsorge müssen unter Arbeiterkontrolle
gebracht werden, damit die gewaltigen staatlichen Summen für das Personal
sowie den Ausbau des Schienennetzes und der übrigen Infrastruktur genutzt
werden können. Nur so können die Interessen der Beschäftigten im Einklang
mit den gesamtgesellschaftlichen Interessen gebracht werden.
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VORWÄRTS/1585: Krise auf Frauen* abgewälzt

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 15/16 vom 8. Mai 2020

Krise auf Frauen* abgewälzt

von Sabine Hunziker



Covid-19 macht sichtbar, wie lebensnotwendig Care-Arbeit ist. Ohne
die Arbeit in den Spitälern und Heimen, den Kitas und Horten, als
Spitex und Reinigungskraft - aber auch ohne die Betreuungs- und
Pflegearbeiten zu Hause - steht die Gesellschaft still.


Die Pandemie zeigt allen im Alltag auf, worauf die feministische
Bewegung schon lange hinweist: Die Sorge um uns selbst und um andere
steht im Zentrum des Lebens. Fazit: Sorgearbeit muss im Zentrum der
Politik und des Wirtschaftssystems stehen.

Um detaillierter zu erfahren, wie die aktuelle Situation der
Care-Arbeiter*innen in Wirklichkeit ist, haben Aktivist*innen vom
Feministischen Frauen*-Streik-Kollektiv (u.a. aus Zürich)
Erfahrungsberichte gesammelt, mit dem Ziel, Handlungsperspektiven zu
finden: "Wir, als Care Work Unite organisieren uns und suchen zusammen
nach politischen Antworten auf diese Krise! Mach mit! Schreib uns
deine Erfahrungen aus dem Corona-Alltag von zu Hause oder aus dem
Betrieb." Das Krisenmanagement soll dazu gezwungen werden, die
Care-Arbeit nicht nur anzuerkennen, sondern auch dafür zu bezahlen, so
meinen die Aktivist*innen. Entsprechende Berufe sind Putzfrau*, Mami*,
Pfleger*in, FaBe und FaGe, Soz, Kita-Angestellte, Grosi* und
Grosspapi*, Psycholog*in, Ärzt*in oder Betreuer*in in einem Heim etc.
Für sie alle gilt: Für heutige und künftige Kämpfe gegen Stress und
miese Löhne müssen wir uns zusammentun.


Haarsträubende Berichte!

"Früher war die Aufnahme von Notfallpatient*innen abhängig von unseren
Personalressourcen, was wiederum abhängig von unserer subjektiven
Belastung war. Nun wird über uns hinweg gefegt: Seit einer Woche wird
nicht mehr gefragt, ob ich noch Kapazitäten habe, sondern es wird
gesagt: 'Jetzt müsst ihr flexibel sein!' Eine Woche nachdem der
Bundesrat ohne Beiziehung unserer Gewerkschaften unsere
Schutzbestimmungen bezüglich Arbeitszeiten und Pausen massiv gelockert
hat, wurden wir zu Schichten von 12 Stunden und 45 Minuten
verpflichtet", erzählt eine Pflegerin, die auf einer Intensivstation
arbeitet, dem Feministischen Frauen*-Streik-Kollektiv. Und eine
Hebamme hält fest: "Als zu Beginn die Schutzmassnahmen für Arbeitende
im Gesundheitsbereich vorgestellt wurden, hat die Gesundheitsdirektion
die Hebammen komplett vergessen. Nach zwei Wochen Protest haben wir
nun aber genügend Schutzmaterial."


Keine Chance

Doch nicht nur im Gesundheitsbereich brennt es, wie meine ganz
persönliche Erfahrung zeigt: Als IF-Sekundarlehrerin (integrierte
Förderlehrperson) betreue ich Jugendliche auf der Oberstufe, denen es
aus unterschiedlichsten Gründen auch unter "normalen" Bedingungen
schwerfällt, dem Schulunterricht zu folgen. Nun ist es keine
Überraschung, dass genau diese Jugendlichen keine Chance haben, mit
der Digitalwelle, die gerade komplett unvorbereitet über sie schwappt,
noch den Überblick zu behalten. Ich finde mich in einer Position
wieder, in der ich mich entscheiden muss, ob ich mein Arbeitspensum
unbezahlt verdreifache und damit den Hauch einer Chance auf Anschluss
für die Jugendlichen schaffe - oder eben nicht.


Zeit und Respekt für systemrelevante Arbeit

Die feministische Aktivistin Tamara Funiciello bringt es in einem
Rundmail einmal mehr auf den Punkt: "Unsere Gesellschaft kommt ohne
die klassischen 'Frauenberufe' schlichtweg nicht aus. Doch genau diese
Menschen, die jetzt wortwörtlich den Laden schmeissen, haben miserable
Löhne und Arbeitsbedingungen. Klatschen reicht dafür nicht Es braucht
Geld, Zeit und Respekt für systemrelevante Arbeit."

Für Funiciello ist das Ziel ein feministisches Konjunkturprogramm, das
bezahlte und unbezahlte Care-Arbeit ins Zentrum stelle. Wenn der Staat
nun Geld investiert, um die Wirtschaft anzukurbeln, müssen diese
Investitionen zwingend auch in den Care-Bereich einfliessen. Das führt
zu einer Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Wichtig
sei die familienergänzende Kinderbetreuung für das Funktionieren
unserer Gesellschaft. Kinderbetreuung müsse als Service Public
behandelt werden. Denn Kitas seien Teil des Bildungssystems und sollen
- wie die Volksschule - durch Steuermittel finanziert werden.

 * 
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PREIS/2273: 30. Deutscher Kamerapreis 2020 - Zehn Bildgestalter*innen und Editor*innen geehrt (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

30. DEUTSCHER KAMERAPREIS 2020

Zehn Bildgestalter*innen und Editor*innen geehrt



Sieben Kameramänner und -frauen sowie drei Editor*innen werden in
diesem Jahr mit dem DEUTSCHEN KAMERAPREIS geehrt. Sie haben sich gegen
rund 430 Mitbewerber*innen durchgesetzt und konnten die Fachjurys und
die diesjährige Jurypräsidentin Simone Stewens mit ihren
herausragenden Leistungen überzeugen. Walter Demonte, Geschäftsführer
des Vereins DEUTSCHER KAMERAPREIS Köln e. V.: "Erstmals in der
Geschichte des traditionsreichen Medienpreises hat ab sofort eine
breite Öffentlichkeit die Möglichkeit, sich von den Preisträger*innen
und dem allerhöchsten Niveau ihrer Beiträge auf unserer Website einen
lebendigen Eindruck zu verschaffen. Damit tragen wir dem Umstand
Rechnung, dass wir aufgrund der Corona-Pandemie die Gala zur
Preisverleihung absagen mussten."


Beste Kamera / Spielfilm

Juan Sarmiento G. wurde für seine Bildgestaltung in dem Film "Valley
of Souls" ausgezeichnet. Die Jury zeigte sich beeindruckt von der
ebenso unaufdringlich-leisen wie emotional kraftvollen Art und Weise,
in der Sarmiento G. die Suche eines kolumbianischen Fischers nach den
Leichnamen seiner von Paramilitärs ermordeten Söhne ins Bild setzt.


Beste Kamera / Fernsehfilm/Serie

Für seine Bildgestaltung des Tatorts "Unklare Lage", der einen
Attentäter und die Erforschung seiner Motive in den Mittelpunkt
stellt, erhält Florian Emmerich den DEUTSCHEN KAMERAPREIS. Die Jury
hebt hervor, wie überzeugend es in der Kameraarbeit gelinge, die
unklare Gemengelage, die den Rahmen für die polizeilichen Ermittlungen
bildet, auf visueller Ebene widerzuspiegeln.


Beste Kamera / Dokumentarfilm

Benny Jaberg wird gekürt für die Bildgestaltung im Dokumentarfilm "NOT
ME - A Journey with Not Vital", der dem Schweizer Konzeptkünstler ein
filmisches Denkmal setzt. Besonders bemerkenswert war in den Augen der
Jury die außerordentliche Fähigkeit Jabergs, nicht nur die äußere,
sondern auch die innere Wirklichkeit einzufangen und die
dokumentarische mit der inszenierten Ebene zu verknüpfen.


Beste Kamera / Dokumentation

Dem aussterbenden Beruf der Köhler widmet sich die Dokumentation "Arte
Re: Holzkohle ade - Polens Köhler vor dem Aus". Dunja Engelbrecht wird
für ihre Bildgestaltung in dieser Produktion geehrt. Ihr ist es laut
Jury in herausragender Weise gelungen, den rauen Alltag auf der
Bildebene zu transportieren.


Beste Kamera / Kurzfilm

Claire Jahn wird ausgezeichnet für ihre Kameraarbeit im Kurzfilm "Die
Schützin", der das Leben der Titelfigur und ihre Beziehung zu zwei
Frauen in den Fokus rückt. Die Jury hebt den "feinfühligen Einsatz von
Licht, Komposition und Farbe" hervor, in dem sich das besondere
filmische Gespür der Preisträgerin offenbare.


Beste Kamera / Journalistische Kurzformate

Felix Korfmann ist der Preisträger in dieser Kategorie. Geehrt wird er
für seine Mitwirkung in der Reportage "Anni am Limit - Zwischen Körper
und Geist (Folge 2)", die den Trend zur Selbstoptimierung in all
seinen Spielarten beleuchtet. Gelobt wird er von der Jury für seine
unaufdringliche und mit Bedacht auf das Geschehen ausgerichtete Art
der Bildgebung.


Bester Schnitt / Dokumentarfilm

Das Porträt einer Familie über drei Generationen hinweg erschafft der
Dokumentarfilm "Walchensee Forever". Für ihre editorische Leistung
darin erhält Anja Pohl den DEUTSCHEN KAMERAPREIS. "Die Montage ist
geschickt und gleichzeitig zurückhaltend, sodass das reiche Material
volle erzählerische Wirkung entfalten kann", urteilt die Jury.


Bester Schnitt / Dokumentation

"Beethovens Neunte: Symphonie für die Welt" spiegelt die weltweite
Popularität eines der bedeutendsten Werke der klassischen Musik wider.
Die Editorin Janine Dauterich wird laut Begründung der Jury für ihre
eindrucksvolle Weise geehrt, in ihrem Schnitt das musikalische
Kernthema aufzugreifen und spannungsvoll zu entfalten.


Nachwuchspreise

Ausgezeichnet wird Felix Pflieger für seine Kameraführung in "Die
letzten Kinder im Paradies", die das Kuratorium des Vereins für ihre
"erstaunliche Stilsicherheit" lobt. Mit dem zweiten Nachwuchspreis
wird Elias Jutzet für seine Schnittleistung in "Cru" bedacht, die sich
durch "gekonnte Schnitte und Rhythmuswechsel" auszeichnet. Die beiden
Nachwuchspreise werden in diesem Jahr von Panasonic Marketing Europe
GmbH und SIGMA (Deutschland) GmbH gestiftet.

Von der Vergabe eines Ehrenpreises wird in diesem Jahr abgesehen.

Alle Infos auch unter deutscher-kamerapreis.de

 * 
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DOKUMENTATION/1752: ZDF - Drohnenflug "Corona-Land von oben", am 31.05.2020 (ZDF)

Corona-Land von oben

Natur und Mensch im Lockdown

Sonntag, 31. Mai 2020, 17.40 Uhr

Inhalt:

– Zur Sendung



Sonntag, 31. Mai 2020, 17.40 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Corona-Land von oben – Natur und Mensch im Lockdown
Film von Francesca D'Amicis und Silke Gondolf

Kamera: André Götzmann, Jonas Sichert
Produktion: Gruppe 5
Redaktion: Biggi Seybold
Leitung der Sendung: Heike Schnaar
Länge: ca. 43 Minuten

Ein besonderer Blick auf Deutschland im Frühjahr 2020: Per Helikopter und Drohne nähert sich die Doku schönen Orten und einem schwierigem Alltag in Corona-Zeiten.

Ob der Blumeninsel Mainau in einsamer Blütenpracht, dem gläsernen Porsche-Werk in Leipzig, in dem die Bänder stillstehen, oder den leeren Stränden von Usedom: "Corona-Land von oben" schaut aus der Vogelperspektive auf ein Land zwischen Lockdown und Lockerungen.

Freizeitparks, Freibäder, Biergärten oder Campingplätze – viele Lieblingsplätze der Deutschen sind im Ruhemodus. Exklusive Drohnenflüge durch das Münchner Hofbräuhaus, die Bayerische Staatsoper oder das Berliner Luxushotel Adlon zeigen nie da gewesene Veränderungen.

Menschen in der Stadt und auf dem Land erzählen von ihrem veränderten Leben in einem veränderten Alltag. Wissenschaftler ordnen Veränderungen ein, die nun in Sachen Freizeitverhalten, Klima oder Mobilität eintreten.

"Corona-Land von oben" blickt in eine teils surreale Leere und Stille in einem sonst pulsierenden Industriestaat.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2020

Copyrights by ZDF
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DOKUMENTATION/1751: ZDF planet e. – Themen der nächsten Sendungen, 31.05. bis 12.07.2020 (ZDF)

planet e.

Wildnis in Deutschland

Sonntag, 31. Mai 2020, 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Wildnis in Deutschland

– planet e. pandemie: Wie die Globalisierung sich verändert

– planet e. pandemie: Wie die Modebranche leidet

– planet e.: Zugekiest und zugeschottert – Wie Deutschlands Gärten versteinern

– planet e.: Fast Phone – Das schnelle Leben unserer Handys

– planet e.: Platz zum Wohnen – Der Kampf um freie Flächen

– planet e.: Die Flammen der Flöze – Wenn die Kohle ewig brennt

– Infos zu "planet e."



Sonntag, 31. Mai 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Wildnis in Deutschland
Film von Axel Gomille

Kamera: Michael Habermehl, Tobias Bürger
Schnitt: Ute Rübesamen
Produktion: ZDF
Redaktion: Birgit Hermes
Leitung der Sendung: Volker Angres
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 7. Juni 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e. pandemie: Wie die Globalisierung sich verändert
Film von Ralf Wilharm

Produktion: Spiegel TV
Redaktion: Michael Wiedemann
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 14. Juni 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e. pandemie: Wie die Modebranche leidet
Film von Anja Utfeld

Produktion: Cartagena Medien GmbH
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 21. Juni 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Zugekiest und zugeschottert – Wie Deutschlands Gärten versteinern
Film von Inga Thiede

Produktion: doc.station
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 28. Juni 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Fast Phone – Das schnelle Leben unserer Handys
Film von Erik Hane und Nera Smiljanic

Produktion: Cartagena Media GmbH
Redaktion: Andreas Ewels
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 5. Juli 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Platz zum Wohnen – Der Kampf um freie Flächen
Film von Michael Nieberg

Produktion: 6w-Film- und Fernsehproduktion
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 28 Minuten


Sonntag, 12. Juli 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Die Flammen der Flöze – Wenn die Kohle ewig brennt
Film von Hartmut Idzko

Produktion: IDtv
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 28 Minuten

 * 

planet e.: Wildnis in Deutschland

Deutschland ist eine der mächtigsten Industrienationen der Erde. Nahezu jeder Quadratmeter des Landes wurde umgegraben oder bebaut. Wie viel Raum bleibt da für Wildnis?

Für ursprüngliche Natur ist kaum noch Platz zwischen Autobahnen, Siedlungen und Agrarflächen. Dennoch hat sich die Bundesregierung ein ehrgeiziges Ziel gesetzt – bis 2020 soll auf zwei Prozent der Landesfläche wieder Wildnis entstehen. Wie kann das gelingen?

Die häufigste natürliche Vegetationsform Mitteleuropas sind Bäume. Und die gibt es reichlich in Deutschland. Noch immer ist rund ein Drittel des Landes mit Wald bedeckt. Ökologisch wertvoll sind viele Wälder jedoch nicht. Denn es sind Plantagen der Forstwirtschaft. Meist stehen Bäume derselben Art und gleichen Alters in Reih und Glied, ohne Unterwuchs oder natürliche Dynamik. Nur wenige Tier- und Pflanzenarten können diese Plantagen als Lebensraum nutzen. Der Begriff der Wildnis steht dem diametral entgegen. In einem Wald wildes Wachstum zuzulassen und die Tiere nicht mehr zu bejagen – das ist ein gewaltiger Schritt, den wir in Deutschland erst wieder lernen müssen.

Besondere Chancen dafür bieten sich auf ehemaligen militärischen Sperrgebieten, wie sie sich etwa im Osten Deutschlands auf den Flächen der "Stiftung Naturlandschaften Brandenburg" finden. Hier vollzieht sich ein erstaunlicher Wandel. Die Bereiche sind von der militärischen Nutzung stark in Mitleidenschaft gezogen und zum Teil mit Munition verseucht. Sie sind wirtschaftlich meist uninteressant, schwer zugänglich und groß. Das macht sie zu idealen Freiland-Laboren und zukünftigen Wildnis-Gebieten.

Stürme und Feuer gestalten hier die Landschaft, nicht der Mensch. Die Bestände von bedrohten Tierarten erholen sich spürbar, wie zum Beispiel der Seeadler. Der Wolf, der als Inbegriff von Wildnis gilt, feiert ein Comeback. Kaum jemand hätte das für möglich gehalten. Und sogar Elche wandern aus Polen wieder nach Deutschland ein. Bisher gelten nur 0,6 Prozent der Landesfläche Deutschlands als Wildnis. Um die angestrebten zwei Prozent zu erreichen, wie es sich die Bundesregierung mit ihrer Biodiversitätsstrategie vorgenommen hat, fehlen derzeit noch rund 5000 Quadratkilometer. Ein ernüchternder Wert, da selbst Nationalparks in Deutschland oft nur um die 100 Quadratkilometer groß sind und bis zu ihrer Gründung meist viele Jahre vergehen.

"planet e." geht der Frage nach, wie sich Wildnis wieder erschaffen lässt und wann ein Gebiet überhaupt als Wildnis gilt.

 * 

planet e. pandemie: Wie die Globalisierung sich verändert

Das Coronavirus zeigt die Zerbrechlichkeit der Weltwirtschaft. In vielen Ländern steht die Produktion still. Globale Lieferketten sind unterbrochen; Industrien starren in den Abgrund.

Jahrzehntelang galt das Mantra der Wirtschaft: Arbeitsteilung. Die Industriestaaten produzieren Hightech, die Schwellenländer übernehmen die Produktion der einfachen oder Vor-Produkte. Weil die Arbeitslöhne dort unschlagbar niedrig sind.

Die Lieferketten wurden immer länger, und Lagerkosten sparte man sich durch Just-in-time Anlieferung. Die "Geiz ist geil"-Mentalität funktionierte jahrelang und bescherte der Weltwirtschaft steigende Umsätze. So verschränkt wie die Weltwirtschaft heute ist, so verletzlich hat sie sich seit Mitte März 2020 gezeigt. "Die Corona-Krise wird die Deglobalisierung rasant beschleunigen", sagt Prof. Dr. Dalia Marin von der Ludwig-Maximilians-Universität München, eine Expertin für Internationale Wirtschaft.

Die Firma medika Medizintechnik aus dem bayerischen Hof ist einer der größten Händler für Medizinprodukte und vertreibt normalerweise Atemschutzmasken. Doch diese werden vor allem in China produziert, ihre Herstellung kostet wenige Cent. Genau dieses Kostendenken hat sich in der Krise als fatal herausgestellt, weil ihre Produktion größtenteils zum Erliegen gekommen ist.

Mit 60 Standorten in 20 Ländern gehört die Firma Dräxlmaier zu den Top-Zulieferern der Autoindustrie. Im Zuge der Corona-Krise mussten jetzt fast alle Standorte schließen; parallel zum Produktionsstopp in den großen Fabriken der Automobilhersteller. Anfang Mai 2020 soll die Produktion wieder hochgefahren werden. Dafür müssen jedoch die Lieferketten weltweit wieder funktionieren. Und das ist fraglich.

Im Jahr 2019 wurden Nahrungs- und Futtermittel im Wert von rund 49,2 Milliarden Euro nach Deutschland importiert. Deutschland ist in vielen Bereichen großer Nettoimporteur von Lebensmitteln, da Produkte wie Südfrüchte, Kaffee, Tee oder Kakao und landestypische Qualitätsprodukte nur importiert werden können. Auch Tomaten. Tomatenprodukte wie Tomatenmark, -soße, -saft und Ketchup stammen meist nicht aus Italien oder der Provence: Neben Kalifornien gehört längst China zu den größten "Industrietomaten-Produzenten" und Herstellern von Tomatenpüree. Gegen die Großmacht der internationalen Produzenten können einzelne, mittelständische Unternehmen kaum etwas unternehmen.

"planet e." forscht nach, wie eng verzahnt die globale Welt ist und ob sich die deutschen Firmen aus dieser Abhängigkeit überhaupt lösen können.

 * 

planet e. pandemie: Wie die Modebranche leidet

Die Modebranche leidet heftig unter der Corona-Krise. Hersteller wie Händler sitzen auf Millionen unverkaufter Kleidungsstücke. Eine ganze Saison droht wegzubrechen.

Immer mehr Kollektionen, immer schneller, immer billiger: Vor der Corona-Krise gehörte es zum Geschäftsmodell der Branche, den Konsum anzuheizen. Was Umweltschützer seit Langem kritisieren, wird jetzt zum existenziellen Problem.

Während des Shutdowns waren die Geschäfte dicht, und selbst nach der Öffnung kaufen die Kunden deutlich weniger Kleidung. Die Folge: Die Händler bleiben auf der Frühjahrsmode sitzen. Der Handelsverband Textil hat Ende März 2020 vor "gigantischen Mengen unverkaufter Ware" gewarnt. Was passiert damit? Eine Möglichkeit: die nicht verkäufliche Neuware an Bedürftige zu spenden. Doch trotz Spende wird die Umsatzsteuer fällig. Dadurch ist Spenden für Unternehmen in der Regel teurer als Entsorgen. Die Entsorgungskosten für Neuware liegen laut einer Umfrage der Universität Bamberg im Schnitt bei weniger als einem Euro pro Artikel.

Unter Massen an Textilien leiden in der Corona-Krise nicht nur diejenigen, die sie produzieren und verkaufen. Die Altkleidercontainer sind so voll wie nie, weil viele die Zeit der eingeschränkten Kontaktmöglichkeit offenbar zum Aussortieren nutzen. Normalerweise werden die kostenlos eingesammelten Altkleider nicht nur auf dem Secondhandmarkt in Deutschland verkauft, tonnenweise gehen sie auch nach Osteuropa oder Afrika. Der Handel mit Altkleidern ist ein internationales Geschäft, und genau das wird jetzt in der Krise zum Problem: "Der globale Handel mit Secondhandbekleidung ist aufgrund von Grenzschließungen faktisch ausgesetzt", sagt Thomas Ahlmann von FairWertung. Die Folge: Auch bei gemeinnützigen Sammlern und Sortierbetrieben stapeln sich Berge von Textilien, die Betriebe geraten durch die Krise wirtschaftlich unter Druck. Das System der kostenlosen Altkleidersammlung ist in Gefahr.

Am schlimmsten aber leiden Menschen in den Produktionsländern. Tausende Mitarbeiter von Textilfabriken wurden im Zuge der Krise entlassen, weil westliche Unternehmen Aufträge storniert haben. Die weltweiten Lieferketten der Textilindustrie stehen schon lange in der Kritik wegen niedriger Löhne und Ausbeutung. Corona bringt sie zum Zusammenbruch.

"planet e. pandemie" forscht in der Modewelt nach und fragt, was die Branche tun kann, um langfristig mehr Nachhaltigkeit zu etablieren.

 * 

planet e.: Zugekiest und zugeschottert – Wie Deutschlands Gärten versteinern

Gärten des Grauens: So nennt der Biologe Ulf Soltau die zugeschotterten Vorgärten. Ein großer Trend in deutschen Wohnsiedlungen: Granit und Kalkstein statt Büsche und blühende Stauden.

Pflegeleicht soll es sein: Schotterflächen aus Marmor, Basalt oder Granit und mit Steinen gefüllte Drahtmauern ersetzen Wiesen und Hecken. Für Naturschützer eine ökologische Katastrophe. Denn Schottergärten bieten den heimischen Insekten keinen Lebensraum.

Die steinerne Verfüllung ist zudem schlecht fürs Mikroklima. Denn sie speichert kein Wasser und trägt zur Aufheizung von Städten und Dörfern bei. Nicht nur das: In der heimischen Bevölkerung trifft der zunehmende Abbau der Bruchsteine und Flusskiesel auf immer mehr Widerstand. Und: Kies- und Schotterimporte aus dem Ausland werden unter oft fragwürdigen Bedingungen gewonnen.

Geschätzt gibt es mittlerweile fünf Millionen geschotterte Vorgärten – mit einer Fläche von der Größe des Chiemsees. Und der Trend hat gerade erst begonnen: Die Schotterindustrie boomt und verzeichnet Wachstumsraten von bis zu 20 Prozent im Jahr.

In manchen Kommunen und Bundesländern steuert die Politik mit Verboten dagegen an, aber in den meisten Gemeinden wird lediglich auf Aufklärung und Freiwilligkeit gesetzt. Doch auch der Bund sieht das Problem und hat eine Kampagne für mehr Insektenschutz gestartet.

"planet e." begleitet einen Hausbesitzer bei der Anlage seines Schottergartens. Worin sieht er die Vorteile? Was antwortet er den Kritikern? Wie wird er von den Händlern beraten? Der renommierte Insektenforscher Thomas Schmitt vom Senckenberg-Institut in Müncheberg hält dagegen und betont die wichtige Rolle der Gärten zum Erhalt der biologischen Vielfalt.

 * 

planet e.: Fast Phone – Das schnelle Leben unserer Handys

Mobiler Arbeitsplatz und Unterhaltungsplattform: Handys, Tablets und Smartphones sind unverzichtbar. Doch die Nutzungsdauer wird immer kürzer. Zu Lasten der Umwelt.

Mobilgeräte haben fast alle Bereiche des Lebens revolutioniert. Stetig werden Schnelligkeit, Vernetzung sowie Multifunktionalität ausgebaut. Folge: Der digitale Begleiter wird im Durchschnitt bereits nach 18 Monaten ausgemustert.

Etwa 1,4 Milliarden Smartphones wurden 2019 weltweit verkauft. In jedem dieser Produkte stecken wertvolle Rohstoffe: Kobalt, Lithium, Kupfer, Silber und Gold. Diese Rohstoffe werden oft unter prekären Umständen in Ländern Afrikas und Südamerikas abgebaut. Und landen nach einem kurzen Smartphone-Leben allzu oft einfach im Müll. "planet e." zeigt, mit welchen Tricks die Hersteller immer wieder zum Neukauf animieren und wie Müll vermieden werden könnte.

Der Technik-Soziologe Felix Sühlmann-Faul hat über die Umweltfolgen der Digitalisierung eine Studie verfasst. Er ist sich sicher, dass der schnelle Wechsel der Smartphones zur Zerstörung der Umwelt beiträgt: "Indem die Hersteller jedes Jahr ein neues Smartphone auf den Markt bringen, veraltet das bis dato aktuelle Smartphone im Bewusstsein der Konsumenten. Und sie wollen ein neues Smartphone. Die psychologische Strategie der Hersteller ist, den Kunden ohne technischen Grund zum freiwilligen Ersatz seines Smartphones zu bewegen", meint Sühlmann-Faul. Auch mit erschwerten und überteuerten Reparaturen sorgten die Hersteller für ein massives Müllproblem und Umweltverschmutzung.

Aber es gibt auch Ansätze, wie die negativen Folgen des Smartphone-Booms gemildert werden können: Die "planet e."-Autoren Nera Smiljanic und Erik Hane recherchieren bei einem internationalen Rohstoffkonzern, der das Technikrecycling als Geschäftsmodell entdeckt hat, und bei einem Unternehmen, das Reparaturanleitungen für Smartphones ins Internet stellt.

 * 

planet e.: Platz zum Wohnen – Der Kampf um freie Flächen

Nachverdichtung: weniger Quadratmeter für mehr Menschen. Damit soll der Landschaftsfraß gestoppt werden. Doch noch immer gehen jeden Tag 70 Hektar Natur verloren. Ende 2020 sollte der Flächenverbrauch bei 30 Hektar pro Tag gestoppt werden. Ziel verfehlt. Dabei hatte Rot-Grün in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie schon 2002 festgelegt, den täglichen Landschaftsverbrauch bis 2020 auf 30 Hektar pro Tag zu reduzieren.

Daher fordert der Architektur-Blogger Daniel Fuhrhop, Neubauten zu verbieten. Der bestehende Wohnraum müsse besser verteilt werden, so Fuhrhop. Älteren, alleinstehenden Menschen sollten kleinere Wohnungen angeboten werden, damit sie in den größeren Platz für Familien machen. Am Stadtrand entstünden sonst immer neue Wohnsiedlungen und Fachmarktzentren, aber die Innenstädte würden leer und lebloser.

Beispiel Hamburg: Zwischen der Stadtgrenze und dem Ortsteil Bergedorf soll ein neuer Stadtteil für 15.000 Menschen gebaut werden. Die Grundstückskäufe und die Planungen durch die Stadt sind abgeschlossen, doch die örtlichen Landwirte laufen Sturm gegen das Großprojekt. 124 Hektar Fläche sollen der Natur und dem Ackerbau entzogen werden. Für Landwirt Günter Soltau heißt das: Aufgabe des Betriebes. Ein Drittel der Neubausiedlung Oberbillwerder soll auf der Fläche seines Hofes entstehen, den er nur gepachtet hat. Gegen die Räumungsklage klagt er nun.

Natur wird immer mehr zu Mangelware. Der Gesetzgeber habe die entsprechenden Gesetze zum Landschaftsschutz längst verbogen, um weiter hemmungslos bauen zu lassen, kritisiert auch die Professorin Lamia Messari-Becker von der Uni Siegen. So auch in Münster. Vor einigen Jahren wurde die Marke von 300.000 Einwohnern überschritten, und der Zuzugs-Trend hält an. Das Innenstadt-nahe Aaseeviertel aus den 1960er-Jahren sei geeignet für eine Nachverdichtung, die Rasenflächen zwischen den Häusern völlig sinnlos, da sie nicht genutzt würden, so die Planer. Sie möchten neue, fünfgeschossige Bauten im Viertel errichten. Der Haken: Mehrere Wohnhäuser müssen dafür abgerissen werden. Doch die Menschen darin lieben das Viertel so, wie es ist.

"planet e." geht der Frage nach, wie und wo in Zukunft neuer Wohnraum entstehen soll. Bleibt das Grün in den Städten auf der Strecke? Oder werden immer mehr landwirtschaftlich nötige Flächen geopfert?

 * 

planet e.: Die Flammen der Flöze – Wenn die Kohle ewig brennt

Millionen Tonnen Kohle verbrennen weltweit nutzlos in der Erde. Qualm und Gase verschmutzen nicht nur die Luft mit Schadstoffen, sie gefährden auch die Gesundheit. Allein in China gehen nach Angeben deutscher Experten jährlich rund 200 Millionen Tonnen Kohle unkontrolliert in Rauch auf. Das dabei freigesetzte Kohlendioxyd ist etwa vier Mal so hoch wie der Ausstoß des gesamten Straßenverkehrs in Deutschland.

Die Chinesen bekämpfen mit Hilfe von Geologen und Geophysikern der Deutschen Montantechnologie Essen die Brände, in dem sie ganze Berge abtragen. Sie tun dies weniger aus Umweltschutzgründen, sondern um die Kohlevorräte zu retten, denn das schwarze Gestein ist der wichtigste Energielieferant in China.

Kohle kann sich in der Luft selbst entzünden. Ist genügend Sauerstoff vorhanden, oxidiert die Kohle an der Oberfläche und gibt dabei Wärme ab. Dadurch werden Gase frei, die sich entzünden und gefährliche Schwelbrände in den Flözen auslösen. Wenn es einmal brennt, ist der Kampf gegen die Flammen nahezu ohne Chancen.

Das Problem der Flözbrände besteht in fast allen Ländern, die Kohlebergbau betreiben. In Deutschland waren in den Gruben die Brandschutzmaßnahmen sehr streng, deshalb kam es äußerst selten zu Flözbränden unter Tage. In Indien hingegen lässt man es trotz der bekannten Gefahren weiter kokeln, auch aus Geldmangel – zum Leidwesen der Bewohner und der Umwelt. Seit 1916 brennen im Kohlerevier von Jharia bereits die Flöze und sie werden noch viele Jahrzehnte weiter brennen, wenn nicht bald etwas geschieht.

Auch in den USA haben die Bergbaugesellschaften Probleme mit Flözbränden. In Pennsylvania wurde eine ganze Kleinstadt geschlossen und abgerissen wegen der Feuer. Die Menschen sind weggezogen, doch die Feuer brennen immer noch weiter.

"planet e." berichtet über die Flözbrände in Indien, China und den USA und schildert den nahezu aussichtslosen Kampf gegen die Flammen.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.
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DOKUMENTATION/1750: ZDF plan b mit neuen Sendungen, 30.05., 06.06., 13.06., 20.06., 27.06. und 04.07.2020 (ZDF)
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Zum Wohl – Leben ohne Alkohol

Samstag, 30. Mai 2020, 17.35 Uhr / samstags 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Zum Wohl – Leben ohne Alkohol

– plan b: Wirtschaft, die gut tut – Wie Unternehmen die Zukunft planen

– plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende

– plan b: Lieferkonzepte mit Zukunft – Versorgungswege neu gedacht

– plan b: Billiger wohnen – Bessere Bedingungen für Mieter

– plan b: Schätze aus dem Abfall – Ideen gegen das Wegwerfen

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt.

 * 

Samstag, 30. Mai 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Zum Wohl– Leben ohne Alkohol
Film von Anna Bachner

Produktion: Bilderfest
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 6. Juni 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Wirtschaft, die gut tut – Wie Unternehmen die Zukunft planen
Film von Sybille Koller und Moritz Dirks

Produktion: Berlin Producers
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 13. Juni 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende
Film von Eva Münstermann, Joanna Michna und Nanje Teuscher

Produktion: Spiegel TV
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 20. Juni 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Lieferkonzepte mit Zukunft – Versorgungswege neu gedacht
Film von Eva Münstermann und Frédérique Veith

Produktion: Spiegel TV
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 27. Juni 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Billiger wohnen – Bessere Bedingungen für Mieter
Film von Frédérique Veith

Produktion: Spiegel TV
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten


Samstag, 4. Juli 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Schätze aus dem Abfall– Ideen gegen das Wegwerfen
Film von Denise Dismer

Produktion: Spiegel TV
Leitung der Sendung: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Zum Wohl – Leben ohne Alkohol

Nullprozentiger Wein, alkoholfreier Gin? Da hört der Spaß für viele auf. Ein Bier am Abend, ein Sekt zum Anstoßen – Alkohol gehört zum Alltag. Bis jetzt. Der neue Trend: gesunder Genuss.

Denn was als normal gilt, ist oft schon Sucht. Allein in Deutschland haben rund drei Millionen Menschen ein Alkoholproblem, sagen Experten. Doch der Pro-Kopf-Konsum sinkt. Nüchtern Spaß zu haben, ist längst kein Widerspruch mehr. Einige Trendsetter machen es vor.

Nathalie Stüben war jung, erfolgreich – und alkoholabhängig. Heute hat die 34-jährige Journalistin das hinter sich. Ihre Geschichte ist zu ihrer Mission geworden: Der Podcast "Ohne Alkohol mit Nathalie" soll den Hörern Mut machen, ehrlich in den Spiegel zu schauen. "Wenn wir an Alkoholabhängigkeit denken, dann haben wir ja nicht mein Gesicht im Kopf", sagt sie, "sondern wir haben ganz andere Gesichter im Kopf." In Fernsehauftritten und Zeitungsinterviews will Nathalie Stüben ihre Erfahrungen mit der Öffentlichkeit teilen – und der Sucht das Stigma nehmen.

Ob Bier, Wein oder Spirituosen – Alkohol ist eine unterschätzte Droge und gesellschaftlich akzeptiert. Renée Stulz aus Wiesbaden wurde in der Weihnachtszeit nachdenklich: "Da geht man auf den Weihnachtsmarkt, es gibt Glühwein, es sind Weihnachtsfeiern, und beim Weihnachtsessen zu Hause gibt es auch was zu trinken. Das war alles ein bisschen 'too much'." Während der siebenwöchigen Fastenzeit verzichtet sie jetzt komplett auf Alkohol, zusammen mit ihren drei Freunden Liane, Wolfgang und Marcel. Wie schwer fällt ihnen das, wenn doch alte Trinkgewohnheiten eine ständige Verlockung darstellen? Wer hält durch? Und wie wirkt sich die alkoholfreie Zeit auf Körper und Psyche aus?

Dass man beim Ausgehen auch ohne Alkohol einen schönen Abend verbringen kann, will der 52-jährige Vaughan Yates im Heimatland des Guinness beweisen. Auf den ersten Blick unterscheidet sich seine Bar in Dublin kaum von den unzähligen anderen. Das Besondere: Hinter seiner Theke gibt es keinen Tropfen Alkohol. Bei der Eröffnung vor einem Jahr hatte er deshalb Zweifel: "Es gibt keine vergleichbaren Bars, an denen ich mich hätte orientieren können." Wie hat sich das neue Konzept bewährt?

Alkoholfreies "Hochprozentiges" – das haben die Bonner Raphael Vollmar und Gerald Koenen gewagt, auf den Markt zu bringen. Was nach einer einfachen Aufgabe klingt, ist eine riesige Herausforderung, denn der Geschmack echten Gins lässt sich nicht imitieren. "Die erste Reaktion war: Das ist doch Quatsch", sagt Raphael Vollmar. "Wir wussten, dass viel Erklärungsarbeit notwendig ist und dass es kein Selbstläufer wird." Finden die Menschen wirklich Geschmack an Gin, der keiner ist? Oder an nullprozentigem Wein?

Ist "kein Alkohol" ein Erfolgsrezept? "plan b" fragt nach.

 * 

plan b: Wirtschaft, die gut tut – Wie Unternehmen die Zukunft planen

Geht grenzenloses Wachstum auf Dauer? Einige Unternehmen glauben das nicht mehr und steuern deshalb um. Sie wirtschaften mit Bedacht und Weitsicht – im Sinne ihrer Mitarbeiter und der Umwelt.

Das baden-württembergische Unternehmen Richard Henkel GmbH stellt Badeliegen aus Stahlrohr her. Vor einigen Jahren hat die Chefin Susanne Henkel beschlossen, dass ihr Betrieb nicht mehr wachsen soll. Das Erstaunliche: Dem Unternehmen geht es seither besser.

Die Arbeitsplätze der Mitarbeiter sind sicher, die Rendite stimmt, und Geschäftsführerin wie Belegschaft fühlen sich gut. Grundlage war eine Änderung der Geschäftsstrategie: Statt immer mehr Badeliegen herzustellen, konzentriert sich das Unternehmen auf den Erhalt und Ausbau des Kundenstammes durch einen umfassenden Kundendienst. Das überzeugt nicht nur alte wie neue Kunden, die Henkel GmbH hat damit auch die Kosten für sich und für die Umwelt drastisch gesenkt: "Wir haben den Energieverbrauch halbiert, Abfallerzeugung sogar um neun Zehntel reduziert. Das Unternehmen produziert nicht mehr auf Kosten des Planeten", verkündet die Geschäftsführerin Susanne Henkel stolz.

Die Tourismusbranche gehört klassischerweise zu denen, in denen alljährlich Wachstumsraten verkündet werden. Doch nun setzen immer mehr Destinationen und Tourismus-Unternehmen auf Reduktion – wie das Hotel Post im österreichischen Bezau. Im Juni 2019 hat die Hoteldirektorin Stephanie Rist gemeinsam mit der Inhaberin Susanne Kaufmann das Geschäftsmodell des Viersternehotels in Vorarlberg komplett umgekrempelt. Business-Seminare wurden gestrichen, der Restaurantbetrieb wurde eingeschränkt, die Speisekarte radikal reduziert: zugunsten von familienfreundlicheren Arbeitszeiten für ihre Angestellten und natürlich der Umwelt zuliebe. Seit 2020 gibt es direkt neben dem Hotel einen Gemüsegarten, in dem zweimal wöchentlich geerntet wird. "Was nicht direkt auf den Tellern der Gäste landet, wird eingeweckt – wie es schon meine Oma machte", sagt Stephanie Rist. So können die Gäste auch im Winter die ökologisch gewachsenen Obst- und Gemüsesorten aus dem Garten genießen.

Der Outdoor-Ausrüster Patagonia aus Kalifornien hat Nachhaltigkeit und einen hohen Sozialstandard zur Geschäftsphilosophie gemacht. Der Gründer Yvon Chouinard ist als Kletter-Pionier vor allem im Yellowstone-Nationalpark bekannt geworden. Nachhaltigkeit, Upcyling, klimabewusste Produktion, transparente Lieferketten sind selbstverständlich. Ein Prozent des Umsatzes fließt bereits seit den 80er-Jahren in Umweltprojekte. Die Outdoorkleidung wird von vornherein auf bestmögliche Haltbarkeit angelegt – die Kunden sollen nicht alle paar Jahre ihre Jacke wegwerfen und eine neue kaufen. "Und sollte doch mal was kaputtgehen, reparieren wir die Kleidungsstücke. Zweimal im Jahr sogar direkt dort, wo die Menschen Sport treiben", erklärt Ryan Gellert, der Geschäftsführer für Patagonia Europa. Ein umgebauter Truck mit Nähstübchen fährt im Winter in die Skigebiete, um Schneeanzüge, Anoraks und Fleecepullis direkt an der Piste zu flicken.

 * 

plan b: Frischer Wind für grünen Strom – Die Macher der Energiewende

Öl, Atom und Kohle – ade! Die Energiewende ist ein Jahrhundertprojekt und kommt doch nur schleppend voran. "plan b" stellt Pioniere und Kommunen vor, die auf erneuerbare Energien setzen.

Auf der dänischen Insel Samsø wissen die 3700 Einwohner, wie man das macht: Energie sparen und sie selbst klimaneutral erzeugen – mit Wind, Biomasse und Solarthermie. Als einer der Ersten erkannte Landwirt Jørgen Traneberg vor gut 20 Jahren das wirtschaftliche Potenzial der Energiewende. Damals stellte er ein eigenes Windrad auf die Weide – neben seine Kühe. Traneberg schätzt vor allem seine Unabhängigkeit als Energieproduzent: "Ich mache das, weil mir klar ist, dass ich damit Geld verdienen kann und weil es ein gutes Gefühl ist. Es ist gut, selber Energie zu erzeugen. Dann brauchst du den Mittleren Osten oder Putin nicht nach ein bisschen Gas oder Öl zu fragen." Eine Delegation japanischer Reisbauern besucht Tranebergs Hof, um vor Ort zu lernen, wie sich die Energiewende für alle lohnen kann.

In Deutschland hat die Region Rhein-Hunsrück eine Vorreiterrolle: Der Landkreis produziert dreimal so viel Energie wie er selbst verbraucht und setzt dabei vor allem auf Windkraft. Ideale Bedingungen für den Bund, um im Hunsrück das Stromnetz der Zukunft zu erproben: Im Ort Gödenroth steht seit 2018 ein Batteriespeicher. Er puffert überschüssigen Strom aus erneuerbaren Quellen und leitet ihn bei Bedarf an Verbraucher weiter.

Mit Wind kann die Metropole München nicht punkten, sie vertraut auf einen Schatz tief unter der Stadt: ein schier unerschöpfliches Reservoir an Erdwärme. Jetzt will man das kostbare Gut heben: In München entsteht die größte Geothermie-Anlage Deutschlands. Kai Zosseder und Daniela Pfrang von der Uni München begleiten die Münchner Stadtwerke dabei, die neuen Bohrungen sicher und umweltverträglich durchzuführen. Bis 2040 will die Metropole ihre Bürger zu 100 Prozent klimaneutral mit Wärme versorgen – mithilfe der Geothermie.

Wie wäre es, sich von allen Strom- und Wärmeversorgern unabhängig zu machen? Ein Traum, den die beiden Schweizer Umweltpioniere Walter und René Schmid verwirklicht haben: mit einem energieautarken Mehrfamilienhaus. Die Versorgung der neun Wohnungen mit Wärme, Warmwasser und Strom leistet das Gebäude selbst – dank modernster Solarzellen auf dem Dach und an der Fassade. Hocheffiziente Haushaltsgeräte helfen Bewohnern, nicht mehr Energie zu verbrauchen, als das Haus produziert.

 * 

plan b: Lieferkonzepte mit Zukunft – Versorgungswege neu gedacht

Ob per Flugzeug, LKW oder Schiff – viele Waren und Bauteile reisen um die Welt. Doch in der Corona-Pandemie waren Transportwege plötzlich nicht mehr sicher. Wird die weltweite Verflechtung durch die Krise abnehmen? Wie sehen nachhaltige Versorgungswege der Zukunft aus? Tatkräftige Unternehmer setzen schon jetzt auf kurze Wege, kleine Kreise und Wertschöpfung vor Ort. Das schont zudem Ressourcen und verbessert das Klima.

Direkter Verkauf, ohne Zwischenhändler – ursprünglich wollten die Orangenbauern Gabriel und Gonzalo Úrculo ihr Hof-Erbe im spanischen Bétera retten. Doch mit ihrer durchschlagenden Idee erreichten sie noch viel mehr: Baumpatenschaften für inzwischen mehr als 10.000 Kunden. Die pflückfrischen, ökologisch angebauten Orangen kommen von der spanischen Plantage ohne Umwege über den Handel direkt zu den Baumpaten – etwa nach Deutschland. Erste Paten machen sich auf den Weg, um die Plantage und ihren Baum zu besuchen.

Lebensmittel aus der Region anbieten und lokale Produzenten stärken – das ist ein Herzensanliegen für Tina Andres. Die studierte Biologin führt heute die Geschäfte einer Verbraucher-Erzeuger-Genossenschaft, die nach der Atomkatastrophe von Tschernobyl im Jahr 1986 gegründet wurde. 30 Höfe aus der Umgebung arbeiten zusammen in einem Netzwerk und beliefern nachhaltig fünf Einkaufsmärkte. Das Konzept wird in diesem Jahr auf die Bewährungsprobe gestellt: Gelingt es, die Lübecker auch in der Corona-Krise sicher zu versorgen?

Jeans in der Biotonne – mit ihrer Kreislauf-Idee regen Daniel und Markus einen Wertewandel in der umweltschädlichen Modebranche an. Drei Monate dauert es, bis ihre Kleider kompostiert sind. Die Brüder verzichten auf Baumwolle, deren Anbau Unmengen Wasser verbraucht. Alle Rohstoffe stammen aus Europa: Die Freitag-Kleidung wird aus Flachs gefertigt, geerntet auf französischen Feldern, gewebt in Italien, genäht in Polen. Daniel Freitag ist überzeugt: "Wir sollten uns weniger als Verbraucher sehen, sondern eher als Kreisläufer."

 * 

plan b: Billiger wohnen – Bessere Bedingungen für Mieter

Bezahlbarer Wohnraum und Bauland sind knapp. Die Spekulation floriert. Viele Kommunen haben die Kontrolle über die eigene Stadt verloren. Deshalb werden immer mehr Menschen selbst aktiv.

Nirgendwo in Deutschland ist Wohnen so teuer wie in München. Das spürt auch Unternehmer Tobias Schmid: "Uns fehlen die Fachkräfte, weil niemand die horrenden Mieten hier zahlen kann!" Statt den Betrieb auszubauen, wird er selbst zum Bauherrn und Vermieter.

Werkswohnungen erleben überall in Deutschland derzeit ein Revival. Darunter Unternehmen, die bereits eine lange Tradition pflegen. So auch die ÜSTRA Hannoversche Verkehrsbetriebe AG. Zu den 500 Immobilien im Bestand wird ein neues ökologisches Bauprojekt umgesetzt: eine nachhaltige Investition in die Mitarbeiter und den Standort.

Was wäre, wenn jeder bauen kann, wie er will? In Almere südlich von Amsterdam ist das möglich. Obwohl das Bauland mit 76 Euro pro Quadratmeter sehr erschwinglich ist, heißt das auch, dass Straßen und Wasserleitungen mit den Nachbarn selbst verlegt werden müssen. Werner Brouwer begleitet das Projekt seitens der Gemeinde: "Hier schaffen Menschen ihre eigene Wohnumgebung. Wenn alles gut läuft, habe ich nichts zu tun. Das ist doch toll!" 1000 Hausbauer haben bereits ihren Traum umgesetzt. Auch wenn es anstrengender und länger war als erwartet, ans Umziehen denkt hier keiner mehr.

Doch das Bauen muss man sich leisten können. 48,3 Prozent ist in Deutschland der Anteil an Mietverhältnissen. In Frankfurt gehen 39 Prozent des Gehalts für Mieten drauf, in Freiburg sind es 42 Prozent und in München sogar 43. Immer lauter wird der Ruf nach Deckelung oder Alternativen.

Claus Fincke hat für Münchner Verhältnisse noch Glück. "Doch käme eine Eigenbedarfs-Kündigung, wäre es schwer für mich, im Vorruhestand etwas Neues zu finden", sagt der 62-Jährige. Und so wird er selbst aktiv: in einer neu gegründeten Baugenossenschaft. Das erste gemeinsame Haus entsteht in einem neuen Quartier: dem Prinz Eugen Park, sozial – durchmischt – nachhaltig. Die Stadt fördert das durch die sogenannte Münchner Mischung.

Die ZDF-Dokumentationsreihe "plan b" zeigt, wie neue, bessere Bedingungen für das Wohnen geschaffen werden können.

 * 

plan b: Schätze aus dem Abfall – Ideen gegen das Wegwerfen

Jedes Jahr werden Deutschlands Recyclinghöfe mit Müll überflutet. 187 Kilo Sperrmüll produziert jeder Deutsche. Doch viele denken um und schenken ihren Besitztümern ein zweites Leben. Denn in die Jahre gekommene Alltagsgegenstände lassen sich mit etwas Kreativität und Know-how weiter verwenden. Wie das geht zeigen Do-it-yourself-Workshops und nachhaltig agierende Unternehmen.

Kurzarbeit, Homeoffice und Kontaktbeschränkungen – in Pandemiezeiten verwirklichen viele Menschen lang geplante Projekte in Haus und Garten. Das Bedürfnis, mit den eigenen Händen zu arbeiten, ist groß. Das beobachtet auch André Wolf, Tischler in Schleswig-Holstein. "Wenn die Leute in meine Werkstatt kommen, dann atmen sie erstmal tief ein, weil sie den Geruch nach Holz so lieben", sagt er. Der Handwerker bietet Kurse an, in denen ausrangierte Schultische zu Skateboards, kaputte Fahrradschläuche zu Gartenstühlen und Korken zu Memoboards werden.

Seit Corona finden Teambesprechungen per Videokonferenz statt, Großeltern schicken ihren Enkeln Gute-Nacht-Geschichten über das Tablet und Hausaufgaben und Studium laufen online. Nie war der Bedarf an IT-Geräten so groß, wie im Moment. Doch jeder kann oder will neue Produkte kaufen. Eine umweltfreundliche und kostengünstige Alternative sind gebrauchte Geräte. Die AfB GmbH arbeitet ausgediente IT-Hardware von großen Unternehmen auf. Über 400 Menschen sind für das gemeinnützige Unternehmen tätig, fast die Hälfte von ihnen hat eine Behinderung.

Der größte Teil des Elektroschrotts landet in afrikanischen Ländern, auch ein Drittel der weltweit entsorgten Kleidung wird dorthin verkauft. Vieles davon ist noch tragbar. Der französische Designer Amah Ayivi hat daraus ein Geschäft gemacht. Im westafrikanischen Togo sucht er in den Textil-Bergen nach Vintage-Teilen. Die lässt er von afrikanischen Schneiderinnen aufarbeiten und bringt sie wieder nach Europa. In einer Pariser Boutique verkauft er sie als Designer-Mode. "Ich bringe den Müll, der nach Afrika geschickt wird, als Schatz zurück", sagt der Franzose.

In der Werkstatt der Upcyclingbörse in Hannover wurden seit dem Corona-Lockdown alle Kurse abgesagt. Doch jetzt wird Gert Schmidt aktiv: Er will Kulturschaffende und Beratungsstellen unterstützen, die gar nicht oder nur eingeschränkt arbeiten können. In diesen Bereichen wird die Kommunikation durch das Tragen eines Mundschutzes erschwert oder gänzlich unmöglich. Der Tüftler legt sich eine Spritzgussmaschine und einen Kunststoff-Schredder zu und beginnt, Gesichtsschilder aus Altplastik herzustellen.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Dabei werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

Was finden die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/2076: Deutschlandfunk - Natur, Kultur, Geschlecht (2-teilig), 31.5. + 7.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Natur, Kultur, Geschlecht (1/2)

Der Feminismus und die kleinen Unterschiede

Von Barbara Sichtermann

(Teil 2 am 7.6.2020)

Essay und Diskurs

Sonntag, 31. Mai 2020, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



Gleichheit zu postulieren, ist ein Grundpfeiler eines modernen
Feminismus. Unterschiede zwischen den Geschlechtern werden hierbei
allein auf Erziehung und Kultur zurückgeführt. Einen naturgegebenen
Unterschied zwischen den Geschlechtern zu behaupten, gilt als gestrig
oder zumindest als erklärungsbedürftig. Aber was, wenn sie doch auf
die Natur zurückgehen? Manche Theoretikerinnen wie Carol Pinker
bezweifeln angesichts der großen Unterschiede im Verhalten von Jungen
und Mädchen, hier sei ausschließlich die Erziehung im Spiel.
Vielleicht gibt es ihn also doch: den natürlichen Unterschied der
Geschlechter, ein Fundament, auf dem dann im zweiten Schritt
kulturelle Unterschiede errichtet werden? Dann aber ist zu fragen: Wie
genau sieht dieses Fundament aus? Wie lässt sich diese Natur in allen
Gender-Fragen anerkennen und trotzdem für den Feminismus streiten?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/2075: Deutschlandfunk Kultur - Unterwegs mit Dr. Schiwago, 31.5.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Träume wie Wegmarken auf einer Landkarte

Unterwegs mit Dr. Schiwago

Von Peggy Mädler

Literatur

Sonntag, 31. Mai 2020, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eine Reise mit der Transsibirischen Eisenbahn: Moskau - Wladiwostok
und wieder zurück. Drei Wochen lang sind sie unterwegs: ein Vater mit
Tochter und Sohn. Die Reise ist seit Jahren ein Traum des Vaters, der
nun endlich realisiert wird. Auf die Reise einmal quer durch Russland
gehen auch Vorstellungen, Erwartungen, Bilder. Je nach Reisendem
fallen sie sehr unterschiedlich aus. Die wechselnden Landschaften vor
dem Fenster des Abteils treffen auf imaginäre Landschaften in den
Köpfen: Ural, Taiga, Tundra, Sibirien, Archipel Gulag. Die
Schneefelder aus dem Monumentalfilm "Doktor Schiwago" von 1965
verbinden sich mit herbstfarbenen Wäldern im Altweibersommerlicht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 19. Mai 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 30. Mai 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/3204: WDR 2 - Special zum WDR 2 AutoRadiokonzert mit Joris, 1.6.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Mai 2020

Special zum WDR 2 AutoRadiokonzert mit Joris 

Songs des Konzerts, Statements, Backstage-Geschichten, Show-Ambiente
und schöne Momente

Pfingstmontag, 1. Juni 2020, ab 18 Uhr, WDR 2



WDR 2 setzt mit einem besonderem Live-Konzert ein Highlight für seine
Hörer*innen in der veranstaltungsfreien Corona-Zeit: Der
Singer-Songwriter Joris singt am Dienstag, den 26. Mai, ab 22 Uhr
seine gefühlvollen Lieder beim WDR 2 AutoRadiokonzert in Düsseldorf.
Das wird auch für den bekannten Sänger aus Ostwestfalen ein ganz
besonderer Abend, denn das Konzert findet im Autokino statt und so
wird er seine emotionalen Songs wie "Herz über Kopf", "Bis ans Ende
der Welt" oder "Du" mit dem Blick auf über 500 Pkw singen. Es ist sein
erstes und einziges Konzert in einem Autokino. "Ich stelle es mir ein
bisschen skurril vor. Aber es wird bestimmt ein wunderschöner Abend",
erklärt Joris vor seinem WDR 2 Autokinokonzert.


Konzerterlebnis mit Applaus-App und Scheibenwischanlage

Applaus für den 30-jährigen Künstler gibt es dann in Form von
Lichthupen, Blinkzeichen oder einer speziellen Applaus-App. Und wenn
es ganz besonders emotional wird, darf die Scheibenwaschanlage auch
ein paar Tränen verdrücken.

Für einen perfekten Blick durch die Windschutzscheibe auf die
Bühnenshow von Joris sorgt eine mit 400 Quadratmetern riesige Leinwand
des Kinos, auf der das Konzert übertragen wird. Dazu kommt der Sound
über eine Ukw-Frequenz direkt in die Autoradios der Zuschauer*innen in
ihren Pkw. Für Snacks, Sicherheit und Hygiene ist ebenfalls gesorgt,
damit ein unbeschwertes und gefahrloses Erlebnis garantiert ist.

Gastgeberin des Abends ist WDR 2 Moderatorin Steffi Neu.

Am Pfingstmontag, 1. Juni, sendet WDR 2 ein Special zum WDR 2
AutoRadiokonzert mit Joris ab 18 Uhr: Die Songs des Konzerts,
Statements, Backstage-Geschichten, Show-Ambiente und schöne Momente -
ein ganz besonderes Nachhörerlebnis eines außergewöhnlichen,
einmaligen Konzert-Ereignisses, das es so vielleicht nie wieder geben
wird.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. Mai 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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STANDPUNKT/071: Axel-Springer-Medien - Döpfner ruft zu neuem Kalten Krieg auf (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Axel-Springer-Medien: Döpfner ruft zu neuem Kalten Krieg auf

Von Christian Müller, InfoSperber, 27. Mai 2020



Der bekannteste Medien-Manager Deutschlands vertritt
hundertprozentig die Interessen der USA. Die Hintergründe.

"Krisen haben etwas Klärendes. So auch die Corona-Krise. Wenn eine
Therapie gegen das Virus gefunden ist, die Shutdown- und
Lockerungsdebatten verklungen sind und die Rezession ihr hässliches
Gesicht zeigt, muss nichts Geringeres geklärt werden als die
Weltordnung. Konkreter: die Bündnisfrage. Wo steht Europa? An der
Seite Amerikas oder an der Seite Chinas?"

Der das sagt, heisst Mathias Döpfner und ist Vorstandsvorsitzender und
Miteigentümer des deutschen Medienkonzerns Axel Springer SE, der unter
anderem die deutsche "BILD"-Zeitung [1] und "Die Welt" herausgibt. Und
der gemäss eigenen Worten [2] und offizieller Verkündigung auf seiner
Website "Weltmarktführer im digitalen Journalismus" [3] werden will.
Mathias Döpfners Wort hat Gewicht.

Ausgerechnet wenige Tage vor dem 8. Mai, dem Erinnerungstag "75 Jahre
Ende des Zweiten Weltkrieges", und mitten in der weltweiten
Corona-Krise hat sich dieser bekannteste deutsche Medien-Manager mit
einem eigenen Aufruf an die Leserschaft [4] der "Welt" - und damit an
die deutsche Politik und ans deutsche Volk - gewandt. Und was hat er
"seinen" Deutschen zu sagen?

1. Es gibt nur eine Weltmacht, die demokratisch ist: die USA.

2. Es gibt nur eine Weltmacht, die nicht demokratisch ist: China. Es
gibt also "nur" zwei Weltmächte.

3. Seit der Aufnahme Chinas in die WTO [5], die
Welthandelsorganisation, am 11. Dezember 2001 - dem "vielleicht
grössten Fehler der westlichen Marktwirtschaften in der jüngeren
Geschichte" - ist der Anteil der USA am Weltbruttosozialprodukt von
20,18 auf heute 15,03 Prozent gesunken, der Anteil der EU von 23,5 auf
16,05 Prozent. Der Anteil Chinas aber am Weltbruttosozialprodukt ist
in der gleichen Zeit von 7,84 Prozent auf 19,24 Prozent gestiegen.

4. Wörtlich: "Europa gefällt sich als Block zwischen den Weltmächten,
kann aber nicht Everybody's Darling sein. Nach der Krise müssen wir
uns festlegen: Wollen wir weiter an der Seite Amerikas stehen oder an
der Seite Chinas? Beides geht nicht."

5. Die USA haben sich für eine Abkoppelung von China entschieden. Und,
wörtlich: "Europa muss sich nun endlich auch entscheiden, will es
seine Freiheit von Peking nicht zunehmend unterwandern lassen."

Für Mathias Döpfner ist Donald Trump zwar ein US-Präsident "mit einer
ausgeprägten narzisstischen Persönlichkeitsstörung", aber er hat "ein
paar richtige Entscheidungen" getroffen: Steuersenkungen zugunsten der
US-Wirtschaft (also der Unternehmer, Red.), die Kündigung des
"Atom-Deals" mit dem Iran, die entschiedene Unterstützung Israels, den
erhöhten Druck auf die Europäer zur Finanzierung der NATO und den
Stopp der Unterstützung der Weltgesundheitsorganisation WHO [6].

Döpfner erklärt ausführlich, warum - in seinen Augen - jede
Zusammenarbeit mit China äusserst gefährlich ist. Vor allem sieht er
das transatlantische Bündnis in Gefahr. Selbst die "geheimdienstliche
Zusammenarbeit" mit den USA gerate so in Gefahr. Döpfner wörtlich:
"Wenn Washington die enge nachrichtendienstliche Zusammenarbeit mit
Europa aufgeben würde, wären die Folgen für unsere Sicherheit und
unsere Wirtschaft verheerend." Sprich: Europa ist von der
geheimdienstlichen Zusammenarbeit mit den USA total abhängig.

Schliesslich: "In dieser Lage ergeben sich für die Europäer zwei
Bündnisoptionen. Sie können das traditionelle transatlantische Bündnis
trotz Trump vertiefen, unter ausdrücklicher und engerer Einbeziehung
eines Post-Brexit-Englands und verbundener Länder wie Kanada,
Australien, der Schweiz und des demokratischen Teils Asiens. Oder sie
entscheiden sich für eine engere wirtschaftliche Bindung an China, die
immer auch eine politische Bindung ist. Dann wacht man vielleicht
eines Tages auf und findet sich in einer gruseligen Gesellschaft
wieder: an der Seite von China und mit ihm unverbindlich assoziierten
Staaten wie Russland, dem Iran und weiteren Autokratien."

Döpfner schliesst seinen lauten Ruf für eine zweigeteilte Welt und
damit für einen neuen Kalten Krieg, diesmal mit China, mit deutschem
Pathos: "Es geht um mehr als um Geld. Es geht um unsere Freiheit, um
Artikel 1 (des deutschen Grundgesetzes [7], Red.), den schönsten
Begriff, der je in einem Gesetzestext gestanden hat: die Würde des
Menschen."


Döpfners Appell für eine zweigeteilte Welt basiert auf dem
Verschweigen wichtiger Fakten

Kritische Leserinnen und Leser wissen es: Nicht nur, was in einem
Kommentar erwähnt wird, ist relevant. Auch was - bewusst - nicht
erwähnt wird, beeinflusst eine Argumentation.

• Döpfner verschweigt, dass die "Weltmacht" der USA darauf
beruht, dass die USA seit vielen Jahren mehr Geld in die Rüstung und
ins Militär investieren als alle anderen Länder dieser Welt: Im Jahr
2019 war es mehr als die Militärausgaben der zehn nächstgrössten
Militärmächte [8] China, Indien, Russland, Saudi-Arabien, Frankreich,
Deutschland, Vereinigtes Königreich, Japan, Südkorea und Brasilien
zusammen! Und Döpfner verschweigt, dass die USA ausserhalb ihres
eigenen Landes weltweit über 700 Militärbasen [9] betreiben.

• Döpfner verschweigt, dass die von ihm zwar als "unperfekt"
bezeichnete, aber alles in allem doch hochgepriesene und für die
politische Entweder-Oder-Entscheidung massgebliche US-Demokratie in
hohem Grade zu einer Plutokratie verkommen ist. In beiden Kammern des
Kongresses sind mehr als die Hälfte der Abgeordneten Millionäre [10].
Und im Wahlkampf 2016 wurden über 2 Milliarden US-Dollar allein für
Wahlwerbung [11] ausgegeben. Auch das Gerrymandering [12], die
politisch motivierte Verschiebung der Wahlkreisgrenzen, um das
Resultat bei den Wahlen für das Repräsentantenhaus zu manipulieren,
ist bei Döpfner kein Thema.

• Döpfner verschweigt, dass der wirtschaftliche Aufschwung Chinas
vor allem deswegen erfolgte, weil die neoliberalen US-Konzerne ihre
Produkte im Billiglohnland China produzieren lassen, um selber mehr
Gewinn zu machen. Siehe dazu, als Beispiel, das ZDF-Video [13] zur
Produktion des iPhones von Apple in China.

• Döpfner verschweigt, dass die USA mit nur 4,3 Prozent der
Weltbevölkerung und mit 15,03 Prozent des Weltbruttosozialproduktes
immer noch über einen weit überproportionalen Anteil am
Weltbruttosozialprodukt verfügen. Und er verschweigt, dass auch die EU
mit 6,6 Prozent der Weltbevölkerung und mit 16,05 Prozent Anteil am
Weltbruttosozialprodukt immer noch über einen weit überproportionalen
Anteil am Weltbruttosozialprodukt verfügt.

• Döpfner verschweigt, dass Chinas heutiger Anteil am
Weltbruttosozialprodukt mit 19,24 Prozent durchaus im Rahmen seines
Anteils von 18,6 Prozent an der Weltbevölkerung liegt.

• Döpfner verschweigt, dass die USA mit ihrem Geheimdienst
"Central Intelligence Agency" CIA [14] mit geschätzt über 20.000
Mitarbeitenden und ihrer "National Security Agency" NSA [15] mit
geschätzt zwischen 40.000 und 50.000 Mitarbeitenden das mit Abstand
grösste geheime Überwachungssystem der Welt betreiben.

• Döpfner verschweigt, dass die USA nicht nur ihre "Feinde"
überwachen, sondern auch ihre "Freunde", z.B. das Mobiltelefon der
deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel [16]. Auch die
Telefongespräche und E-Mails fast aller Bürgerinnen und Bürger werden
überwacht, wie Edward Snowden aufgedeckt hat.

• Döpfner verschweigt, dass die USA seit dem Zweiten Weltkrieg
aus eigener Initiative mehrere Dutzend militärische Interventionen
[17] unternommen haben, darunter nicht zuletzt die Bombardierung und
Besetzung des Iraks im Jahr 2003 mit Hunderttausenden von Toten, und
dies mit der erlogenen Begründung, der Irak verfüge über
Massenvernichtungswaffen.

• Döpfner verschweigt, dass sein Medien-Konzern für alle
Mitarbeitenden fünf verbindliche Grundsätze [18] hat, darunter die
Position 3 "Wir zeigen unsere Solidarität in der freiheitlichen
Wertegemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika", dass also
er, Mathias Döpfner, in seinem Aufruf zur engeren Bindung Europas an
die USA gar nicht frei war.

• Döpfner verschweigt, dass der Medienkonzern Axel Springer SE
bereits zu 42,5 Prozent dem US-amerikanischen Finanzinvestor KKR
gehört [19] (Nähere Angaben zu KKR siehe unten).

• Döpfner verschweigt, dass er selber mit einem geschätzten
Vermögen von über 150 Millionen Euro [20] zu den 750 reichsten
Deutschen gehört - oder also zu den reichsten 0,001 Prozent der
deutschen Bevölkerung. Ein glaubhafter Vertreter der demokratischen
Interessen der deutschen Bevölkerung und einer "sozialen
Marktwirtschaft"?

Wäre Mathias Döpfner ein normaler Journalist, er würde wegen aktiver
Anstiftung zu einem neuen Kalten Krieg vielleicht sogar gefeuert. Aber
Mathias Döpfner, Vorstandsvorsitzender des Medien-Konzerns Axel
Springer SE [21], Präsident des "Bundesverbandes Digitalpublisher und
Zeitungsverleger" BDZV, mehrfacher Bilderberg-Konferenz-[22]Teilnehmer
und aktiver Mitredender an den Münchner Sicherheitskonferenzen [23]
MSC, kann es sich leisten, in seinem Namen einen solchen Aufruf zu
veröffentlichen. Und jetzt werden Tausende von Journalistinnen und
Journalisten in seinem Konzern sinngemäss das schreiben, was ihnen ihr
oberster Boss mit seinem Aufruf vorgegeben hat, weil sie in diesen
wirtschaftlich schwierigen Zeiten erst recht Angst haben, bei der
nächsten Sparrunde zu den Entlassenen zu gehören. Die journalistische
Freiheit im Westen ist nicht durch eine staatliche Zensur gefährdet.
Konzernvorgaben und die Schere im Kopf der Journalisten und
Journalistinnen führen zu Selbstzensur - mit gleicher Wirkung.


Das sind die politischen Grundsätze der Axel Springer
SE

1. Wir treten ein für Freiheit, Rechtsstaat, Demokratie und ein
vereinigtes Europa.

2. Wir unterstützen das jüdische Volk und das Existenzrecht des
Staates Israel.

3. Wir zeigen unsere Solidarität in der freiheitlichen
Wertegemeinschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika.

4. Wir setzen uns für eine freie und soziale Marktwirtschaft ein.

5. Wir lehnen politischen und religiösen Extremismus ab.


Das sind die Informationen des Axel Springer-Konzerns über
sich selbst

"Axel Springer ist ein Medien- und Technologieunternehmen und in mehr
als 40 Ländern aktiv. Mit den Informationsangeboten ihrer vielfältigen
Medienmarken (u. a. BILD, WELT, BUSINESS INSIDER, POLITICO Europe) und
Rubrikenportalen (StepStone Gruppe und AVIV Group) hilft die Axel
Springer SE Menschen, freie Entscheidungen für ihr Leben zu treffen.
Der Wandel vom traditionellen Printmedienhaus zu Europas führendem
Digitalverlag ist heute erfolgreich abgeschlossen. Das nächste Ziel
ist gesteckt: Durch beschleunigtes Wachstum will Axel Springer
Weltmarktführer im digitalen Journalismus und bei den digitalen
Rubriken werden. Das Unternehmen hat seinen Hauptsitz in Berlin und
beschäftigt mehr als 16.000 Mitarbeiter weltweit."


Einige Informationen zum Finanzinvestor KKR

Der US-amerikanische Finanzinvestor KKR - von der "Welt"
US-Investmentriese [24] genannt - hat im Jahr 2019 und bis heute 42,5
Prozent des Aktienkapitals der Axel Springer SE übernommen.

Zur Website der KKR [25]

Das Portfolio der KKR [26]

Das schrieb die FAZ über die KKR [27].

Die Gründer der KKR:

Jerome Kohlberg Jr. [28]

Henry Kravis [29]

George R. Roberts [30]

Im Management von KKR [31] ist seit 2013 auch der ehemalige
CIA-Direktor David H. Petraeus [32], der spätere General im Irakkrieg,
der wegen Geheimnisverrats [33] an eine aussereheliche Geliebte von
all seinen militärischen Ämtern zurücktreten musste.


Axel Springer SE ist auch in der Schweiz aktiv

In der Schweiz gibt es den Zeitschriftenverlag Ringier Axel Springer
Schweiz AG [34], eine 50:50-Tochtergesellschaft des Schweizer
Medienhauses Ringier und des deutschen Medien-Konzerns Axel Springer
SE. Die offizielle Information auf deren Website [35] lautet: "Die
Ringier Axel Springer Schweiz AG ist ein 2016 gegründetes
Gemeinschaftsunternehmen der Ringier AG und der Axel Springer SE. Das
Joint Venture ist das grösste Zeitschriftenhaus der Schweiz und
produziert 30 Titel mit 880 Ausgaben pro Jahr. Seit 2010 führen die
beiden Unternehmen zudem bereits ein erfolgreiches Joint Venture in
Mittel- und Osteuropa. Ringier Axel Springer Schweiz hat ihren Sitz in
Zürich sowie Lausanne und beschäftigt rund 550 Mitarbeitende." Zu den
Zeitschriften dieses Verlages gehören zum Beispiel die "Schweizer
Illustrierte" [36] oder auch der "Beobachter" [37].

Von Christian Müller [38] für InfoSperber [39].


Anmerkungen:

[1] https://www.infosperber.ch/Artikel/Politik/Einfach-nur-noch-widerlich 

[2] https://www.welt.de/wirtschaft/article192106045/Axel-Springer-will-Weltmarktfuehrer-werden.html

[3] https://www.axelspringer.com/de/unternehmen
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ONKOLOGIE

Onkologische Versorgung in Zeiten von Corona

von Uwe Groenewold



Krebs wurde zunehmend zu einer beherrschbaren chronischen
Erkrankung. Mit Ausbruch der Pandemie haben sich die Bedingungen für
die Versorgung jedoch stark verändert.


Die COVID-19-Pandemie bleibt auch für Patienten, die bereits
unter einer chronischen oder akut lebensbedrohlichen Erkrankung
leiden, nicht folgenlos. So ist etwa die Zahl der Menschen, die mit
Verdacht auf Herzinfarkt oder Schlaganfall in den Notaufnahmen der
Krankenhäuser vorstellig werden, in den vergangenen Wochen deutlich
rückläufig, weil die Menschen aus Angst vor einer Infektion selbst mit
starken Beschwerden keinen Notarzt rufen. Auch die komplexe
Diabetesversorgung ist aufgrund der erhöhten Infektionsgefahr aktuell
nur schwer optimal zu realisieren.

Im Fokus steht ebenfalls die Versorgung von Krebspatienten, müssen
diese doch gegebenenfalls einen schweren Krankheitsverlauf bei einer
Infektion mit dem Virus SARS-CoV-2 befürchten. "Besonders gefährdet
sind Patienten mit einem geschwächten Immunsystem durch Leukämien, mit
Lymphomen bei aktiver Erkrankung, einer niedrigen Zahl weißer
Blutkörperchen, niedrigen Immunglobulinwerten und langandauernder
Unterdrückung des Immunsystems", teilte die Deutsche Gesellschaft für
Hämatologie und Onkologie (DGHO) mit. Als Hochrisikopatienten müssten
diese ganz besonders vor einer Infektion geschützt werden;
Händedesinfektion, Sicherheitsabstand und Begrenzung der sozialen
Kontakte seien maßgeblich zur Infektionsvorbeugung. "Patienten, die
aktuell eine immunsuppressive Therapie erhalten beziehungsweise
aktuell unter einer unkontrollierten Krebserkrankung leiden, empfehlen
wir besondere Vorsicht."

Aufgrund der Infektionsgefahr durch das Coronavirus wurde das
Mammografie-Screening bundesweit ausgesetzt. Frauen, bei denen ein
auffälliger Befund festgestellt wurde, bekommen weiter eine schnelle
Abklärungsdiagnostik, teilten Gemeinsamer Bundesausschuss und
Bundesgesundheitsministerium mit. Trotz Infektionsgefahr weiterlaufen
sollte auch die Strahlentherapie, wie die Deutsche Gesellschaft für
Radioonkologie (DEGRO) erklärte. Lediglich in einigen Fällen könne
überlegt werden, ob durch Änderung der Fraktionierung oder Verkürzung
der Therapie die Zahl der Sitzungen reduziert werden kann, heißt es
von der DEGRO.

In der Klinik sei der unmittelbare Umgang mit den onkologischen
Patienten gleich geblieben, sagt Prof. Frank Gieseler, Klinik für
Hämatologie und Onkologie am UKSH-Campus Lübeck; aufgrund der
Infektionsgefahr der immungeschwächten Patienten in der Tumortherapie
werde seit jeher mit Handschuhen und Mund-Nasen-Schutz gearbeitet.
Gravierend verändert habe sich dagegen das ambulante Geschehen.
"Unsere Ambulanz ist weitestgehend geschlossen, die Betreuung der
Patienten, bei denen es möglich ist, erfolgt per Telefon." Das sei
nicht immer ganz einfach, gehöre das Arzt-Patienten-Gespräch doch zur
Therapie. "Viele Patienten sind durch ihre Erkrankung und durch die
aktuelle Situation psychisch stark belastet. Hier wäre der direkte
Arztkontakt sicher hilfreich und es tut uns leid, dass wir hierauf
verzichten müssen."

"Viele Patienten sind durch ihre Erkrankung und durch die
 aktuelle Situation psychisch stark belastet" 

 Prof. Frank Gieseler


Die Isolation zu Hause führe oftmals zu irrationalen Situationen. "Die
Angst vor dem Virus ist bei manchen Patienten größer als die Gefahr,
durch eine ausbleibende Therapie an dem Tumor zu versterben", sagt
Gieseler. Er berichtet von einem 91-jährigen Patienten mit
Nierenzellkarzinom, der vor zehn Jahren operiert wurde und dessen
Karzinom aufgrund gut eingestellter medikamentöser Therapie nur
langsam wächst. "Der Patient wollte für Nachsorge und Blutbild nicht
in die Klinik kommen, eher seine Therapie aussetzen und damit ein
Fortschreiten der Krebserkrankung in Kauf nehmen." Ein ähnliches
Verhalten habe er bei zahlreichen, vor allem älteren onkologischen
Patienten erfahren. Erst im persönlichen Gespräch konnten sie von der
Notwendigkeit anstehender Untersuchungen und Behandlungen überzeugt
werden.

Ein Verschieben von Nachsorgeterminen um wenige Tage oder Wochen sei
bei gut eingestellten Patienten in aller Regel nur wenig
problematisch, so Gieseler. Notwendige Untersuchungen oder
Behandlungen sollten dagegen unbedingt termingerecht durchgeführt
werden. Die Sterblichkeit eines unter Behandlung stehenden
Krebspatienten an einer COVID-19-Erkrankung liegt laut Gieseler sicher
deutlich höher als bei anderen Patienten (geschätzt bei 20 Prozent).
"Wird jedoch die notwendige onkologische Behandlung für einen längeren
Zeitraum unterbrochen, stirbt der Patient in jedem Fall." Er selbst
hadere ebenfalls mit der durch das Coronavirus heraufbeschworenen
Situation: "Da haben wir es endlich geschafft, Krebs in vielen Fällen
zu einer beherrschbaren, chronischen Erkrankung werden zu lassen - und
jetzt das!"

Gieselers Botschaft an alle Krebspatienten: "Sprechen Sie mit Ihrem
Arzt! Lassen Sie Termine nicht einfach ausfallen, rufen Sie an, wenn
Sie Fragen haben und in Sorge sind." Melden können sich Betroffene
auch bei der Schleswig-Holsteinischen Krebsgesellschaft (SHKG,
www.krebsgesellschaft-sh.de), so Gieseler. Diese habe ihren
Telefondienst ausgeweitet und stehe mit Rat und Tat zur Verfügung.
"Die Patienten haben großen Informationsbedarf", sagt Gieseler, der
auch Vorsitzender der SHKG ist. Das Facebook-Profil der
Fachgesellschaft werde zehnmal häufiger als vor Ausbruch der Pandemie
aufgerufen, auch die Klickzahlen der Website seien sprunghaft
gestiegen.

Trotz angespannter Situation keine wesentlichen Einschränkungen - das
ist auch das Fazit der Kieler Krebsärzte. "Die Versorgung
onkologischer Patienten wird auf hohem Niveau aufrechterhalten, alle
notwendigen Untersuchungen und Therapien werden zeitnah durchgeführt",
bilanziert Prof. Claudia Baldus, Klinik für Innere Medizin II
(Hämatologie und Onkologie) am UKSH-Campus Kiel. Im ambulanten und
stationären Bereich gelten die seit Ausbruch der Pandemie üblichen
Vorsichtsmaßnahmen: Entzerrung des Patientenaufkommens, telefonische
Rückfrage vor Sprechstunde oder stationärer Aufnahme, Besuchsverbot,
Begleitperson nur in Ausnahmen. Somit können bis auf wenige Ausnahmen
Behandlungen wie vorgesehen durchgeführt werden. "Therapien, die für
eine gewisse Zeit aufgeschoben werden können, werden verschoben, um
die Patienten nicht durch zusätzliche Krankenhausbesuche und durch
eine Schwächung des Immunsystems als Folge einer Chemo- oder
Immuntherapie zu gefährden", erläutert Prof. Anne Letsch, Oberärztin
der Hämatologie und Onkologie. Dies betreffe aber nur einen Bruchteil
der onkologischen Patienten. Beeinträchtigungen in der Versorgung sehe
man eher außerhalb der Klinik, so Letsch: "Was wir in den vergangenen
Wochen festgestellt haben: Die Anschlussversorgung ist erschwert, es
gibt aktuell keine Reha-Maßnahmen mehr, die Heim- und Kurzzeitpflege
ist deutlich eingeschränkt und auch die hausärztliche Versorgung in
der Fläche ist zum Teil schwierig."

Das sieht auch Gieseler so: "Die Patientenströme zu lenken, ist auch
eine immense Herausforderung für niedergelassene Ärzte. Allein die
empfohlenen Abstandsregeln von zwei Metern einzuhalten - ein solches
Raumangebot, um weiterhin eine große Zahl an Patienten zu versorgen,
können Praxisärzte kaum vorhalten." Eine weitere logistische
Herausforderung ist nach Gieselers Angaben die Planung von
Arbeitszeiten der Mitarbeiter, die schulpflichtige Kinder haben und
deshalb nur eingeschränkt vor Ort arbeiten können. "Das merken wir
auch in der Klinik sehr stark. Viele Eltern teilen sich die
Kinderbetreuung, die Kollegen tauschen dann regelmäßig Dienste
untereinander." Das funktioniere zum Glück reibungslos, die Krise
schweiße zusammen, so Gieseler: "Die Stimmung im Team ist gut,
vielleicht sogar besser als vor Corona."

Deutsche Krebshilfe, Deutsche Krebsgesellschaft und Deutsches
Krebsforschungszentrum haben gemeinsam eine Task Force eingerichtet,
um Veränderungen der Versorgungssituation zu erfassen. Sie bauen eine
Art Frühwarnsystem auf, um möglichst aktuell ein Signal über
Einschnitte in der onkologischen Versorgung an Entscheidungsträger
geben zu können. Weitere Infos: 

www.dkfz.de

Die Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Onkologie hat
Empfehlungen für die Versorgung von Patienten mit Blut- und
Krebserkrankungen im Zusammenhang mit Corona-Infektionen
veröffentlicht, die permanent aktualisiert werden. Die Liste umfasst
rund 50 verschiedene Krankheitsbilder und ist unter 

www.onkopedia.com
einsehbar.
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Aufgrund der Infektionsgefahr durch das Corona-Virus wurde das
Mammographie-Screening bundesweit zwischenzeitlich ausgesetzt. Frauen,
bei denen ein auffälliger Befund festgestellt wurde, bekommen weiter
eine schnelle Abklärungsdiagnostik, teilten Gemeinsamer
Bundesausschuss und Bundesgesundheitsministerium mit.
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Prof. Anne Letsch ist Oberärztin der Hämatologie und Onkologie am UKSH
in Kiel. Sie berichtet, dass akut nicht zwingend notwendige Therapien
verschoben wurden, um die Patienten nicht durch zusätzliche
Krankenhausbesuche und durch eine Schwächung des Immunsystems als
Folge einer Chemo- oder Immuntherapie zu gefährden. Dies betreffe aber
nur einen Bruchteil der onkologischen Patienten. Beeinträchtigungen in
der Versorgung beobachtet sie eher außerhalb der Klinik: "Was wir in
den vergangenen Wochen festgestellt haben: Die Anschlussversorgung ist
erschwert, es gibt aktuell keine Reha-Maßnahmen mehr, die Heim- und
Kurzzeitpflege ist deutlich eingeschränkt und auch die hausärztliche
Versorgung in der Fläche ist zum Teil schwierig."
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Diabetes mellitus: Ein Risikofaktor für frühe Darmkrebserkrankungen



Um herauszufinden, wie hoch das Darmkrebsrisiko für Diabetiker ist, haben
Wissenschaftler die Daten von fast 13 Millionen Personen ausgewertet. Die
Forscher vom Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) und am Nationalen
Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg konnten zeigen, dass
Diabetiker ein vergleichbar hohes Darmkrebsrisiko haben wie Menschen, in
deren Familien gehäuft Darmkrebs auftritt. Zudem haben Diabetiker ein
höheres Risiko, bereits vor dem 50. Lebensjahr an Darmkrebs zu erkranken.

Um herauszufinden, wie hoch das Darmkrebsrisiko für Diabetiker ist, haben
Wissenschaftler die Daten von fast 13 Millionen Personen ausgewertet. Die
Forscher vom Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) und am Nationalen
Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg konnten zeigen, dass
Diabetiker ein vergleichbar hohes Darmkrebsrisiko haben wie Menschen, in
deren Familien gehäuft Darmkrebs auftritt. Zudem haben Diabetiker ein
höheres Risiko, bereits vor dem 50. Lebensjahr an Darmkrebs zu erkranken.

Das Nationale Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg ist eine
gemeinsame Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), des
Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) und der Deutschen Krebshilfe
(DKH).

Darmkrebs ist in Deutschland und weltweit die dritthäufigste Krebsart und
die zweithäufigste Krebstodesursache. Mit besonderer Besorgnis beobachten
Wissenschaftler, dass insbesondere die Zahl der jungen Darmkrebspatienten
weiter zunimmt. Es wird daher immer wichtiger, spezifische Risikofaktoren
für Darmkrebs bei jungen Erwachsenen zu identifizieren, sodass
Hochrisikopersonen früher von einer Vorsorgeuntersuchung profitieren
können. In Deutschland haben Frauen und Männer bislang ab 50 Jahren
Anspruch auf Maßnahmen zur Darmkrebsfrüherkennung.

Untersuchungen weisen darauf hin, dass Diabetiker, insbesondere Menschen
mit Typ 2 Diabetes, gegenüber der Normalbevölkerung ein höheres Risiko
haben, an Darmkrebs zu erkranken. Diabetes und Darmkrebs haben einige
Risikofaktoren wie etwa Fettleibigkeit, Bewegungsmangel und
Stoffwechselfaktoren gemeinsam. "Bisher galt Diabetes nicht als
anerkannter Risikofaktor für frühe Darmkrebserkrankungen und der
Zusammenhang zwischen Diabetes und familiärem Darmkrebsrisiko war noch
weitgehend unbekannt", berichtet Mahdi Fallah, Leiter der Gruppe
Risikoadaptierte Prävention in der Abteilung Präventive Onkologie des DKFZ
und am NCT Heidelberg.

Die Heidelberger Forscher haben daher in Kooperation mit Kollegen der
Universität Lund insgesamt 12,6 Millionen Daten von nach 1931 geborenen
schwedischen Bürgern inklusiv ihren Eltern ausgewertet. "Ziel war es, das
Darmkrebsrisiko insbesondere im Alter unter 50 Jahren bei Diabetikern mit
und ohne Darmkrebspatienten in der Familie zu bestimmen", erklärt Elham
Kharazmi, Ko-Leiterin der Studie und Wissenschaftlerin des DKFZ und am NCT
Heidelberg.

Während des Studienzeitraums von 1964 bis 2015 hatten insgesamt 559.375
der untersuchten Personen Diabetes und 162.226 eine Darmkrebserkrankung.
Die Auswertung dieser weltweit größten Datenbank ihrer Art zeigte, dass
bei Diabetikern das Risiko für Darmkrebs in allen Altersgruppen erhöht
war. Das Risiko, in jungen Jahren an Darmkrebs zu erkranken, war bei
Diabetikern ohne Verwandte mit Darmkrebs sogar ähnlich hoch wie bei
familiär vorbelasteten Nicht-Diabetikern. Diabetiker, bei deren Verwandten
ersten Grades Darmkrebs diagnostiziert wurde, hatten gegenüber der
Allgemeinbevölkerung ein etwa 7-fach erhöhtes Risiko, bereits unter 50
Jahren selber Darmkrebs zu entwickeln.

Die Ärzte und Wissenschaftler empfehlen daher Diabetikern, die
Möglichkeiten zur Darmkrebsfrüherkennung in Deutschland wahrzunehmen,
spätestens, wenn sie 50 Jahre alt sind. "Unsere Studie konnte zeigen, dass
Diabetiker ein erhöhtes Risiko haben, bereits vor dem 50. Lebensjahr an
Darmkrebs zu erkranken. Dies ist wichtig zu wissen, um diesen Menschen
zukünftig früher ein risikoangepasstes Darmkrebsscreening anzubieten",
sagt Fallah.


Originalpublikation:

U. Ali Khan, M. Fallah, Y. Tian, K. Sundquist, J. Sundquist, H. Brenner,
E. Kharazmi: 

Personal History of Diabetes as Important as Family History
of Colorectal Cancer for Risk of Colorectal Cancer: A Nationwide Cohort
Study. 

The American Journal of Gastroenterology 2020

https://doi.org/10.14309/ajg.0000000000000669

Die wichtigsten Erkenntnisse der Studie:

https://www.nct-heidelberg.de/fileadmin/media/nct-heidelberg/news/Meldungen/Bilder/Wichtigste_Erkenntnisse_der_Studie.jpg

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453
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Bundesministerium für Gesundheit - 29. Mai 2020

Bundesweiter Kick-Off für gemeinsame Cannabisprävention via Social Media

Bundesdrogenbeauftragte Ludwig und Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung präsentieren neue Maßnahmen



Dazu die Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA)Dr. Heidrun Thaiss: "Ich freue mich, dass die
Bundesdrogenbeauftragte mit dem Social-Media-Wettbewerb zu Cannabis
für die jüngere Zielgruppe einen wichtigen Impuls setzt. Zukünftig
werden wir unsere Angebote der Cannabisprävention speziell für
Jugendliche im schulischen und digitalen Bereich erweitern. Unsere
Daten der regelmäßig durchgeführten Repräsentativbefragungen belegen,
dass 10 Prozent der 12- bis 17-Jährigen bereits einmal Cannabis
konsumiert haben. Wir beobachten steigendes Interesse mit zunehmendem
Alter, so haben 18- bis 25-Jährige zu 42,5 Prozent bereits Cannabis
konsumiert. Dem wollen wir mit unseren präventiven Angeboten begegnen,
um den Einstieg in den Konsum zu verhindern. An schon drogenaffine
junge Menschen richtet sich die BZgA seit vielen Jahren mit
www.drugcom.de und dem nachweislich wirksamen
Online-Verhaltensänderungsprogramm 'Quit the shit'."

Aufgerufen waren kreative Akteure und Akteurinnen, Ideen für die
Entwicklung und Umsetzung eines Social-Media-Konzeptes vorzulegen. Das
ausgewählte Konzept der Agentur BUZZ MEDIEN aus Berlin geht jetzt in
die Umsetzung.

Erste Impressionen der neuen Cannabisprävention und weitere

Informationen erhalten Sie unter: 


www.drogenbeauftragte.de

 * 
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ERNÄHRUNG/1515: Uniklinik Schleswig-Holstein - "Wassertrinker" leben gesünder (Forum Trinkwasser)

Forum Trinkwasser e. V. - 26. Mai 2020

Uniklinik Schleswig-Holstein: "Wassertrinker" leben gesünder



Frankfurt am Main, 26. Mai 2020 - In Zeiten von Homeoffice-Arbeit und
verordnetem Abstandhalten rät das Frankfurter Forum Trinkwasser
Verbrauchern in Deutschland, sich bei aller Verunsicherung und
persönlichem Stress möglichst mehr Raum für einen gesundheitlich
förderlichen Lebensstil einzuräumen. Gerade die vielen Angestellten
und Selbstständigen, die derzeit an den heimischen Schreibtisch
gefesselt oder durch Kurzarbeit teilweise sogar zu beruflicher
Untätigkeit gezwungen sind, bieten Anlass zur Sorge, so
Ernährungsexpertin Iris Löhlein, Vorstandsmitglied des Vereins.
Gewichtszunahme oder sogar Übergewicht und damit assoziierte
Folgeerkrankungen könnten also noch zunehmen. Krankenkassen beklagen
bereits seit Längerem, dass sich die Menschen in Deutschland im Alltag
immer weniger bewegen.

Uniklinik Schleswig-Holstein: "Wassertrinker" leben gesünder

Die Uniklinik Schleswig-Holstein, Campus Lübeck, hatte im vergangenen
Jahr im Auftrag des Forum Trinkwasser eine größere Studienanalyse zum
Darm-Mikrobiom durchgeführt. Dabei fiel ein deutlicher Unterschied bei
den untersuchten Teilnehmern auf, und zwar zwischen "Wassertrinkern"
und "Süßgetränkekonsumenten". Verkürzt lässt sich sagen, dass sich
"Wassertrinker" anscheinend mehr bewegen, ausgewogener ernähren und
auch ein artenreicheres Darm-Mikrobiom aufweisen. Zudem gaben
"Wassertrinker" im Rahmen der Studie an, weniger gestresst zu sein und
sind im Alltag entspannter unterwegs; "sie sind also vermutlich
stress-resilienter", so Iris Löhlein. Alles Faktoren, die als
gesundheitsförderlich gelten. Demgegenüber ist das Verhalten von
"Süßgetränkekonsumenten" ("Süßtrinker") weniger erfreulich:
"Süßtrinker" sind jünger, bewegen sich weniger, haben ein höheres
Gewicht und berichten über mehr Stress. Außerdem nehmen sie zusätzlich
über feste Lebensmittel mehr Zucker zu sich. "Das beurteilen wir als
bedenklich", so Professor Dr. Christian Sina, Ernährungsmediziner an
der Uniklinik Schleswig-Holstein. Solch ein ungünstiger Lebensstil
macht sich auch beim Darm-Mikrobiom der Süßtrinker bemerkbar. Bei
ihnen liegt eine signifikant geringere Vielfalt des gesamten
Darm-Mikrobioms im Vergleich zu den "Wassertrinkern" vor. "Das ist
auffällig, denn eine hohe Diversität an Mikroorganismen im Darm ist
mit einer besseren Gesundheit assoziiert", kommentiert der
Studienleiter Dr. Torsten Schröder vom Institut für Ernährungsmedizin
des Universitätsklinikums. Bereits aus anderen Studien ist bekannt,
dass ein regelmäßiger Süßgetränkekonsum mit typischen
zivilisatorischen Erkrankungen assoziiert ist und damit ein höheres
Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Diabetes mellitus und einige
Krebserkrankungen besteht.

Schon kleine Lebensstil-Veränderungen im Alltag sind positiv

Daher der Rat: Wer seinen Durst mit Wasser z. B. aus der Leitung
löscht (statt mit Süßgetränken), nimmt weniger an Gewicht zu und hat
ein geringeres Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Diabetes.
Wer also jetzt im Homeoffice arbeitet oder durch Kurzarbeit mehr
Zuhause sein muss, sollte Zeitvalenzen nutzen, um Körper und Geist
gesundheitsförderlich Gutes zu tun und sich vier zentrale Fragen
beantworten:


	Wie kann ich mich ausgewogener ernähren?

	Wie kann ich mehr Bewegung in meinen Alltag bringen, trotz eingeschränkter Bewegungs- und Wahlfreiheit?

	Wie kann ich Stress aktiv vorbeugen?

	Und wie kann ich meine Flüssigkeitszufuhr gesünder gestalten?



"Letztere Frage kann ja sehr schnell und einfach angegangen und so
beantwortet werden: Wer einfach mehr Wasser trinkt und dabei auf das
gute deutsche Leitungswasser setzt, hilft sich - und der Umwelt
übrigens auch", sagt Dr. Stefan Koch, Vorstand des Forum Trinkwasser.
Leitungswasser gehört zu den am besten kontrollierten Lebensmitteln,
ist praktisch überall verfügbar und kostet im Durchschnitt nur 0,2
Cent pro Liter. "Kein Mensch muss fürs Trinken von Wasser aus dem Haus
gehen - jeder kann einfach den Wasserhahn aufdrehen und Trinkwasser
pur trinken oder nach Bedarf aufpeppen", so Dr. Koch. "Mehr Wasser zu
trinken statt Süßgetränken ist eine vermeintlich kleine Veränderung,
die aber schon einen positiven Effekt auf unsere Gesundheit hat",
betont zudem Ernährungswissenschaftlerin Löhlein.


Hintergrund:

Das Institut für Ernährungsmedizin des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein, Campus Lübeck, analysierte im Jahr 2019 die
Ernährungs- und Lebensgewohnheiten sowie das Darm-Mikrobiom von über
1.000 gesunden Erwachsenen mit leichtem Übergewicht und Tendenz zur
Gewichtszunahme - also typischen Vertretern unseres modernen
Lebensstils. Rund 58 Prozent der an der Studie Beteiligten gaben an,
keine gesüßten Getränke wie Limonaden und Sodagetränke sowie
Fruchtsäfte zu trinken, sondern Wasser - auch aus der Leitung
("Wassertrinker"). Rund 21 Prozent trinken regelmäßig mindestens 3-mal
pro Woche süß ("Süßtrinker"), und alle anderen tun dies nur
gelegentlich.


Das Forum Trinkwasser e. V. informiert über frisches Trinkwasser
in Deutschland auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse und steht als
kompetenter Ansprechpartner allen Interessierten zur Verfügung.


Weitere Informationen gibt es auf der Webseite

https://forum-trinkwasser.de

 * 

Quelle:

Forum Trinkwasser e.V.

Pressemitteilung vom 26. Mai 2020

Mörfelder Landstraße 72

60598 Frankfurt am Main

E-Mail: info@forum-trinkwasser

Internet: www.forum-trinkwasser.de
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FORSCHUNG/4189: Neurobiologie - Putzfimmel im Gehirn (idw)

Leibniz-Institut für Neurobiologie - 26.05.2020

Putzfimmel im Gehirn



Synapsen bestehen aus Hunderten verschiedener Proteine. Damit sie
Hirnsignale richtig übertragen können, müssen ihre Bausteine ständig auf
Funktionalität überprüft und bei Verschleiß durch neue ersetzt werden. Ein
Forscherteam des Leibniz-Institutes für Neurobiologie Magdeburg, vom
Deutschen Zentrum für neurodegenerative Erkrankungen und der Charité in
Berlin hat untersucht, wie sich die Funktionsweise von Synapsen im Gehirn
entwickelt, wenn das wichtige Synapsen-Protein Bassoon fehlt. Sie fanden
heraus, dass der Recycling-Prozess von Synapsenbausteinen dann viel
schneller abläuft, weil ein Enzym namens Parkin aktiviert wird, das bei
der Parkinson-Krankheit eine wichtige Rolle spielt.

Bisher war über das Enzym Parkin bekannt, dass der Ausfall seiner Funktion
zur Parkinson-Erkrankung, auch als Schüttellähmung bekannt, führt. Dabei
reichern sich Aggregate von Proteinen im Hirngewebe an, die nicht mehr
abgebaut werden können, was - wie immer, wenn sich zu viel Müll ansammelt
- normale Funktionen beeinträchtigt und schließlich zum kompletten
Funktionsausfall durch den Zelltod führt.

Aufräumen in der Synapse

Das Autorenteam um Dr. Carolina Montenegro und Prof. Dr. Eckart
Gundelfinger vom LIN sowie Dr. Sheila Hoffmann-Conaway und Prof. Dr. Craig
C. Garner vom DZNE zeigt in der neuen Studie, dass nach der Ausschaltung
des Bassoon-Proteins genau das Gegenteil passiert: der "Synapsen-Müll"
wurde schneller abgeholt und die aktiven Proteine waren jünger als in den
vergleichbaren Kontrollen. Um das herauszufinden, haben die Forschenden
einem der zu entsorgenden Proteine namens SV2 farblich markierte Anhänger
verpasst, die ihre Farbe mit zunehmendem Alter ändern - ein Marker für die
neuronalen Entsorgungsprozesse. Das SV2-Protein gelangt in synaptische
Vesikel, die kleinen Container, die die Botenstoffe enthalten und bei der
synaptischen Übertragung ausgeschüttet werden. Anhand des Farbwechsels
kann der Alterungsprozess des aktiven Proteins beobachtet werden. Unter
dem Elektronenmikroskop zeigten sich weitere Hinweise auf verstärkte
Entsorgung von zellulärem Müll - ein Prozess der Autophagie heißt, z.B.
eine größere Anzahl von "Müllcontainern", so genannte Autophagosomen. Die
Autoren konnten zeigen, dass in Synapsen ohne Bassoon mehrere Proteine
verstärkt für den Abbau markiert wurden. Wurde aber das bei Parkinson
defekte Protein Parkin ausgeschaltet, so konnte diesem Prozess
entgegengewirkt werden.

Was lernen wir aus diesen Versuchen?

Synapsen mit verändertem Bassoon sind schwächer und können sich nicht so
leicht an Veränderungen anpassen, was aber für die Hirnplastizität
essentiell ist. "Wir verstehen durch unsere Versuche die Prozesse in den
Synapsen, die für das korrekte Funktionieren des gesunden Gehirns
unerlässlich sind, besser" sagt Dr. Carolina Montenegro. "Alle wichtigen
Hirnprozesse, Wahrnehmen, Denken, Lernen, Erinnern, Planen für unser
Handeln, also die gesamte Informationsverarbeitung, werden durch Synapsen
bestimmt. Im Alter verändert sich die Funktionsweise, auch weil solche
Müllentsorgungsprozesse nicht mehr richtig funktionieren. Besonders bei
Erkrankungen des Gehirns, wie bei der Alzheimerschen oder der
Parkinson-Erkrankung, tragen Störungen im Gleichgewicht von Proteinanlieferung und
-Entsorgung zu den kognitiven Problemen bei. Um diese Erkrankungen zu
verstehen, und vielleicht sogar zielgerichteter eingreifen zu können,
müssen wir genau wissen, was schiefgeht, wenn ein Protein bzw. sein Gen
falsch oder gar nicht funktioniert."

Leibniz-Institut für Neurobiologie Magdeburg

Das LIN ist ein Grundlagenforschungsinstitut, das sich Lern- und
Gedächtnisprozessen im Gehirn widmet. Das LIN wurde 1992 als
Nachfolgeeinrichtung des Institutes für Neurobiologie und Hirnforschung
der Akademie der Wissenschaften der DDR gegründet und ist seit 2011
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Es bildet einen der Eckpfeiler des
Neurowissenschaftsstandortes Magdeburg. Das LIN beherbergt moderne Labore
für die neurowissenschaftliche Forschung - vom Hightech-Mikroskop bis zum
Kernspintomographen.

Aktuell arbeiten rund 230 Personen am LIN, davon ungefähr 150
Wissenschaftler aus rund 28 Ländern. Sie erforschen kognitive Prozesse und
deren krankhafte Störungen im Gehirn von Mensch und Tier


Originalpublikation:

https://elifesciences.org/articles/56590

Weitere Informationen finden Sie unter

http://elifesciences.org/articles/56590

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution178
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GENTECHNIK/302: Genschere CRISPR-Cas9 - Schnitt mit Nebenwirkung (idw)

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 26.05.2020

Genschere CRISPR-Cas9 - Schnitt mit Nebenwirkung



Die Genschere CRISPR-Cas9 kann menschliche Gene präzise verändern, aber
auch unerwünschte Veränderungen an ihnen auslösen. LMU-Forscher können
solche Fehler erstmals einfach nachweisen und zeigen, dass sie in
Stammzellen häufig vorkommen.

Die Genschere CRISPR-Cas9 hat die Molekularbiologie revolutioniert, da mit
ihr Gene sehr gezielt verändert werden können. Sie wird mittlerweile in
der Forschung breit eingesetzt und auch für die Therapie von Patienten
gibt es erste experimentelle Anwendungen. Um verlässliche
Forschungsergebnisse zu erhalten und Fehler zu vermeiden, ist es
essentiell, dass die Veränderungen sehr exakt eingefügt werden. Allerdings
funktionieren die aktuellen CRISPR-Methoden nicht ganz fehlerfrei und
können ungewollte weitere Veränderungen im Genom verursachen.
LMU-Wissenschaftler um den Neurobiologen Professor Dominik Paquet vom Institut
für Schlaganfall- und Demenzforschung haben eine einfach anwendbare
Methode entwickelt, mit der unbeabsichtigte Veränderungen, die im Zielgen
selbst auftreten, nachgewiesen werden können - und zeigen, dass diese sehr
häufig sind. Damit leisten die Forscher einen wichtigen Beitrag, die
Anwendung von CRISPR in Forschung und Therapie sicherer zu machen. Über
ihre Arbeit berichten die Wissenschaftler im Fachmagazin Cell Reports.

Das CRISPR-Cas-System ermöglicht die präzise Veränderung von Genen, indem
es den DNA-Doppelstrang an der Zielstelle durchschneidet. Anschließend
fügen zelleigene Reparatursysteme den durchtrennten Strang wieder
zusammen. Forscher können auf diese Weise Gene inaktivieren oder an der
Schnittstelle neue DNA-Abschnitte einfügen. Ungewollte weitere
Veränderungen der DNA können dabei sowohl an irgendeiner anderen Stelle
der DNA entstehen - sogenannte Off-Target-Effekte - als auch im zu
verändernden Gen selbst, was als On-Target Effekt bezeichnet wird. "Ein
On-Target-Effekt kann dazu führen, dass CRISPR, statt eine spezifische
Stelle des Gens zu verändern, seine Funktion reduziert oder ganz
ausschaltet", sagt Paquet. "Während Off-Target-Effekte schon recht gut
verstanden sind und es gute Nachweismethoden gibt, kennt man
On-Target-Effekte erst seit Kurzem - und es gab bisher noch keine in der Forschung
akzeptierte und breit anwendbare Methoden, diese zu finden."

Deshalb entwickelten die Wissenschaftler eine einfache Methode, mit der
sich On-Target-Effekte erstmals verlässlich nachweisen lassen. Die Methode
basiert auf der bereits etablierten Charakterisierung des Genoms mithilfe
der sogenannten Polymerase-Kettenreaktion (PCR) und wird von den
Wissenschaftlern als quantitative Genotypisierungs-PCR (qgPCR) bezeichnet.
Zusätzlich werden Veränderungen an Stellen im Genom untersucht, an denen
sich von Mutter und Vater vererbte Gensequenzen unterscheiden.

Am Beispiel von menschlichen induzierten pluripotenten Stammzellen haben
die Wissenschaftler dann mit den neu entwickelten Methoden untersucht, ob
nach dem Editieren des Genoms mit CRISPR On-Target-Effekte auftreten und
wie verbreitet diese sind. Diese Zellen entstehen durch künstliche
Reprogrammierung von Körperzellen und haben für Forschung und Therapie
große Bedeutung. "Unsere Methode zeigt, dass On-Target-Effekte in
CRISPR-behandelten menschlichen Stammzellen sehr häufig sind - je nachdem,
welcher Reparaturmechanismus verwendet wird, können bis zu 40 Prozent
aller Zellen betroffen sein", sagt Paquet. In einem Zellkulturmodell für
die Alzheimer-Erkrankung konnten die Forscher zudem nachweisen, dass das
Auftreten von Symptomen durch solche ungewollten On-Target-Effekte
behindert wird - ein Beispiel dafür, dass sie starke Auswirkungen auf die
Ergebnisse von Studien mit CRISPR-veränderten Zellen haben können. Die
neue Methode sollte nach Ansicht der Forscher als zusätzliche
Qualitätskontrolle eingesetzt werden, um unbeabsichtigt veränderte Zellen
zu identifizieren und damit die Zuverlässigkeit der Genschere CRISPR-Cas9
zu erhöhen.


Originalpublikation:

Detection of deleterious on-target effects after HDR-mediated CRISPR
editing

Isabel Weisheit, Joseph A. Kroeger, Rainer Malik, Julien Klimmt, Dennis
Crusius, Angelika Dannert, Martin Dichgans, Dominik Paquet

Cell Reports 2020

https://www.cell.com/cell-reports/fulltext/S2211-1247(20)30642-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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RAUCHEN/569: In Zeiten von Corona mit dem Rauchen aufhören (Ärztekammer Niedersachsen)

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen - 28. Mai 2020

In Zeiten der Corona-Pandemie ist jetzt der richtige Zeitpunkt, um mit dem Rauchen aufzuhören



Hannover, 28. Mai 2020 (ÄKN) - Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin
der Ärztekammer Niedersachsen, fordert zum Weltnichtrauchertag die
Erstattung der Kosten zur Tabakentwöhnung.

Für Raucher besteht unzweifelhaft ein größeres Risiko, dass sie einen
schweren Verlauf erleiden, falls sie an COVID-19 erkranken. Dr. med.
Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen, sieht darin
als Lungenfachärztin ein weiteres wichtiges Argument, mit dem Rauchen
aufzuhören: "Tabak und Nikotin sind in jeder Form - ob als klassische
Zigarette oder per Verdampfer konsumiert - gesundheitsschädigend."

Zum Weltnichtrauchertag am 31. Mai warnt Wenker vor allem Jugendliche
sowie junge Erwachsene vor E-Zigaretten, Shishas und Tabakerhitzern.
"Kill Yourself Starter Kits" nennen das Aktionsbündnis Nichtrauchen
und die Deutsche Krebshilfe diese Geräte. Auch die
Ärztekammerpräsidentin verbindet mit ihnen ernst zu nehmende
Gesundheitsrisiken - zumal in der jüngsten Vergangenheit in den
Vereinigten Staaten viele Fälle von Lungenerkrankungen bei den Nutzern
von Verdampfern aufgetreten sind.

"Die Aerosole aus dieser Vielfalt an Liquiden für die Verdampfer
können schädliche, toxische Substanzen enthalten", so Wenker.
Obendrein beeinträchtigten die inhalierten Schadstoffe die Funktion
der Flimmerhärchen in den Bronchien und bereiteten dadurch den Boden
etwa für Viren wie das SARS-CoV-2-Virus. Deshalb schließt sich die
Ärztekammerpräsidentin den Initiatoren der Kampagne zum
Weltnichtrauchertag an und fordert mit ihnen die Kostenerstattung für
wissenschaftlich gesicherte Methoden der Tabakentwöhnung durch die
Krankenkassen.

 * 

Quelle:

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Karl-Wiechert-Allee 18-22, 30625 Hannover
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RAUCHEN/568: Weltnichtrauchertag am 31.05.2020 im Zeichen der Coronavirus-Pandemie - Jetzt den Rauchstopp schaffen (idw)

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 27.05.2020

Weltnichtrauchertag 2020 im Zeichen der Coronavirus-Pandemie - Jetzt den Rauchstopp schaffen



Anlässlich des Weltnichtrauchertags am 31. Mai 2020 informieren das
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) und die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) über die Risiken des Rauchens: Rauchen
schädigt primär die Lunge und die Bronchien und begünstigt
Atemwegserkrankungen.

Auf www.rauchfrei-info.de bietet die BZgA Informationen und Tipps, wie der
Rauchstopp gelingen kann. Neben den Online-Angeboten bietet die BZgA unter
der kostenfreien Rufnummer 0800 8 31 31 31 eine Telefonberatung zum
Rauchstopp.

Zu den Risiken des Rauchens im Kontext des Coronavirus informiert die BZgA
unter:

www.rauchfrei-info.de/informieren/rauchen-gesundheit/corona/

Anlässlich des Weltnichtrauchertags am 31. Mai 2020 informieren das
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) und die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) über die Risiken des Rauchens.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Coronavirus-Pandemie hat unser
aller Alltag nachhaltig verändert. Das kann aber auch ein Anlass sein,
schlechte Gewohnheiten zu hinterfragen. Mit dem Rauchen aufzuhören, ist
immer eine richtige Entscheidung, denn Rauchen ist das größte vermeidbare
Gesundheitsrisiko in den Industrienationen. Wer das Qualmen lässt, schützt
Lunge und viele weitere Organe und kann damit zusätzliche wertvolle
Lebensjahre gewinnen."

Rauchen schädigt primär die Lunge und die Bronchien und begünstigt
Atemwegserkrankungen. Durch langjähriges Rauchen werden die Schleimhäute
mit den erregerabwehrenden Flimmerhärchen durch teerhaltige Stoffe des
Tabakrauchs zerstört, sodass Erreger und Feinstäube bis in die tiefen
Lungenabschnitte vordringen und dort Schaden anrichten können.

Dr. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA: "Wer sich entscheidet, mit dem
Rauchen aufzuhören, entscheidet sich für ein gesünderes Leben. Der
Rauchstopp verringert das Risiko für Lungenkrebs und COPD, aber auch
zahlreiche weitere Erkrankungen und erhöht damit die Lebensqualität. Die
BZgA unterstützt Raucherinnen und Raucher mit qualitätsgeprüften und
kostenfreien Angeboten beim Rauchstopp. Viele der Aufhörwilligen nutzen
aktuell vermehrt unsere digitalen und telefonischen Beratungsangebote auf
dem Weg zum Rauchausstieg."

Auf www.rauchfrei-info.de bietet die BZgA ein Online-Ausstiegsprogramm mit
täglichen Informationen und Tipps, wie der Rauchstopp gelingen kann.
Speziell geschulte ehrenamtliche rauchfrei-Lotsinnen und -Lotsen
unterstützen und begleiten individuell auf dem Weg zum Nichtrauchen. Sie
sind ehemalige Raucherinnen und Raucher, die ihren Rauchstopp erfolgreich
bewältigt haben und mit ihren Erfahrungen zum Durchhalten motivieren. Ein
Chat bietet die Möglichkeit zur gegenseitigen Unterstützung und zum
Austausch. Neben den Online-Angeboten bietet die BZgA unter der
kostenfreien Rufnummer 0800 8 31 31 31 eine qualifizierte Telefonberatung
zum Rauchstopp.

Die BZgA informiert zu den Risiken des Rauchens im Kontext des Coronavirus
unter:

www.rauchfrei-info.de/informieren/rauchen-gesundheit/corona/


Unterstützungsangebote der BZgA für den Rauchstopp


	Telefonische kostenfreie Beratung zur Rauchentwöhnung: 
 Rufnummer 0 800 8 31 31 31

	Online-Angebote auf www.rauchfrei-info.de:
 Online-Ausstiegsprogramm: Infos, Tipps und tägliche E-Mail. Ergänzt wird das Online-Ausstiegsprogramm durch die Möglichkeit einer persönlichen Unterstützung und Beratung durch die rauchfrei-Lotsinnen & -Lotsen, die beim Rauchstopp online begleiten.

	START-Paket zum Nichtrauchen mit der Broschüre "Ja, ich werde rauchfrei", einem "Kalender für die ersten 100 Tage", einem Stressball und anderen unterstützenden Materialien.



Bestellung der kostenlosen BZgA-Materialien unter:

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung

50819 Köln

Fax: 0221/8992257

E-Mail: bestellung@bzga.de

www.bzga.de/infomaterialien/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232
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AUSLAND/2606: COVID-19 in Brasilien - Alarmierende Todesrate im Amazonas-Gebiet (Ärzte ohne Grenzen)

Ärzte ohne Grenzen - 27. Mai 2020

Brasilien: 
Alarmierende Todesrate durch Covid-19 im Amazonas-Gebiet 

Ärzte ohne Grenzen weitet Hilfe aus



Rio de Janeiro/Berlin, 27. Mai 2020. Die Hilfsorganisation Ärzte ohne
Grenzen weitet angesichts der hohen Sterblichkeitsrate durch Covid-19
im brasilianischen Bundesstaat Amazonas die Hilfe für das lokale
Gesundheitssystem aus. Die Organisation wird im Krankenhaus "28 do
Agosto" der Hauptstadt Manaus eine Intensivstation mit 12 Betten für
lebensbedrohlich erkrankte Patienten und eine Isolierstation für
weniger schwer erkrankte Patienten mit 36 Betten mit eigenem Personal
betreiben. Ähnliche Unterstützung ist für weitere Krankenhäuser der
Stadt geplant. Bis Ende der Woche werden die Teams außerdem gemeinsam
mit der Regierung des Bundesstaats ein Isolations- und
Beobachtungszentrum für gefährdete Patienten mit bislang mildem
Verlauf der Krankheit einrichten, die nicht ins Krankenhaus müssen.
Darüber hinaus sind Aktivitäten zur Gesundheitsaufklärung geplant.




[image: Foto: © MSF]

Wir helfen bei der Eindämmung von Covid-19 in Brasilien. In Manaus
testen wir geflüchtete indigene Menschen aus Venezuela auf das
Virus.

Foto: © MSF



"Die Situation im Amazonas-Gebiet ist sehr besorgniserregend. Wir
glauben, dass unsere Unterstützung dort einen Unterschied machen kann
und wir tun unser Bestes, um so schnell wie möglich Hilfe zu leisten",
sagt Cecilia Hirata, Einsatzleiterin von Ärzte ohne Grenzen

Ärzte ohne Grenzen ist außerdem in Kontakt mit Organisationen der
besonders bedrohten indigenen Bevölkerung, um die medizinische
Versorgung für Covid-19-Patienten in abgelegenen Regionen zu
verbessern. Zunächst will die Organisation in mindestens zwei
Einrichtungen, darunter in São Gabriel da Cachoeira im äußersten
Nordwesten des Staates Hilfe leisten. Schon seit Langem leisten Teams
der Organisation Hilfe in sechs Unterkünften für Flüchtlinge und
Obdachlose in Manaus.

Im Bundesstaat Amazonas sind bei etwa vier Millionen Einwohnern
mindestens 1.780 Menschen an Covid-19 gestorben. Der Bestattungsdienst
ist hierdurch bereits an seine Kapazitätsgrenzen gestoßen. In
Brasilien, dem derzeitigen Hotspot der Covid-19-Pandemie, leistet
Ärzte ohne Grenzen zudem Hilfe in den Städten São Paulo, Rio de
Janeiro und Boa Vista.

 * 

Ärzte ohne Grenzen leistet als medizinische Hilfsorganisation
Nothilfe, wenn in Kriegsgebieten oder nach Naturkatastrophen das Leben
vieler Menschen bedroht ist. Zu den Prinzipien gehört, allen Opfern
Hilfe zu gewähren, ungeachtet ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer
politischen und religiösen Überzeugungen. 2018 umfasste unsere
medizinische Nothilfe beispielswiese mehr als 11,2 Millionen ambulante
Konsultationen, über 758.000 Patienten und Patientinnen wurden
stationär aufgenommen und 309.500 Frauen bei der Geburt unterstützt.
Wir haben im Jahr 2018 u.a. mehr als 74.000 schwer mangelernährte
Kinder behandelt und 404.000 psychologische Einzelkonsultationen
abgehalten. Ärzte ohne Grenzen ist eine unabhängige, neutrale und
unparteiliche Hilfsorganisation und arbeitet frei von bürokratischen
Zwängen. Um die Unabhängigkeit unserer medizinischen Nothilfe zu
bewahren, finanziert sich Ärzte ohne Grenzen überwiegend aus privaten
Spenden. Zu unseren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen gehören Ärzte
und Pflegekräfte, aber auch Vertreter zahlreicher anderer Berufe. Als
medizinische Hilfsorganisation leisten wir in rund 70 Ländern
Nothilfe.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 27. Mai 2020

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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INTERNATIONAL/052: Die WHO startet eine Plattform für Datenaustausch, Technologien und Patente (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 28. Mai 2020

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) startet eine internationale
Plattform für Datenaustausch, Technologien und Patente



Am 23. März, nach der ersten Welle der Covid-19-Pandemie, hatte die
Regierung von Costa Rica der Weltgesundheitsorganisation (WHO) die
Schaffung einer internationalen Plattform für Patente vorgeschlagen.
Mitte Mai hat die WHO diesen Vorschlag angenommen.

Die Regierung von Costa Rica ist angesichts der Corona-Epidemie
besorgt, dass einkommensschwachen Staaten - wie bei anderen
Krankheiten oder Epidemien auch - der Zugang zu einem Impfstoff oder
einem Medikament aufgrund der aktuellen Patentregelungen verwehrt
bleiben könnte - sollte eine entsprechende Therapieform gefunden
werden.

Die größte Hürde, die dabei überwunden werden muss, ist die derzeitige
Patentregelung für Innovationen im Gesundheitswesen. Diese werden vom
Privatsektor für die Dauer von mindestens 20 Jahren monopolisiert.
Durch die Einführung der Plattform erhalten Wissenschaftler und
Unternehmen Zugang zu Daten und Informationen, die für die Entwicklung
von Lösungen benötigt werden. Als Folge sollen die Kosten sinken und
die Verfügbarkeit von Behandlungen verbessert werden. Auch Staaten mit
geringem Einkommen hätten so Zugang zu neuen Medikamenten.

Die WHO plant den offiziellen Start der Plattform für den 29. Mai.
Laut eines Artikels der statenews.com ist noch unklar, wie viele
Staaten die Initiative unterstützen werden. Mariangela Simao, die
stellvertretende Generaldirektorin für den Zugang zu Arzneimitteln,
betonte gestern, dass sie erwarte, dass "die Mitgliedsstaaten aller
Kontinente innerhalb von zwei Wochen einer Teilnahme an der Initiative
zustimmen werden".


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Sophia

Gerstenberger vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam

erstellt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STELLUNGNAHME/282: Gegen die Zwangsrekrutierung von medizinischem Personal in der Corona-Krise (Ärztekammer Niedersachsen)

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen - 29. Mai 2020

"Die Zwangsrekrutierung ist ein massiver Eingriff in die Freiheitsrechte,
vor dem ich nur warnen kann"

Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer Niedersachsen,
kritisiert die Pläne der Landesregierung, Ärztinnen und Ärzte in Krisen
abzukommandieren



Hannover, 29. Mai 2020. Die SPD/CDU-Landesregierung plant eine Ergänzung
des Niedersächsischen Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst
(NGöGD), die vorsieht, ärztliches und pflegerisches Personal während einer
Pandemie verpflichten zu können. "Eine derartige Zwangsrekrutierung von
niedersächsischen Ärztinnen und Ärzten lehne ich entschieden ab",
kritisiert Dr. med. Martina Wenker, Präsidentin der Ärztekammer
Niedersachsen. "Es besteht keinerlei Grund zu der Annahme, dass die
Ärzteschaft durch staatlichen Zwang zur Ausübung ihrer beruflichen
Tätigkeit angehalten werden muss. Tagtäglich erfüllen die Ärztinnen und
Ärzte in Niedersachsen ihre beruflichen Verpflichtungen trotz des für sie
bestehenden erhöhten Risikos einer eigenen Infektion und Erkrankung."

Die Ärzteschaft halte eine solche Regelung nicht nur für unangemessen,
sondern sogar für kontraproduktiv, sagt die Ärztekammerpräsidentin: "Damit
stößt die Politik alle Ärztinnen und Ärzte, die sich freiwillig für die
Bewältigung der Corona-Krise engagiert haben, vor den Kopf." Insbesondere
Ärztinnen und Ärzte sowie die Pflegekräfte würden seit Beginn der Pandemie
bis heute in vorderster Reihe bei der Versorgung infizierter Patienten mit
SARS-CoV-2 stehen. Es habe während des COVID-19-Ausbruchs zudem eine große
Zahl von Ärztinnen und Ärzten bis hin zu Ruheständlern und Studierenden der
Humanmedizin gegeben, die sich gemeldet und freiwillig Hilfe und
Unterstützung in der Patientenversorgung geleistet hätten.

"Dieser Gesetzentwurf ist ein massiver Eingriff in die Freiheitsrechte, vor
dem ich nur warnen kann", bekräftigt Wenker. Eine "Zwangsrekrutierung" sei
die vollkommen falsche Reaktion auf den bisher in Niedersachsen erfolgreich
eingeschlagenen Weg der Pandemiebekämpfung. Als Alternative schlägt die
Ärztekammerpräsidentin stattdessen die Einrichtung eines
Freiwilligenregisters vor, das beim Niedersächsischen Ministerium für
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung angesiedelt sein könnte: Das
Register dort zu führen sei sinnvoll, weil sich dadurch alle
Gesundheitsberufe beteiligen könnten. "Den Aufruf aber sollten die
Berufsverbände und Kammern übernehmen", regt Wenker an.

 * 

Quelle:

ÄKN - Ärztekammer Niedersachsen

Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Karl-Wiechert-Allee 18-22, 30625 Hannover

Telefon: 0511 / 380-02, Fax: 0511 / 380-2240

E-Mail: info@aekn.de

Internet: www.aekn.de
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EPIDEMIE/196: Ad-hoc-Stellungnahme der Nationalen Akademie der Wissenschaften Leopoldina zur Corona-Pandemie (idw)

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 27.05.2020

Medizinische Versorgung und patientennahe Forschung in einem adaptiven Gesundheitssystem



Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina veröffentlicht heute
ihre vierte Ad-hoc-Stellungnahme zur Coronavirus-Pandemie. Sie widmet sich
dem Thema: "Medizinische Versorgung und patientennahe Forschung in einem
adaptiven Gesundheitssystem". Das Papier konzentriert sich auf kurz- und
mittelfristige Aspekte der medizinischen und pflegerischen Versorgung
unter den Bedingungen einer anhaltenden Pandemie und zeigt langfristige
Maßnahmen für ein resilientes und anpassungsfähiges Gesundheitssystem auf.

Die Autorinnen und Autoren empfehlen ein bedarfs- und nicht primär
gewinnorientiertes System, das sich am Patientenwohl orientiert und
qualitätsgesichert arbeitet. Es müsse alle Mitarbeitenden wertschätzen
sowie Innovationen und digitale Lösungen integrieren. Ziel sei ein
adaptives Gesundheitssystem, in dem Öffentlicher Gesundheitsdienst,
ambulanter sowie stationärer Sektor gut zusammenarbeiten und eine schnelle
Translation von Forschungsergebnissen in die klinische Praxis erfolgt.

Die Coronavirus-Pandemie hat das deutsche Gesundheitssystem in den
vergangenen Wochen vor außergewöhnliche Herausforderungen gestellt. Die
Konfrontation mit einer neuen Viruserkrankung hat gezeigt, so die
Stellungnahme, wie wichtig eine am Patientenwohl orientierte und zugleich
forschungsnahe Krankenversorgung ist. Schutzvorkehrungen gegen eine
Infektion mit SARS-CoV-2 sowie die Umstellung der medizinischen Versorgung
auf die potenziell hohe Zahl von schwerstkranken COVID-19-Patientinnen und
-Patienten hätten gleichzeitig dazu geführt, dass die ambulante und
stationäre Versorgung von Menschen mit anderen Erkrankungen in den
Hintergrund gerückt sei. Auch wichtige Präventionsmaßnahmen und
Forschungsaktivitäten seien unterbrochen worden. Ziel sei es, die
bedarfsgerechte Prävention, Diagnostik und Behandlung aller Patientinnen
und Patienten zeitnah und vollumfänglich wiederaufzunehmen.

Damit die Versorgung aller Patientinnen und Patienten während der
anhaltenden Pandemie erfolgen kann, halten die Autorinnen und Autoren
kurz- und mittelfristig folgende Rahmenbedingungen für notwendig:


	Vorhaltung ambulanter, stationärer und poststationärer Kapazitäten sowie personeller, räumlicher und technischer Reserven zur Versorgung von COVID-19-Erkrankten

	Aufbau eines regionalen und krankenhausinternen Frühwarnsystems für SARS-CoV-2-Infektionen

	Umsetzung wissenschaftlich unterlegter, zielgerichteter Teststrategien

	Stärkung des Vertrauens der Öffentlichkeit in eine am Patientenwohl orientierte und sichere Behandlung

	qualitativ hochwertige Versorgung aller Patientinnen und Patienten durch schnelle Integration von Forschungsergebnissen in die klinische Praxis



Die Krankenversorgung in Krisensituationen und eine qualitätsgesicherte
sowie wissenschaftsorientierte medizinische Versorgung der Bevölkerung
liegen in der Verantwortung des Staates. Für die langfristige
Weiterentwicklung und Sicherung des Gesundheitssystems seien generell die
folgenden Punkte zu berücksichtigen:


	Gewährleistung der qualitativ hochwertigen, wissenschaftsorientierten und ethisch verantwortlichen Versorgung aller Patientinnen und Patienten

	Aufbau und Verstetigung regionaler Versorgungs- und Forschungsnetzwerke mit festgelegten Aufgabenbereichen für die Einrichtungen des Gesundheitswesens und einer besonderen Funktion für die Universitätsmedizin

	bedarfsgerechte Ausstattung mit qualifiziertem medizinischen und pflegerischen Personal

	Digitalisierung und Vernetzung aller Krankhäuser und ambulanten Versorger langfristige Sicherstellung der Versorgungsaufgaben, beispielsweise durch die Ergänzung der bisherigen Fallpauschalen um strukturelle Komponenten und unter Vermeidung von Fehlanreizen

	gesellschaftliche Wertschätzung, eine angemessene Entlohnung, attraktive und bedarfsgerechte Ausbildungsstrukturen und gute Arbeitsbedingungen für medizinisches und pflegerisches Fachpersonal



Mit dieser Stellungnahme legt die Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina die vierte Ad-hoc-Stellungnahme zur Coronavirus-Pandemie in
Deutschland vor. Die Publikation ist abrufbar unter:

www.leopoldina.org/coronavirus

Die ersten drei veröffentlichten Ad-hoc-Stellungnahmen haben sich mit
akuten gesundheitspolitischen Maßnahmen im Umgang mit der Pandemie sowie
mit den psychologischen, sozialen, rechtlichen, pädagogischen und
wirtschaftlichen Maßnahmen, die zu einer schrittweisen Rückkehr in die
gesellschaftliche Normalität beitragen können, beschäftigt.

Ergänzend veröffentlicht die Nationale Akademie der Wissenschaften
Leopoldina eine Liste von Autorinnen und Autoren der Stellungnahme, die
für Recherchen und Interviews zur Verfügung stehen. Die Expertinnen und
Experten können direkt kontaktiert werden. Die Expertenliste finden Sie
hier: www.leopoldina.org/experten-gesundheitssystem

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/publikationen/detailansicht/publication/leopoldina-stellungnahmen-zur-coronavirus-pandemie-2020/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment80007

Ad-hoc-Stellungnahme "Coronavirus-Pandemie: Medizinische Versorgung und patientennahe Forschung in einem adaptiven Gesundheitssystem"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1871: COVID-19 - Den genetischen Ursprüngen des Virus auf der Spur (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 5, Mai 2020

FORSCHUNG

Dem Virus auf der Spur

von PM/RED



Internationales Forschungsteam unter Kieler Beteiligung weist
Verbreitung unterschiedlicher Typen des neuartigen Coronavirus nach
und ist den genetischen Ursprüngen des Virus auf der Spur.


Einer Gruppe internationaler Forschender aus der Genetik und
Archäologie aus Kiel und Cambridge ist es durch Anwendung
phylogenetischer Netzwerkanalysen gelungen, den Ursprung und die
Verbreitung von SARS-CoV-2 nachzuvollziehen. Laut Kieler
Christian-Albrechts-Universität (CAU) ist es die erste große, von
Experten begutachtete und damit qualitätsgesicherte Analyse der
Entwicklung der vollständigen Erbinformationen des Virus in diesem
weltweiten Ausbruch. Beteiligt waren Wissenschaftler um Dr. Michael
Forster, Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB) der
Medizinischen Fakultät der CAU und des UKSH, Campus Kiel, ebenso wie
das Team von Dr. Peter Forster vom McDonald Institute for
Archaeological Research an der Universität Cambridge. Ihre in der
Fachzeitschrift PNAS veröffentlichten Ergebnisse zeigen, dass sich in
Europa und Amerika andere Virustypen verbreiten als in China.

Bevor SARS-CoV-2 im vergangenen Jahr einen Menschen infizierte, hatten
sich Vorfahren dieses Virus in tierischen Wirten entwickelt. Nach
heutigem Erkenntnisstand ist ein Fledermaus-Coronavirus dem
menschlichen SARS-CoV-2 am ähnlichsten. Dies geht aus dem Vergleich
der Virus-Erbinformation hervor. Die Forschenden verglichen weiter die
ersten 160 vollständigen Genome der menschlichen COVID-19-Viren, die
zu Beginn des aktuellen Ausbruchs von Ende 2019 bis März 2020 von den
weltweiten Forschungslaboren gesammelt wurden. Hierbei fanden sie drei
zentrale Varianten, die sie als A, B und C bezeichnet haben. Typ A ist
dem eng verwandten Fledermaus-Coronavirus am ähnlichsten und somit
wahrscheinlich der Urahn aller menschlichen Coronaviren. Dies haben
weitere Vergleiche mit zwei entfernter verwandten
Pangolin-Coronavirus-Stämmen bestätigt. Interessanterweise ist der in
Wuhan vorherrschende Typ B nicht der ursprüngliche menschliche
Virustyp. Aber auch in Wuhan kommt Typ A, also das ursprüngliche
menschliche Virusgenom, durchaus vor.

In der ersten Phase des Ausbruchs waren die A- und C-Typen in
signifikanten Anteilen außerhalb Ostasiens zu finden - bei Betroffenen
in Europa, Australien und Amerika. Im Gegensatz dazu ist der B-Typ der
häufigste Typ in Ostasien. Der C-Typ ist u. a. früh in Singapur
dokumentiert worden und auch unter den ersten europäischen
Infektionsfällen häufig vertreten. Die Forschenden verwendeten eine
phylogenetische Netzwerkanalyse. Diese Methode war ursprünglich in der
archäologischen Forschung zur Rückverfolgung der Vorgeschichte der
menschlichen DNA und zur Rekonstruktion prähistorischer Sprachen
entwickelt worden. Im Gegensatz zu konventionellen Methoden ermöglicht
es dieser Ansatz, hunderte mögliche Stammbäume gleichzeitig anzuzeigen
- ein wesentlicher Vorteil, wenn der wahre Stammbaum unbekannt ist.

Die Anwendung dieser Methode im Fall des Coronavirus bedeutet, dass
die Infektionswege für dokumentierte COVID-19-Fälle genau
nachgezeichnet werden können. So wurde beispielsweise zunächst
angenommen, dass der erste norditalienische Infektionsfall ("Patient
Eins") von einer bestimmten Wuhan-Kontaktperson aus seinem
Bekanntenkreis infiziert worden war. Doch als diese Kontaktperson
getestet wurde, stellte sich heraus, dass sie das Virus nicht hatte.
Die Suche nach dem italienischen "Patienten Null" endete somit in
einer Sackgasse und eine wirksame Quarantäne potenziell infizierter
Personen war unmöglich. Seitdem hat sich die Krankheit unkontrolliert
in Italien ausgebreitet. Das phylogenetische Netzwerk weist auf
mindestens zwei unabhängige frühe Infektionswege in Italien hin, von
denen einer mit dem ersten bekannten Fall in Deutschland und der
andere mit dem Ausbruch im sogenannten "Singapur-Zweig" in Verbindung
steht. Die phylogenetische Rückverfolgung könnte daher künftig helfen,
COVID-19-Infektionsquellen ungeklärter Herkunft zu identifizieren, die
dann zur Eindämmung künftiger Ausbrüche der Krankheit unter Quarantäne
gestellt werden können.

"Unsere Ergebnisse unterstreichen die Notwendigkeit der genomischen
Sequenzierung und der Anwendung der Methode der phylogenetischen
Netzwerkanalyse", sagt IKMB-Wissenschaftler Dr. Michael Forster, der
die Studie in Zusammenarbeit mit dem deutschlandweiten
Gensequenzierungs-Zentrum "Competence Centre for Genomic Analysis"
Kiel an der CAU durchführte. (PM/RED)

Anfang Texteinschub

Info


Originalarbeit: Peter Forster, Lucy Forster, Colin Renfrew, Michael
Forster (2020): 

Phylogenetic network analysis of SARS-CoV-2 genomes.

Proceedings of the National Academy of Sciences. First published 8.
April 2020

Ende Texteinschub


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Dr. Michael Forster, Institut für Klinische Molekularbiologie (IKMB)
an der CAU, erforschte mit seinem Team und dem Team seines Bruders Dr.
Peter Forster vom McDonald Institute for Archaeological Research an
der Universität Cambridge das Coronavirus.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202005/h20054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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STUDIE/671: Verändert die Coronakrise die Wertschätzung für ein solidarisches Gesundheitssystem? (idw)

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 26.05.2020

Gesundheits-Apps, Fitness-Tracker und Corona



Verändert die Coronakrise die Wertschätzung für ein solidarisches
Gesundheitssystem? In einer Studie im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung
kommt ein Forscherteam der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg und der Universität
zu Köln zu dem Ergebnis, dass die Nutzung fitnessbezogener digitaler
Anwendungen langfristig die Einstellung zur Solidarität in der
Krankenversicherung negativ verändern kann. Möglicherweise, so die
Vermutung der Wissenschaftler, könnte die Corona-Pandemie nun einen
gegenläufigen Trend auslösen und die Wertschätzung für ein solidarisches
Gesundheitssystem wieder zunehmen.

Zwar belegt die Studie vom Dezember 2019 in der Bevölkerung insgesamt eine
hohe Zustimmung für eine solidarisch finanzierte Krankenversicherung. Bei
Nutzern entsprechender Apps steigt die Wahrscheinlichkeit jedoch deutlich,
das Solidarprinzip in der Krankenversicherung abzulehnen. Offenbar
reduziert das zunehmende Wissen und die vermeintliche Kontrolle über
individuelle gesundheitliche Vitalwerte die Akzeptanz der Menschen für
solidarisch finanzierte Gesundheitssysteme. Die derzeitigen
Kontaktbeschränkungen und weitere soziale Distanzierungsmaßnahmen - wie
das Tragen von Atemschutzmasken - führen aber jedermann im Alltag deutlich
vor Augen, dass Gesundheitsprävention nicht allein eine individuelle,
sondern in hohem Maße eben auch eine gesellschaftliche Aufgabe ist. Dass
jeder auch für das Wohlergehen der Mitmenschen eine Mitverantwortung
trägt.

Hier könnte die Digitalisierung sogar wertvolle Hilfe leisten.
Beispielsweise nutzt das Robert-Koch-Institut (RKI) Fitness-Tracker und
Smartwatches, um mehr über die Verbreitung des Coronavirus zu erfahren.
Die Corona-Datenspende-App des RKI kann durch die Kopplung mit
Smartwatches und Fitnessarmbändern typische Covid-19-Symptome erkennen. In
Kombination mit Informationen über die Postleitzahl der Nutzenden lassen
sich damit regionale Infektionsschwerpunkte identifizieren.

Nach Auskunft des RKI haben seit Anfang April 2020 bereits mehr als
500.000 Menschen ihre Daten freiwillig zur Verfügung gestellt. Offenbar
scheint die Bereitschaft der Bevölkerung, ihre Daten für diese Zwecke zu
teilen, hoch zu sein, während die Wissenschaftler der Hochschule
Bonn-Rhein-Sieg und der Universität zu Köln in ihrer Befragung vor dem Ausbruch
der Pandemie nur moderate Zustimmungswerte für eine Weitergabe von Daten
an Krankenkassen fanden. Persönliche und selbst aufgezeichnete
Gesundheitsdaten mit den Krankenkassen zu teilen, käme nach der Studie nur
für einen kleinen Teil der Bevölkerung (19 Prozent) in Frage. Allerdings
waren viele Personen unentschlossen (33 Prozent) und bei schlechterem
Gesundheitszustand steigt tendenziell die Bereitschaft, einer Weitergabe
der Daten zuzustimmen (28,3 Prozent). Insgesamt könnte die Corona-Krise
entsprechend auch in Hinblick auf die Weitergabe von Gesundheitsdaten zu
einem Einstellungswandel beitragen.

"Gesundheits- und Fitness-Apps haben bisher den Glauben bestärkt, unsere
Gesundheit individuell immer besser steuern zu können und dafür weitgehend
selbst Verantwortung zu tragen. Dies könnte sich - ausgelöst durch die
Pandemie - ändern, zumal dann, wenn Apps uns als Gesellschaft bei der
Prävention helfen. Letztlich könnte dadurch auch der Zuspruch zu einem
solidarisch organisierten Krankenversicherungssystem steigen", so
Studienleiter Professor Remi Maier-Rigaud. "Wir freuen uns darauf, den
Nutzen und die Risiken von Fitness-Trackern für das Individuum und die
Solidargemeinschaft im Herbst 2020 öffentlich vorzustellen." Dabei handelt
es sich um die geplante Diskussionsveranstaltung "Born to run - Talk im
Forum Verantwortung meets Zwischenrufe zur Sozialpolitik" im Projekt
"Campus to World".

Die Ergebnisse der ersten Studie beruhen auf einer repräsentativen
bundesweiten Umfrage unter rund 1.300 Bürgerinnen und Bürgern ab 16 Jahre,
die in Zusammenarbeit mit dem Institut für Demoskopie Allensbach
durchgeführt wurde.


Die gesamte Studie:

https://www.fes.de/themenportal-wirtschaft-finanzen-oekologie-soziales/artikelseite/studie-apps-und-wearables

Weiterführende Links:

RKI-Pressemitteilung zu Daten zur Verbreitung des Coronavirus mit Hilfe
von Apps und Trackern:

https://www.rki.de/DE/Content/Service/Presse/Pressemitteilungen/2020/04_2020.html

RKI-Information zur Funktionsweise von Datenspenden:

https://corona-datenspende.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution196

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bonn-Rhein-Sieg - 26.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1545: Optoakustische Mesoskopie - Hochauflösende 3D-Ansicht des Tumorinneren bei Brustkrebs (idw)

Technische Universität München - 26.05.2020

Hochauflösende 3D-Ansicht des Tumorinneren bei Brustkrebs mit optoakustischer Mesoskopie



Brustkrebs ist die häufigste Krebsart bei Frauen. Einzelne Tumore können
sich erheblich voneinander unterscheiden und innerhalb ihrer Masse
abweichende räumliche Muster aufweisen. Einem Forschungs-Team der
Technischen Universität München (TUM) und des Helmholtz Zentrums München
ist es mit Hilfe der optoakustischen Bildgebung gelungen, räumliche
Veränderungen von Tumoren sichtbar zu machen. Die Methode könnte für die
Entwicklung neuer Medikamente hilfreich sein.

Bösartige Tumore verbrauchen Nährstoffe und Sauerstoff schneller als
gesunde Zellen. Dazu nutzen sie die Blutgefäße in ihrer Umgebung. Je nach
Tumorart und genetischem Profil gibt es Unterschiede im inneren
Erscheinungsbild von Tumoren. In aller Regel weisen Tumore über ihr
Volumen hinweg unterschiedliche Muster auf. Die Rolle dieser räumlichen
Heterogenität ist bisher weder ausreichend verstanden noch an lebenden
Tumoren untersucht worden. Heute übliche Verfahren wie die optische
Mikroskopie, die zum besseren Verständnis biologischer Funktionen in
Tumoren eingesetzt werden, ermöglichen nur begrenzte Erkenntnisse über die
räumliche Heterogenität von Tumoren. Sie greifen lediglich auf
Gewebemengen von weniger als einem Kubikmillimeter zu.

Hohe Auflösung durch neues Bildgebungsverfahren

Eine neue, von einem Münchner Forschungs-Team entwickelte Technik, die
sogenannte multi-spektrale optoakustische Mesoskopie (MSOM), ist in der
Lage, den optischen Kontrast von Tumorumfängen mit einer Auflösung
abzubilden, die mindestens um das Tausendfache größer ist als die, die
eine optische Mikroskopie liefert. Das ermöglicht es, Heterogenitätsmuster
in Tumoren mit hoher Auflösung zu visualisieren. Bei diesem bildgebenden
Verfahren wird der Tumor zunächst von allen Seiten mit
Infrarot-Laserlichtpulsen angeregt. "Tumor und Gewebekomponenten, die diese
optischen Impulse absorbieren, erfahren einen winzigen, vorübergehenden
Temperaturanstieg, der zu einer geringen lokalen Volumenausdehnung und
anschließenden Kontraktion führt. Dieser Ausdehnungs- und
Kontraktionsprozess erzeugt ein schwaches Ultraschallsignal, das wir mit
einem Detektor erfassen," erklärt Gastwissenschaftlerin Dr. Jiao Li.

Die gesammelten Daten werden mathematisch verarbeitet, um
Lichtabsorptionsbilder der verschiedenen Tumormuster zu erhalten, die die
Sauerstoff- und die Gefäßversorgung des Tumors widerspiegeln. "Mithilfe
von MSOM lassen sich erstmals optische Bilder erzeugen, die das Innere von
Tumoren bis zu einer Tiefe von zehn Millimetern und mehr sowie mit einer
Auflösung von weniger als 50 Mikrometern abbilden", sagt Dr. Li.

Funktionelle Vielfalt bei Tumoren verstehen

"Die Abbildung solider Tumorstrukturen mittels MSOM lässt uns Tumore in
einem ganz neuen Licht sehen," sagt Prof. Vasilis Ntziachristos, Inhaber
des Lehrstuhls für Biologische Bildgebung an der TUM und Direktor des
Instituts für Biologische und Medizinische Bildgebung am Helmholtz Zentrum
München. "Da Umfang und Tiefe der Bildgebung bei MSOM deutlich über die
Möglichkeiten der optischen Mikroskopie hinausgehen, können wir mit Hilfe
dieser Technologie nachvollziehen, wie die Tumorfunktionalität über
einzelne Tumore hinweg variiert."

So können Forscherinnen und Forscher auf Bildern von Mammakarzinomen bei
Mäusen Muster erkennen, die auf das Vorhandensein oder Fehlen von
Blutgefäßen hindeuten - und so die Muster der Blutversorgung untersuchen.
MSOM kann auch den Hämoglobinspiegel abbilden und anzeigen, ob Sauerstoff
an den roten Blutfarbstoff gebunden ist oder nicht. Darüber hinaus wurden
MSOM-Bilder bereits verwendet, um die Durchlässigkeit von Gefäßwänden für
Nanopartikel zu bestimmen. Am Mausmodell konnten die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler bereits nachverfolgen, wie winzige Goldpartikel
transportiert wurden.

Tumorbilder in 3D ohne Operation

Im Gegensatz zur konventionellen Histologie, bei der Gewebe entfernt,
zerschnitten und von einem Pathologen mikroskopisch untersucht wird,
ermöglicht MSOM eine dreidimensionale Analyse ganzer lebender Tumore -
ohne die Notwendigkeit einer operativen Biopsie. Durch das Verfahren
werden Längsschnittuntersuchungen zusätzlich unterstützt, sodass
Tumorwachstum oder -rückgang unter verschiedenen Medikamenten mit größerer
Präzision untersucht werden können. All dies ebnet den Weg zu einem
besseren Verständnis der biologischen Funktion und Wirksamkeit von
Medikamenten bei Menschen.

Mehr Informationen:

Die Forschungsarbeit wurden von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG), dem Europäischen Forschungsrat (ERC) und der National Natural
Science Foundation of China unterstützt.


Originalpublikation:

J. Li, A. Chekkoury, J. Prakash, S. Glasl, P. Vetschera, B.
Koberstein-Schwarz, I. Olefir, V. Gujrati, M. Omar, V. Ntziachristos: 

Spatial heterogeneity of oxygenation and hemodynamics in breast cancer resolved in
vivo by conical multispectral optoacoustic mesoscopy. 

Light Sci Appl 9, 57 (2020). 

DOI: 10.1038/s41377-020-0295-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 26.05.2020
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1544: Neuartige Strom-Impulse lindern den Schmerz (idw)

Technische Universität Wien - 26.05.2020

Neuartige Strom-Impulse lindern den Schmerz



TU Wien und MedUni Wien untersuchten gemeinsam, wie man den Vagusnerv im
Ohr am besten stimulieren kann. Dadurch lassen sich chronische Schmerzen
bekämpfen.

Der Vagusnerv spielt für unseren Körper eine wichtige Rolle. Er besteht
aus verschiedenen Fasern, manche davon reichen zu den inneren Organen,
aber auch im Ohr ist der Vagusnerv zu finden. Er hat eine große Bedeutung
für verschiedene Körperfunktionen, unter anderem für die
Schmerzempfindung. Daher wird seit Jahren daran geforscht, wie man den
Vagusnerv mit speziellen Elektroden effektiv und gleichzeitig schonend
stimulieren kann.

Ein wichtiger Schritt gelang nun durch eine Kooperation von TU Wien und
MedUni Wien: In einer mikroanatomischen Studie wurde mit einer Präzision
im Mikrometerbereich untersucht, wie der Vagusnerv im Ohr in Relation zu
verschiedenen Blutgefäßen verläuft. Dann wurde am Computer ein 3D-Modell
erstellt, um die optimale Stimulation mit Nadelelektroden zu berechnen.
Die Ergebnisse wurden schließlich an Patient_innen getestet. So konnte man
ein neuartiges Signalmuster ermitteln, das den Vagusnerv im Ohr besonders
gut stimuliert.

Winzige Elektroden direkt am Ohr

Das Team des Elektrotechnikers Prof. Eugenijus Kaniusas (Institut für
Microwave and Circuit Engineering, TU Wien) führte in Kooperation mit der
Medizinischen Universität Wien bereits mehrere Studien durch, in denen
chronische Schmerzen oder auch Durchblutungsstörungen mit einer
elektrischen Stimulation des Vagusnervs im Ohr behandelt wurden. Dabei
werden kleine Elektroden direkt ins Ohr gestochen, die dann - kontrolliert
von einem kleinen tragbaren Gerät am Hals - bestimmte Stromimpulse
aussenden.

Eine große Herausforderung ist es dabei allerdings, die Elektroden genau
an der richtigen Stelle anzubringen. "Man sollte keine Blutgefäße treffen
und die Elektrode genau im richtigen Abstand zum Nerv platzieren", erklärt
Eugenijus Kaniusas. "Ist die Elektrode zu weit entfernt, wird der Nerv
nicht ausreichend stimuliert. Ist sie zu nah, dann ist das Signal zu
stark. Der Nerv kann blockiert werden, mit der Zeit 'ermüden' und
irgendwann keine Signale mehr ans Hirn weiterleiten."

Bisher musste man sich bei der Positionierung der Elektroden auf
Erfahrungswerte verlassen. Nun wurde erstmals in einer mikroanatomischen
Studie im Detail untersucht, wie die Nervenfasern und Blutgefäße im Ohr
räumlich verlaufen. Dazu wurden Schnittbilder von Gewebeproben
hochauflösend fotografiert und dann von Babak Dabiri Razlighi, einem
Forscher im Team von Eugenijus Kaniusas, am Computer zu einem
dreidimensionalen Modell zusammengefügt.

"Die Blutgefäße kann man in Patienten gut sichtbar machen, indem man das
Ohr durchleuchtet", sagt Prof. Wolfgang J. Weninger von der MedUni Wien.
"Die Nerven allerdings sieht man nicht. Unsere mikroanatomischen Messungen
an Körperspenden sagen uns nun, wie die Nerven im Verhältnis zu
Blutgefäßen verlaufen und wie groß im Durchschnitt der Abstand zwischen
Blutgefäßen und Nerven an definierten Positionen ist. Das hilft uns dabei,
die richtige Stelle für die Platzierung der Stimulationselektroden zu
finden."

Dreiphasen-Signal für optimale Stimulation

Außerdem lässt sich anhand des Computermodells auch berechnen, welche
elektrischen Signale verwendet werden sollten. Nicht nur die Stärke des
Signals ist dabei wichtig, sondern auch sein zeitlicher Verlauf: "In der
Computersimulation zeigte sich erstmals, dass ein dreiphasiges
Signalmuster aus der Sicht der Biophysik hilfreich sein sollte, ähnlich
wie man es aus der Starkstromtechnik kennt - nur mit viel geringerer
Stromstärke", berichtet Kaniusas. "Drei verschiedene Elektroden liefern
jeweils auf- und abschwellende Strompulse, aber nicht synchron, sondern
auf ganz bestimmte Weise zeitversetzt."

Diese Art der Stimulation wurde dann an Personen getestet, die an
chronischen Schmerzen leiden - und tatsächlich erwies sich das dreiphasige
Stimulationsmuster als besonders wirkungsvoll.

"Die Vagusnerv-Stimulation ist eine vielversprechende Technik, deren
Wirkung mit unseren neuen Erkenntnissen objektiviert und nun noch weiter
verbessert wird", sagt Eugenijus Kaniusas. "Vor allem bei Menschen mit
chronischen Schmerzen, die bereits 'austherapiert' sind und bei denen
Medikamente keinen Nutzen mehr bringen, ist die Vagusnerv-Stimulation eine
oft rettende Möglichkeit."


Originalpublikation:

B. Dabiri et al.

High-Resolution Episcopic Imaging for Visualization of
Dermal Arteries and Nerves of the Auricular Cymba Conchae in Humans

Front. Neuroanat. (2020)

https://doi.org/10.3389/fnana.2020.00022

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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LABEL/5231: Warner Music Klassik News - 29. Mai 2020 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 29. Mai 2020



Mit einem Klick auf den unten aufgeführten Link [1] gelangen Sie zu
einem Video, das Impressionen aus der Entstehung von "Barricades"
zeigt - wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Ansehen!


Die dramatischsten Studioaufnahmen, die Maria Callas im
Laufe ihrer Karriere aufgenommen hat

"Drama Queen" versammelt einige der dramatischsten Szenen und Arien,
die je auf Tonträger dokumentiert wurden. Die Kritiker ihrer Zeit
überboten sich in Superlativen, wenn es um die Beschreibung ihrer
Stimmbeherrschung ging - etwa, wenn sie mühelos den Sprung vom
mittleren F auf das hohe G in "Casta diva" aus Bellinis Norma
meisterte. Andere Sänger - auch berühmte große Stimmen - waren meist
gar nicht in der Lage, so kompliziert-interpretative Partien zu
singen, wie sie von Maria Callas über Nacht zum neuen Standard
erhoben wurden.

Album-VÖ: 29. Mai 2020 - 0190295235888


Die musikalischen Geheimnisse des französischen Barock:
Jean Rondeau und Kollegen auf den Spuren der Barricades

"Les Barricades Mystérieuses" nannte der französische Komponist
François Couperin eines seiner rätselhaftesten Cembalostücke. Niemand
weiß, was sein Titel bedeutet. Für den Cembalisten Jean Rondeau ist
das Werk Ausgangspunkt für ein französisches Barockalbum, für das er
eine Reihe von Kollegen um sich versammelt hat - den Lautenisten
Thomas Dunford, die Mezzosopranistin Lea Desandre, den Bariton Marc
Mauillon und die Gambistin Myriam Rignol.

Album-VÖ: 29. Mai 2020 - 0190295269951


Alles vom "Weltquartett" zum 50. Geburtstag: Alban Berg
Quartett - The Complete Recordings

Während der gesamten Zeit seines fast vier Jahrzehnte währenden
Bestehens galt das Alban Berg Quartett als beste Formation seiner Art
überhaupt. Als eines der wenigen Kammermusikensembles brachte es das
"ABQ", das auch pädagogisch wichtige Impulse für Jüngere gab, zum
Bestsellerstatus. Zum 50. Geburtstag erscheinen nun dessen sämtliche
Aufnahmen inklusive der DVD-Produktionen in einer umfangreichen Box.

Box-VÖ: 29. Mai 2020 - 0190295385170


Berlioz' "Symphonie Fantastique": die einzigartige
Verbindung eines Dramas mit einer Sinfonie

Die Münchner Philharmoniker und Sergiu Celibidache sind durch ein
unglaubliches Erbe miteinander verbunden, denn er begann dort seine
Karriere als Dirigent 1979, die 17 Jahre andauerte. Celibidache
spielte eine wichtige Rolle darin, die Münchner Philharmoniker zu dem
weltweit erfolgreichen Orchester zu machen, das sie heute sind.

Album-VÖ: 29. Mai 2020 - 0787099974244


Anmerkung

[1]
https://www.youtube.com/watch?v=DzoFKG7ITRg&feature=youtu.be&eml=2020May29/4995875/6133929&etsubid=40706422

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9420: Aus aller Welt - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Venezuela: Auseinandersetzung um Parlamentsvorsitz geht weiter

Das venezolanische Parlament erkennt die Entscheidung des Obersten
Gerichts, den Parlamentsvorsitz an Luis Parra zu übertragen, nicht
an. Das Richtergremium hatte Parras Anspruch auf das Amt als gültig
eingestuft und mit dem Urteil einen monatelangen Streit um den
Vorsitz beendet. Die von der Opposition dominierte
Nationalversammlung erklärte den Beschluß nun für illegal und warf
den Richtern Parteilichkeit vor. Der von den USA unterstützte
Oppositionsführer Juan Guaido hatte sich im Januar 2019 selbst zum
Übergangspräsidenten des lateinamerikanischen Landes erklärt und will
dieses Amt auch weiter ausüben.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9420: Kriminalität und Rechtsprechung - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schlägerei mit tödlichen Folgen

Nach einer Massenschlägerei am Mauerpark im Prenzlauer Berg ist ein
44jähriger an den Folgen seiner inneren Verletzungen gestorben. Die
zu der Schlägerei gerufenen Berliner Polizeibeamten hatten mehrere
Männer im Alter von 42 bis 46 Jahren in der Nähe des Tatorts
festgenommen, darunter auch den 44jährigen, der jedoch in einen
Schlafzustand fiel. Er verstarb nach einer Not-Operation im
Krankenhaus.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9417: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundestag verlängert und erweitert Mali-Mission

Der Bundestag hat den Plänen der Regierung für eine Ausweitung des
Bundeswehreinsatzes im westafrikanischen Krisenland mit großer
Mehrheit zugestimmt. Das neue Mandat sieht eine Beteiligung von bis
zu 450 deutschen Militärangehörigen an der EU-Ausbildungsmission EUTM
vor. Das sind 100 Soldaten mehr als bisher. Außerdem wird das
Einsatzgebiet auf alle G5-Sahelstaaten ausgeweitet. Die
Regionalorganisation wurde 2014 von den Staatschefs von Mauretanien,
Mali, Burkina Faso, Niger und dem Tschad gegründet.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9419: Aus Parlament und Gesellschaft - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Thüringens SPD-Chef Tiefensee plant Neuaufstellung seiner Partei

Nach zwei Jahren an der Spitze der Thüringer SPD will Wolfgang
Tiefensee seinen Platz in der Partei räumen. Er halte den Zeitpunkt
für gekommen, die Weichen in der SPD neu zu stellen, erklärte der
65jährige Politiker nach einer Vorstandssitzung in Erfurt. Er werde
weder für den Parteivorsitz im November noch für die Landtagswahl im
April kandidieren. Seinen Rückzug begründete der derzeitige
Wirtschaftsminister mit seinem fortgeschrittenen Alter.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9417: Tragisches und Kurioses - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Römisches Mosaik unter einem Weinberg in Italien entdeckt

In der Nähe von Verona in der norditalienischen Region Venetien haben
Archäologen unter einem Weinberg ein außergewöhnlich gut erhaltenes
römerzeitliches Fußbodenmosaik entdeckt, das offenbar zu einem
größeren Villen-Komplex gehört. Die bei den Römern beliebten farbigen
geometrischen Dekorationselemente wurden vermutlich zwischen 250 und
400 nach Christus verbaut.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8502: Aus Forschung und Technik - 29.05.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue Messungen bestätigen Existenz von Exoplanet "Proxima b"

Ein internationales Forscherteam hat mit Hilfe des Spektrographen
Espresso ("Echelle Spectrograph for Rocky Exoplanet- and Stable
Spectroscopic Observations") am Very Large Telescope der Europäischen
Südsternwarte in Chile die Existenz des Exoplaneten "Proxima b" im
Nachbar-Planetensystem Proxima Centauri bestätigt. Der nur vier
Lichtjahre entfernte Planet hat laut jüngsten Messungen etwas mehr
Masse als die Erde und umkreist seinen Stern in einer bewohnbaren
Zone. Die Ergebnisse der Studie wurden in der Fachzeitschrift
Astronomy & Astrophysics veröffentlicht.

29. Mai 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8516: Aus aller Welt - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Minneapolis in Aufruhr

Seit dem Tod des Afroamerikaners George Floyd am Montag protestieren
Schwarze und Weiße in Minneapolis, St. Paul, New York, Denver,
Phoenix und anderen Städten der USA gegen Polizeigewalt, insbesondere
in ihrer rassistischen Form. Am Donnerstagabend drangen Hunderte von
Demonstranten in eine Polizeiwache in der Nähe des Orts ein, wo Floyd
getötet wurde. Das Gebäude, welches von den Beamten verlassen wurde,
ging in Flammen auf. Dem Polizeichef Medaria Arradondo zufolge haben
aber die meisten Menschen friedlich demonstriert. In St. Paul kam es
zu Brandstiftungen und Plünderungen. Auf Anordnung des Gouverneurs des
Bundesstaats Minnesota, Tim Walz, wurden Donnerstagnacht (Ortszeit)
rund 500 Mitglieder der Nationalgarde mobilisiert, welche Polizei und
Feuerwehr unterstützen sollen. Walz erklärte am Donnerstag den
Notstand für Minneapolis und umliegende Gebiete.

Floyd war im Krankenhaus verstorben, nachdem er ohnmächtig geworden
war, weil drei Polizisten minutenlang auf ihm gekniet hatten. Ein
Beamter hatte mit seinem Knie Floyd am Hals auf den Asphalt gedrückt.
Dies zeigt ein Video, welches eine 17jährige ins Netz gestellt hat.
Eine weitere Aufnahme wurde am Freitag publik. Darauf sind alle drei
Beamte sowie ein daneben stehender Polizist zu sehen. Alle vier
wurden inzwischen vom Dienst suspendiert, jedoch nicht in Gewahrsam
genommen. Die Bundespolizei FBI und die zuständige Staatsanwaltschaft
räumten den Ermittlungen oberste Priorität ein. Die Vizepräsidentin
des Stadtrats von Minneapolis, Andrea Jenkins, berichtete unterdessen
dem Sender MSNBC, Floyd habe früher über einen längeren Zeitraum mit
seinem mutmaßlichen Mörder zusammen in einem Restaurant gearbeitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8469: Medizin und Gesundheitswesen - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Wiederbelebungsmaßnahmen durch Laien

Wer einen Herz-Kreislauf-Stillstand außerhalb eines Krankenhauses
erleidet, befindet sich in großer Lebensgefahr. Bereits nach drei bis
fünf Minuten ohne Wiederbelebungsmaßnahmen kann es bei den
Betroffenen zu irreversiblen Hirnschäden kommen. Nach weiteren fünf
Minuten ohne zwischenzeitliche Hilfe kommen Wiederbelebungsmaßnahmen
in der Regel zu spät. Angesichts dessen ist es erfreulich, daß immer
häufiger Ersthelfer eingreifen und erste Hilfe leisten. Wie die
Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie und Intensivmedizin (DGAI)
und der Berufsverband Deutscher Anästhesisten (BDA) laut Deutschem
Ärzteblatt mitteilten, wurden letztes Jahr bei 40,2 Prozent der
außerklinischen Herz-Kreislauf-Stillstände Wiederbelebungsmaßnahmen
durch Ersthelfer durchgeführt. Das entspricht einer Steigerung um
29,3 Prozent gegenüber 2014. Als positiv hoben Fachgesellschaft und
Berufsverband hervor, daß in 23 Prozent der Fälle bezogen auf die
Gesamtzahlen die Wiederbelebung unter telefonischer Anleitung durch
eine Rettungsleitstelle erfolgte. So meinte denn auch Jan-Thorsten
Gräsner, Sprecher des Organisationskomitees des Deutschen
Reanimationsregisters und Direktor des Instituts für Rettungs- und
Notfallmedizin (IRuN) am Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, daß
man offenkundig auf einem guten Weg sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8504: Kriminalität und Rechtsprechung - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



BVerwG verhandelt neue Klage gegen Elbvertiefung

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat am Freitag ein neues
Verfahren wegen der Elbvertiefung zwischen Hamburger Hafen und
Nordsee aufgenommen. Die Verbände BUND, NABU und WWF wollen mit ihrer
Klage einen verbesserten Schutz des Schierlings-Wasserfenchels
erreichen und möglichst auch das gesamte Projekt kippen. Das Gericht
hatte vor gut drei Jahren die geplante Elbvertiefung nur unter
Auflagen gebilligt. 2019 begann die Ausbaggerung. Die nachgereichten
Maßnahmen sind dem BUND zufolge unzureichend. Der
Schierlings-Wasserfenchel kommt weltweit nur noch an der Tideelbe
vor. Die Pflanze ist nach der Habitatrichtlinie streng geschützt. Die
klagenden Verbände bezweifeln inzwischen, daß die ökonomischen
Voraussetzungen für die Elbvertiefung noch gegeben sind. Größere
Containerschiffe müssen den Hamburger Hafen nicht mehr erreichen
können, weil die Umschlagzahlen seit Jahren bei acht bis zehn
Millionen Containern stagnieren. Der Plan für die Elbvertiefung geht
für das Jahr 2020 von 23 Millionen Containern aus. Mit einer
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts wird Anfang Juni gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8426: Sprache, Kunst und Medium - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Berliner Stadtschloß wird umstrittenes Kreuz aufgesetzt

Anstatt Neutralität zu wahren, wird heute auf die Kuppel des fast
fertigen Berliner Stadtschlosses das zunächst nicht vorgesehene und 
von vielen abgelehnte Kreuz samt einer Laterne gesetzt.

Damit erhöht sich das für 644 Millionen Euro errichtete Kultur- und
Ausstellungszentrum, das den Namen des berühmten deutschen Forschers
und Gelehrten Alexander von Humboldt trägt, noch einmal um 12 auf 68
Meter.

Verständlicherweise halten die Gegner des Kreuzes das Argument für
vorgeschoben, es ginge um eine Rekonstruktion des früheren Schlosses,
was niemand ernsthaft behaupten kann. Die Kritiker sehen in dem
christlichen Symbol eine unnötige Belastung für völker- und
religionsübergreifende Themen wie beispielsweise die
Restitutionsdebatte um Objekte, die aus früheren Kolonien auf oft
verschlungenen Wegen nach Deutschland gelangt sind.

Ungehalten äußerte sich auch Berlins Kultursenator Klaus Lederer
(Linke), der in dem Kreuz ein Alleinstellungsmerkmal sieht, das allen
Ideen Humboldts widerspricht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8493: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundestag verlängert und erweitert EUTM-Mandat der Bundeswehr

Der Bundestag hat am Freitag das Mandat der Bundeswehr für eine
Beteiligung an der EU-Militäroperation EUTM um ein Jahr verlängert.
Statt bislang 350 sollen bis zu 450 deutsche Soldaten in die
Subsahara-Staaten Mali, Mauretanien, Burkina Faso, Niger und Tschad
geschickt werden. Dort bilden sie einheimische Soldaten aus. Außerdem
beteiligen sie sich an Kampfeinsätzen der malischen Soldaten. Darüber
hinaus sollen die Deutschen in Zentrum des westafrikanischen Landes
ein militärisches Ausbildungszentrum aufbauen. Die
Kampfschwimmerausbildung in Niger wird erstmals mit dem EUTM-Mandat
abgedeckt. Für die Mandatsverlängerung stimmten am Freitag 437
Abgeordnete. Dagegen votierten 149 Parlamentarier bei 58
Enthaltungen. Die Grünen hatten ihre Enthaltung zuvor angekündigt.
Über die weitere Beteiligung der Bundeswehr am Uno-Einsatz Minusma
zur Verbrechensbekämpfung in Mali sollte der Bundestag im Verlauf des
Freitags ebenfalls abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8507: Aus Parlament und Gesellschaft - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission plant Lagerhaltung medizinischen Bedarfs

Die Europäische Kommission plant nach eigenen Angaben vom Donnerstag
den Aufbau einer Reserve an wichtigen Medikamenten und medizinischer
Ausrüstung wie Desinfektions- und Arzneimittel, Schutzausrüstung
sowie Test- und Diagnose-Reagenzien. Zur Finanzierung soll ein neues
Gesundheitsbudget aufgelegt werden. Darüber sollen auch Impfstoffe
gegen Sars-CoV-2 angeschafft werden, sobald sie zur Verfügung stehen.
Das Gesundheitsbudget soll ein Volumen von 9,4 Milliarden Euro haben.
Die Budget-Pläne stehen unter Vorbehalt der Zustimmung der nationalen
Parlamente. Die Kommission will sich zudem dafür einsetzen, daß
Pharma-Unternehmen in Europa einen Anreiz haben, dort Wirkstoffe zu
entwickeln und zu produzieren. Bislang wird vieles aus China und
Indien importiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8476: Tragisches und Kurioses - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Belgiens Berufsfischer melden dramatische Fangrückgänge

Wegen der Überfischung der europäischen Meere haben die belgischen
Fischer im vergangenen Jahr so wenig gefangen wie noch nie seit Beginn
der Statistiken.

Nach offiziellen Angaben mußten sich die Fischer bei 13.659 Tonnen
Fisch und Krustentiere mit 7,5 Prozent weniger als 2018 begnügen, wie
die Zeitung "La Derniere Heure" berichtete.

Zum Vergleich wurden die Zahlen von 1955 herangezogen, als die
Jahresmenge noch bei 69.500 Tonnen lag.

Noch vor 20 Jahren seien in der Nordsee im Durchschnitt pro
Quadratkilometer 200.000 Meerestiere zu finden gewesen, heute seien es
nur noch 40.000, wie es ferner in dem Bericht hieß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8505: Arbeit, Soziales und Familie - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundesweit Aktionen von "Sand im Getriebe"

Das Bündnis "Sand im Getriebe" hatte für Freitag zu Aktionen und
Protestkundgebungen in Berlin, Kassel Aachen, Frankfurt, Freiburg,
Köln und anderen Städten gegen Kaufprämien für Autos aufgerufen. In
20 bis 30 Städten wurden im Laufe des Tages insgesamt mehrere tausend
Teilnehmer und Teilnehmerinnen erwartet. Sie fordern von der
Bundesregierung, daß sie der Autoindustrie Staatshilfen nur unter der
Bedingung eines sozial-ökologischen Rück- und Umbaus gewährt.
Außerdem darf die fossile Industrie nicht mehr subventioniert werden.
"Sand im Getriebe" will nach eigenen Angaben aktiv und laut bleiben,
bis eine radikale Verkehrswende eingeleitet und klimagerechte
Mobilität für alle ermöglicht wurde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8480: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Heuschreckenplage erreicht Indien

Das Ausmaß der Heuschreckenplage, die bereits dazu führte, daß 
große Teile in Ostafrika leergefressen sind, wird immer 
katastrophaler. Inzwischen sind auch Indien und Pakistan betroffen. 
Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wurde bereits eine Ernte in 
Pakistan vollständig vernichtet. In Indien ist derzeit eine Fläche 
von insgesamt 47.000 Hektar betroffen. Wie das indische 
Landwirtschaftsministerium mitteilte, will man - unter anderem durch 
das Versprühen von Pestiziden aus Wagen oder Drohnen - das 
Heuschreckenproblem möglichst in den kommenden Wochen in den Griff 
bekommen. Erst danach soll unter anderem Reis und Mais neu angepflanzt 
werden. Allerdings steht zu befürchten, daß nach dem Monsun im Juli 
eine zweite Heuschreckenwelle den Subkontinent heimsuchen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8493: Märkte und Finanzen - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Starke Umsatzverluste im Einzelhandel

Der Einzelhandel in Deutschland mußte für April einen Umsatzrückgang
um 5,1 Prozent gegenüber dem Vormonat hinnehmen. Preisbereinigt
betrug der Rückgang sogar 6,5 Prozent. Weiter meldete das
Statistische Bundesamt am Freitag als vorläufige Daten, im
Jahresvergleich sei der Rückgang in den Bereichen Textilien,
Bekleidung, Schuhe und Lederwaren mit 70,9 Prozent am größten
gewesen. Die Lebensmittelbranche sowie der Handel mit Getränken und
Tabakwaren verzeichneten gegenüber April 2019 eine Umsatzsteigerung
von 9,5 Prozent. Der Handelsverband HDE geht davon aus, daß 40
Prozent der Nonfood-Einzelhändler in ihrer Existenz bedroht sind.
Sollte die Bundesregierung dem stationären Handel nicht
Überbrückungshilfen bereitstellen, droht viel Leerstand in den
Fußgängerzonen. Der Internet- und Versandhandel hat diese Probleme
nicht. Er legte seit April 2019 sogar um 24,2 Prozent zu. Die
Wiesbadener Statistiker bringen den ungewöhnlichen Zuwachs mit der
Corona-Pandemie in Verbindung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8503: Aus Forschung und Technik - 29.05.2020 (SB)




VOM TAGE



Neue schwerwiegende Sicherheitslücke bei Android gefunden

Achtung Android-Nutzer. Sicherheitsforscher haben laut Chip Online in
dem Betriebssystem von Google eine neue, schwerwiegende Schwachstelle
entdeckt, über die Malware Nutzerdaten abgreifen und sich sogar
mehrere Berechtigungen im Betriebssystem holen kann, ohne daß der
Smartphone-Nutzer etwas davon bemerkt. Betroffen sind alle Geräte mit
der Android-Version 9.0 und älter, also Google-Daten zufolge nicht
weniger als 91 Prozent der Android-Nutzer. Dabei nutzt die Malware
eine Schwachstelle beim App-Wechsel im System aus. Startet ein Nutzer
eine beliebige, legitime App auf seinem Smartphone, so erkennt die
Malware diesen Vorgang und startet anstatt der ausgewählten App. Die
bösartigen Apps imitieren dabei die legitimen, daß selbst erfahrene
Nutzer die Gefahr meist nicht erkennen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1715: Przewalski-Pferd - Bestand der Wildpferde nicht durch Inzucht gefährdet (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 28.05.2020

Przewalski-Pferd: Bestand der Wildpferde nicht durch Inzucht
gefährdet



Senckenberg-Wissenschaftler haben herausgefunden, dass der Bestand des
Przewalski-Pferds nicht durch Inzucht gefährdet ist. Genetische
Untersuchungen zeigen, dass die seit 1992 ausgewilderten Wildpferde trotz
des kleinen Zuchtbestandes keine verringerte genetische Variabilität
aufweisen. Die Studie erschien kürzlich im Fachjournal "Mongolian Journal
of Biological Sciences".




[image: Bild: © Dorj Usukhjargal]

Przewalski-Pferde im Hustai Nationalpark.

Bild: © Dorj Usukhjargal



Das Przewalski-Pferd (Equus ferus przewalskii) ist die letzte noch
existierende Wildpferdart - allerdings gilt sie seit 1969 in freier
Wildbahn als ausgestorben. Da die in Gefangenschaft lebenden Tiere
weitergezüchtet werden konnten, ist die Art dennoch bis heute erhalten
geblieben. "Der heutige Bestand geht auf lediglich zwölf Pferde zurück,
die in Zoohaltung Nachwuchs zeugten - ein genetischer Flaschenhals, der
das Risiko inzuchtbedingter Krankheiten birgt, etwa eine verringerte
Widerstandsfähigkeit oder verkürzte Lebenserwartung", erklärt Prof. Dr.
Dr. h.c. Hermann Ansorge vom Senckenberg Museum für Naturkunde in Görlitz
und fährt fort: "Auswilderungsversuche der Przewalski-Pferde sind unter
diesen Umständen eine Herausforderung: Nur mit einer hohen genetischen
Variabilität kann eine Art auf Umweltveränderungen reagieren!"

1992 begannen die ersten erfolgreichen Versuche, das Przewalski-Pferd
wieder in seiner Heimat, der mongolischen Steppe, anzusiedeln - heute
leben dort zirka 746 Individuen wieder in freier Wildbahn. Ein
internationales Team rund um Ansorge hat in den letzten Jahren die
ausgewilderten Przewalski-Pferde und historisches Sammlungsmaterial
morphologisch unter die Lupe genommen. Insgesamt 130 Schädel aus einem
Zeitraum von 110 Jahren untersuchten die Forschenden. Aufschlüsse über die
genetische Variabilität gab der Vergleich nichtmetrischer Merkmale.
"Hierbei handelt es sich um definierte Ausprägungen am Schädel, deren
Aussehen sich qualitativ differenzieren lässt", erklärt Ansorge und
ergänzt: "Dies können beispielsweise natürliche kleine Löcher sein, durch
die Blutgefäße oder Nervenstränge gehen. Unterschiede in Aussehen und
Symmetrie dieser Merkmale können uns so Rückschlüsse auf genetische
Unterschiede geben."
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Eine Przewalski-Stute und ihr Fohlen.

Bild: © Dorj Usukhjargal



Die Untersuchungen zeigen, dass die ausgewilderten Populationen der
Przewalski-Pferde anders als vermutet eine vergleichbar hohe genetische
Vielfalt aufweisen. Erstautor der Studie und Leiter des
Auswilderungsprojektes, Dorj Usukhjargal vom Hustai National Park in der
Mongolei, zeigt sich von den Forschungsergebnissen überrascht: "Wir haben
damit gerechnet, dass durch lange Phasen der Inzucht die
Przewalski-Pferd-Populationen eventuell genetisch zu eng miteinander
verwandt sind, um langfristig in der Wildnis überlebensfähig zu sein."

Dass die Przewalski-Pferde nun doch größere Chancen haben, in freier
Wildbahn zu überleben, erklärt sich Usukhjargal mit der bedachten Auswahl
der Tiere: "Die Pferde, die für die Auswilderung bestimmt werden, müssen
grundsätzlich gute genetische Voraussetzungen haben; hier wird bereits
eine Vorauswahl getroffen. Hinzu kommt, dass auch die Zoos und
Wildreservate in den letzten Jahrzenten mit einer strikten
Zuchtbuchführung und Austauschprogrammen die genetische Vielfalt ihrer
Bestände verbessert haben." Laut Studie werden somit keine Hinweise auf
eine reduzierte Entwicklungsstabilität der ausgewilderten
Przewalski-Pferde gefunden.

"Nachdem das Przewalski-Pferd vor 50 Jahren praktisch ausgestorben war,
stehen die Chancen nun also besser als erwartet, dass diese letzte
Wildpferdart auf Dauer bestehen kann", schließt Ansorge.


Originalpublikation:

USUKHJARGAL, Dorj et al.

Epigenetic Variability of the Highly Endangered Przewalski's Horses in
Temporal and Geographical Populations.

Mongolian Journal of Biological Sciences, [S.l.], v. 18, n. 1, p. 31-40,
mar. 2020. ISSN 2225-4994.

https://www.biotaxa.org/mjbs/article/view/60628/60358

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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AGRAR/420: Ernährungsreport 2020 - Verbraucher machen es vor, jetzt muss die Bundesregierung handeln

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Mai 2020

Ernährungsreport 2020: Verbraucher machen es vor - jetzt muss die Bundesregierung handeln



Zur heutigen Vorstellung des Ernährungsreports 2020 erklärt Renate
Künast, Sprecherin für Ernährungspolitik:

Der aktuelle Ernährungsreport hat gute Nachrichten. Die Menschen essen
weniger Fleisch, das ist nicht nur gut für die Gesundheit, sondern
auch für das Klima. Zudem schätzen die Verbraucherinnen und
Verbraucher regionale Produkte seit der Corona-Krise noch mehr.

Jetzt muss die zuständige Ministerin die Ergebnisse ihres
Ernährungsreports endlich auch in politisches Handeln übersetzen. Die
Corona-Krise hat gezeigt, dass Lieferketten für Lebensmittel mitunter
lang sind und zusammenbrechen können und es auch deshalb besser ist,
uns unabhängiger von importieren Lebensmitteln zu machen. Wir müssen
auf Agrarökologie, Bioanbau und regionale Verarbeitung und ihre
Wertschöpfungsketten setzen. Die regionale Versorgung sollte in die
Städte gebracht und die Gemeinschaftsverpflegung von Kitas, Schulen
bis zu den Krankenhäusern regional ausgerichtet werden. Denn regionale
Lebensmittel sind krisensicher, nachhaltig und ökologisch.

Es ist gut, wenn wir den Umbau der Tierhaltung endlich voran bringen.
Wir brauchen höhere Mindeststandards und eine klaren Kennzeichnung
aller tierischen Lebensmittel. Aber vor allem muss der Ausstieg aus
der Massentierhaltung endlich auf den Weg gebracht werden.

Der Ernährungsreport zeigt, immer mehr Verbraucher setzen beim Thema
Ernährung auf "Klasse statt Masse". Das sollte Frau Klöckner auch tun!

 * 
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AUSSEN/2257: Brasilien - Wachsende Infektionszahlen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. Mai 2020

Brasilien: Wachsende Infektionszahlen



Anlässlich der stetig steigenden Covid-19-Infektionen und Todesfälle
in Brasilien erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die Tatsache, dass Brasilien mittlerweile das am zweitstärksten von
der Pandemie betroffene Land ist, zeigt eindeutig, dass sich die
Verharmlosung des Virus und die fehlenden Schutz- und
Distanzierungsmaßnahmen rächen. Präsident Bolsonaro hat dieses
Resultat nicht nur in Kauf genommen, sondern maßgeblich durch seine
brandgefährliche Polemik provoziert.

Gleichzeitig wird dieser Zustand von einer institutionellen Krise
begleitet. Innerhalb weniger Wochen haben bereits zwei
Gesundheitsminister ihren Posten geräumt, während der Justizminister
aufgrund von politischer Einmischung des Präsidenten in die
Bundespolizei zurückgetreten ist und der Umweltminister die Lage dafür
ausnutzen will, um dem Bergbau und die Landwirtschaft auf geschütztem
Land im Amazonasgebiet auszudehnen.

In Hinblick auf die sowieso bereits prekäre Lage für den Amazonas
durch illegale Abholzung und die Schwächung von Umweltschutzbehörden,
wird einmal mehr klar, dass die Regierung von Bolsonaro jedes Mittel
recht ist, um den Regenwald und den Schutz von Indigenen zugunsten von
Wirtschaftsinteressen zu opfern. Hinzu kommt gravierend der
menschenverachtende Zynismus, wenn man bedenkt, dass Indigene
überproportional hart von der Ausbreitung des Virus betroffen sind.

Bolsonaro ist zweifellos eine Bedrohung für Demokratie,
Rechtstaatlichkeit, Menschenrechte und das Überleben des
Amazonasgebiets. Die Bundesregierung muss sich dahingehend
unmissverständlich positionieren und darf die Konsequenzen für die
Bürgerinnen und Bürger Brasiliens nicht weiter stillschweigend
hinnehmen.
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EUROPA/1870: Entscheidung des kosovarischen Verfassungsgerichts muss akzeptiert werden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Mai 2020

Entscheidung des kosovarischen Verfassungsgerichts muss akzeptiert werden



Zum Urteil des kosovarischen Verfassungsgerichts, das nach dem
erfolgreichen Misstrauensvotum gegen Premier Albin Kurti den Weg für
eine neue Regierung ebnet, erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Die Entscheidung des kosovarischen Verfassungsgerichts fühlt sich
politisch wie ein Rückschlag für den Weg des Landes an, aber sie ist
zu akzeptieren. Politisch und wirtschaftlich steht der Kosovo vor
großen Herausforderungen. Die künftige Regierung wird nun beweisen
müssen, dass sie das Land in eine bessere Zukunft führen kann. Dabei
wird sie alles versuchen müssen, um das verlorene Vertrauen bei der
eigenen Bevölkerung und den europäischen Partnerinnen und Partnern
wiederzugewinnen.

Der Machtkampf der letzten Wochen hat den politischen Willen der
kosovarischen Wählerinnen und Wähler ad absurdum geführt. Das Ergebnis
der letzten Parlamentswahlen war nicht nur eine klare Abwahl der alten
Regierungsparteien, die nun wieder der künftigen Regierung angehören
sollen. Das Ergebnis war auch Ausdruck der Hoffnung in einen
politischen Aufbruch mit Albin Kurti und Parlamentspräsidentin Vjosa
Osmani an der Spitze. Diese Hoffnung wurde nach nur wenigen Wochen
durch einen von der US-Administration unterstützten politischen
Machtkampf zerstört.

Ich bedauere sehr, dass die Mehrheit der CDU-Schwesterpartei LDK einen
haltlosen Sturz der Regierung Kurti forciert hat und damit das eigene
Machtkalkül über die Verantwortung für die Zukunft des Landes gestellt
hat. Ebenso schädlich war die Rolle der US-Administration, die eigene
Einflussinteressen über die politische Stabilität im Land gestellt
hat.
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SOZIALES/2000: Die Bekämpfung der Kinderarmut jetzt zur Chefinnensache machen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Mai 2020

Die Bekämpfung der Kinderarmut jetzt zur Chefinnensache machen



Zur heutigen Veröffentlichung der von einem großen Bündnis getragenen
Erklärung des Ratschlags Kinderarmut erklären Katja Dörner,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Sprecherin für
Kinderpolitik, und Sven Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik:

Die Bundesregierung muss jetzt reagieren, Angela Merkel muss die
Bekämpfung der Kinderarmut zur Chefinnensache machen. Die breit
getragene Erklärung von über 50 Verbänden und Gewerkschaften ist ein
Weckruf an die Regierungskoalition, die seit Jahren stagnierend hohe
Zahl von Armut betroffenen Kindern nicht länger auf die leichte
Schulter zu nehmen.

In Deutschland wächst eines von fünf Kindern in einem von Armut
betroffenen Haushalt auf. Es ist offensichtlich, dass die heutigen
Maßnahmen gegen Kinderarmut in Deutschland nicht ausreichend sind und
zu oft an den Familien vorbeigehen. Der Großen Koalition fehlt aber
der politische Wille, direkte Hilfen an Familien zu geben. Sie setzt
bei der Bekämpfung von Kinderarmut weitgehend auf hoch bürokratische
Sachleistungen, die oftmals gar nicht bei den Familien ankommen. Das
kürzlich vom Bundestag verabschiedete Mittagessen per Lieferdienst ist
symptomatisch für diese Politik.

Es ist unerträglich, dass sich Union und SPD eisern gegen eine direkte
Unterstützung wie einem Zuschlag auf die Grundsicherung wehren. Die
Politik der Großen Koalition ist geprägt von Misstrauen und Ignoranz
gegenüber Familien in Armut. Die Konsequenzen tragen die betroffenen
Kinder und Jugendlichen. Mangel gehört für sie oft zum Alltag: Mangel
an Geld, aber auch an sozialer, kultureller und gesundheitlicher
Teilhabe. Armut schließt Kinder von den Unternehmungen und den Hobbys
anderer Kinder aus, von Nachhilfe, von Kinobesuchen und auch davon,
mal ein Eis essen zu gehen. Armut schränkt Kinder in ihrem Aufwachsen
ein, sie beschränkt Kinder in ihren Bildungs- und Lebenschancen.

Anstatt die Kinderarmut weiterhin bloß zu verwalten, braucht es eine
Gesamtstrategie, die allen Kindern ein Aufwachsen ohne Armut
ermöglicht und ihre Bedürfnisse endlich in den Mittelpunkt stellt. Wir
fordern deshalb die Einführung einer Kindergrundsicherung, die sich an
den realen Bedarfen von Kindern orientiert und automatisch, ohne
kompliziertes Antragsverfahren ausgezahlt wird.

Die Coronakrise hat die Situation von Kindern, die von Armut betroffen
sind, weiter verschärft. Wir fordern als Sofortmaßnahme einen
Aufschlag von monatlich 60 Euro auf die Regelleistungen für Kinder.
Und die tatsächliche Förderung von Bildungsgerechtigkeit für alle
Kinder in Zeiten des Homeschoolings - durch eine dem Lernen
angemessene digitale Ausstattung und Förderangebote. Denn alle Kinder
haben ein Recht auf Teilhabe und gutes Aufwachsen.
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SOZIALES/1999: Marketingstrategien der Tabakindustrie entlarven und Kinder schützen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Mai 2020

Marketingstrategien der Tabakindustrie entlarven und Kinder schützen



Zum Weltnichtrauchertag an diesem Sonntag (31.05.) erklärt Kirsten
Kappert-Gonther, Sprecherin für Drogenpolitik:

Der Weltnichtrauchertag rückt die Marketingstrategien der
Tabakindustrie in den Fokus. Werbung für Zigaretten, Tabakerhitzer und
E-Zigaretten trifft immer auch Kinder und Jugendliche. Damit Kinder
und Jugendliche nicht zum Rauchen oder Dampfen verleitet werden,
brauchen wir ein umfassendes Tabakwerbeverbot. Je konsequenter die
Prävention, desto wirksamer ist der Jugendschutz. Der Schutz der
Jugend vor Manipulationen durch die Tabakindustrie ist das Ziel des
diesjährigen Weltnichtrauchertags der WHO.

Es wirft kein gutes Licht auf Deutschland, dass es den letzten Platz
in der Tobacco Control Scale der Association of European Cancer League
belegt. Deutschland ist das letzte Land, in dem die Tabakaußenwerbung
noch erlaubt ist. Inzwischen hat die Koalition endlich einen Vorschlag
für ein Tabakwerbeverbot vorgelegt. Die darin vorgesehenen langen
Übergangsfristen für E-Zigaretten und Tabakerhitzer spielt den
Anbietern in die Hände. Zunehmend stellen sie ihre Werbung auf neue
Produkte um. Das optische Design und die süßlichen
Geschmacksrichtungen haben das Potenzial, Kinder und Jugendliche
anzusprechen. Gesundheitsschutz muss Vorrang vor Lobbyinteressen
haben.

Auch Werbung in Verbindung mit falschen Gesundheitsversprechen ist
problematisch. Für die Rauchentwöhnung muss mehr getan werden, aber
dazu gehören keine anpreisenden Werbebotschaften. Raucherinnen und
Raucher gehören zur Risikogruppe für schwere Covid-19-Verläufe. Wer
jetzt mit dem Rauchen aufhören möchte, darf keine Steine in den Weg
gelegt bekommen. Krankenkassen sollten die medikamentöse und
therapeutische Rauchentwöhnung übernehmen können. Das Verbot der
Kostenübernahme im sogenannten Lifestyle-Paragraphen ist längst nicht
mehr zeitgemäß.
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WIRTSCHAFT/2933: Schluss mit der Blockadehaltung beim Binding Treaty

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 29. Mai 2020

Schluss mit der Blockadehaltung beim Binding Treaty



Zum heutigen Konsultationstreffen der UN-Arbeitsgruppe für ein
verbindliches Abkommen zu Wirtschaft und Menschenrechten (Binding
Treaty) erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Die Bundesregierung muss sich beim heutigen Konsultationstreffen der
UN-Arbeitsgruppe endlich aktiv für ein verbindliches Abkommen zu
Wirtschaft und Menschenrechten einbringen, anstatt sich weiter auf die
Seite der Blockierer zu stellen. Der Binding Treaty bietet eine reelle
Chance, einen internationalen Rechtsrahmen zu schaffen, um
Menschenrechtsverletzungen durch Unternehmen zu verringern und
verfolgbar zu machen.

Doch nach wie vor torpediert die Bundesregierung diesen zentralen
multilateralen Prozess. Wenn Minister Müller bei den
Sorgfaltspflichten ernst machen will, dann muss er sich auch
international dafür einsetzen. Sich hinter einer fehlenden
einheitlichen EU-Position zu verstecken, ist unglaubwürdig. Andere
EU-Mitgliedstaaten wie Frankreich und Spanien haben sich längst aktiv
in die Verhandlungen eingebracht. Das offenbart vielmehr den Unwillen
der Bundesregierung, Unternehmen zur Einhaltung der Menschenrechte zu
verpflichten.

Auch auf nationaler Ebene steht der Prozess um die Einführung eines
Lieferkettengesetzes still. Heute endet die Monitoring-Befragungsfrist
für Unternehmen zum Nationalen Aktionsplan. Doch längst ist klar, was
auch diesmal das Ergebnis sein wird: Freiwillige Selbstverpflichtungen
reichen nicht aus. Auch immer mehr Unternehmen sprechen sich für
verbindliche Regelungen aus, um gleiche Wettbewerbsbedingungen für
alle zu schaffen. Denn natürlich können Konzerne, die sich nicht an
soziale und ökologische Standards halten, kostengünstiger produzieren.
Das ist ein unlauterer Wettbewerbsvorteil.

Die Bundesregierung muss endlich eine Vorreiterrolle in Sachen
Menschenrechts- und Umweltschutz einnehmen. Langfristiges Ziel sollte
ein internationales Abkommen sein. Dafür muss sich Deutschland auf UN-
und auch auf EU-Ebene im Rahmen seiner Ratspräsidentschaft einsetzen.
Um mit gutem Beispiel voranzugehen, muss möglichst schnell ein
deutsches Lieferkettengesetz eingeführt werden. Ein ambitioniertes
deutsches Gesetz kann schließlich auch die Verhandlungen um
internationale Standards vorantreiben.
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EUROPA/1011: Abkommen mit Serbien und Montenegro stärken den Schutz der europäischen Außengrenzen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. Mai 2020

Abkommen mit Serbien und Montenegro stärken den Schutz der
europäischen Außengrenzen

Der Rat der Europäischen Union nimmt zwei wichtige Vereinbarungen zum
Grenzmanagement an



Der Rat der Europäischen Union hat in dieser Woche zwei
Vereinbarungen angenommen, welche die Zusammenarbeit der Europäischen
Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) mit Serbien und
Montenegro beim Grenzmanagement ermöglichen. Dazu erklären der
innenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Mathias
Middelberg und der Berichterstatter für Auslandseinsätze der
Bundespolizei, Josef Oster:

Dr. Mathias Middelberg: "Die verstärkte Zusammenarbeit mit
unseren Partnern auf dem Westbalkan im Bereich des Grenzschutzes ist
von großer Bedeutung, damit unsere europäischen Außengrenzen noch
besser und dauerhaft geschützt werden können. Die engere
Zusammenarbeit ist essentiell, um die gemeinsamen Herausforderungen
im Migrationsbereich zu meistern."

Josef Oster: "Die Beschlüsse des Rates der Europäischen Union
entsprechen unseren Vorstellungen von einer Politik, die zu einer
besseren Sicherung der europäischen Außengrenzen führt. Die Abkommen
mit Serbien und Montenegro ermöglichen es Frontex, beide Länder bei
der Grenzverwaltung zu unterstützen. Hierbei geht es unter anderem um
die Bekämpfung der illegalen Einwanderung und die
grenzüberschreitende Kriminalität. Von Frontex können künftig Teams
dorthin entsendet werden, sofern das jeweilige Land dem zustimmt. Bei
meinem Besuch in Albanien im Januar bekam ich einen sehr guten
Eindruck von der Arbeitssituation der deutschen Beamtinnen und
Beamten, die dort für Frontex im Einsatz sind. Der Einsatz in
Albanien war der erste, bei dem Frontex mit einem Nicht-EU-Staat
kooperiert. Dass Frontex jetzt mit weiteren Nicht-EU-Staaten
zusammenarbeitet, ist ein wichtiger und richtiger Schritt zur
Stärkung der europäischen Außengrenze."
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GESUNDHEIT/742: Schutz und Sicherheit von Jugendlichen steht an erster Stelle

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Schutz und Sicherheit von Jugendlichen steht an erster Stelle

Gesellschaftlich ausgewogene Lösung zur Stärkung des gesundheitlichen
Verbraucherschutzes



Am morgigen Freitag wird der Deutsche Bundestag über den von den
Koalitionsfraktionen eingebrachten Entwurf eines "Zweiten Gesetzes
zur Änderung des Tabakerzeugnisgesetzes" beraten. Dazu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Gitta Connemann, und der zuständige Berichterstatter,
Hans-Jürgen Thies:

Gitta Connemann: "Der Tabakkonsum geht zurück. Das hat auch
mit Werbebeschränkungen zu tun. Deshalb wollen wir die Werbung für
Tabakprodukte und E-Zigaretten noch weiter begrenzen. Denn noch immer
raucht etwa jeder Vierte. Zwar ist die Entscheidung dafür das Recht
eines jedes Erwachsenen, aber die meisten greifen nicht erst mit der
Volljährigkeit zur Zigarette. Vielmehr wird die Entscheidung zu
rauchen im Schnitt mit 14,8 Jahren getroffen.

Es geht uns um die Sicherheit und Gesundheit von Jugendlichen.
Werbung wirkt bei ihnen besonders. Jugendliche können nicht
abschätzen, welche gesundheitlichen Folgen bereits der Griff zur
ersten Zigarette hat, und wie hoch das Suchtpotenzial ist. Zukünftig
soll es deshalb im öffentlichen Raum keine Plakatwerbung für
Zigaretten, Tabakerhitzer und Co. mehr geben. Denn gerade an Orten
mit Außenwerbung wie Bushaltestellen und U-Bahnhöfen halten sich
viele Jugendliche auf. Wir wollen sie besser schützen - auch vor
kostenlosen Zigaretten, die zum Beispiel auf Festivals verteilt
werden.

Klare Regeln gibt es bislang nur für nikotinhaltige Produkte. Aber
auch die nikotinfreien E-Zigaretten haben es in sich. Immer häufiger
werden sie im Paket mit einer Nikotinlösung verkauft. Nikotin hat
nach Einschätzung von Experten eine höhere Suchtpotenz als Heroin.
Diese besondere Gefährlichkeit unterscheidet Tabak- und
nikotinhaltige Produkte von allen anderen Lebensmitteln und
rechtfertigt damit eine besondere Behandlung."

Hans-Jürgen Thies: "Tabakkonsum ist das größte vermeidbare
Gesundheitsrisiko unserer Gesellschaft. In Deutschland sterben
jährlich bis zu 120.000 Menschen an den Folgen des Rauchens. Mit dem
vorliegenden Gesetzesentwurf steuern wir dem entgegen und stärken den
gesundheitlichen Verbraucherschutz. Dies ist auch allerhöchste Zeit!
Mit Ausnahme Deutschlands haben inzwischen alle EU-Mitgliedstaaten
ein vollständiges Verbot der Tabakaußenwerbung umgesetzt. Der Union
ist es gemeinsam mit dem Koalitionspartner gelungen, mit angemessenen
Fristen dafür zu sorgen, dass die Wirtschaft ausreichend Spielraum
bekommt, sich auf die neuen Regelungen einzustellen. Mit der
Werbebeschränkung schützen wir Verbraucher, besonders Kinder und
Jugendliche, vor einem krebserregenden Stoff mit hoher Suchtwirkung."

Hintergrund:

Ergänzend zu den bereits bestehenden Werbeverboten z.B. in Hörfunk,
Presse und Fernsehen sieht der Entwurf ein Verbot der Außenwerbung
für Tabakerzeugnisse vor. Dieses Verbot soll nach Ablauf einer
Übergangsfrist am 1. Januar 2022 Anwendung finden. Für Tabakerhitzer
soll ein entsprechendes Werbeverbot zum 1. Januar 2023 und für
elektronische Zigaretten zum 1. Januar 2024 in Kraft treten. Darüber
hinaus wird künftig in Kinos die Vorführung von Werbefilmen für
Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter
lediglich im Zusammenhang mit Filmen erlaubt, die keine
Jugendfreigabe haben. Die kostenlose Verteilung von Tabakerzeugnissen
im Rahmen von Werbemaßnahmen wird außerhalb von Geschäftsräumen des
einschlägigen Fachhandels ab 2021 verboten. Das Gesetz sieht zudem
vor, nikotinfreie elektronische Zigaretten und Nachfüllbehälter den
nikotinhaltigen gleichzustellen, soweit dies zum Schutz der
Verbraucherinnen und Verbraucher vor Gesundheitsschäden erforderlich
ist.
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Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3596: Corona-Spucker mit voller Härte bestrafen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. Mai 2020

Corona-Spucker mit voller Härte bestrafen

Strafrahmen bei Attacken auf Polizisten ausschöpfen



Bundesweit berichten Polizistinnen und Polizisten seit Beginn der
Corona-Pandemie von Spuckattacken. Nun fordert Nordrhein-Westfalens
Innenminister Herbert Reul, solche Angriffe strafrechtlich nicht mehr
nur als Beleidigung, sondern als Körperverletzung zu behandeln. Dazu
erklärt der Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Thorsten Frei:

"Wer einen Polizisten anspuckt, der spuckt auch auf unseren
Rechtsstaat. Bereits vor Ausbruch der Covid-19-Pandemie zeugten
derart widerwärtige Attacken auf die Vertreter unseres Staates von
einer weitreichenden Verachtung für unsere demokratische Gesellschaft
und für unsere Werte-Ordnung.

Nun jedoch kommt noch das Infektionsrisiko hinzu: Hier wird bewusst
die Gefahr einer schweren Erkrankung in Kauf genommen. Das Spucken
wird zur Waffe.

Aus Erfahrung wissen wir, dass harte Strafen eine abschreckende
Wirkung haben. Wer einen Vertreter unseres Staates bei der Ausübung
seiner Pflicht bewusst anspuckt, muss deshalb die volle Härte des
Gesetzes zu spüren bekommen - unter voller Ausschöpfung des
Strafrahmens. Nur dann sind wir in der Lage, dieser bewussten
Provokation Einhalt zu gebieten. Wir sind es unseren Polizistinnen
und Polizisten schuldig, sie bestmöglich zu beschützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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KULTUR/661: Freiheits- und Einheitsdenkmal wird mit Spatenstich endlich Realität

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Freiheits- und Einheitsdenkmal wird mit Spatenstich endlich
Realität

Jahrelanger Entscheidungsprozess findet im 30. Jahr der Deutschen
Einheit gutes Ende



Zum Spatenstich des Freiheits- und Einheitsdenkmals am heutigen
Donnerstag in Berlin erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und die kultur- und
medienpolitische Sprecherin, Elisabeth Motschmann:

Gitta Connemann: "Dieser Spatenstich bewegt mehr als Erde. Er
ist ein Befreiungsschlag gegen Ideologen und Geschichtsklitterer.
Denn am Ende ging es immer auch um die Frage: Wie sichtbar machen wir
den Kampf mutiger Bürger für Freiheit und ihren Widerstand gegen den
sozialistischen Unrechtsstaat? Die Antwort der Union war immer klar:
Dieser Mut braucht einen zentralen Ort der Anerkennung. Das ist ein
gutes Signal für diejenigen, die für Freiheit und Einheit ihr Leben
aufs Spiel gesetzt haben. In diesem Jahr feiern wir die friedliche
Revolution in der DDR und den 30. Jahrestag der Deutschen Einheit,
und damit eines der glücklichsten Ereignisse der deutschen
Geschichte. In Zukunft werden wir mit einem begehbaren Denkmal Werte
wie Freiheit, Einheit und Demokratie für jeden einzelnen greifbar und
begreifbar machen. Gerade in Zeiten, in denen diese Werte mehr und
mehr unter Druck geraten, ist das Denkmal umso wichtiger. Es wird uns
daran erinnern: Demokratie und Freiheit sind keine
Selbstverständlichkeit."

Elisabeth Motschmann: "Das Freiheits- und Einheitsdenkmal soll
und wird den historisch einzigartigen Prozess der Friedlichen
Revolution und der deutschen Einheit würdigen. Ein Denkmal, welches
an die freudigen und glücklichsten Ereignisse unserer Geschichte
erinnert. Die Union hat den Bau des Freiheits- und Einheitsdenkmals
deshalb von Beginn an unterstützt. Daher freuen wir uns sehr über den
Spatenstich. Das jahrelange Engagement der Initiatoren und
Unterstützer zahlt sich heute aus. Alle planungstechnischen,
ökologischen auch ideologischen Widerstände konnten überwunden
werden. Das war ein schwieriger Prozess, der nun aber ein gutes Ende
oder besser - einen guten Anfang findet."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MILITÄR/695: Engagement in Sahel-Zone ist wichtig für Deutschland

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 29. Mai 2020

Engagement in Sahel-Zone ist wichtig für Deutschland

Soldaten im Ernstfall mit bewaffneten Drohnen schützen



Die Bundeswehr-Einsätze MINUSMA und EUTM Mali werden am heutigen
Freitag im Deutschen Bundestag debattiert. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Die Missionen MINUSMA und EUTM leisten einen wichtigen Beitrag zur
Stabilisierung der Sahel-Zone. Mali belegt eine Schlüsselposition in
dieser Region. Instabile Staaten, Terror, Gewalt und die dadurch
ausgelösten Flüchtlingsströme bedrohen auch unsere Werte und unser
Leben in Deutschland.

Wichtig ist, dass wir die Bundeswehr für ihre Auftragserfüllung
bestmöglich ausrüsten. Nur so werden wir unsere internationalen
Bündnisverpflichtungen erfüllen. Auf dem eingeschlagenen Weg der
Modernisierung der Bundeswehr gilt es Kurs zu halten.

Für Mali heißt das konkret: Wir müssen unsere Soldaten im Ernstfall
auch mit bewaffneten Drohnen schützen können. Das halten wir
angesichts der Art des Einsatzes und der Größe des Landes für
wichtig. Denn wir haben die Verantwortung diejenigen zu schützen, die
uns schützen. Wir hoffen daher, dass die Bundeswehr bald mit
bewaffnungsfähigen Drohnen ausgestattet wird."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2073: Gute Beratung und Begleitung sind zentral für das Gelingen der Adoption

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 28. Mai 2020

Gute Beratung und Begleitung sind zentral für das Gelingen der
Adoption

Das Adoptionshilfe-Gesetz stellt das Wohl des Kindes in den
Vordergrund



Der Deutsche Bundestag hat am heutigen Donnerstag in 2. und 3. Lesung
das Gesetz zur Verbesserung der Hilfen für Familien bei Adoption
(Adoptionshilfe-Gesetz) beschlossen. Dazu erklären der
familienpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus
Weinberg und die zuständige Berichterstatterin, Dr. Silke Launert:

Marcus Weinberg: "Für uns als Union gilt bei jeder Adoption:
'Wir suchen Eltern für Kinder und nicht Kinder für Eltern' - dieser
Leitgedanke war und ist für uns bei allen Änderungen und
Neuregelungen im Adoptionshilfe-Gesetz maßgebend. Mit den nunmehr
beschlossenen Regelungen ist es uns gelungen, wichtige und zentrale
Anliegen für alle an der Adoption Beteiligten auf den Weg zu bringen.

Eine Adoption ist eine weitreichende Entscheidung, die das Leben der
Herkunftsfamilie, der Adoptiveltern und ganz besonders das Leben des
Kindes nachhaltig prägt. Daher ist es wichtig, die Beratung für alle
an der Adoption Beteiligten vorzusehen. Ebenso wichtig ist es, den
Beteiligten eine Begleitung vor, während und nach der Adoption durch
eine Adoptionsvermittlungsstelle zu ermöglichen. Auch der gesetzliche
Auftrag an die Adoptionsvermittlungsstellen, die annehmenden Eltern
dahingehend zu beraten, offen mit dem Kind über die Adoption zu
sprechen, ist eine wichtige Neuerung. Denn die Herkunft des Kindes
ist ein immens wichtiger Teil seiner Identität und damit auch der
Familiengeschichte. Ein offener Umgang damit räumt dem Kindeswohl
oberste Priorität ein.

Ein wichtiges Gesetz, das Kinder, Herkunftseltern und Adoptionseltern
gleichermaßen stärkt - und niemanden diskriminiert."

Dr. Silke Launert: "Eine Adoption beschäftigt die Beteiligten
ein Leben lang. Mit dem Adoptionshilfe-Gesetz wollen wir einen
offeneren Umgang mit dem Thema fördern und die Familien umfassend
unterstützen. Hierfür schaffen wir unter anderem einen Rechtsanspruch
für alle Beteiligten auf nachgehende Begleitung durch die
Adoptionsvermittlungsstelle.

Ein ganz wichtiger Schritt ist zudem, dass wir unbegleitete
Auslandsadoptionen verbieten. Auslandsadoptionen müssen von nun an
immer durch eine Adoptionsvermittlungsstelle vermittelt werden, damit
die Einhaltung der Schutzstandards in jedem Einzelfall garantiert
ist. Daneben führen wir ein verpflichtendes Anerkennungsverfahren für
ausländische Adoptionsbeschlüsse ein.

Durch das heute beschlossene Maßnahmenpaket leisten wir nicht nur
einen ganz erheblichen Beitrag zur Verbesserung der Strukturen der
Adoptionsvermittlung, sondern verwirklichen darüber hinaus das im
Koalitionsvertrag festgehaltene Ziel der Modernisierung des
Adoptionswesens."

 * 
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RECHT/637: Keine Ämter für Rassisten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 29. Mai 2020

Keine Ämter für Rassisten!



"Ich begrüße, dass das Bundesverfassungsgericht die Abwahl von Stephan
Brandner als Vorsitzender des Rechtsausschusses bestätigt hat. Brander
war aufgrund seiner menschenverachtenden und rassistischen Äußerungen
von Anfang an ungeeignet für dieses Amt", erklärt Niema Movassat,
Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Recht und
Verbraucherschutz, anlässlich der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts. Movassat weiter:

"DIE LINKE war von Anfang an gegen die Wahl von Stephan Brandner.
Seine wiederholten Ausfälle als Vorsitzender haben unsere Einschätzung
bestätigt, dass Brandner ein geistiger Brandstifter ist, der für
staatliche Ämter gänzlich ungeeignet ist. Dass das
Bundesverfassungsgericht die einstweilige Anordnung der AfD abgelehnt
hat, war alternativlos. Denn kein freier Abgeordneter kann gezwungen
werden, einen Faschisten in irgendein Amt zu wählen. Das wird auch so
bleiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 29. Mai 2020
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BUNDESTAG/9871: Heute im Bundestag Nr. 564 - 29.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 564

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 29. Mai 2020, Redaktionsschluss: 12.14 Uhr

1. Staatsangehörigkeit bei OK-Verfahren

2. Bekämpfung von Muslimfeindlichkeit

3. Politisch motivierte Straftaten im Internet

4. Öffentliche Warnsysteme

5. Einschränkungen des Grenzverkehrs



1. Staatsangehörigkeit bei OK-Verfahren

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um den "Migrationshintergrund von Personen mit
deutscher Staatsangehörigkeit bei OK-Verfahren im Zusammenhang mit
Clankriminalität" geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/19404) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18256). Wie
die Fraktion darin ausführte, heißt es im Bundeslagebild Organisierte
Kriminalität 2018 des Bundeskriminalamtes, "dass in 45 OK-Verfahren
654 Tatverdächtige erfasst wurden, von denen 148 deutsche
Staatsangehörige waren". Dazu werde angemerkt, dass die deutschen
Tatverdächtigen teilweise einen arabischstämmigen
Migrationshintergrund hätten.

Wie aus der Antwort der Bundesregierung hervorgeht, weisen von den 148
erfassten Tatverdächtigen deutscher Staatsangehörigkeit 15 daneben
noch eine abweichende Geburtsstaatsangehörigkeit auf. Dabei handelt es
sich den Angaben zufolge in sieben Fällen um die türkische
Staatsangehörigkeit, in fünf Fällen um die libanesische, in zwei
Fällen um die afghanische und in einem Fall um die kroatische
Staatsangehörigkeit.

 * 

2. Bekämpfung von Muslimfeindlichkeit

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die geplante Einrichtung eines "Unabhängigen
Expertenkreises Muslimfeindlichkeit" berichtet die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/19405) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/18090). Danach strebt die Bundesregierung die
Einrichtung eines solchen Expertenkreises "in Reaktion auf
rassistische, muslimfeindliche beziehungsweise gegen Menschen mit
Migrationshintergrund gerichtete Vorfälle und die terroristischen
Attacken, Anschläge beziehungsweise Anschlagsplanungen der letzten
Zeit" an.

Der Expertenkreis soll den Angaben zufolge die Erscheinungsformen von
Muslim- und Islamfeindlichkeit eingehend analysieren und auf
Schnittmengen mit antisemitischen Haltungen sowie anderen Formen
gruppenbezogener Vorurteile und Ausgrenzungen hin untersuchen. Seine
Arbeit solle auf mehrere Jahre angelegt sein und in einen Bericht an
die Bundesregierung münden, "der Empfehlungen für den Kampf gegen
antimuslimischen Hass und islamfeindliche Ausgrenzung auf allen
Feldern und Ebenen gibt".

Wie die Bundesregierung weiter erläutert, wird sie sich hinsichtlich
der Zusammensetzung und Arbeitsweise des Expertenkreises an den
entsprechenden Gremien im Bereich Antisemitismus und Antiziganismus
orientieren, die beim Bundesinnenministerium angesiedelt waren
beziehungsweise sind. Dementsprechend werde bei der Auswahl der
Akteure neben der Einbindung von Wissenschaftlern und Experten auch
die Perspektive der Betroffenen angestrebt.

Die Vorbereitungen zur Einrichtung des Expertenkreises sind
angelaufen, wie aus der Antwort ferner hervorgeht. Die genaue
Verfahrensweise befinde sich momentan im Abstimmungsprozess.

 * 

3. Politisch motivierte Straftaten im Internet

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind laut Bundesregierung 2.778
politisch motivierte Beleidigungs-, Bedrohungs- beziehungsweise
Propagandadelikte in sozialen Netzwerken registriert worden. Davon
entfallen 1.831 Taten auf die politisch rechts motivierte Kriminalität
und 332 auf die politisch links motivierte Kriminalität, wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/19408) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/18801) hervorgeht. Danach wurden 112 Taten dem
Phänomenbereich "Politisch motivierte Kriminalität (PMK) -
ausländische Ideologie -" zugeordnet und 74 Taten der "PMK - religiöse
Ideologie", während 429 Taten auf den Phänomenbereich "PMK - nicht
zuzuordnen" entfielen. Die hauptsächlich betroffenen Deliktskategorien
sind den Angaben zufolge "Nötigung/Bedrohung", "Propagandadelikte",
"Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen",
"Volksverhetzung" und "andere Straftaten".

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, wurden vergangenes Jahr 5.677
politisch motivierte Straftaten mit dem Untertatmittel "Internet"
festgestellt. Davon entfallen laut Vorlage 3.751 Taten auf die
politisch rechts motivierte und 620 Taten auf die politisch links
motivierte Kriminalität, 136 Taten auf die "PMK - ausländische
Ideologie", 122 Taten auf die "PMK - religiöse Ideologie" sowie 1.048
Taten auf den Phänomenbereich "PMK - nicht zuzuordnen".

 * 

4. Öffentliche Warnsysteme

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Öffentliche Warnsysteme sind Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/19460) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/18529). Ziel öffentlicher Warnsysteme ist es der Fraktion zufolge,
"im Falle drohender oder sich ausbreitender größerer Notfälle und
Katastrophen, durch das möglichst lokale Versenden von Nachrichten an
mobile Endgeräte, betroffene Bürgerinnen und Bürger vor den
entsprechenden Auswirkungen zu warnen beziehungsweise sie darüber zu
informieren".

Wie aus der Antwort der Bundesregierung hervorgeht, betreibt der Bund
zum Zweck der Warnung vor den besonderen Gefahren in einem
Verteidigungsfall das Modulare Warnsystem (MoWaS), das die Länder "zum
Zwecke der Warnung der Bevölkerung bei Notfällen und Katastrophen in
ihrem Zuständigkeitsbereich mitnutzen". Um die mobilen Endgeräte zu
erreichen, ist die Warn-App "Nina" den Angaben zufolge ein
wesentlicher Warnkanal des MoWaS. Neben an das MoWaS angeschlossene
Warn-Apps verfüge das System über weitere Warnkanäle, "über die
Warnungen auch an Personen ohne Smartphone multipliziert werden
können".

 * 

5. Einschränkungen des Grenzverkehrs

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Einschränkungen des Grenzverkehrs und europäische
Freizügigkeit in Zeiten der Corona-Pandemie" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19377). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, aufgrund welcher Erwägungen
seitens der Bundesregierung im Hinblick auf den Infektionsschutz die
Grenzkontrollen und Aus- beziehungsweise Einreisebeschränkungen zu
bestimmten Nachbarstaaten eingeführt wurden und zu anderen nicht. Auch
möchten sie unter anderem wissen, ob die Bundesregierung einen
Stufenplan verfolgt, "um die Grenzen zu unseren europäischen Nachbarn,
insbesondere den angrenzenden Ländern zügig unter Beachtung des
Infektionsschutzes wieder zu öffnen".

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9870: Heute im Bundestag Nr. 563 - 29.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 563

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 29. Mai 2020, Redaktionsschluss: 10.23 Uhr

1. Zeuge berichtet über Amris Umfeld

2. Rolle von Toll Collect bei Pkw-Maut

3. Kein Moratorium für A26-Ost geplant

4. Keine Einbauförderung für Car2X-Technik

5. DB AG: 100 Prozent Ökostrom bis 2038

6. Kontakte mit Verkehrsdienstleistenden



1. Zeuge berichtet über Amris Umfeld

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Im Umfeld des Attentäters vom Berliner
Breitscheidplatz Anis Amri haben Ermittler 43 "tatrelevante
Kontaktpersonen" identifiziert. Allerdings hätten sie keinem von ihnen
nachweisen können, in Amris Anschlagsplan eingeweiht gewesen zu sein,
berichtete ein Zeuge aus dem Bundeskriminalamt (BKA) am Donnerstag dem
1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz"). Der heute 35-jährige
Kriminalhauptkommissar D.G. ist seit 2003 im BKA tätig und dort seit
2006 mit dem Phänomenbereich des islamistischen Terrorismus befasst.
Nach dem Berliner Attentat gehörte er vom 20. Dezember 2016 bis Ende
Mai 2017 der ermittelnden Besonderen Aufbauorganisation (BAO) "City"
an, wo er seit dem 3. Januar das Umfeld Amris in Deutschland
auszuleuchten half.

Dabei unterschieden die Ermittler, wie der Zeuge berichtete, jene
Personen, denen sie eine Verbindung zur Tat zutrauten, von den in
dieser Hinsicht unverdächtigen. Ein besonderes Augenmerk habe Freunden
und Bekannten Amris gegolten, die zwischen dem 1. Oktober und dem
Tatabend am 19. Dezember mit ihm zu tun hatten. Der Zeitraum sei
deswegen so gewählt worden, weil sich anhand des aufgefundenen
Mobiltelefons des Täters dessen Bewegungsprofil soweit habe
zurückverfolgen lassen. Aus einem Kreis von rund 300 Kontaktpersonen
habe sich eine Gruppe herauskristallisiert, die das besondere
Interesse der Ermittler auf sich zog.

Am 20. Januar 2017 teilte das BKA die 43 Namen den
Landeskriminalämtern und anderen Sicherheitsbehörden mit. Die Gruppe
sei "relativ markant" gewesen, sagte der Zeuge. Sie habe "den Kern
dargestellt". Einige hätten nachweislich mit Amri in den letzten Tagen
und Stunden vor dem Anschlag in Verbindung gestanden, so sein
tunesischer Landsmann Bilel ben Ammar, mit dem er den Vorabend in
einem Hähnchengrill verbrachte. Besonders interessiert waren die
Ermittler zunächst auch an zwei weiteren Freunden Amris, eine einem
gewissen Bilal Mahmoud und Walid Zahed. Beide hätten sich am
Nachmittag des 19. Dezember drei bis vier Stunden vor dem Anschlag mit
Amri getroffen.

Bei einer Hausdurchsuchung am 27. Januar habe sich herausgestellt,
dass Mahmoud bereits zehn Tage zuvor Deutschland in Richtung Türkei
verlassen hatte, wo er wegen mutmaßlich dschihadistischer Neigungen in
Haft genommen worden sei. Dort erhielten BKA-Ermittler Gelegenheit,
ihn zu vernehmen. Mahmoud erklärte, er habe sich mit Amri und Zahed am
Nachmittag vor dem Anschlag "spontan zusammentelefoniert". Unterhalten
hätten sich die drei über Belanglosigkeiten.

Von Zahed lag ein abgehörtes Telefonat vor, in dem er seine Bestürzung
über den Anschlag äußerte und zu erkennen gab, dass er keine Ahnung
hatte, wer der Täter war. Die Ermittler nahmen ihm das ab. Zumindest
habe sich "nicht objektiv nachweisen" lassen, "dass er wusste, was
Amri vorhat". Generell gelte: "Wir haben keine Erkenntnis, die uns zu
dem Schluss bringt, dass jemand den Amri in irgendeiner Weise
unterstützt hat."

In Amris Bekanntenkreis seien zwei Sphären deutlich zu unterscheiden
gewesen, erklärte der Zeuge weiter. Auf der einen Seite habe es die
religiös motivierten Kontaktpersonen gegeben, auf der anderen die
Kumpels aus dem Drogenmilieu. Von wenigen Ausnahmen abgesehen habe
zwischen beiden Kreisen eine "starke Trennung" bestanden.

 * 

2. Rolle von Toll Collect bei Pkw-Maut

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Im Lauf des Jahres 2018 gab es erste Überlegungen,
die für die Lkw-Maut zuständige Toll Collect GmbH in die Erhebung der
Pkw-Maut einzubeziehen. Konkrete Gespräche zwischen
Bundesverkehrsministerium und Toll Collect fanden dann im September
und November 2018 statt. Dies ging aus der Befragung des Zeugen Stefan
S. im 2. Untersuchungsausschuss ("Pkw-Maut") am Donnerstag hervor.

S. war seit 2010 im Bundesverkehrsministerium für Mautfragen (zunächst
die Lkw-Maut) zuständig. 2015 wurde er Projektleiter für die Pkw-Maut,
und 2017 avancierte er zum stellvertretenden Leiter des Maut-Referats.
Am 1. Oktober 2018 wechselte er für fünf Monate in die
Geschäftsführung der (kurz zuvor verstaatlichten) Toll Collect, wobei
er nach eigenen Angaben als "Aufpasser des Bundes" fungierte. Seit
seinem Ausscheiden bei Toll Collect ist er als Referatsleiter im
Verkehrsministerium tätig.

Durch die Verstaatlichung von Toll Collect hätten sich neue
Handlungsoptionen ergeben, sagte der Zeuge. Statt eines
Betreibermodells sei nun auch die Eigenrealisierung der Pkw-Maut durch
den Bund möglich gewesen. In seiner Zeit als Geschäftsführer habe er
es zunächst als sinnvoll erachtet, dass Toll Collect diese zusätzliche
Aufgabe übernehmen würde. Allerdings sei die aus vier Personen
bestehende Geschäftsführung zu dem Schluss gekommen, Toll Collect
könne die Pkw-Maut nicht mehr in dieser Legislaturperiode, sondern
frühestens 2021 erheben, da sie als bundeseigene Gesellschaft an das
Vergaberecht gebunden sei.

Der Zeuge war - damals noch als Vertreter des
Bundesverkehrsministeriums - bei einem Treffen zwischen Toll Collect
und Verkehrsministerium am 13. September anwesend. Dabei sei es darum
gegangen, herauszufinden, ob Toll Collect die Erhebung der Pkw-Maut
oder wenigstens einzelne Leistungen übernehmen könne, sagte der Zeuge.
Die Vergabestelle des Ministeriums sei an diesem Gespräch nicht
beteiligt gewesen. "Das hatte mit dem Vergabeverfahren nichts zu tun",
begründete dies S.; es sei ja um die Eigenrealisierung gegangen.

An einem zweiten Treffen am 19. November 2018 habe er - inzwischen als
Geschäftsführer von Toll Collect - nicht teilgenommen, um
Interessenkonflikten aus dem Weg zu gehen. Im Nachgang zu diesem
Treffen äußerte sich einer von Stadlers Co-Geschäftsführern in einer
im Ausschuss vorgelesenen E-Mail äußerst ungehalten über den
wiederholt vorgetragenen Wunsch des Bundesverkehrsministeriums, Toll
Collect solle noch in dieser Legislaturperiode die Pkw-Maut umsetzen.

Am 6. Dezember 2018 kam es zu einem weiteren Treffen. Dabei handelte
es sich dem Zeugen zufolge um ein Unterauftragnehmergespräch. In der
Folge wurde dem letzten verbliebenen Bieterkonsortium aus Kapsch
TrafficCom und CTS Eventim die Nutzung der Zahlstellenterminals von
Toll Collect zugesichert. Das trug wesentlich dazu bei, die vom
Bieterkonsortium verlangte Summe um rund ein Drittel auf die zwei
Milliarden Euro zu reduzieren, die der Bundestag für das Projekt
bewilligt hatte.

Ob mit diesem Vorgehen die anderen Bieter benachteiligt worden seien,
da ihnen diese Mitnutzung der Toll-Collect-Terminals nicht angeboten
worden sei, könne er nicht beurteilen, da er kein Jurist sei, erklärte
der Zeuge. Zudem sei er damals bei Toll Collect tätig gewesen; die
vergaberechtliche Prüfung sei Aufgabe des Verkehrsministeriums
gewesen. Weitere Fragen, die sich auf die Schadenersatzforderungen des
Betreiberkonsortiums nach Kündigung der Verträge bezogen, wollte der
Zeuge nur in nicht öffentlicher Sitzung beantworten.

Vor der Öffentlichkeit äußerte sich der Mautexperte zum Verhältnis zu
externen Beratern. Dabei widersprach er der Aussage eines Zeugen in
einer vorangegangenen Sitzung, wonach auf drei Ministeriumsmitarbeiter
30 Berater gekommen seien. "Diese Zahlen kann ich nicht
nachvollziehen", sagte er. Zwar sei es nötig gewesen, für die "sehr
komplexe Materie" Spezialwissen beizuziehen. Er habe aber aufgrund
seiner Erfahrung "sehr viel Input selber einspeisen können". Ohnehin
gelte: "Am Ende entscheidet der Auftraggeber."

 * 

3. Kein Moratorium für A26-Ost geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat nach eigenen Angaben nicht
vor, die Planungen zur Bundesautobahn A 26-Ost im Sinne eines
Moratoriums auszusetzen, wie es die Linksfraktion mit Blick auf die
"weit hinter den Erwartungen zurückgehenden Umschlagserwartungen" des
Hamburger Hafens angeregt hat. Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/18874) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18263)
hervor. Der Bedarf für die A 26 bestehe auch durch die Notwendigkeit
einer verbesserten Fernverkehrsführung durch den Großraum Hamburg,
heißt es in der Antwort. Einen ohnehin sehr aufwendigen
Planungsprozess für ein solches Großprojekt mit entsprechend hohem
Zeitbedarf durch ein Moratorium zu unterbrechen, erscheine in
Anbetracht der hohen Verkehrsbelastung im Raum Hamburg nicht sinnvoll,
urteilt die Bundesregierung.

 * 

4. Keine Einbauförderung für Car2X-Technik

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung plant nach eigenen Angaben keine
Förderung des Einbaus von Car2X-Technologie zum Austausch von Daten in
Echtzeit sowohl zwischen Fahrzeugen als auch zwischen Fahrzeugen und
Verkehrsinfrastruktur in Kraftfahrzeugen. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/18806) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/17911) hervor.

Zur Frage, ob es Überlegungen der Bundesregierung gibt, neue
Testfelder für die Car2X-Kommunikation einzurichten, heißt es in der
Antwort: Auf den bereits eingerichteten Testfeldern auf dem "Digitalen
Testfeld Autobahn A9", dem kürzlich definierten Testfeld auf der A2
und A8 sowie dem grenzüberschreitenden Testfeld zwischen Deutschland,
Frankreich und Luxemburg würden technologieneutral Erprobungen
durchgeführt. Hierzu könnten auch Erprobungen der Car2X Kommunikation
zählen, schreibt die Regierung. Darüber hinaus seien keine
Car2X-spezifischen Testfelder geplant.

 * 

5. DB AG: 100 Prozent Ökostrom bis 2038

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung begrüßt die Anstrengungen der
Deutschen Bahn AG (DB AG) "für eine ambitionierte Steigerung
zusätzlicher erneuerbarer Energiequellen". So heißt es in der Antwort
der Regierung (19/18808) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/18024). Insbesondere die Nutzung von Bahnhofsdächern zur
Gewinnung von Solarenergie habe weiteres Potenzial, befindet die
Regierung. Der Ökostromanteil am Bahnstrommix der DB AG sei zuletzt
auf 60 Prozent gestiegen, heißt es weiter. Die DB AG beabsichtigt 100
Prozent bis 2038 zu erreichen.

Der Stromverbrauch des gesamten Eisenbahnverkehrs in Deutschland liegt
der Vorlage zufolge bei etwa zwei Prozent des Gesamtverbrauchs in
Deutschland. Die Bahnen emittierten bezogen auf die Verkehrsleistung
weniger Treibhausgase als andere motorisierte Verkehrsmittel. Als
einziger Verkehrsträger habe die Schiene ihre Kohlendioxid-Emissionen
gegenüber 1990 absolut gesenkt und gleichzeitig mehr Menschen und
Güter transportiert. "Die Bundesregierung begrüßt ambitionierte
Vorgaben zur Verwendung von Erneuerbaren Energien bei der
Ausschreibung von Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr der
Länder", heißt es in der Antwort.

 * 

6. Kontakte mit Verkehrsdienstleistenden

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung listet in ihrer Antwort
(19/18815) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/17641) ihre Kontakte mit von den Grünen aufgeführten "neuen und
traditionellen Verkehrsdienstleistenden" auf, die es im Zusammenhang
mit der Änderung des Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) und
allgemein zum Themenkomplex der neuen Beförderungsdienstleister
gegeben hat. In den Vorbemerkungen zu der Antwort macht die Regierung
deutlich, dass sie und insbesondere das Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI) grundsätzlich mit allen Vertretern
im verkehrspolitischen und digitalen Bereich in ständigem Austausch
stehe. Darunter fielen Gespräche sowie Telefonate mit Vertretern unter
anderem von Unternehmen, Forschungsinstitutionen, Bürgerinitiativen,
Vereinen, Gewerkschaften und Verbänden. Eine Verpflichtung zur
Erfassung entsprechender Daten bestehe nicht "und eine solche
umfassende Dokumentation wurde auch nicht durchgeführt", heißt es in
der Antwort. Insofern seien Lücken bei der Beantwortung nicht
ausgeschlossen.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 562

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 29. Mai 2020, Redaktionsschluss: 09.51 Uhr

1. AfD will Verbot des Kinderkopftuchs

2. Rechtssicherheit für Contergangeschädigte

3. Basiskonten sollen preiswerter werden

4. Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich



1. AfD will Verbot des Kinderkopftuchs

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte das Tragen von
Kinderkopftüchern in Kindertagesstätten und Schulen unterbinden. In
einem Antrag (19/19522) fordert sie die Bundesregierung auf, ein
entsprechendes Verbot verfassungsrechtlich prüfen zu lassen und über
ein solches Verbot mit der Kultus- und Innenministerkonferenz zu
beraten. Zudem soll die Regierung die Problematik des Kinderkopftuchs
als "politisch-weltanschauliches Symbol" im Rahmen der "Deutschen
Islam Konferenz" thematisieren und die Aufklärung über die Probleme im
Zusammenhang mit dem Kinderkopftuch im Rahmen der politischen
Bildungsarbeit des Bundes intensivieren.

Nach Ansicht der AfD ist das Kinderkopftuch "ein politisches Symbol
und auf das engste mit dem Islamismus verbunden, der seinerseits mit
der verfassungsmäßigen Ordnung" Deutschlands "nicht vereinbar" sei.
Das Kinderkopftuch stelle zudem ein "schwerwiegendes Hindernis für die
Integration in die Mehrheitsgesellschaft" dar, gewöhne die Mädchen
frühzeitig an eine "gesellschaftliche Unterordnung als Frauen" und
behindere ihre individuelle Entwicklung, die Ausbildung von
Selbstachtung und die Fähigkeit zu einem selbstbestimmten Leben im
Rahmen der freiheitlich-demokratischen Gesellschaftsordnung.

 * 

2. Rechtssicherheit für Contergangeschädigte

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Leistungsberechtigten nach dem
Conterganstiftungsgesetz soll ihr Anspruch auf Leistungen -
insbesondere auf die lebenslänglich gewährte monatliche Conterganrente
- grundsätzlich nicht mehr aberkannt werden können. Dies sieht ein
Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD (19/19498)
zur Novellierung des Conterganstiftungsgesetzes vor. Eine Aberkennung
von Leistungsansprüchen soll nur noch dann möglich sein, wenn der
Empfänger von Leistungen vorsätzlich falsche oder unvollständige
Angaben gemacht hat.

Die Koalitionsfraktionen verweisen darauf, dass nach der derzeitigen
Rechtslage Leistungsansprüche aberkannt werden können, wenn
körperliche Fehlbildungen aufgrund späterer Erkenntnisse nicht mehr
mit der Einnahme von thalidomidhaltigen Präparaten der Firma
Grünenthal in Verbindung gebracht werden können. Inzwischen sei aber
ein Nachweis über den Zusammenhang zwischen den Fehlbildungen und der
Einnahme der Präparate wegen des zunehmenden Zeitablaufs in der Regel
nicht mehr oder nur noch sehr schwer möglich.

Zudem soll mit der Novelle die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage
geschaffen werden, damit die im Jahr 2013 durch das Dritte
Änderungsgesetz des Conterganstiftungsgesetzes bereitgestellten
zusätzlichen Bundesmittel in Höhe von 30 Millionen Euro für die
Erhöhung der Conterganrenten und Bereitstellung weiterer Leistungen
auch zur Förderung multidisziplinärer medizinischer Kompetenzzentren
verwendet werden können. Die Einrichtung der Kompetenzzentren, die die
medizinischen Beratungs- und Behandlungsangebote für
tahlidomidgeschädigte Menschen verbessern sollen, sei mit dem Vierten
Änderungsgesetz zum Conterganstiftungsgesetz aus dem Jahr 2017
beschlossen worden.

 * 

3. Basiskonten sollen preiswerter werden

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Der Zugang zu einem sogenannten Basiskonto, auf dass
jede Verbraucherin und jeder Verbraucher mit rechtmäßigem Aufenthalt
in der EU unabhängig von der Bonität ein Recht hat, soll für alle
sichergestellt werden. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in
einem Antrag (19/19537) insbesondere eine Begrenzung der derzeit
häufig überhöhten Kontogebühren, die für die Anspruchsberechtigten
eine zu hohe Zugangshürde zu einem Basiskonto darstellen würden.
Außerdem stehe keine Vergleichswebsite für Zahlungskonten zur
Verfügung, so dass Verbraucherinnen und Verbraucher keine Möglichkeit
zu einem objektiven und unabhängigen Vergleich der auf dem Markt
vorhandenen Basiskonten-Angebote hätten.

Die Bundesregierung soll dafür sorgen dass die Kontoführungsgebühren
für Basiskonten nicht höher sind als die Entgelte für andere Konten
mit vergleichbarem Leistungsumfang. "Insbesondere in Zeiten der
Corona-Pandemie, in denen viele Menschen durch Kurzarbeit und
Arbeitslosigkeit in finanzielle Nöte geraten, ist es daher dringend
geboten, dass die Bundesregierung hier schnellstens tätig wird",
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

 * 

4. Vollzeitbeschäftigte im Niedriglohnbereich

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der sozialversicherungspflichtigen
Vollzeitbeschäftigen der sogenannten Kerngruppe im unteren
Entgeltbereich ist zwischen Ende 2008 und Ende 2018 um mehr als
190.000 gesunken. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/19351) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/18425) hervor.
Danach bezogen gut 4,14 Millionen oder 19,3 Prozent der
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigen der Kerngruppe zum
Stichtag 31. Dezember 2018 ein Entgelt im Niedriglohnbereich, nachdem
es zehn Jahre zuvor noch mehr als 4,33 Millionen oder 22 Prozent
waren. Zur Kerngruppe zählen der Vorlage zufolge
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte, "die nicht in einem
Ausbildungsverhältnis stehen und für die keine (gesetzlichen)
Sonderregelungen gelten".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 561

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.59 Uhr

1. Zeuge berichtet über unklare Spurenlage

2. Seehofer: Wahlversprechen war zu halten

3. FDP gegen Progressionsvorbehalt

4. FDP will nachhaltigen Weg aus Krise

5. Grüne fordern Zukunftspakt

6. Freibeträge bei Vorauszahlungen

7. Ablauf der Maßnahmenbewilligung



1. Zeuge berichtet über unklare Spurenlage

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Nach dem Terroranschlag auf den Weihnachtsmarkt an
der Berliner Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche haben die Ermittler 13,
an verschiedenen Orten gesicherte DNA-Profile nicht zuordnen können.
Dies berichtete ein damals zuständiger Beamter des Bundeskriminalamts
(BKA) am Donnerstag dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz"). Der heute 41-jährige Kriminalhauptkommissar A.Q.
hatte zwei Tage nach dem Attentat, am 21. Dezember 2016, seine
Tätigkeit in der ermittelnden Besonderen Aufbauorganisation (BAO)
"City" aufgenommen und blieb dort bis zum 24. März des Folgejahres. Er
ist seit 2003 beim BKA beschäftigt, nach eigenen Worten seit 2007 in
der Abwehr des "religiös motivierten Internationalen Terrorismus".

Der Zeuge zitierte einen Abschlussvermerk, der nach seinem Ausscheiden
aus der BAO "City" im Frühjahr 2017 entstanden war. Demnach konnten
von zunächst 17 "offenen" DNA-Profilen aus dem Lastwagen, mit dem der
Täter Anis Amri in den Weihnachtsmarkt gerast war, vier nachträglich
zugeordnet werden. Um Klarheit zu gewinnen, hatten die Ermittler die
Personalien von 33 Ersthelfern oder Polizisten festgestellt, die sich
am Tatabend im Umfeld des Lastwagens aufgehalten hatten, und im
Februar und März 2017 DNA-Proben dieser "berechtigten
Spurenverursacher" erhoben.

Der Täter selbst hatte, wie der Zeuge auch bestätigte, im Fahrzeug
relativ wenig Hinweise auf seine Person hinterlassen. An der
Außenseite der Fahrertür fanden sich Abdrücke des Zeige-, Mittel und
Ringfingers Amris sowie seines Daumens. Zwei weitere Fingerabdrücke
wurden an einer Banknote in einem Portemonnaie entdeckt, das am Tag
nach dem Anschlag im Führerhaus des Lastwagens sichergestellt wurde
und auch eine auf einen Aliasnamen Amris ausgestellte
Duldungsbescheinigung enthielt.

DNA-Material Amris habe sich auch auf einem Zettel gefunden, der auf
der Tachoanzeige im Führerhaus lag, allerdings bei einer polizeilichen
Nachschau des Wagens am 10. Januar 2017 sichergestellt wurde. Das
Papier wies weitere Spuren des von Amri ermordeten polnischen Fahrers
sowie einer unbekannten dritten Person auf. Mischspuren, für die nach
Feststellung Amri als Mitverursacher "in Betracht zu ziehen" sei,
seien auch am Lenkrad sowie am Portemonnaie entdeckt worden.

Dass Amri im Tatfahrzeug nicht mehr eindeutige Hinweise auf seine
Person hinterlassen hat, ist nach Ansicht des Zeugen nicht unbedingt
außergewöhnlich. Auch wer einen Gegenstand, etwa eine Geldbörse,
regelmäßig in der Hand habe, verursache dort erfahrungsgemäß nicht
immer feststellbare Spuren in großer Zahl.

Der Zeuge, der in der BAO "City" im Bereich "Asservatenkoordinierung"
tätig war, widersprach dem Eindruck, im BKA sei Amri von vornherein
als Einzeltäter eingeschätzt worden: "Eine Einzeltäterthese gab es
nach meiner Erinnerung nicht. So etwas würde auch unserem
Aufgabenverständnis zuwiderlaufen." Im Gegenteil habe "nach dem
Ableben des Amri" die Maßgabe gegolten, das "Hauptaugenmerk" auf die
Ermittlung möglicher Mittäter zu richten.

Der Zeuge schloss auch aus, dass der Lastwagen auf dem Weihnachtsmarkt
vorzeitig zum Stehen gekommen sei, weil das automatische
Notbremssystem reagiert habe. Der Fahrer könne durch die Notbremsung
"nicht überwunden werden". Er könne das System durch Betätigung des
Gas- oder des Bremspedals jederzeit ausschalten. Der Wagen sei durch
ein Zusammenspiel unterschiedlicher Faktoren gestoppt worden.

 * 

2. Seehofer: Wahlversprechen war zu halten

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) hat jede
Verantwortung für das Scheitern der Pkw-Maut zurückgewiesen. Er sei
überzeugt, dass die Vorgaben des Koalitionsvertrags von 2013 in Bezug
auf die Infrastrukturabgabe europarechtskonform hätten umgesetzt
werden können, sagte Seehofer am Donnerstag, 28. Mai 2020, vor dem
2. Untersuchungsausschuss ("Pkw-Maut"). Außerdem habe er sein
zentrales Wahlkampfversprechen halten wollen, eine Pkw-Maut
einzuführen, die inländische Fahrzeughalter nicht zusätzlich belaste,
erklärte er in der vom Ausschussvorsitzenden Udo Schiefner (SPD)
geleiteten Sitzung.

Seehofer widersprach damit Aussagen, die sein Parteifreund Dr. Peter
Ramsauer in seiner Befragung vor dem Untersuchungsausschuss am 13.
Februar 2020 getätigt hatte. Seehofer, erklärte Ramsauer damals, sei
maßgeblich für das Maut-Desaster verantwortlich, da er in den
Koalitionsvertrag von 2013 eine Formulierung hineinverhandelt habe,
die es den Verkehrsministern Alexander Dobrindt und Andreas Scheuer
(beide CSU) unmöglich gemacht habe, die Pkw-Maut in Übereinstimmung
mit EU-Recht einzuführen. Ramsauer war von 2009 bis 2013
Bundesverkehrsminister.

Im Lauf der Koalitionsverhandlungen nach der Bundestagswahl 2013 habe
sein Parteifreund Ramsauer Zweifel an der Ausgestaltung der Pkw-Maut
angemeldet, berichtete Seehofer, der damals Parteivorsitzender der CSU
war. Welche Motivation Ramsauer für seine Zweifel gehabt habe, sei für
ihn bis heute "nicht recht nachvollziehbar". Für ihn, Seehofer, habe
stets im Vordergrund gestanden, sein zentrales Wahlversprechen zu
halten. Er habe immer betont, dass inländische Fahrzeughalter durch
die Maut nicht zusätzlich belastet werden dürften. "Dann kann ich
nicht drei Wochen nach der Wahl sagen, dass die Menschen jetzt doch
belastet werden.".

Ramsauer hatte hingegen vor dem Ausschuss von einem Gespräch mit dem
damaligen EU-Verkehrskommissar Siim Kallas im November 2013 berichtet,
in dem dieser gefordert hatte, es müsse nach Einführung der Pkw-Maut
Gewinner und Verlierer unter den inländischen Fahrzeughaltern geben.
Diese Vorgabe fand keinen Eingang in den Koalitionsvertrag von 2013.
Vielmehr stand darin: "Zur zusätzlichen Finanzierung des Erhalts und
des Ausbaus unseres Autobahnnetzes werden wir einen angemessenen
Beitrag der Halter von nicht in Deutschland zugelassenen Pkw erheben
(Vignette) mit der Maßgabe, dass kein Fahrzeughalter in Deutschland
stärker belastet wird als heute." Dies wurde in der Folge so
umgesetzt, dass die Pkw-Maut für inländische Fahrzeughalter durch eine
Entlastung bei der Kfz-Steuer kompensiert wurde. Im Juni 2019 erklärte
der Europäische Gerichtshof diese Regelung nach einer Klage
Österreichs für nicht vereinbar mit EU-Recht.

Eine europarechtskonforme Ausgestaltung der Maut sei sehr wohl möglich
gewesen, betonte hingegen Seehofer in seiner knapp dreistündigen
Befragung. Beweis dafür sei, dass die EU-Kommission 2016 ihr
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingestellt habe. Auch
der EU-Generalanwalt habe in seinem späteren Plädoyer vor dem
Europäischen Gerichtshof erklärt, dass die Pkw-Maut mit EU-Recht
vereinbar sei. Im Übrigen lasse sich die Position eines
EU-Verkehrskommissars "durch Verhandlungen - nicht durch
Rechtsbeugung - ändern".

Auf die Bundesverkehrsminister Dobrindt und Scheuer habe er keinen
Einfluss genommen, sagte Seehofer weiter. Beschlüsse des Bundestags
seien "in eigener Verantwortung eines Bundesministers umzusetzen".
Darüber hinaus widersprach der heutige Innenminister der Vermutung,
dass Ramsauer 2013 wegen seiner kritischen Haltung zur Pkw-Maut nicht
wieder Minister geworden sei. "So einen kleinkarierten
Parteivorsitzenden", sagte Seehofer, kenne er in keiner Partei.

Ebenfalls nicht zutreffend sei die von Ramsauer geäußerte Vermutung,
Bundeskanzlerin Angela Merkel habe 2013 der Formulierung im
Koalitionsvertrag nur deshalb zugestimmt, weil sie immer gegen eine
Pkw-Maut gewesen sei. "Wenn die Kanzlerin etwas partout nicht will,
dann passiert es nicht", sagte Seehofer.

 * 

3. FDP gegen Progressionsvorbehalt

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Für Lohnersatzleistungen von Arbeitnehmern, die aus
der Corona-Krise begründet sind, sollen der sogenannte steuerliche
Progressionsvorbehalt und die damit einhergehende Abgabepflicht einer
Steuererklärung für das Jahr 2020 entfallen. Dies fordert die
FDP-Fraktion in einem Antrag (19/19501). Die enorm hohe Anzahl von
zusätzlich zu bearbeitenden Steuererklärungen drohe die
Finanzverwaltung zu überfordern, warnen die Abgeordneten. Die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer würden darüber hinaus nicht mit
Nachzahlungen, die wegen des Progressionsvorbehalts erfolgen könnten,
rechnen.

In ihrem Antrag weist die FDP-Fraktion darauf hin, dass sich im April
nach offiziellen Angaben über zehn Millionen Menschen in Kurzarbeit
befunden hätten. Lohnersatzleistungen, zu denen unter anderem
Unterstützungsmaßnahmen wie das Kurzarbeitergeld, das Insolvenzgeld,
das Krankengeld oder Entschädigungen für Verdienstausfall nach dem
Infektionsschutzgesetz gehören würden, seien zwar steuerfrei. Aufgrund
des sogenannten Progressionsvorbehalts könne der Einsatz dieser
Leistungen jedoch dazu führen, dass die übrigen steuerpflichtigen
Einkünfte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer höher besteuert
werden würden, als es ohne den Einsatz von Lohnersatzleistungen der
Fall gewesen wäre. In diesen Fällen gebe es derzeit eine Pflicht zur
Abgabe einer Steuererklärung, auf die im Jahr 2020 nach Ansicht der
FDP-Fraktion verzichtet werden soll. Besonders die Vielzahl der Fälle,
in denen Menschen steuerfreie Leistungen aufgrund der
Pandemie-Auswirkungen erhalten würden, spreche für eine
"steuerpolitisch großzügige Regelung", argumentiert die FDP-Fraktion.

 * 

4. FDP will nachhaltigen Weg aus Krise

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/PST) Die FDP-Fraktion will sicherstellen, dass staatliche
Maßnahmen zur Wiederankurbelung der Wirtschaft dem Klimaschutz dienen,
ohne dabei den Markt zu verzerren oder Freiheitsrechte einzuschränken.
Bei der Corona-Pandemie handele es sich um einen Notstand, der
"unmittelbar radikale Sofortmaßnahmen erforderlich" mache, heißt es in
einem Antrag (19/19510) der Fraktion. Diese "erheblichen
Freiheitseinschränkungen" dürften aber "nicht als Vorbild für den
Klimaschutz dienen, denn die Menschen würden sie sich
berechtigterweise nicht dauerhaft zumuten lassen". Der Staat solle
seine Maßnahmen vielmehr darauf konzentrieren, die Innovationskraft
der deutschen Wirtschaft zu fördern. Daraus ergibt sich für die
FDP-Abgeordneten eine Reihe konkreter Forderungen. So solle die
Stromsteuer gesenkt werden, um "Investitionen in strombasierte
klimafreundliche Investitionen anzureizen". Statt einen nationalen
CO2-Preis einzuführen, solle die Bundesregierung die Einbindung des
Verkehrs- und Gebäudesektors in den EU-Emissionshandel unterstützen.
Innovationsförderung solle technologieneutral erfolgen, also
beispielsweise nicht Elektromobilität gegenüber anderen nachhaltigen
Antriebstechniken bevorzugen. Ausdrücklich wendet sich die Fraktion
gegen steuerfinanzierte Kaufanreize etwa für Neuwagen.

 * 

5. Grüne fordern Zukunftspakt

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat ihre Pläne
für ein Konjunkturprogramm zur Unterstützung der Wirtschaft vorgelegt.
"Zukunftspakt für einen sozial-ökologischen Aufbruch aus der Krise"
nennen die Abgeordneten ihr Maßnahmenbündel, das sie in einen Antrag
(19/19549) zusammengefasst haben. Demnach sollen sich ein
Konjunkturprogramm in Höhe von 100 Milliarden Euro und ein
Investitionsprogramm in Höhe von 500 Milliarden Euro daran
orientieren, dass nur Unternehmen unterstützt werden, die die Hilfe
wirklich brauchen. Bedachte Firmen dürften weder Boni, Sonderzahlungen
noch Gratifikationen auszahlen, sie müssten auf Aktienrückkäufe und
Dividendenausschüttungen verzichten. Außerdem müssten sie offenlegen,
in welchem Land sie welchen Gewinn erzielen und wie viele Steuern sie
wo zahlen. "Öffentliche Gelder dürfen unter keinen Umständen dazu
beitragen, dass bestehende Steuerschlupflöcher ausgeweitet werden",
erklären die Abgeordneten. Der Staat müsse bei Beteiligungen
Mitspracherechte erhalten wie private Investoren auch.

Weiter heißt es, dass die Maßnahmen gesundheitspolitische Ziele nicht
konterkarieren dürften. Sie sollten erst zur Anwendung kommen, wenn
die epidemiologische Lage es erlaubt, außerdem befristet angewendet
werden. Zudem seien alle Programme auf ihren ökologischen Wert zu
prüfen. Entscheidend sei, die Gesellschaft zukunftsfähig zu machen.

In einem zweiten Teil schlagen die Grünen verschiedene Maßnahmen vor,
um die Pandemie zu bekämpfen. Beispielsweise geht es um den Aufbau von
Testkapazitäten, Infrastruktur zur Kontaktpersonenverfolgung und
flexible Lösungen zur Grenzsituation innerhalb von Europa.

 * 

6. Freibeträge bei Vorauszahlungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung plant keine Maßnahmen zur
Berücksichtigung des Kinderfreibetrags und des Freibetrags für den
Betreuungs- beziehungsweise den Ausbildungsbedarf bei der Festsetzung
der Einkommensteuervorauszahlungen. Dies teilt die Regierung in ihrer
Antwort (19/19354) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/18914)
mit. Darin wird unter anderem mit Blick auf die Corona-Pandemie darauf
hingewiesen, dass das Vorauszahlungsverfahren auf einer Prognose
beruhe, die im Laufe des Jahres auch geändert werden könne.

 * 

7. Ablauf der Maßnahmenbewilligung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Maßnahmenbewilligung im Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) geschieht nach
Angaben der Bundesregierung auf der Grundlage von Vorschlägen
staatlicher Durchführungsorganisationen. Ein projektführendes Referat
prüfe dabei den Vorschlag auf die Kohärenz mit den
entwicklungspolitischen Zielsetzungen und Leitlinien der
Bundesregierung, auf entwicklungspolitische Förderungswürdigkeit, auf
die Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln sowie auf die Einhaltung von
Beteiligungsregeln innerhalb der Bundesregierung, erklärt sie in einer
Antwort (19/19325) auf eine Kleine Anfrage (19/16667) der
AfD-Fraktion.

Die Frage der Wirtschaftlichkeit werde auf Grundlage einer geplanten
Kostenstruktur, der erwarteten Wirkungen, der Beiträge von
Kooperationspartnern, der Risiken für die Zielerreichung und der
vorgesehenen Fördersumme der Bundesregierung betrachtet. Darüber
hinaus werde sie auf Seiten der Durchführungsorganisationen über die
Regelungen des Vergaberechts und des Preisrechts abgesichert.

Weiter heißt es, bei multilateralen Maßnahmen werde der Projektantrag
der betreffenden Organisation geprüft und die Förderentscheidung
innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. Auf dieser Grundlage werde
eine Zuwendungsvereinbarung mit der Organisation abgeschlossen.

 * 
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BUNDESTAG/9867: Heute im Bundestag Nr. 560 - 28.05.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 560

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 28. Mai 2020, Redaktionsschluss: 16.16 Uhr

1. FDP will FinTechs stärken

2. Kooperation mit Plant-for-the-Planet

3. Rüstungsexporte über Hamburger Hafen

4. Windanlagen im Wald

5. Direktinvestitionen in Deutschland

6. Export von Schutzausrüstung

7. Inanspruchnahme von Corona-Hilfen

8. Messewirtschaft in Corona-Zeiten



1. FDP will FinTechs stärken

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Zur Stärkung von innovativen Finanzunternehmen
sollen auch in Deutschland sogenannte Regulatory Sandboxes
eingerichtet werden. Dies fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag
(19/19506). Regulatory Sandboxes würden das Ziel verfolgen, Start-Ups
bis zu einem begrenzten Kundenkreis oder begrenzten Zeitraum spezielle
Unterstützung bei der Bewältigung aufsichtsrechtlicher Anforderungen
zu gewährleisten beziehungsweise die Unternehmen innerhalb der Sandbox
sogar von bestimmten Vorschriften zu befreien. Diese würden sich
dadurch zunächst auf ihre Produktentwicklung konzentrieren und sich
weniger mit bürokratischen Anforderungen beschäftigen müssen.

In der Europäischen Union hätten unter anderem die Niederlande, Polen
und Dänemark Sandboxes für FinTechs eingeführt. FinTechs würden
Finanzdienstleister genannt, die durch digitale Lösungen neue
Finanzprodukte schaffen beziehungsweise Geschäftsmodelle
revolutionieren würden, erläutert die FDP-Fraktion. Zusätzlich zu den
Regulatory Sandboxes soll die Bundesregierung Maßnahmen zur
Verbesserung der allgemeinen Rahmenbedingungen für innovative
Unternehmen in Deutschland ergreifen, wird außerdem gefordert

 * 

2. Kooperation mit Plant-for-the-Planet

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die "Plant-for-the-Planet"-Initiative, für die
Kinder weltweit Bäume pflanzen, engagiert sich nach Angaben der
Bundesregierung in verschiedenen Initiativen des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). So sei die
Organisation eine von mittlerweile über 500 Unterstützern der vom BMZ
initiierten "Allianz für Entwicklung und Klima", schreibt sie in einer
Antwort (19/19327) auf eine Kleine Anfrage (19/17261) der
AfD-Fraktion. Zudem wurde "Plant-for-the-Planet" 2019 Partner der vom
BMZ 2015 mitinitiierten "AFR100"-Initiative, die das Ziel verfolge,
bis 2030 100 Millionen Hektar Wald und baumreiche Landschaften
wiederherzustellen. Das Ministerium habe es der Organisation zudem
ermöglicht, ihr Engagement unter anderem beim "Global Landscapes
Forum" in Bonn - einem weiteren Projektansatz der Bundesregierung - im
Juni 2019 und bei der BMZ-Eröffnungsveranstaltung auf der Grünen Woche
im Januar 2020 vorzustellen.

Insgesamt habe die Bundesregierung Projekte und die Arbeit der
"Plant-for-the-Planet"-Initiative seit 2016 mit insgesamt rund 1,325
Millionen Euro gefördert, heißt es in der Antwort. Zu der Frage der
AfD-Fraktion, in welchem konkreten organisatorischen und rechtlichen
Verhältnis die "Plant-for-the-Planet"-Initiative und die
"Fridays-for-Future"-Bewegung zueinander stünden, lägen ihr keine über
die öffentlich zugänglichen Informationsquellen hinausgehenden
Informationen vor.

 * 

3. Rüstungsexporte über Hamburger Hafen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Über den Hamburger Hafen sind im ersten Quartal des
Jahres 2020 Rüstungsgüter exportiert worden. Eine detaillierte
Aufstellung enthält die Antwort der Bundesregierung (19/19353) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18916).

 * 

4. Windanlagen im Wald

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Zwischen 2015 und 2019 wurden insgesamt 1178
Windenergieanlagen (WEA) in deutschen Wäldern installiert. Das geht
aus einer Antwort der Bundesregierung (19/19112) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/18780) hervor. Jede Anlage benötige im
Durchschnitt etwa 380 Quadratmeter für das Fundament und weitere 1800
Quadratmeter für den Kranstellplatz, dazu kommen etwa zwei
Quadratmeter für die Trafoanlage. Die Bundesregierung plane derzeit
keine Änderung am Bundeswaldgesetz, um den weiteren Neubau von WEA in
Wäldern zu verbieten. Der Rückbau von Anlagen liege in der
Verantwortung der Betreiber, die gesetzlichen Vorgaben erlassen die
Länder.

 * 

5. Direktinvestitionen in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Der Bundesregierung liegen keine detaillierten
Informationen zu Direkt- und Portfolioinvestitionen aus
Nicht-EU-Staaten in Deutschland vor, schreibt sie in einer Antwort
(19/19090) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/18803).
Die Abgeordneten befürchten schädliche Übernahmen von deutschen
Unternehmen durch sogenannten Private-Equity-Fonds. Laut
Bundesregierung wird "mit den Novellen des Außenwirtschaftsgesetzes
und der Außenwirtschaftsverordnung die Regelungen zum
Investitionsprüfungsrecht insgesamt gestärkt", auch bei Übernahmen
durch Private-Equity-Fonds.

 * 

6. Export von Schutzausrüstung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Bei dem Export von medizinischer Schutzausrüstung
ins Nicht-EU-Ausland wurde zwischen Materialverfügbarkeit und
internationaler Solidarität abgewogen. Das schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/19050) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/18796). Die Fragesteller wollten wissen, auf
welcher Grundlage zwischen dem 15. März und 6. April 2020
Exportgenehmigungen für rund 240 000 Mund-Nasen-Schutzausrüstungen und
weitere Schutzkleidung erteilt wurden. Im betroffenen Zeitraum hatte
die EU die Ausfuhr von medizinischer Ausrüstung aufgrund der
Engpasssituation unter Genehmigungsvorbehalt gestellt, sodass jeder
Export geprüft werden musste.

 * 

7. Inanspruchnahme von Corona-Hilfen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Inanspruchnahme von Corona-Soforthilfen in den
einzelnen Bundesländern beleuchtet die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/19349). Darin fragen die Abgeordneten nach Gründen für die
unterschiedliche Situation auf Länderebene. Sie möchten auch wissen,
wie die Bundesregierung zu einer deutschlandweiten Gleichbehandlung
von kleinen Unternehmen und Soloselbstständigen im Rahmen der
Soforthilfen aus Bundesmitteln steht.

 * 

8. Messewirtschaft in Corona-Zeiten

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion widmet sich der Messewirtschaft.
Die Abgeordneten möchten in einer Kleinen Anfrage (19/19359) wissen,
wie die Bundesregierung die Lage in der Branche angesichts der
Corona-Krise bewertet. Sie interessieren sich auch für die
Branchenstruktur, etwa dafür, wie viele Messegesellschaften sich
komplett oder teilweise in öffentlicher Hand befinden.

 * 
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BILDUNG/967: Alle Schüler müssen schnellstmöglich wieder am Unterricht teilnehmen können

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. Mai 2020

SUDING: Alle Schüler müssen schnellstmöglich wieder am Unterricht
teilnehmen können



Zur Debatte über Schulöffnungen erklärt die stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Die Debatte über regulären Unterricht nach den Sommerferien darf
sich nicht um das 'ob' sondern muss sich um das 'wie' drehen. Alle
Schüler müssen schnellstmöglich wieder am Unterricht in der Schule
teilnehmen können. Denn jeder verpasste Unterrichtstag wird, vor
allem für benachteiligte Schüler, unwiderrufliche Folgen für die
Zukunft haben. Die Kultusminister der Länder müssen jetzt geschlossen
für Schulöffnungen eintreten. Um für eine mögliche zweite
Corona-Welle und erneute Schließungen gewappnet zu sein, muss die
digitale Infrastruktur an den Schulen weiter ausgebaut werden.
Bundesbildungsministerin Karliczek muss sich daher schnell für die
Umsetzung des Digitalpakts einsetzen. Dieser braucht zudem eine
Erweiterung, denn neben der Technik dürfen auch digitale Lerninhalte
nicht zu kurz kommen. Das Konzept für einen solchen Digitalpakt 2.0
liegt schon seit einem Jahr vor. Es darf jetzt keine Ausreden und
Verzögerungen mehr geben."

 * 
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GESUNDHEIT/962: Aufklärungskampagne soll gescheiterter Cannabis-Prohibitionspolitik modernen Anstrich geben

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 29. Mai 2020

SCHINNENBURG: Aufklärungskampagne soll
gescheiterter Cannabis-Prohibitionspolitik nur modernen Anstrich
geben



Zur Aufklärungskampagne der Drogenbeauftragten Ludwig gegen den
Konsum von Cannabis erklärt der drogen- und suchtpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Dr. Wieland Schinnenburg:

"Die Drogenbeauftragte Ludwig hat leider keine Aufklärungskampagne,
sondern quasi nur einen neuen Slogan präsentiert. Das ist wenig
überzeugend, es fehlen konkrete Maßnahmen und die größten Probleme
werden nicht thematisiert. So wird etwa die Hauptkonsumentengruppe
zwischen 18 und 25 Jahren nicht detailliert angesprochen. Die neue
Kampagne soll der Politik der Bundesregierung augenscheinlich nur
einen modernen Anstrich geben. Zudem will sie weiterhin an der
gescheiterten Cannabis-Prohibitionspolitik festhalten, diese muss
aber endlich beendet werden. Stattdessen brauchen wir in Deutschland
eine moderne Drogenpolitik mit der kontrollierten Abgabe von Cannabis
an Erwachsene. So wird der Schwarzmarkt ausgetrocknet, der
Jugendschutz am besten gewährleistet sowie Polizei und Justiz
entlastet."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1205: Bildungsausschuss begrüßt den Weg der Öffnung von Kitas und Grundschulen (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 53/2020

Bericht der Kultusministerin:

Bildungsausschuss begrüßt den Weg der Öffnung von Kitas und
Grundschulen



Stuttgart. Ende Juni sollen die Kindertagesstätten und Grundschulen
wieder in den Normalbetrieb zurückkehren. Kultusministerin Dr. Susanne
Eisenmann informierte das Gremium im öffentlichen Teil der
Ausschusssitzung am Donnerstag, 28. Mai 2020, über die Ausgestaltung
dieser Wiederöffnung. "Es ist ein wichtiges Signal für die Kinder und
auch für die Eltern, dass Kitas und Grundschulen wieder öffnen
dürfen", so die Vorsitzende Gremiums, Brigitte Lösch (Grüne). Es zeige
sich immer wieder, dass der Weg der umsichtigen Öffnung der richtige
sei.

Die Entscheidung, die Kindertagesstätten Ende Juni wieder regulär zu
öffnen, habe das Ministerium aufgrund des Zwischenergebnisses der
Kinder-Studie über das Infektionsgeschehen bei Kindern bis zehn Jahren
getroffen, so Lösch. In der Studie vom Zentrum für
Infektionskrankheiten und Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin des
Universitätsklinikums Heidelberg seien 2.500 Kinder aus Notbetreuungen
und jeweils ein Elternteil dieser Kinder auf das Corona-Virus und auf
Antikörper getestet worden. Ersten Erkenntnissen dieser Studie zufolge
seien die untersuchten Kinder nicht nur seltener infiziert gewesen als
Erwachsene, sondern auch das Verbreitungsrisiko sei geringer als
angenommen. "Für die Verbreitung des Infektionsgeschehens spielt es
somit keine Rolle, ob Kinder zu Hause betreut werden oder in die Kita
gehen", so Lösch. Die Kindertagesstätten und die Grundschulen wieder
für alle Kinder zu öffnen, sei daher der richtige Schritt.

Aufgrund der Erkenntnisse der Studie würden für Grundschulen und Kitas
die Abstandsregeln aufgehoben. Jedoch sei darauf zu achten, dass es
keine gemeinsamen Pausen gebe, damit sich die einzelnen Klassen und
Gruppen nicht durchmischten. Eine Schwierigkeit im Bereich der
Kindertageseinrichtungen sei die Frage, wie viel Personal zur
Verfügung stehe, da dies von Träger zu Träger zwischen 30 und 45
Prozent variiere. Wünschenswert sei daher eine eindeutige Definition,
wer zur Risikogruppe gehöre.

Für die weiterführenden Schulen gelte ab den Pfingstferien ein
rollierendes System mit einer Mischung aus Präsenz- und
Fernunterricht. Hier gelte die Regel, dass jedes Kind in der Woche
mindestens zehn Schulstunden in der Schule verbringen müsse. Dieses
System solle nach Angaben der Kultusministerin bis zu den Sommerferien
gelten. "Homeschooling wird daher weiterhin eine Rolle spielen", so
Lösch. Kinder, die per Fernunterricht jedoch nicht erreicht würden,
könnten Lehrkräfte bereits jetzt in die Schule beordern, um mit ihnen
in Kleingruppen zu arbeiten. Dies gelte unabhängig von Schulart und
Klassenstufe der Kinder.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1204: Beschäftigung schwer behinderter Menschen (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 52/2020

Finanzausschuss befasst sich mit Beschäftigung schwer behinderter
Menschen

Land muss Ausgleichsabgabe wegen nicht erreichter Beschäftigungsquote
zahlen



Stuttgart. Der Finanzausschuss des Landtags hat sich in seiner Sitzung
am Donnerstag, 28. Mai 2020, mit der Beschäftigung schwerbehinderter
Menschen in der Landesverwaltung befasst. Wie in der Sitzung deutlich
wurde, musste das Land Baden-Württemberg in den Jahren 2017 und 2018
eine Ausgleichsabgabe zahlen, weil die Pflichtbeschäftigungsquote
schwer behinderter Menschen nicht erreicht wurde, teilte der
Ausschussvorsitzende Rainer Stickelberger (SPD) mit.

Im Jahr 2017 lag laut Stickelberger die Beschäftigungsquote
schwerbehinderter Menschen in der Landesverwaltung im
Jahresdurchschnitt bei 4,6 Prozent. Das Land Baden-Württemberg habe
als Arbeitgeber damit die Pflichtbeschäftigungsquote in Höhe von fünf
Prozent nicht erreicht und eine Ausgleichsabgabe in Höhe von insgesamt
rund 1,3 Millionen Euro an das Integrationsamt beim Kommunalverband
für Jugend und Soziales entrichten müssen.

Im Jahr 2018 habe die Beschäftigungsquote schwerbehinderter Menschen
im Jahresdurchschnitt 4,54 Prozent betragen. Die höchste Quote weise
das Sozialministerium mit 10,5 Prozent auf, gefolgt vom
Finanzministerium mit 7,9 Prozent. Obwohl bis auf zwei Ministerien
(Kultus, Wissenschaft) alle Ressorts die Quote erfüllen bzw.
überschreiten, sei es auch im Jahr 2018 nicht gelungen, die
Verpflichtung zur Zahlung einer Ausgleichsabgabe zu verhindern. Die
erbrachten Werkstattaufträge hätten die Verfehlung der Pflichtquote
nicht ausgleichen können. Das Land habe damit auch im Jahr 2018 eine
Ausgleichsabgabe in Höhe von insgesamt rund 1,4 Millionen Euro
entrichten müssen, sagte Rainer Stickelberger. Bei den
Neueinstellungen schwer behinderter Menschen seien im Jahr 2018 in der
Landesverwaltung 331 Beamte und Beschäftigte, 30 Auszubildende, 10
Beamtenanwärter und 28 Referendare gezählt worden.

Im Ausschuss wurde deutlich, dass die Zahl der Schwerbehinderten mit
zunehmendem Alter steigt, jüngere Menschen sind eher seltener
betroffen. Dies wirke sich daher auch erheblich auf die Zahl der
beschäftigten Schwerbehinderten aus. Das Kultusministerium habe
mitgeteilt, der derzeitige Rückgang der Schwerbehindertenquote sei
insbesondere darauf zurückzuführen, dass sehr viele schwerbehinderte
Menschen aus den geburtsstarken Jahrgängen nun vermehrt in den
Ruhestand treten. Jüngere oder neu eingestellte Lehrkräfte und
Bewerber wiesen seltener eine Behinderung auf oder gäben diese an. Vor
diesem Hintergrund sei es nicht einfach, trotz vielfältiger Maßnahmen
den Anteil der schwerbehinderten Beschäftigten im Kultusbereich zu
erhöhen. Um die Quote zu erfüllen, müssten allein unter den 120.000
Lehrkräften 6.000 Personen mit schwerer Behinderung sein.

Das Wissenschaftsministerium nenne als einen wesentlichen Grund die
Personalstruktur an den Hochschulen, bei der eine Vielzahl an Stellen
befristet sei. Aufgrund der Bewerberlage würden dort freiwerdende
Stellen häufig mit jüngeren Personen besetzt. Bei dieser Bewerber- und
Beschäftigungsgruppe sei der Anteil der Schwerbehinderten jedoch
geringer als in anderen Bereichen. Dies habe zur Folge, dass das
Bewerberreservoir klein sei und nur eine unterdurchschnittliche Zahl
von Schwerbehinderten aufweise. Zudem seien die Universitätsklinika
und die Studierendenwerke rechtlich selbstständig geworden und würden
bei der Berechnung der Schwerbehindertenquote nicht mehr
berücksichtigt. Würden diese jedoch mit einbezogen, läge die Quote bei
knapp fünf Prozent.

Die Summe der vergebenen Aufträge an Werkstätten für Menschen mit
Behinderungen und Blindenwerkstätten ist im Jahr 2018 Stickelberger
zufolge wieder gestiegen. Im Jahr 2016 wurden noch Aufträge im Wert
von 183.677 Euro vergeben, im Jahr 2017 erfolgte ein Rückgang auf
179.937 Euro. Im Jahr 2018 stieg das Auftragsvolumen wieder auf
207.575 Euro, führte der Vorsitzende aus.
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HAMBURG/5165: Hafenunternehmen und Senat - Wer steuert hier eigentlich wen? (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 29. Mai 2020

Hafenunternehmen und Senat: Wer steuert hier eigentlich wen?



Die HHLA hat gestern Verhandlungen mit Eurogate und der Bremer BLG
über eine Kooperation bis hin zu einer Fusion bekanntgegeben.
"Grundsätzlich unterstützen wir die Idee einer Zusammenarbeit der
Hafenumschlagsunternehmen in der Nordsee seit langem", erklärt dazu
der hafenpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Norbert Hackbusch. "Allerdings überrascht
die HHLA mit ihren Verhandlungen nicht nur die Öffentlichkeit, sondern
auch den Wirtschafts- und den Finanzsenator, die gestern im
Corona-Ausschuss ausgesagt haben, davon noch nie etwas gehört zu
haben. Da stellt sich die Frage: Steuert der Senat seine öffentlichen
Unternehmen oder steuern sie ihn?"

DIE LINKE wirbt seit langem für eine Hafenkooperation. Denn zum einen
ist es ökologisch unverantwortlich, aus Konkurrenzgründen große
Flächen in allen Hafenstädten anzubieten und alle Flüsse ständig zu
vertiefen und zu verbreitern. Zum anderen hat die EU-Kommission mit
der jüngsten Verlängerung der sog. Gruppenfreistellung trotz der
wachsenden Konzentration die Marktmacht der Reedereien nicht
beschränkt - dadurch kommen die Containerterminals auch finanziell
weiter unter Druck. "Das war in Hamburg in den langwierigen
Verhandlungen zwischen HHLA und Hapag Lloyd deutlich zu merken",
erinnert Hackbusch. "In diesem Spannungsverhältnis ist es eine
wichtige Aufgabe des Senats, aktiv die verschiedenen Interessen zu
bündeln, statt sich vom Einzelinteresse eines Unternehmens treiben zu
lassen."
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HAMBURG/5164: Bodenspekulation auf St. Pauli - Stadt muss Baugebot durchsetzen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 29. Mai 2020

Bodenspekulation auf St. Pauli: Stadt muss Baugebot durchsetzen!



Seit inzwischen 40 Jahren steht das Grundstück des ehemaligen
Apollo-Hallenbads auf St. Pauli leer. Die denkmalgeschützte Fassade
zum Spielbudenplatz steht weiterhin, doch zur Kastanienallee klafft
eine große Baulücke. Wegen des enormen Drucks auf dem Hamburger
Immobilienmarkt steigt der Wert der Liegenschaft weiter, für den
Eigentümer lohnt es sich, das Grundstück unbebaut liegen zu lassen.

"Dieser Leerstand ist leider kein Einzelfall an der Reeperbahn",
erklärt Theresa Jakob von der Fraktion DIE LINKE in der
Bezirksversammlung Hamburg-Mitte. "Viele weitere Grundstücke wie die
'Heiße Ecke' liegen seit langer Zeit brach. Mindestens für das
Apollo-Grundstück muss der Bezirk endlich das Baugebot durchsetzen,
wie es das Baugesetzbuch regelt. Im Baustufenplan ist das Grundstück
zwar als Geschäftsgebiet ausgewiesen, aber an der Kastanienallee ist
eine Wohnnutzung genehmigungsfähig, weil in den Häusern nebenan auch
gewohnt wird."

"Je länger die Stadt wartet, desto teurer werden die Wohnungen, wenn
sie darauf endlich gebaut werden", ergänzt Heike Sudmann,
stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Denn Grundstückskosten sind inzwischen die
größten Preistreiber im Wohnungsbau: In Hamburg kostete 2008 ein
Grundstück im Durchschnitt noch 544 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche,
2013 waren es schon 962 und 2017 satte 1.515 Euro. "Die Preise haben
sich also in nicht einmal zehn Jahren verdreifacht", so Sudmann.
"Deshalb muss Hamburg nicht nur vom Baugebot Gebrauch machen, sondern
für ganz Hamburg ein Vorkaufsrecht einführen und ausüben, um die
Spekulation mit unserem Boden verhindern zu können."
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HAMBURG/5163: Hochschulen müssen endlich besser zugänglich werden (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 29. Mai 2020

Hochschulen müssen endlich besser zugänglich werden



Der Zugang zu Hochschulen hängt in der BRD nach wie vor in hohem Maße
vom Elternhaus ab. "Der Senat muss endlich das selektive
Bildungssystem angehen und eine echte Förderung für fachlich und
beruflich Qualifizierte auf die Beine stellen", fordert die
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Stephanie Rose. Zwar sind in Hamburg
Studiengänge theoretisch auch über Fortbildungen für einen
Meisterbrief oder bei Berufstätigkeit mit einer Eingangsprüfung
zugänglich. Doch seit Jahren erfüllt keine Hochschule die
vorgehaltenen Quoten von drei Prozent für Bewerber_innen ohne Abitur.

"Gerade einmal zwei Prozent aller Hamburger Studierenden sind über die
berufliche Qualifikation an die Hochschule gekommen", kritisiert Rose.
"Dabei wollen sich viele junge Menschen weiterbilden und noch viel
mehr erfüllen die Voraussetzungen für eine solche Bewerbung. Aber
unter anderem die hohen Kosten für die Zulassungsprüfung, schlechte
Finanzierungsbedingungen und eine unzureichende Informationspolitik
halten sie davon ab. Wir brauchen endlich eine gezielte Bewerbung
dieser Möglichkeiten und eine gute soziale Infrastruktur, damit diese
Form des Hochschulzugangs nicht nur ein Feigenblatt bleibt!"

Der Fachbereich Sozialökonomie an der Uni Hamburg zeigt mit gezielter
Werbung, Vorbereitungskursen und guter Unterstützungsinfrastruktur
beispielhaft, wie es geht, so Rose: "Wenn Rot-Grün wirklich für
Bildungsgerechtigkeit arbeiten will, dann muss jetzt beim
Hochschulzugang nachgearbeitet werden. Auch, um die Situation von
qualifizierten Studieninteressierten mit Migrationshintergrund oder
aus bildungsfernen Haushalten zu verbessern."
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HAMBURG/5162: SPD und Grüne haben Angst vor Steuergerechtigkeit (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 28. Mai 2020

SPD und Grüne haben Angst vor Steuergerechtigkeit



Auch zur weiteren Steuerpolitik ihrer Koalition haben sich SPD und
Grüne heute geeinigt. "Es gibt leider kein Signal für mehr
Steuergerechtigkeit in Hamburg", erklärt David Stoop,
haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Die Grunderwerbsteuer soll weiterhin
unvergleichlich niedrig bleiben. Wir meinen: Wer in Hamburg eine
Immobilie kauft, um darauf ein Gewerbe zu führen, sollte dafür
zumindest so viel Steuern zahlen wie in Berlin - das wäre immer noch
weniger als in Schleswig-Holstein. Dafür könnten Menschen mit kleinen
und mittleren Einkommen entlastet werden. Aber SPD und Grüne haben
offensichtlich kein Interesse, die soziale Schieflage in der Stadt zu
entschärfen."

Auch die Ausrichtung der Grundsteuer am tatsächlichen Vermögenswert
verweigern SPD und Grüne, kritisiert Stoop: "Der Hamburger Sonderweg,
den sie fortschreiben wollen, entlastet Besitzer_innen von
Prachtvillen und belastet stattdessen viele Mieter_innen. Es wäre so
wichtig gewesen endlich festzuschreiben, dass Eigentümer_innen die
Grundsteuer tragen müssen und nicht Mieter_innen über die
Betriebskostenabrechnung."

Auch eine zusätzliche Steuer auf Bodenspekulation sucht man bei den
Senatsparteien vergeblich: "Wo baureife Grundstücke zur Spekulation
leer stehen, sollte man eine Grundsteuer C einführen, die richtig weh
tut", so Stoop. "So würden Spekulant_innen zur Kasse gebeten und
zusätzlicher Wohnraum geschaffen, den wir so dringend brauchen. Aber
Rot-Grün scheut weiter die Auseinandersetzung mit der
Immobilien-Lobby."
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RHEINLAND-PFALZ/5498: Studie zeigt Verbesserungspotenziale im Tourismus auf (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
29.05.2020

Studie zeigt Verbesserungspotenziale im Tourismus auf

Nina Klinkel: Ein starker Tourismus braucht starke Strukturen



Die Enquete-Kommission Tourismus des rheinland-pfälzischen Landtags
hat sich in ihrer heutigen Sitzung mit den Ergebnissen einer von der
Landesregierung beauftragten Studie zur Optimierung des Tourismus in
Rheinland-Pfalz befasst. Dazu erklärt die tourismuspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Nina Klinkel:

"Die von den Gutachtern vorgelegte Studie nimmt die
Tourismusstrukturen in Rheinland-Pfalz detailliert unter die Lupe und
zeigt an vielen Stellen Verbesserungspotenziale auf. Es ist nun die
Aufgabe der Akteure im rheinland-pfälzischen Tourismus, aus den
Empfehlungen der Expertinnen und Experten die richtigen Schlüsse zu
ziehen. Die Expertenempfehlungen sind eine Chance, den Tourismus in
Rheinland-Pfalz für die Zukunft neu aufzustellen. Die Mitglieder der
Enquete-Kommission werden diesen Prozess eng begleiten."

Klinkel ergänzt: "Ein starker Tourismus braucht starke Strukturen und
eine starke Standortmarke. Das vorliegende Gutachten attestiert
Rheinland-Pfalz mit der Tourismusstrategie 2025 eine gute
Ausgangslage. Um die Tourismusstrategie erfolgreich umzusetzen,
braucht es ein effizientes Umsetzungsmanagement. Dabei gilt es, nicht
im Klein-Klein zu verharren, sondern offen für strukturelle Reformen
zu sein. Es ist an der Zeit für mutige Maßnahmen, damit der Tourismus
in Rheinland-Pfalz wieder zu neuer Stärke kommen kann. Hierzu werden
wir als SPD-Fraktion in einen Dialogprozess mit beteiligten Akteuren
eintreten."
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AGRAR/296: Kreative "Zu gut für die Tonne"-Preisträger - gesetzliche Maßnahmen notwendig

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Kreative "Zu gut für die Tonne"-Preisträger - gesetzliche Maßnahmen notwendig



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Zum fünften Mal wurden gestern Ideen und Initiativen gegen
Lebensmittelverschwendung mit dem "Zu gut für die Tonne"-Bundespreis
des Bundeslandwirtschaftsministeriums ausgezeichnet. Die Preisträger
in den Kategorien Landwirtschaft und Produktion, Handel, Gastronomie,
Gesellschaft und Bildung sowie Digitalisierung haben kreative Ansätze
zur Reduzierung von Lebensmittelabfällen entwickelt, die sich als
Vorbilder für eine breitere Umsetzung eignen.

"Ob Unternehmen, Schulen oder Verwaltung: Die Preisträger zeigen, was
mit Ideenreichtum und Engagement im Kampf gegen
Lebensmittelverschwendung bewirkt werden kann. Das verdient
Anerkennung. Um die Lebensmittelabfälle in Deutschland bis 2030 zu
halbieren, wie von der Bundesregierung angestrebt, reichen einzelne
Leuchttürme und eine nationale Strategie, die auf freiwillige
Maßnahmen setzt, jedoch nicht aus.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert daher ein Gesetz, das
Lebensmittelproduzenten und Supermärkte dazu verpflichtet, nicht
verkaufte und noch genießbare Lebensmittel an gemeinnützige
Organisationen abzugeben statt wegzuwerfen. Frankreich hat vorgemacht,
wie es geht. Haftungsrechtliche Hürden, die die Arbeit von
Lebensmittelrettern erschweren, müssen abgebaut und insbesondere die
Tafeln finanziell gestärkt werden, damit sie ihre Infrastruktur zur
Verteilung geretteter Lebensmittel ausbauen können."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3103: Berliner Landes-Antidiskriminierungsgesetz ein großer Fortschritt - Kein Grund zur Skandalisierung

SPD-Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Berliner Landes-Antidiskriminierungsgesetz ein großer Fortschritt - Kein Grund zur Skandalisierung



In Berlin berät das Parlament über ein
Landes-Antidiskriminierungsgesetz. Es wäre das erste seiner Art und
würde erhebliche Schutzlücken von Bürgerinnen und Bürgern schließen.
An der "Beweislastumkehr" ist aktuell eine Debatte entbrannt. Der
Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Migration und Vielfalt in
der SPD, Aziz Bozkurt, erklärt hierzu:

"Die Rot-Rot-Grüne Koalition in Berlin leistet mit dem
Landes-Antidiskriminierungsgesetz Pionierarbeit. Erhebliche
Schutzlücken, die im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz nicht
geregelt sind, können so zukünftig geschlossen werden. Gerade in der
Beziehung zwischen Bürgerinnen und Bürgern und staatlichen
Institutionen. Dass jetzt vom Bundesinnenminister und einigen
Landesinnenministern der Union die Beweiserleichterung für die
Betroffenen skandalisiert wird, geht völlig am Thema vorbei. Im
Gesetzesentwurf ist klar geregelt, dass wenn 'Tatsachen glaubhaft
gemacht' werden, es der öffentlichen Stelle obliegt, 'den Verstoß zu
widerlegen'. Wer einen Generalverdacht gegenüber Polizistinnen und
Polizisten oder anderen staatlichen Organen herbeidichtet, will nur
dem Gesetz die Zähne ziehen, so dass die Betroffenen durch hohe Hürden
nicht mehr ihre Rechte einfordern können.

Gerade Innenminister Horst Seehofer sollte verbal abrüsten und sich
seiner Aufgaben auf Bundesebene widmen. Der Kabinettsausschuss
Bekämpfung Rechtsextremismus und Rassismus tagte erst letzte Woche und
warf auch einen Blick auf die Antidiskriminierungspolitik. Hätte er
die aktuellen Diskussionen verfolgt, hätte er begriffen, dass das
Ausmaß von Diskriminierung in unserem Lande so groß ist, dass es mehr
Schutz für die Betroffenen bedarf.

Auf Bundesebene erwarten wir, dass der Kabinettsausschuss sich auch
einer Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes widmet. Die
Beweislastumkehr und auch ein Verbandsklagerecht, wären wichtige
Ergänzungen auf Bundesebene. Auch das wäre ein wichtiger Beitrag gegen
Rassismus und Diskriminierung."
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SOZIALES/2839: Kindertag - Für ein gutes Aufwachsen aller Kinder

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Kindertag: Für ein gutes Aufwachsen aller Kinder



Susann Rüthrich, Kinderbeauftragte;

Stefan Schwartze, zuständiger Berichterstatter:

Am 1. Juni ist Internationaler Kindertag. An dem Tag macht auch die
SPD-Bundestagsfraktion auf die Rechte und Bedürfnisse von Kindern
aufmerksam.

"Der Internationale Kindertag am 1. Juni findet in diesem Jahr unter
den aller Orten zu spürenden Auswirkungen des Corona-Virus statt.
Kinder und ihre Familien stehen derzeit oft unter noch mehr Druck als
es ohne die Pandemie schon der Fall war. Insbesondere auch in
finanzieller Hinsicht. Die SPD-Bundestagsfraktion hat maßgeblich dazu
beigetragen, dass Kurzarbeit und Kinderzuschlag ausgeweitet,
Elterngeldregelungen angepasst, die Lohnfortzahlungen verlängert sowie
der Zugang zur Grundsicherung erleichtert wurde. Wir setzen uns
darüber hinaus für einen Kinderbonus von wenigstens 300 Euro für jedes
Kind ein, der nicht auf Sozialleistungen angerechnet wird. All diese
Maßnahmen helfen Familien unmittelbar in dieser schwierigen Zeit.

Der Wegfall von Unterstützungsangeboten kann sich auf Kinder, deren
Familien arm oder von Armut bedroht sind, besonders fatal auswirken,
wie die gemeinsame Erklärung des Ratschlags Kinderarmut anlässlich des
Internationalen Kindertages 2020 deutlich macht. Diese Familien und
deren Kinder drohen aus den Unterstützungssystemen herauszufallen.
Damit wächst die Gefahr, dass die Chancen auf ein gesundes und
selbstbestimmtes Aufwachsen noch ungleicher verteilt sein werden.

Um genau das zu verhindern, hat die SPD ihr Konzept der
Sozialdemokratischen Kindergrundsicherung entwickelt, welches sowohl
materielle Unterstützung bedarfsgerecht und unbürokratisch für die
Familien zugänglich macht, wie auch als zweite Säule eine verlässliche
und perspektivisch kostenfreie Infrastruktur für die Kinder und ihre
Familien garantiert - und zwar für alle Kinder. Denn jedes Kind ist
uns gleich viel wert.

Wir setzen uns für einen weiteren Ausbau der Infrastruktur für Kinder
ein wie etwa Angebote an Ganztagsplätzen in Schulen und Kitas, in der
Kinder- und Jugendhilfe und von Verbänden ein.

In Zeiten von Corona wird aus unserem Anspruch, kein Kind zurück zu
lassen zunächst der Anspruch, alle Kinder wieder abzuholen und
mitzunehmen. Was dafür nötig ist, darüber bleiben wir weiterhin im
intensiven Dialog mit den Familien und mit den Engagierten für die
Kinder."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2838: Mit der Kindergrundsicherung gegen Kinderarmut

SPD-Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Mit der Kindergrundsicherung gegen Kinderarmut



Anlässlich des Internationalen Kindertags am 1. Juni erklärt die
stellvertretende SPD-Vorsitzende Serpil Midyatli:

"Der Internationale Kindertag steht dieses Jahr ganz unter dem Zeichen
von Corona. Kinder leiden besonders unter den Schutzmaßnahmen zur
Eindämmung der Corona-Pandemie. Sie können ihre Freundinnen und
Freunde nicht treffen, nicht regulär in ihre Kindergärten oder Schulen
gehen, dürfen nicht zu den Großeltern - alle direkten Beziehungen
außerhalb der Kernfamilie sind gekappt. Und dann kommen in vielen
Familien noch finanzielle Sorgen durch die Krise hinzu. Die SPD stellt
das Wohlergehen der Kinder in den Mittelpunkt ihrer Politik. Um die
Auswirkungen von Corona auf Familien und Kinder abzumildern, will die
SPD daher ein Investitionsprogramm für Kommunen und einen Kinderbonus
in Höhe von 300 Euro pro Kind durchsetzen. Mit dem Kinderbonus
schaffen wir Luft für gemeinsame Familienausflüge oder Hobbies.
Gleichzeitig soll das Konjunkturprogramm Städte und Kommunen entlasten
und dort einen Spielraum ermöglichen, um in Kitas, Sport- und
Spielplätze zu investieren.

Dennoch dürfen strukturelle Probleme wie Kinderarmut während der
Krisenbewältigung nicht in Vergessenheit geraten. In der gemeinsamen
Erklärung des Ratschlags Kinderarmut anlässlich des Internationalen
Kindertages 2020 wird klar gezeigt, dass die Kinderarmut trotz guter
Maßnahmen, wie dem Starke-Familien-Gesetz, auf hohem Niveau verharrt.
Daher ist unsere zentrale Forderung die sozialdemokratische
Kindergrundsicherung: Eine existenzsichernde Geldleistung für Kinder,
die die bisherigen Familienleistungen zusammenführt und damit Kinder
aus der Armut herausholt. Gleichzeitig wollen wir noch mehr
Investitionen in Infrastruktur für Bildung und Teilhabe - damit Kitas,
Schulen und Jugendeinrichtungen endlich besser ausgestattet werden.
Kinder haben eigene Bedürfnisse, Interessen und auch Rechte. Es wird
Zeit, dass wir dem gerecht werden.

Denn eines ist ganz klar: Kinderrechte gehören ins Grundgesetz. Und
obwohl die SPD sich mit der Forderung in den Koalitionsverhandlungen
durchgesetzt hat, blockiert die Union dieses Vorhaben bisher. Ich bin
überzeugt: Hätten wir die Kinderrechte bereits im Grundgesetz, würden
die aktuellen Diskussion um die Unterstützung für Kinder in der
Coronakrise anders laufen. Ich hoffe, dass CDU und CSU den Tatsachen
ins Auge sehen und in Bewegung kommen. Es ist überfällig."

 * 
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WIRTSCHAFT/2899: Mehr Schub für Sozialunternehmen und Soziale Innovationen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 29. Mai 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Mehr Schub für Sozialunternehmen und Soziale Innovationen



Sabine Poschmann, stellvertretende wirtschaftspolitische Sprecherin:

Soziale Innovationen und Sozialunternehmen besser fördern: Das ist
Kern des gemeinsamen Koalitionsantrags von SPD und CDU/CSU, den der
Deutsche Bundestag heute diskutiert und voraussichtlich beschließen
wird. Sozialunternehmen und Soziale Innovationen stärken unser
gesellschaftliches Miteinander.

"Wie können wir unser Verpackungsproblem in den Griff bekommen? Wie
kann Menschen in lebensbedrohlichen Situationen schnell geholfen
werden? Solche und ähnliche Fragen stellen sich Sozialunternehmern.
Sie konzentrieren sich darauf, ökologische und soziale Probleme im
Sinne der Gesellschaft mit innovativen Ideen und Geschäftsmodellen
anzugehen. Damit setzen sie einen wichtigen, gesellschaftlichen
Schwerpunkt: Gemeinwohl kommt vor rein monetärem Gewinn. Von den Ideen
dieser Sozialunternehmen können wir alle profitieren. Daher stärken
wir Sozialunternehmen und Soziale Innovationen mit unserem Antrag.

Sozialunternehmen heben sich aber nicht nur durch ihren besonderen
Blickwinkel von anderen Unternehmen ab, sondern auch durch die für sie
bestehenden erschwerten Bedingungen. Denn auch wenn es heißt, ein
Förderprogramm sei 'offen für Sozialunternehmen', zeigt sich in der
Praxis oft das Gegenteil. Wir fordern daher eine rechtssichere
Definition von Sozialunternehmen, die für mehr Klarheit sorgt. Im
nächsten Schritt müssen entsprechende Förderprogramme aufgesetzt und
effektiv überwacht werden. Zudem brauchen Sozialunternehmer stärkere
Netzwerke, mehr Öffentlichkeit und bessere Infrastrukturen. Aber auch
die Basis für das soziale Unternehmertum, nämlich die Sozialen
Innovationen, wollen wir stärker fördern. Diesbezüglich fordern wir
ein ressortübergreifendes Konzept der Bundesregierung und mehr
koordiniertes Vorgehen der verschiedenen Akteure. Insbesondere müssen
Forschung und Entwicklung in diesem zukunftsträchtigen Bereich
vorangetrieben werden.

Krisen, wie die aktuelle Corona-Pandemie, zeigen, wie wichtig ein
gutes gesellschaftliches Miteinander ist. Deshalb ist es nötig, an
klugen Ideen zu arbeiten, um Herausforderungen zu bewältigen. Soziale
Innovationen und Sozialunternehmen leisten hier einen zunehmend
wichtigeren Beitrag."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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MELDUNG/690: Bundesernährungsministerin stellt Ernährungsreport 2020 vor (BMEL)

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 91 vom 29. Mai 2020

Corona verändert auch den Ernährungsalltag der Deutschen

Bundesernährungsministerin stellt Ernährungsreport 2020 vor



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute den Ernährungsreport 2020 vorgestellt. Er beleuchtet die
repräsentative forsa-Umfrage die Ess- und Einkaufsgewohnheiten der
Deutschen. Aufgrund der aktuellen Corona-Situation hat das
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) die Umfrage um
eine Zusatzbefragung "Ernährung in der Corona-Krise" ergänzt:

"Corona verändert auch den Ernährungsalltag der Deutschen", betont
Bundesernährungsministern Julia Klöckner. "Lebensmittel aus der Region
haben an Bedeutung gewonnen. Es ist ein neues Bewusstsein für Lebensmittel
entstanden - und für die Arbeit derjenigen, die sie produzieren. Diese neue
Wertschätzung gilt es, aufrecht zu erhalten."

Zentrale Ergebnisse der Zusatzbefragung "Ernährung in der Corona-Krise"


	Für 39 Prozent der Befragten hat durch Corona die Bedeutung der Landwirtschaft nochmals zugenommen.

	Besonders hoch fällt dieser Zuwachs bei den Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus: Fast die Hälfte misst der Landwirtschaft eine höhere Bedeutung zu (47 Prozent).

	30 Prozent der Befragten gaben an, dass sie in der Corona-Krise mehr kochen, als zuvor.

	28 Prozent der Befragten nehmen Mahlzeiten häufiger als zuvor gemeinsam ein.

	Beim Kochen werden mehr frische Zutaten verwendet.



Julia Klöckner weiter: "Nur sechs Prozent nutzen die klassischen
Lieferangebote und nur acht Prozent die etablierten Lieferdienste häufiger
für fertige Mahlzeiten. Allerdings nehmen 21 Prozent der Befragten für den
Einkauf von Lebensmitteln oder fertigen Mahlzeiten häufiger als zuvor
Lieferangebote der örtlichen Gastronomen in Anspruch. Das ist auch ein
Zeichen des gesellschaftlichen Zusammenhalts. Denn unsere Gastronomie ist
Teil unserer Ernährungskultur, sie spiegelt regionale Besonderheiten und
Identität wider. Ob die neue Kochbegeisterung von Dauer sein wird oder
lediglich den Einschränkungen in der Corona-Pandemie geschuldet ist, werden
wir erst später beurteilen können."

Geschmack ist beim Einkauf ausschlaggebend


	98 Prozent der Befragten ist wichtig, dass es schmeckt.

	Es herrscht Vielfalt auf den Tellern. 
 Gemüse und Obst sind bei 70 Prozent der Befragten täglicher Spitzenreiter. 
 Milchprodukte werden von 64 Prozent täglich konsumiert.
 Bei Fleisch und Wurstwaren liegt der tägliche Konsum bei 26 Prozent. Das ist rückläufig.




	Neu ist: Über die Hälfte der Befragten, 55 Prozent, bezeichnen sich als Flexitarier, also Fleischesser, die gelegentlich bewusst auf Fleisch verzichten.

	Die Zahl der Vegetarier (5 Prozent) und Veganer (1 Prozent) in Deutschland ist gleich geblieben.



Bundesministerin Klöckner: "Unsere Verbraucher setzen auf Abwechslung und
Vielfalt. Wenige sind dogmatisch in ihren Essgewohnheiten. Staatliche
Vorgaben für den privaten Einkaufszettel und Einkaufskorb wären der falsche
Weg."

Ernährung soll gesund sein


	Für 90 Prozent der Befragten muss Essen gesund sein.

	Dabei wird auch auf den Zusatz von Zucker in verarbeiteten Lebensmitteln und Fertigprodukten vermehrt geachtet: 86 Prozent befürworten es, dass Fertigprodukten weniger Zucker zugesetzt wird, auch wenn die Produkte dann nicht mehr so süß schmecken.



Deshalb hat das Bundesernährungsministerium Verbände der
Lebensmittelwirtschaft im Rahmen der Reduktions- und Innovationsstrategie
erstmals dazu verpflichtet, die Gehalte von Zucker, Fetten und Salz in
Fertigprodukten zu senken. Erste Erfolge sind wissenschaftlich belegt.
Zudem hat die Bundesministerin entschieden, den Nutri-Score als erweitertes
Nährwertkennzeichen auf der Vorderseite von Verpackungen in Deutschland
einzuführen.

Staatliches Tierwohlkennzeichen gefordert


	81 Prozent der Befragten begrüßen ein staatliches, unabhängiges Tierwohlkennzeichen.

	Für mehr Tierwohl wären Verbraucher bereit, mehr zu zahlen.

	45 Prozent gaben an, bereit zu sein, sogar bis zu 15 Euro pro Kilo mehr zu zahlen.



Bundesministerin Julia Klöckner: "Die verbale Bereitschaft ist erfreulich,
mehr für tierwohlgerechtere Produkte zu zahlen. Leider sieht es an der
Ladentheke oftmals noch anders aus. Aber wenn der Verbraucher mehr für ein
Produkt zahlen soll, dann will er auch verlässliche und transparente
Angaben, dass tatsächlich auch ein Mehr an Tierwohl gegeben ist. Deshalb
ist eine entsprechende Kennzeichnung so wichtig."

Initiativen gegen Lebensmittelverschwendung zeigen Wirkung


	Die Konsumenten sind bei der Wertschätzung von Lebensmitteln und Ressourcenverschwendung sensibler geworden: 91 Prozent der Befragten verlassen sich auf ihre Sinne und prüfen ein Lebensmittel nach Ablauf des Mindesthaltbarkeitsdatums und werfen es nicht direkt weg. 2016 taten dies nur 76 Prozent.



Fazit der Bundesministerin: "Der Bericht zeigt, dass unsere politischen
Schwerpunkte die Themen sind, die den Verbrauchern wichtig sind: vom
Tierwohl über transparente Kennzeichnung und die Vermeidung von
Lebensmittelverschwendung bis hin zu Regionalität und ausgewogener
Ernährung. Ernährung wird bewusster gelebt."

Den gesamten Ernährungsreport 2020 finden Sie unter:

www.bmel.de/ernaehrungsreport2020


Hintergrund:

Im Auftrag des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
hat das Meinungsforschungsinstitut forsa von Dezember 2019 bis Januar 2020
rund 1.000 Bundesbürgerinnen und -bürger ab 14 Jahren telefonisch zu ihren
Ess- und Einkaufsgewohnheiten befragt - bereits zum fünften Mal seit 2015.

Zusätzlich hat forsa im April 2020 rund 1.000 Bundesbürgerinnen und -bürger
in einer repräsentativen Umfrage gefragt, welchen Einfluss die Corona-Krise
auf ihr Einkaufs-, Koch- und Essverhalten hat.

Die wichtigsten Ergebnisse aus beiden Befragungen sind im Ernährungsreport
2020 zusammengefasst.
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VERBAND/2412: Internationaler Tag der Milch feiert am 1. Juni 2020 20-jähriges Jubiläum (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Internationaler Tag der Milch feiert 20-jähriges Jubiläum

Sichere Versorgung mit hochwertigen Milchprodukten auch in
Krisenzeiten



Der Internationale Tag der Milch am 1. Juni 2020 fällt mitten in die
Zeit der Corona-Pandemie und macht deutlich, wie wichtig eine
zuverlässige Versorgung mit Butter, Käse und weiteren sicheren und
hochwertigen Milchprodukten ist. Für eine verlässliche
Selbstversorgung in Deutschland ist auch die regionale Erzeugung und
Verarbeitung der Milch entscheidend.

"20 Jahre Internationaler Tag der Milch stehen symbolisch für
 Zuverlässigkeit und eine langfristig angelegte, gesunde Ernährung
 mit dem Lebensmittel Milch. Wir würden uns wünschen, dass die
 Verbraucher ihre Wertschätzung für dieses tolle Produkt häufiger
 auch an der Ladentheke entsprechend ausdrücken."

 Karsten Schmal, Milchbauernpräsident des Deutschen Bauernverbandes


Die Idee, die Milch an einem besonderen Tag zu würdigen, reicht bis in
die 50er Jahre zurück. "Besonders in den letzten Monaten wurde das
Bewusstsein für die Versorgungssicherheit und regionale Lebensmittel
deutlich gestärkt. Dabei sind Milch und Milchprodukte in ihrer
Vielfalt für eine gesunde und ausgewogene Ernährung nicht wegzudenken.
Dies zeigt auch eine um mehr als zehn Prozent gestiegene Nachfrage der
Haushalte an Milch und Milchprodukten in den letzten Monaten", sagt
Karsten Schmal.


Online-Dialog mit Verbrauchern

Auch 2020 wird der Internationale Tag der Milch in Zusammenarbeit mit
den Landesbauernverbänden und den Landesvereinigungen für Milch
gefeiert - diesmal hauptsächlich über Online-Aktionen. Dabei sollen
Landwirte mit Verbrauchern, Schulklassen, Politikern und Medien über
moderne Milchkuhhaltung und das Lebensmittel Milch in den virtuellen
Dialog kommen.

Seit 2001 wird der Internationale Tag der Milch, welcher passender
Weise mit dem Internationalen Kindertag zusammenfällt, auf Initiative
des Internationalen Milchwirtschaftsverbandes (IDF) und der Ernährungs-
 und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) weltweit
in mehr als 40 Ländern einheitlich gewürdigt. In Deutschland
produzieren etwa 60.000 Milcherzeuger mit etwa vier Millionen
Milchkühen ein gesundes und hochwertiges Lebensmittel.

Mehr Informationen zum Thema Milch und Milchkuhhaltung finden Sie
unter:

https://www.bauernverband.de/themendossiers/milch
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VERBAND/2411: Bauernpräsident Rukwied zum Ernährungsreport (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Starke Wertschätzung für die heimische Landwirtschaft

Bauernpräsident Rukwied zum Ernährungsreport



Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, zum
heute vorgestellten Ernährungsreport durch
Bundeslandwirtschaftsministerin, Julia Klöckner: "Wir freuen uns, dass
die heimische Landwirtschaft eine so hohe Wertschätzung erfährt. Wir
Bauern wollen auch in Zukunft die Bevölkerung mit hochwertigen
regionalen Lebensmitteln versorgen und gleichzeitig noch mehr für
Umwelt-, Klimaschutz und Tierwohl tun. Es muss aber allen bewusst
werden, dass das nicht zum Nulltarif geht, sondern sich in einem
höheren Preis für Lebensmittel abbilden muss. Dieser Mehrwert muss
auch bei den Bauern ankommen."
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1344: Sushi-Blätter häufig mit Schadstoffen belastet (idw)

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
28.05.2020

Sushi-Blätter häufig mit Schadstoffen belastet

Auch Jodgehalt oft zu hoch



Algenblätter sind ein fester Bestandteil der asiatischen Küche und
erfreuen sich auch in Deutschland einer wachsenden Beliebtheit, z. B. bei
Sushi-Gerichten. Allerdings nehmen Meeresalgen häufig Schadstoffe aus der
Umwelt auf. Bei Untersuchungen wurden besonders hohe Gehalte an Cadmium,
Blei, Arsen und Aluminium in getrockneten Algenblättern nachgewiesen, wie
das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) in
Berlin mitteilte. Auch die gemessenen Jodgehalte waren in der Regel zu
hoch und möglicherweise gesundheitsschädlich.

Getrocknete Algenblätter werden gerne in Salaten, Suppen und
Gemüsegerichten oder als Bestandteil in Nahrungsergänzungsmitteln
verwendet. Hier kommen großblättrige Meeresalgen wie Seetang zum Einsatz.
Bekannte Sorten sind beispielsweise die Braunalgen Wakame und Kombu sowie
die Rotalge Nori, deren Blätter zur Umhüllung von Sushi verwendet werden.

Einige Meeresalgen neigen allerdings dazu, Schadstoffe, wie Schwermetalle
oder andere Kontaminanten aus der Umwelt, aufzunehmen und anzureichern.
Aus diesem Grund haben die Lebensmittelüberwachungsbehörden der
Bundesländer getrocknete Algenblätter bereits 2013 im Rahmen eines
bundesweiten Monitoring-Programms untersucht. Fünf Jahre später wurde
dieses Programm wiederholt.

Hohe Gehalte an potentiell gesundheitsschädlichen chemischen
Elementen

2018 wurden 165 Proben getrocknete Meeresalgen auf diverse chemische
Elemente untersucht. Besonders Cadmium, Blei, Arsen und Aluminium traten
in hohen Konzentrationen auf.

Für das Schwermetall Cadmium existiert ein gesetzlicher Höchstgehalt von
3,0 Milligramm pro Kilogramm (mg/kg) getrocknete Algen zur Verwendung in
Nahrungsergänzungsmitteln. In jeder zehnten untersuchten Probe Meeresalgen
wurde dieser Wert überschritten.

Wie bereits im Jahr 2013 wurden vergleichsweise hohe Bleigehalte
ermittelt. In etwa 10 % der Proben mit den höchsten Bleigehalten lagen
diese im Bereich von 1 bis 10 mg/kg. Bislang wurde kein maximal zulässiger
Höchstgehalt für Blei in Meeresalgen festgelegt. Die Einführung eines
solchen gesetzlichen Höchstgehaltes ist geplant und Gegenstand aktueller
Beratungen zum gesundheitlichen Verbraucherschutz.

Auch die Untersuchungsergebnisse zu Arsen bestätigten im Wesentlichen die
Befunde des vorherigen Monitoring-Programms. Die untersuchten Algenproben
weisen zwar hohe durchschnittliche Arsengehalte von etwa 25 mg/kg auf,
jedoch nahezu ausschließlich in der organisch gebundenen Form, die bislang
hinsichtlich ihres gesundheitlichen Risikos noch nicht ausreichend
untersucht wurde. Laut Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) werden
insbesondere die anorganischen Arsenverbindungen als gesundheitlich
problematisch erachtet. In 42 % der Proben wurde zusätzlich anorganisches
Arsen nachgewiesen, allerdings liegen hier die Befunde mit 0,1 mg/kg nur
geringfügig über der laboranalytischen Nachweisgrenze und damit auf einem
sehr niedrigen Niveau.

Die durchschnittlichen Aluminiumgehalte lagen bei den untersuchten
Algenblättern mit etwa 100 mg/kg auf ähnlich hohem Niveau wie fünf Jahre
zuvor. Gemäß einer Expositionsabschätzung des BfR wird die für Aluminium
festgelegte tolerierbare wöchentliche orale Aufnahme (TWI, Tolerable
Weekly Intake) von 1 mg/kg Körpergewicht durch den Verzehr von Algen aber
nur zu einem sehr geringen Anteil von maximal 0,15 % ausgeschöpft.
Aufgrund der anzunehmenden geringen Verzehrmenge ist nach derzeitigem
Erkenntnisstand nicht von einem gesundheitlichen Risiko auszugehen.

Bei den 2018 erstmalig in Algen vorgenommenen Analysen zu Uran zeigten
sich hohe Konzentrationen. Aber auch hier beträgt laut BfR die
Ausschöpfungsrate der tolerierbaren täglichen Aufnahmemenge (TDI,
Tolerable Daily Intake) in Höhe von 0,6 µg/kg Körpergewicht nur maximal
0,19 %. Somit ist hinsichtlich der gemessenen Uranbefunde nicht mit einem
gesundheitlichen Risiko zu rechnen.

Zu viel Jod als Gesundheitsrisiko

Neben den potentiell giftigen chemischen Elementen wurden auch die
Spurenelemente Jod, Zink, Selen, Mangan und Kupfer untersucht, deren
Aufnahme in geringen Mengen für den Erhalt der menschlichen Gesundheit
notwendig ist. Allerdings können diese Elemente bei übermäßiger Aufnahme
auch negative gesundheitliche Auswirkungen haben.

Jod ist für den Aufbau von Schilddrüsenhormonen unentbehrlich. Ein
Jodüberschuss kann sowohl zu einer jodinduzierten Über- als auch bei
dauerhafter Aufnahme zu einer Unterfunktion der Schilddrüse führen. Als
maximale Zufuhr (Tolerable Upper Intake Level) werden daher vom BfR für
Deutschland 0,5 mg Jod pro Tag empfohlen. In einer toxikologischen
Risikobewertung weist das BfR darauf hin, dass Jod in einem gefährlichen
Übermaß aufgenommen wird, wenn Algenerzeugnisse mit einem Jodgehalt von
mehr als 20 mg/kg verzehrt werden. Bei Produkten mit einem Jodgehalt über
der maximal tolerierbaren Obergrenze von 20 mg/kg sind aus Gründen des
vorsorgenden Gesundheitsschutzes Warnhinweise, dass eine übermäßige Zufuhr
von Jod zu Störungen der Schilddrüsenfunktion führen kann, sowie Angaben
zum Jodgehalt und zur maximalen Verzehrmenge erforderlich.

Bei dem 2018 durchgeführten Monitoring wurden in gut drei Viertel aller
Algenproben Jodgehalte von über 20 mg/kg gemessen. Bei 8 % dieser Proben
lagen jedoch keinerlei Warnhinweise oder Verbraucherinformationen vor. Da
solche Produkte geeignet sind, die Gesundheit zu schädigen, dürfen sie
nach den allgemeinen Vorschriften des Lebensmittelrechts nicht in den
Verkehr gebracht werden.

Stellen die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden erhöhte
Jodgehalte sowie Kennzeichnungsmängel fest, so werden die betroffenen
Produkte beanstandet und die notwendigen Maßnahmen wie öffentliche
Produktrückrufe bzw. Verbraucherwarnungen veranlasst. Auf dem
Internetportal www.lebensmittelwarnung.de sowie im Europäischen
Schnellwarnsystem RASFF wird regelmäßig vor Produkten mit erhöhtem
Jodgehalt gewarnt. Um ein gesundheitliches Risiko eines Jod-Überangebots
zu vermeiden, empfiehlt es sich, nur solche Meeresalgenprodukte zu kaufen,
die eindeutige Angaben zum Jodgehalt und zur maximalen Verzehrmenge
enthalten.

Die Spurenelemente Zink, Kupfer, Selen und Mangan wurden zwar ebenfalls in
relativ hohen Mengen nachgewiesen. Bei diesen ist jedoch unter
Berücksichtigung der maximal tolerierbaren Tageszufuhrwerte nicht von
einem gesundheitlichen Risiko auszugehen.

Aktuelle Diskussion zu Höchstgehalten

Derzeit existieren für getrocknete Algenblätter mit Ausnahme der
Verwendung in Nahrungsergänzungsmitteln keine rechtlich verbindlichen
EU-Höchstgehalte. Jedoch werden aktuell auf EU-Expertenebene weitere
Regelungen zum Schutze der öffentlichen Gesundheit geprüft. Das BVL setzt
sich in den entsprechenden Fachgremien der EU-Kommission dafür ein, dass
Höchstgehalte für Schwermetalle und Arsen in Meeresalgen festgelegt und
weitere Verbraucherschutzmaßnahmen in Bezug auf Jod eingeführt werden.
Werden gesetzliche Höchstgehalte überschritten, darf das betreffende
Lebensmittel nicht in den Verkehr gebracht werden. Die vom BVL
veröffentlichten Daten können als wichtige Entscheidungshilfe für die
weiteren Beratungen dienen.


Weiterführende Informationen

Monitoring-Bericht 2018:

https://www.bvl.bund.de/monitoring

BfR-Stellungnahme "Gesundheitliche Risiken durch zu hohen Jodgehalt in
getrockneten Algen":

https://www.bfr.bund.de/cm/343/gesundheitliche_risiken_durch_zu_hohen_jodgehalt_in_getrockneten_algen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914
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Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 28.05.2020
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DEMOSKOPIE/883: Europäer sind persönlich optimistisch, blicken aber pessimistisch auf das eigene Land (idw)

Bertelsmann Stiftung - 28.05.2020

Europäer sind persönlich optimistisch, blicken aber pessimistisch auf das
eigene Land



Eine Mehrheit der Europäer schaut positiv in die persönliche Zukunft,
aber negativ in die Zukunft des eigenen Landes. Dieses Optimismus-Paradox
zieht sich durch alle sozialen Gruppen, Altersklassen und Länder.
Gleichzeitig hat die starke Tendenz der Europäer, pessimistisch auf die
Zukunft des eigenen Landes zu blicken, deutliche politische Auswirkungen -
vor allem auf die parteipolitische Präferenz. Das zeigt die neue eupinions
Studie "Das Optimismus-Paradox" der Bertelsmann Stiftung.

Gütersloh, 28. Mai 2020. Wie optimistisch oder pessimistisch sehen die
Menschen in der Europäischen Union ihre persönliche Zukunft und die
Zukunft ihres Landes? Wie unterscheidet sich dies zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten? Und in welchen Zusammenhang stehen diese 
Grundhaltungen mit ihrer parteipolitischen Präferenz? Diese Fragen 
beantwortet die neue eupinions Studie "Das Optimismus-Paradox" der 
Bertelsmann Stiftung. Das zentrale Ergebnis: 58 Prozent der Befragten 
in den 27 EU-Ländern sehen ihre persönliche Zukunft optimistisch. 
Gleichzeitig sind sie aber pessimistisch, was die Zukunft ihres Landes 
betrifft.

Dieses Optimismus-Paradox gilt - wenn auch unterschiedlich stark
ausgeprägt - in allen EU-Mitgliedstaaten. Die menschliche Tendenz, in die
eigene Kraft mehr zu vertrauen als in die der Gesellschaft, hat politische
Auswirkungen, die sich gerade in der Corona-Pandemie deutlich beobachten
lassen.

"Die Deutschen fallen durch ihr hohes Vertrauen in die eigene Kraft bei
besonderer Verzagtheit hinsichtlich der Zukunft Deutschlands auf", so
Isabell Hoffmann, Europa-Expertin der Bertelsmann Stiftung und
Studienleiterin der "eupinions". 65 Prozent der Deutschen geben an,
optimistisch auf die eigene Zukunft zu blicken, aber nur 44 Prozent sind
optimistisch, was die Zukunft des eigenen Landes angeht. "Nur in Spanien
ist der Widerspruch zwischen persönlicher und gesellschaftlicher
Erwartungshaltung ähnlich stark ausgeprägt wie in Deutschland", erklärt
Hoffmann weiter.

Es gibt Länder wie Polen, deren Bevölkerung ähnlich optimistisch in die
eigene Zukunft blicken (67 Prozent Optimisten bei 33 Prozent Pessimisten),
und auch etwas positiver eingestellt sind bezüglich des eigenen Landes (48
Prozent Optimisten bei 52 Prozent Pessimisten). Es gibt jedoch auch Länder
wie Frankreich, deren Bevölkerung düster auf die Zukunft des eigenen
Landes blickt (31 Prozent Optimisten bei 69 Prozent Pessimisten) und
gleichzeitig ausgesprochen negativ sind, was das eigene Leben betrifft (39
Prozent Optimisten bei 61 Prozent Pessimisten).

Je gebildeter, desto optimistischer

Ein Blick in die unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen offenbart,
dass die 16- bis 35-Jährigen deutlich optimistischer auf ihr eigenes Land
schauen als die 46- bis 70-Jährigen. Studierende sind in Bezug auf ihr
eigenes Leben und auf ihr Land ebenfalls optimistischer als der
Durchschnitt. Generell gilt für alle Altersgruppen: Menschen mit einem
hohen Bildungsniveau sind optimistisch bezüglich des eigenen Lebens, aber
pessimistisch bezüglich des eigenen Landes.

Frauen schauen mehrheitlich optimistisch auf das eigene Leben, sind
gleichzeitig deutlich pessimistischer, was die Zukunft des eigenen Landes
betrifft als Männer. Besonders pessimistisch auf ihr eigenes Leben und auf
ihr Land blicken Arbeitslose.

Anhänger rechts-populistischer Parteien sind pessimistischer

Bei der Analyse zeigt sich darüber hinaus eine enge Verbindung zwischen
dem persönlichen und gesellschaftlichen Pessimismus der Befragten und
ihrer parteipolitischen Präferenzen. Die Anhänger rechts-populistischer
Parteien zeichnen sich durch ein besonders hohes Level an persönlichem und
gesellschaftlichem Pessimismus aus.

Deutschland: Die Anhänger der AfD schauen zu 66 Prozent negativ auf
die eigene Zukunft und zu 90 Prozent negativ auf die Zukunft Deutschlands.

Frankreich: 82 Prozent der Anhänger von Le Pens Rassemblement
National schauen negativ auf die eigene Zukunft und auf die Zukunft
Frankreichs. Die Anhänger des französischen LFI sind in Bezug auf das Land
ähnlich pessimistisch (78 Prozent). Sie sind aber persönlich weniger
pessimistisch (53 Prozent).

Italien: Die Anhänger der italienischen Lega sind zu 62 Prozent
pessimistisch bezüglich der persönlichen Zukunft und zu 81 Prozent
pessimistisch bezüglich Italiens Zukunft.

Niederlande: Die Unterstützer des Forums für Demokratie sorgen sich
zu 59 Prozent um die eigene Zukunft und zu 75 Prozent um die Zukunft der
Niederlande.

Belgien: Das gleiche Bild ergibt sich beim Blick auf die Anhänger des
Vlaams Belang: 65 Prozent von ihnen sorgen sich um die persönliche
Zukunft, 78 Prozent sorgen sich um die Zukunft Flanderns. Eine
interessante Ausnahme ist die wallonische Partei Parti du Travail de
Belgique: Sie ist die einzige linke Partei in der Erhebung, die die
Pessimisten massiv anzieht. 84 Prozent ihrer Anhänger schauen negativ auf
die eigene Zukunft und auf die Zukunft des Belgiens.

Polen: Bemerkenswert ist auch der Blick auf die polnischen Parteien.
Dort sammeln sich die gesellschaftlichen Pessimisten bei den liberalen
Parteien des Landes: Wiosna und Plattform. Mit über 80 Prozent schätzt die
klare Mehrheit der Anhänger der rechts-konservativen Regierungspartei PiS
ihre eigene Zukunft und die ihres Landes dagegen positiv ein.

Corona-Krise verstärkt voraussichtlich negativen Trend

Im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie sind diese Ergebnisse in zweierlei
Hinsicht relevant: Zunächst ist zu erwarten, dass sich die Aussichten auf
die Zukunft des eigenen Landes eintrüben werden. Auch wenn die
Zufriedenheit mit dem Krisenmanagement der jeweiligen Regierung hoch sein
sollte, dürfte sich der gesellschaftliche Pessimismus angesichts der
persönlichen und wirtschaftlichen Konsequenzen der Krise verstärken.

Zudem wird es schwieriger werden, die negativen Auswirkungen des
Optimismus-Paradoxes politisch zu navigieren. Seit dem Beginn der Krise
ist zu beobachten, wie ein übermäßiger Glaube an die eigene Kraft (Mir
wird schon nichts passieren) gedämpft und ein schwacher Glaube an die
Kraft der Gesellschaft gestärkt wurde (Jeder einzelne kann dazu beitragen,
dass wir es gemeinsam schaffen). Was anfänglich im Shutdown gut
funktionierte, erweist sich in der Öffnung als fragiles Konstrukt und
befeuert sowohl Proteste gegen die Krisenmaßnahmen als auch Unachtsamkeit
mit den Verhaltensregeln in der Pandemie. Auch eine Schwächung in den
Glauben an die gemeinschaftliche Kraft im Angesicht dieser
Gesundheits-Krise ist zu erwarten.

Aufgabe der Regierungen wird es nun sein, die Menschen weiterhin bei den
teils einschneidenden Maßnahmen mitzunehmen. Eines ist dabei bereits klar:
Länder, die eine transparente und klare Krisenkommunikation umsetzen,
überzeugen ihre Bürger von der Notwendigkeit der Maßnahmen am
erfolgreichsten. Jetzt wird klar, dass ohne das Mitwirken des Einzelnen,
jegliche Anstrengung vergebens ist. Aus diesem Grund kommt auch den
politischen Oppositionsparteien in diesen Zeiten eine besondere
Verantwortung zu. So wichtig eine offene Debatte über die eingeführten
Maßnahmen auch ist, so muss diese doch auf eine Art geführt werden, die
der Bewältigung der akuten Gefährdungslage nicht im Weg steht. Einsicht
benötigt Legitimität und Legitimität benötigt in der Demokratie einen
offenen Diskurs. Diesen jetzt zu führen, liegt in der Verantwortung aller
Politiker.


Zusatzinformationen

"eupinions" ist das europäische Meinungsforschungs-Instrument der
Bertelsmann Stiftung, das zusammen mit Dalia Research entwickelt wurde.
Damit werden regelmäßig Bürger aller EU-Mitgliedstaaten zu europäischen
Themen befragt. Die Befragung für die vorliegende Auswertung fand im
Dezember 2019 in der gesamten EU statt und ist mit einer Stichprobengröße
von 12.933 repräsentativ für die EU insgesamt sowie wie für die sieben
Mitgliedstaaten Belgien, Frankreich, Deutschland, Italien, die
Niederlande, Polen und Spanien. Ausführliche Informationen zur
Umfrage-Methodik finden Sie in der Publikation.


Originalpublikation:

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/das-optimismus-paradox-all

Weitere Informationen unter:

http://www.Bertelsmann-Stiftung.de

http://www.eupinions.eu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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Bertelsmann Stiftung, 28.05.2020
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KULTUR/446: Corona versus Kultur- und Kreativwirtschaft (Kulturrat)

Deutscher Kulturrat + Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft


Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Corona vs. Kultur- und Kreativwirtschaft: Umsatzeinbrüche,
Kurzarbeitergeld und Kulturinfrastrukturfonds

Ergebnisse
erster Panel-Befragung von Kultur- und Kreativwirtschaftsverbänden liegen
vor



Berlin - Das Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft des Bundes und
der Deutsche Kulturrat, Spitzenverband der Bundeskulturverbände, legen die
Ergebnisse einer gemeinsamen Befragung von 127 Bundesverbänden der Kultur-
und Kreativwirtschaft zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die
Branche vor.

Alle Bundesverbände, die geantwortet haben, gaben an, dass die von ihnen
vertretenen Unternehmen bzw. Solo-Selbständigen von der Corona-Pandemie
betroffen seien. Bedeutsam seien vor allem Umsatzrückgänge und
Planungsunsicherheiten aufgrund von Veranstaltungsausfällen, Messen,
Ausstellungen usw., gefolgt von Auftragsstornierungen und
Betriebsschließungen aufgrund behördlicher Vorgaben. Dieses Ergebnis
spiegelt die herausragende Bedeutung von Veranstaltungen für die Kultur-
und Kreativwirtschaft wider, und zwar über die originäre
Veranstaltungsbranche hinaus.

Eine prägnante Rolle spielt zudem, dass viele Bereiche wie z. B. der
Werbemarkt oder der Designmarkt stark mit den Wertschöpfungsketten anderer
Wirtschaftsbranchen verwoben sind.

Mehr als die Hälfte schätzt demnach in ihrer Antwort ein, dass der
Umsatzrückgang in den ersten Monaten der Corona-Pandemie bis Ende April 50
Prozent und mehr betragen werde, 24 Prozent gehen von einem Umsatzrückgang
von 90 bis 100 Prozent aus. Der überwiegende Teil gab an, dass die von
ihnen vertretenen Unternehmen und Selbständigen Liquiditätshilfen
benötigen. "62 Prozent der Bundesverbände, die an unserer Umfrage
teilgenommen haben, gaben an, dass keine Nachholeffekte zu erwarten seien",
erläutert Julia Köhn aus dem Leitungsteam des Kompetenzzentrums die Sorge
der Verbände: "Diese Antwort unterstreicht die langfristige Betroffenheit
der Kultur- und Kreativwirtschaft von der Corona-Pandemie."

Als wirksamste der bestehenden Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen und
Solo-Selbständige schätzen die Befragten die Flexibilisierung des
Kurzarbeitergelds ein. Auch die Steuerstundung und die Öffnung der
Grundsicherung schnitten relativ gut ab. Von den Zuschussprogrammen erhielt
das Programm für Solo-Selbständige und Unternehmen mit bis zu 5
Beschäftigten die besten Bewertungen. Schwierigkeiten bereite dabei
allerdings die Regelung, dass ausschließlich Betriebsausgaben wie
gewerbliche Mieten bezuschusst würden und es nicht möglich sei, einen
fiktiven Unternehmerlohn in Anschlag zu bringen.

Der vom Deutschen Kulturrat geforderte Kulturinfrastrukturfonds wurde als
wesentliche Maßnahme genannt, um die Kultur- und Kreativwirtschaft wieder
aus der Krise zu führen. Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates,
Olaf Zimmermann, betont: "Die Antworten der Bundesverbände der Kultur- und
Kreativwirtschaft bestätigen einmal mehr, dass die gesamte Branche von der
Corona-Pandemie tief betroffen ist. Erfreulich ist, dass die
Flexibilisierung des Kurzarbeitergelds auch in der Kultur- und
Kreativwirtschaft Wirkung zeigt. Die Soforthilfemaßnahme für
Solo-Selbständige und Kleinunternehmen wirken ebenfalls. Diese Maßnahmen
sind allerdings bis Ende Juni befristet und müssen dringend verlängert
werden. Die befragten Kulturwirtschaftsverbände sehen den vom Deutschen
Kulturrat geforderten nationalen Kulturinfrastrukturfonds als unbedingt
nötig an. Er muss nun endlich auf den Weg gebracht wird, um die Unternehmen
der Kultur- und Kreativwirtschaft strukturell zu stabilisieren und damit zu
helfen, dass sie am Markt bleiben können. Ohne die vielen großen und
kleinen Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft ist das kulturelle
Leben, wie wir es bislang in Deutschland kennen, nicht aufrecht zu
erhalten."

"Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist besonders von den Maßnahmen zur
Eindämmung der Corona Pandemie betroffen. Unter anderem, da viele
Unternehmen zu den Ersten zählten, die in ihrer Tätigkeit eingeschränkt
wurden und zu den Letzten zählen werden, die wieder wirtschaftlich
hochfahren können", erläutert Johannes Tomm, aus dem Leitungsteam des
Kompetenzzentrums: "Dabei ist die Branche in ihrer Wertschöpfungsdimension
durchaus vergleichbar mit Schlüsselindustrien wie dem Maschinenbau und
zudem auch für andere Wirtschaftsbranchen eine Schlüsselressource für eine
sich verändernde Wirtschaftswelt. Wir möchten den Kultur- und
Kreativwirtschaftsverbänden eine Plattform bieten, auf der sie ihre
individuellen Beobachtungen, Sorgen und Wünsche zur aktuellen Situation
zusammentragen können."

Die Ergebnisse der Panel-Befragung finden Sie unter:

https://www.kulturrat.de/wp-content/uploads/2020/05/200527_Verba%CC%88ndeumfrage_KKW.pdf

Die Befragung fand vom 20.04. bis 26.04.2020 statt. Der Deutsche Kulturrat
und das Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft des Bundes planen
die Befragung alle zwei Monate durchzuführen, um kontinuierlich eine
Rückmeldung zur Wirksamkeit der ergriffenen Hilfsmaßnahmen zu bekommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29. Mai 2020

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin
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KRIEG/1788: Stellvertreterkrieg im Nahen Osten ... (SB)



Das bedeutet jedoch nicht, dass die Kräfte unter dem Befehl von
Haftar und die Regierung von Sarradsch, die einzige die von der UN
anerkannt wird, auf der selben Stufe stehen. Daher ist die Nato
bereit, die Regierung in Tripolis zu unterstützen.

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg [1]

Der riesige Flächenstaat Libyen verfügt über die ergiebigsten
Erdölvorkommen Afrikas, ist aufgrund seiner Lage von enormer
geostrategischer Bedeutung sowohl für den Nahen Osten als auch einen
hegemonialen Zugriff auf den Kontinent und zugleich die zentrale
Flüchtlingsroute in Richtung Europa. Im Jahr 2011 wurde der Staat
durch den Angriffskrieg von NATO-Mächten zerschlagen, Präsident
Muammar Al-Ghaddafi gestürzt und umgebracht. Wie überall, wo die
westliche Doktrin ihre Keule geschwungen und mit Waffengewalt ein
"kreatives Chaos" geschaffen hat, um sich der fragmentierten
Gemengelage zu bemächtigen, herrschen seither Krieg, Unterdrückung und
Not. Neun Jahre währt in dem nordafrikanischen Land nun schon ein
Stellvertreterkrieg von Warlords, zahlreichen Milizen und Söldnern,
der von Regional- und Großmächten finanziert, munitioniert und damit
immer weiter angeheizt wird.

Millionen von Menschen, die in diesem Schlachten getötet, verletzt,
vertrieben, ausgebeutet und verelendet werden, sind kein
Kollateralschaden von Neokolonialismus und Imperialismus, sondern
dessen Treibstoff, Verhandlungsmasse und Zweck. Herrschaft drängt um
ihrer Sicherung und Fortschreibung willen unvermeidlich zur Expansion,
die das Regime des höchstentwickelten Raubes weltweit zu exekutieren
trachtet. Diese Ratio kennt keine Koexistenz von
Gesellschaftssystemen, Blöcken oder konkurrierenden Staaten, sondern
ausschließlich die wachstums- und profitgetriebene, auf überlegener
Waffengewalt gründende Unterwerfung und Einverleibung jeglicher
Sphären, die sie noch nicht verschlungen und verstoffwechselt hat.
Kriege und Krisen sind die zwangsläufige Folge dieses Regimes, das
sich aus einem eskalierenden Verbrauch speist, der dem Nutzen weniger
dient und die überproportionalen Schadensfolgen auf die Mehrheit der
Menschheit abwälzt.

Unter diesen Voraussetzungen gibt es im libyschen Krieg keine
Friedenslösung, sondern nur Sieg oder Niederlage, allenfalls einen
brüchigen Waffenstillstand oder ein befristetes Regulativ, das den
nächsten Konflikt in sich birgt. Auch die Bundesregierung ist an
keinem Ausgang des Hauens und Stechens interessiert, der von den
Menschen in Libyen eigenständig und unter Ausschluß fremder Mächte
herbeigeführt oder wenigstens maßgeblich mitbestimmt wäre. Daß die
diversen Volksgruppen und Stämme des Landes seit jeher verfeindet
seien und sich folglich niemals einigen würden, ohne dazu gezwungen zu
werden, blendet wie im Falle des gewaltsam zerstörten Jugoslawiens so
auch in Libyen die Jahre einer stabilen Regierung und Austarierung der
Partikularinteressen durch einen relativ hohen Lebensstandard der
Bevölkerung aus. Ghaddafi finanzierte aus den Öleinnahmen nicht
zuletzt den bestentwickelten Sozialstaat des Kontinents und hegte
panafrikanische Träume wie er auch eine westafrikanische Währungsunion
anstrebte. Gründe genug, um den "Diktator" zu stürzen und das Land "zu
befreien".

Daran war Deutschland nur mittelbar beteiligt, so daß es sich heute
als angeblich neutraler Vermittler in Szene setzen kann, obgleich sich
beispielsweise die Waffenexporte an die Türkei, Ägypten und die
Vereinigten Arabischen Emirate allein im ersten Quartal dieses Jahres
auf rund 331 Millionen Euro beliefen. [2] Die Bundesregierung drängte
bei der Berliner Libyen-Konferenz im Januar auf Schritte der
Deeskalation, wozu insbesondere die Einhaltung des UN-Waffenembargos
gehörte. Wer sich nicht daran halte, müsse mit Konsequenzen rechnen,
drohte Außenminister Heiko Maas. Zugleich rüsten deutsche
Waffenschmieden die Kriegsparteien auf, die einander auf dem libyschen
Schlachtfeld feindlich gegenüberstehen. Wollte man von einer
diplomatischen Meisterleistung insbesondere der Bundeskanzlerin
sprechen, so bestand diese darin, die Formel der Nichteinmischung
durchzusetzen, um damit der deutschen Einmischung den Weg zu bereiten.
Dazu war es erforderlich, alle Beteiligten darauf einzuschwören, daß
keiner der maßgeblichen Akteure diesen Stellvertreterkrieg für sich
entscheiden könne, weshalb eine Übereinkunft kompromißfähig sei, die
vorerst auch die Gegenseite bremst.

Die Bundesrepublik schafft mit ihrer diplomatischen Initiative wie
auch der Beteiligung an der EU-Marinemission "Irini" im östlichen
Mittelmeer Fakten, um ihren Führungsanspruch in Europa zu stärken, den
hegemonialen Übergriff nach Afrika auszuweiten, die Konkurrenten um
die regionalen Ölvorkommen zurückzudrängen und die europäische
Flüchtlingsabwehr zu konsolidieren. Libyen spielt in mehrfacher
Hinsicht eine zentrale Rolle in den strategischen Entwürfen Berlins.
Es geht um die Kontrolle der Fluchtrouten in Richtung Europa, dessen
vorgelagerte Flüchtlingsabwehr unter deutscher Führung konzipiert und
durchgesetzt wurde. Zudem war das Land 2018 nach Rußland und Norwegen
drittgrößter Erdöllieferant der Bundesrepublik, wobei der Konzern
Wintershall-DEA dort einer der größten Förderer ist. Und nicht zuletzt
sieht die deutsche Exportwirtschaft in Libyen einen vielversprechenden
Absatzmarkt, wie das schon vor 2011 der Fall gewesen war. Insbesondere
aber geht es für die Bundesregierung darum, den Fuß in die Tür zu dem
umkämpften Land zu setzen, um die deutsche Ausgangsposition für
künftige Raubzüge, politische Einflußnahme und militärische
Interventionen in dieser Weltregion zu stärken.

In der gemeinsamen Abschlußerklärung der Berliner Libyen-Konferenz
hatten sich alle Beteiligten dazu verpflichtet, eine Einmischung in
den bewaffneten Konflikt oder in die inneren Angelegenheiten Libyens
zu unterlassen. Zudem sollten internationale Anstrengungen zur
Überwachung des Waffenembargos verstärkt, die Milizen umfassend
demobilisiert und entwaffnet und Verletzungen eines Waffenstillstands
sanktioniert werden. Dieses Vorhaben schien jedoch bereits im Ansatz
gescheitert zu sein. Keine der Vereinbarungen wurde eingehalten, das
Gegenteil war der Fall. Die Erzfeinde prügelten ungezügelt aufeinander
ein, die Waffentransporte nahmen zu, der Krieg eskalierte. Inzwischen
scheint jedoch eine Situation eingetreten zu sein, die Berlin in die
Hände spielen könnte. Um nicht ins Hintertreffen zu geraten, haben die
Drahtzieher beider Seiten derart nachgelegt, daß das Kampfgeschehen
plötzlich wieder unentschieden anmutet. Damit zeichnet sich eben jene
Konstellation ab, die Angela Merkel ins Visier nahm: Dieser Krieg ist
nicht länger auf vergleichsweise niedrigem Niveau lokaler Akteure,
sondern nur noch in direkter Konfrontation maßgeblicher Militärmächte
zu gewinnen. Der Schritt vom Stellvertreterkrieg zum Regional-, wenn
nicht gar Weltkrieg ist zwar nie auszuschließen, aber offenbar keine
Option, welche die beteiligten Mächte sehenden Auges riskieren oder
gar anstreben würden.

Rußland und die Türkei sparen nicht mit Drohungen, während sie Milizen
und Söldner wie auch schweres Kriegsgerät ins Land bringen. Ein
unmittelbares militärisches Aufeinandertreffen suchen sie aber wie
schon in Syrien zu vermeiden. Die USA steuern Beweise für eine
angebliche Stationierung russischer Kampfjets bei, die man glauben
kann oder auch nicht. [3] Indessen will Washington zwar die Russen
bremsen, hegt aber auch gewisse Sympathien für General Khalifa Haftar,
der im amerikanischen Exil mit der CIA zusammengearbeitet hat. Die
NATO neigt zu dessen Gegenspieler Fajes Al-Sarradsch, doch sind ihre
Mitglieder uneins. Gleiches gilt für die EU, da Frankreich Haftar
unterstützt, Italien jedoch die sogenannte Einheitsregierung.

Und das ist nur der Anfang einer langen Kette höchst verworrener
Verstrickungen der direkt oder mittelbar beteiligten Kriegsparteien,
zwischen denen sich diverse einander ergänzende oder widersprechende
Frontverläufe herausgebildet haben. Sarradsch muß sich mangels
Hausmacht von einheimischen und nun auch syrischen islamistischen
Milizen schützen lassen, aber auch der im Land fester verankerte
Haftar bedient sich nicht nur russischer, sondern auch sudanesischer
und Assad-treuer syrischer Söldner. [4] Es ist mitnichten ein
Bürgerkrieg, in dem sich zwei einheimische, klar voneinander zu
unterscheidende Konfliktparteien gegenüberstünden. Auch bei den
externen Unterstützern kann man nicht von tragfähigen Bündnissen
sprechen, sondern lediglich von befristeten Übereinkünften mit teils
ambivalenten Interessenlagen.

Die Milizen repräsentieren Momentaufnahmen unablässiger Machtkämpfe,
die sich nicht nur gegen den aktuellen äußeren Feind, sondern in einem
Konzentrationsprozeß auch gegen die internen Konkurrenten richten, die
unterworfen und integriert werden sollen. Da die Investitionen in
Libyen im wesentlichen Kriegsgelder sind, die zur wichtigsten
Erwerbsquelle werden, bringt der andauernde Konflikt im militärischen
wie ökonomischen Sinn vor allem weiteren Krieg hervor. Eben dies war
gemeint, als die westlichen Mächte nach 09/11 zum globalen
"Antiterrorkrieg" ohne absehbares Ende bliesen. Der weltweite
Waffengang sollte nicht mehr enden, bis die finalen Gegner Rußland und
China die Waffen gestreckt und sich unterworfen hätten.

Es geht in dieser Kette um weit mehr als Libyen, dessen spezifische
Situation indessen eng damit zusammenhängt, daß Rußland kein zweites
Mal den Fehler begehen will, den westlichen Mächten dort freie Hand zu
lassen. Zudem ist diese Konfliktlage infolge der ebenfalls lang
anhaltenden Kämpfe in Syrien mit entsprechenden Fraktionierungen
aufgeladen. Der Vormarsch der NATO mittels eines Stellvertreterkriegs
wurde im syrischen Konflikt gebremst, und dieses Szenario scheint sich
nun in Libyen fortzusetzen. Daher ist nicht auszuschließen, daß der
als diplomatische Mission getarnte deutsche Masterplan, die
Konfliktparteien jedweder Couleur auf dem libyschen Schlachtfeld
ausbluten zu lassen, um in einer unlösbar anmutenden Pattsituation als
ehrlicher Makler den rettenden Friedensengel zu geben, am Ende sogar
noch zum Zuge kommt - doch das heimgesuchte Libyen damit vom Regen in
die Traufe.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Libyen-Haftar-verliert-die-Tuerkei-gewinnt-4725092.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/378666.libyen-ankara-am-drücker.html

[3] www.spiegel.de/politik/ausland/libyen-wladimir-putins-kampfjets-fliegen-im-buergerkrieg-a-a2d896d3-3c5b-49f7-b1c0-64421a03a5c4

[4] www.zeit.de/politik/ausland/2020-05/libyen-konflikt-tripolis-haftar-abzug-russische-soeldner
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OFFENER BRIEF/061: Sanders, Omar rufen zum Schutz der Entwicklungsländer vor dem wirtschaftlichen Ruin auf (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 28. Mai 2020

Sanders, Omar und über 300 Politiker aus aller Welt rufen zum 
Schutz der Entwicklungsländer vor dem wirtschaftlichen Ruin auf

Nachricht aus der Redaktion New York



Senator Bernie Sanders (I-Vt.) und die Abgeordnete Ilhan Omar
(D-Minn.) wendeten sich am 13. Mai 2020 zusammen mit mehr als 300
Parlamentariern aus zwei Dutzend Ländern in einem Brief an die Führung
der Weltbank und des Internationalen Währungsfonds (IWF). Sie
forderten die internationalen Finanzinstitutionen auf, angesichts der
COVID-19-Krise den einkommensschwachen Ländern ihre Schulden zu
erlassen und eine umfangreiche finanzielle Unterstützung
bereitzustellen, um einen globalen wirtschaftlichen Zusammenbruch
abzuwenden.

"Diese Krise führt uns vor Augen, dass wir als globale Gemeinschaft
handeln müssen - wir stecken da wirklich alle gemeinsam drin. Das
bedeutet, dass wir die Schwächsten unter uns schützen müssen", sagte
Sanders. "Angesichts einer schrecklichen Pandemie und einer weltweiten
Rezession können wir nicht zulassen, dass arme Länder Gelder, die für
den Schutz der Gesundheit und Sicherheit ihrer Bevölkerung eingesetzt
werden sollten, zur Tilgung der erdrückenden Schuldenlast verwenden.
Wir können nicht zulassen, dass diesen Ländern die Mittel vorenthalten
werden, die sie zum Kauf von Nahrungsmitteln, Medikamenten,
Schutzausrüstungen und medizinischer Ausrüstung benötigen. Die
Schritte, die unsere internationale Koalition von Gesetzgebern
vorschlägt, sind nicht drastisch. Es ist das Mindeste, was diese
Finanzinstitutionen tun sollten, um eine unfassbare Zunahme von Armut,
Hunger und Krankheit zu verhindern, die Hunderte Millionen von
Menschen bedroht".

"Dies ist eine globale Wirtschafts- und Gesundheitskrise, wie wir sie
noch nie in unserem Leben erlebt haben", sagte Rep. Omar. "Wir als
globale Gemeinschaft müssen diese Gelegenheit ergreifen, um denen, die
leiden, Erleichterung zu verschaffen, indem wir den Nationen, die sich
das nicht leisten können, ihre Schulden erlassen. Als größter
Beitragszahler zum IWF und als führende Kraft hinter der Gründung der
Weltbank sollten die Vereinigten Staaten bei diesen Bemühungen die
Führung übernehmen. Die breite Unterstützung für diese Maßnahme auf
allen sechs Kontinenten - einschließlich ehemaliger Staatschefs -
erfüllt mich mit Demut. Wir sind alle global vernetzt und müssen als
Gemeinschaft handeln, um aus dieser Krise herauszukommen".

Die UNO sagt voraus [1], dass die Coronavirus-Krise die weltweite
Armut um bis zu einer halben Milliarde Menschen erhöhen könnte. Das
sind 8 % der Weltbevölkerung. Das Welternährungsprogramm schätzt, dass
sich die Zahl der Menschen, die durch die Weltwirtschaftskrise an den
Rand des Verhungerns gedrängt wurden, infolge der Pandemie von 135
Millionen auf 265 Millionen verdoppeln [2] könnte. Aktuell liegt die
Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer [3] bei 11 Billionen
Dollar, von denen in diesem Jahr 3,9 Billionen Dollar zur Tilgung
fällig werden. Vierundsechzig [4] Länder geben derzeit mehr Geld für
die Schuldentilgung aus, als für die Gesundheitsversorgung.

"Die vorübergehende Aussetzung und Stundung der Schulden wird nicht
ausreichen, um diesen Ländern dabei zu helfen, der raschen und
nachhaltigen Bewältigung der aktuellen Krise voll und ganz Vorrang
einzuräumen", schrieb die Koalition der Gesetzgeber und forderte die
Leiter der Weltbank und des IWF auf, stattdessen "eine starke Führung
zu übernehmen, um einen umfassenden Schuldenerlass und finanzielle
Hilfe für alle verarmten Nationen zu gewähren, die am stärksten von
den verheerenden menschlichen Kosten und den lang anhaltenden
wirtschaftlichen Schäden von COVID-19 bedroht sind". Dazu gehört auch
der Einsatz von "Billionen von Dollar" an globaler Liquidität - die
als Sonderziehungsrechte bekannt sind und keine Kosten verursachen -,
um "eine größere Zunahme von Armut, Hunger und Krankheit zu
verhindern".

Die an der Initiative beteiligten Politiker decken das gesamte
ideologische Spektrum ab - vom progressiven britischen
Parlamentsabgeordneten Jeremy Corbyn bis zum argentinischen
Rechtsanwalt Carlos Menem, der als Präsident Argentiniens in den
1980er und 1990er Jahren Sparmaßnahmen erließ.

Zu den namhaften Unterzeichnern gehören Ricardo Monreal,
Mehrheitsführer des Senats in Mexiko, Golriz Ghahraman, Abgeordneter
der Grünen Partei in Neuseeland, der französische Abgeordnete Jean-Luc
Mélenchon, Adam Bandt, Vorsitzender der Grünen in Australien, die
israelischen Knesset-Mitglieder Ofer Cassif, Aida Touma-Sliman und
Ayman Odeh, Maya Fernandez Allende, Enkelin von Salvador Allende, und
der kolumbianische Senator Gustavo Petro. Zu Sanders und Omar
gesellten sich auch der US-Senator Dick Durbin (D-Ill.) und die
Abgeordneten Chuy García (D-Ill.), Grijalva (D-Ariz.), Jayapal
(D-Wash.), Lee (D-Calif.), Norton (D-D.C.), Ocasio-Cortez (D-N.Y.),
Pocan (D-Wis.), Pressley (D-Mass.), Rush (D-Ill.) und Tlaib (D-Mich.).


Gesamter Text:

David Malpass, Weltbank

Kristalina Georgieva, Internationaler Währungsfonds

CC:

Präsident Alberto Fernández, Argentinien

Premierminister Scott Morrison, Australien

Präsident Jair Bolsonaro, Brasilien

Premierminister Justin Trudeau, Kanada

Präsident Xi Jinping, China

Bundeskanzlerin Angela Merkel, Deutschland

Präsident Emmanuel Macron, Frankreich

Präsident Narendra Modi, Indien

Präsident Joko Widodo, Indonesien

Präsident Sergio Mattarella, Italien

Premierminister Shinz Abe, Japan

Präsident Andrés Manuel López Obrador, Mexiko

Präsident Wladimir Putin, Russland

König Salman bin Abdulaziz Al Saud, Saudi-Arabien

Präsident Cyril Ramaphosa, Südafrika

Präsident Moon Jae-in, Südkorea

Präsident Recep Tayyip Erdogan, Türkei

Premierminister Boris Johnson, Vereinigtes Königreich

Präsident Donald Trump, Vereinigte Staaten

Präsidentin Ursula von der Leyen, Europäische Kommission

Sehr geehrter Präsident Malpass und sehr geehrte Direktorin Georgieva,

Parlamentsmitglieder aus aller Welt schreiben Ihnen, um einen
umfassenden Schuldenerlass für die Länder der Internationalen
Entwicklungsorganisation (IDA) durch alle wichtigen internationalen
Finanzinstitutionen (IFI) während dieser globalen COVID-19-Krise zu
beantragen.

Wir freuen uns, dass die Weltbankgruppe (WBG) und der Internationale
Währungsfonds (IWF) bereits Schritte unternommen haben, um den ärmsten
Ländern der Welt Schuldenerlass und -aussetzung zu gewähren. Die
jüngste Ankündigung des IWF, 25 Mitgliedsländern vorübergehend einen
Schuldenerlass zu gewähren, ist eine ermutigende Entwicklung, aber es
sind noch viel umfassendere und langfristigere Unterstützungsmaßnahmen
erforderlich.

Deshalb rufen wir alle führenden Politiker der G-20 Länder und die
Finanzinstitute (IFIs) dazu auf, allen IDA-Ländern während dieser
beispiellosen Pandemie die Schuldverschreibungen zu erlassen. Die
vorübergehende Aussetzung und Stundung der Schulden werden nicht
ausreichen, um diesen Ländern dabei zu helfen, der raschen und
nachhaltigen Bewältigung der aktuellen Krise in vollem Umfang Vorrang
einzuräumen. Die gefährdeten Gemeinschaften, die nicht über die
Ressourcen und Möglichkeiten verfügen angemessene Maßnahmen im Bereich
der öffentlichen Gesundheit zu ergreifen, werden letztlich der
unverhältnismäßig hohen Belastung durch das Coronavirus ausgesetzt
sein. Infolgedessen werden globale Versorgungsketten, Finanzmärkte und
andere vernetzte Börsen weiter gestört und destabilisiert.

Wir rufen Sie außerdem dringend dazu auf, eine größere Emission von
Sonderziehungsrechten (SZR) zu unterstützen, um den
Entwicklungsländern dringend benötigte finanzielle Unterstützung
zukommen zu lassen. Es ist davon auszugehen, dass die von der Pandemie
ausgelöste Wirtschaftskrise weitaus verheerender sein wird, als die
globale Finanzkrise von 2009, als die SZR zuletzt eingesetzt wurden.
Wir stimmen mit der Schätzung der geschäftsführenden Direktorin
Georgieva überein, dass aktuell ein Finanzbedarf von mindestens 2,5
Billionen USD für Entwicklungsländer besteht. Eine Emission von SZRs
im Wert von mehreren Billionen von Dollar wird erforderlich sein, um
eine größere Ausbreitung von Armut, Hunger und Krankheit zu
verhindern.

Aus diesem Grund haben wir nicht nur die humanitäre Verpflichtung, den
Ländern dieser Petition in ihrer äußersten Not zu helfen, sondern es
liegt im Interesse der Gemeinschaft umfassende Hilfe für einen
Wiederaufbau und den wirtschaftlichen Aufschwung zu leisten. Als
internationale Gemeinschaft können wir diese Pandemie nur überwinden,
wenn sie für alle beendet ist.

Aus diesen Gründen fordern wir die Weltbank und den Internationalen
Währungsfonds nachdrücklich auf, eine starke Führungsrolle zu
übernehmen, um allen verarmten Nationen, die am meisten von den
verheerenden menschlichen Verlusten und den andauernden
wirtschaftlichen Schäden von COVID-19 bedroht sind, umfangreiche
Schuldenerleichterungen und finanzielle Unterstützung zu gewähren. Wir
bitten Sie, mit den entsprechenden bilateralen und multilateralen
Partnern zusammenzuarbeiten, und spätestens 15 Tage nach Erhalt dieses
Schreibens eine Antwort zu übermitteln.

Es liegt in unserem gemeinsamen öffentlichen Gesundheits-,
Sicherheits- und Wirtschaftsinteresse, dass wir uns zusammenschließen
und mutig handeln, um den schwächsten Nationen unter uns zu helfen.
Wir sind bereit, mit Ihnen zusammenzuarbeiten und sofortige und
langfristige Lösungen zu unterstützen, um zu gewährleisten, dass
fragile, mittellose Länder die Flexibilität und Führung erhalten, die
sie brauchen, um humanitäre Krisen zu verhindern, die öffentliche
Gesundheit zu schützen und die globale Stabilität während dieser Krise
und weit über ihr Ende hinaus für wohlhabende Nationen zu fördern.

Ilhan Omar, Member of Congress, United States

Bernard Sanders, Senator, United States

Liste der zusätzlichen Unterzeichnenden [5]


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Hilde Montgomery
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkungen:

[1] https://www.wider.unu.edu/news/press-release-covid-19-fallout-could-push-half-billion-people-poverty-developing-countries

[2] https://www.nytimes.com/2020/04/22/world/africa/coronavirus-hunger-crisis.html

[3] https://www.brookings.edu/blog/future-development/2020/04/13/what-to-do-about-the-coming-debt-crisis-in-developing-countries/

[4] https://jubileedebt.org.uk/press-release/sixty-four-countries-spend-more-on-debt-payments-than-health

[5] https://www.sanders.senate.gov/newsroom/press-releases/sanders-omar-lead-300-global-lawmakers-in-call-to-protect-developing-countries-from-economic-ruin
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ASIEN/958: Hongkong - auf Provokationen angelegt ... (SB)

Hongkong - auf Provokationen angelegt ...



Mit der formellen Feststellung Mike Pompeos vom 27. Mai, die USA
betrachteten die Autonomie von Hongkong als nicht mehr existent und
das Prinzip "Ein Land, zwei Systeme", dessen Einhaltung die
Volksrepublik China 1997 Großbritannien bei der Rückgabe der einstigen
Kronkolonie bis 2047 vertraglich zugesichert habe, als aufgehoben,
erreicht die Konfrontation zwischen Washington und Peking eine neue
Höhe. Maßgeblichen Anteil an dieser traurigen Entwicklung haben vom
Westen finanziell, logistisch und ideologisch unterstützte
Provokateure in Hongkong, die dort letztes Jahr unter dem Vorwand
von Protesten für "Freiheit" und "Demokratie" monatelanges
Chaos verursacht und damit die Zentralregierung in Peking zu
einschneidenden Maßnahmen zur Verteidigung der staatlichen
Souveränität Chinas gezwungen haben.

Auslöser der Demonstrationen war das Vorhaben der Regierung von
Hongkong, vom Legislativrat ein Gesetz verabschieden zu lassen, das
Auslieferungen von Angeklagten in die Volksrepublik und nach Taiwan
ermöglichen sollte. Das Gesetz war erforderlich geworden wegen der 
Causa Chan Tong-kai, der 2018 bei einer gemeinsamen Reise nach Taiwan 
seine Freundin Poon Hiu-win ermordet hatte. Obwohl Chan nach
der Rückkehr nach Hongkong die schreckliche Tat gegenüber der Polizei
der Wirtschaftsmetropole zugab, konnte er wegen des Fehlens eines
entsprechenden Rechtshilfeabkommens sowohl mit Festland-China als auch
mit Taiwan nicht an die Behörden in Taipeh übergeben werden. Mit dem
"Gesetz über flüchtige Straftäter und Rechtshilfe in Strafsachen" - so
der offizielle Titel - sollte das Problem der fehlenden Handhabung
behoben werden. Die Peking-Gegner in Hongkong haben jedoch den
Gesetzentwurf zur großen Bedrohung für den Rechtsstaat in Hongkong
aufgebauscht und viele Menschen mit dieser Botschaft mobilisieren
können.

Die Befürchtung, daß die kommunistische Führung in Peking das neue
Gesetz benutzen könnte, um mißliebige Journalisten, Künstler und
Geschäftsleute auf Linie zu bringen, ist nicht von der Hand zu weisen.
Doch die Art und Weise, wie die legitime Proteste weiter Teile der
Bevölkerung Hongkongs von Gewalttätern für unzählige Angriffe auf
Polizisten und politisch Andersdenkende instrumentalisiert wurden,
läßt auf eine gezielte, von außen gesteuerte Kampagne zur
Destabilisierung Hongkongs schließen. Die meist schwarz gekleideten
und vermummten "Studenten" haben nicht nur zahlreiche Ladenfenster
eingeschmissen, Verkehrsampeln demoliert, das Legislativratsgebäude
erfolgreich gestürmt und dort randaliert, sondern auch noch die
Polytechnical University über Monate besetzt gehalten, wo sie 
unzählige Molotov-Cocktails und Sprengsätze bauten.

Joshua Wong, das Gesicht der "Demokratiebewegung" Hongkongs, tingelte
im Herbst 2019 durch die westlichen Hauptstädte und wurde überall 
fast wie ein Staatsmann behandelt. Auf Drängen Wongs haben
Repräsentantenhaus und Senat in Washington ein Gesetz verabschiedet,
das die Verhängung schwerer Sanktionen gegen China bei politischer
Repression und Menschenrechtsverletzungen in Hongkong vorsieht. Es
ist hinlänglich bekannt, daß zahlreiche "zivil-gesellschaftliche
Gruppen" in Hongkong wie Wongs Demosisto von westlichen Staaten, zum
Beispiel aus der Schatulle der amerikanischen National Endowment for
Democracy (NED), die als CIA-Tarnorganisation verschrien ist,
finanziert werden. Nicht umsonst hat Pompeos Vorgänger als
US-Außenminister, General a. D. Colin Powell, bei einer Rede am 26.
Oktober 2001 in Washington Nicht-Regierungsorganisationen, die sich
praktisch in allen Ländern außerhalb des NATO-Gebiets betätigen, als
"Kraft-Multiplikatoren" und "einen wichtigen Teil unserer
Kriegsmannschaft" bezeichnet. Dies erklärt, warum sich letztes Jahr in
Hongkong auch bekannte Neonazis vom ukrainischen Azow-Bataillon auf
der Seite der vermeintlichen Demokratie-Befürworter bei den
Straßenschlachten mit der Polizei hervorgetan haben.

Doch China wird einen Teufel tun, in Hongkong einen Maidan 2.0
zuzulassen. Als die Regierungschefin von Hongkong, Carrie Lam, im
vergangenen Oktober das umstrittene Auslieferungsgesetz zurückzog und
die Proteste nicht abebbten, hat Peking erkannt, daß es drastische
Schritte unternehmen mußte, um den von den nützlichen Idioten des
Westens veranstalteten Spuk an der Mündung des Delta-Flusses ein für
allemal zu beenden. Im Frühjahr haben die weltweiten Einschränkungen
des öffentlichen Lebens zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen
Corona-Virus Hongkong zum erstenmal seit langem wieder zur Ruhe kommen
lassen. Im Mai flammten die Proteste wieder auf. Wie im vergangenen
Jahr haben die Aktivisten dabei britische und amerikanische Fahnen
geschwenkt und "Unabhängigkeit für Hongkong" skandiert. Vom
chinesischen Volkskongreß in Peking, der wegen der Pandemie um drei
Monate später als geplant stattfand, kam letzte Woche die Antwort.

Die chinesischen Volksvertreter haben mit fast einstimmiger Mehrheit
einem Vorschlag des Zentralkomitees der kommunistischen Partei
zugestimmt, der die baldige Ausarbeitung und Verabschiedung eines
Gesetzes, das in Hongkong "umstürzlerische" und "staatsfeindliche
Aktivitäten" verbietet, vorsieht. Seit 1997 hatten die Gegner Pekings
im Hongkonger Legislativrat ein solches Gesetz zum Schutz der
nationalen Sicherheit Chinas auch im Autonomiegebiet blockiert, obwohl
eine derartige Regelung damals in der Sino-British Joint Declaration
vorgesehen bzw. vorgeschrieben worden war. Peking greift auf jenen
völkerrechtlichen Vertrag zurück, um die Blockade im Hongkonger
Legislativrat zu umschiffen und die leidige Diskussion dort um ein
nationales Sicherheitsgesetz zu kappen.

Da der Schachzug, hinter dem Chinas gewiefter Staatspräsident Xi
Jinping vermutet wird, vollkommen legal ist, sind die pro-westlichen
Kräfte erzürnt. Dafür gibt es Anzeichen, daß die Geschäftswelt in
Hongkong den in Aussicht gestellten Abbau der gesellschaftlichen
Spannungen begrüßt. Im einem Artikel, der am 25. Mai bei der South
China Morning Post, Hongkongs Leitmedium, erschienen ist, hat
Kolumnist Alex Lo die gesetzliche Initiative Pekings als strategische
"Meisterleistung" gelobt, die eine Rückkehr zur Normalität ermögliche
und den separatistischen Kräften den Wind aus den Segeln nehme. "Das
Thema Hongkong kann nun entpolitisiert werden, damit die Wirtschaft
wieder belebt und das Leben der Menschen verbessert werden kann", so
Lo. Wenn es so einfach wäre. Die Erklärung Pompeos bezüglich Hongkongs
angeblichen Verlust der Autonomie und andere Reaktionen aus
Washington, wo Kongreßmitglieder chinesischen Studenten den Zugang zu
technischen Hochschulen in den USA wegen der Gefahr
"wissenschaftlichen Diebstahls" verbieten und Taiwan zum
waffenstarrenden "Todesstern" im Südchinesischen Meer aufrüsten
wollen, zeigen in eine ganz andere, brandgefährliche Richtung.

29. Mai 2020
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GEWERKSCHAFT/351: Ausreichend Schutzausrüstung, Tests und Corona-Prämie für Beschäftigte der Behindertenhilfe gefordert (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
29. Mai 2020

ver.di und Lebenshilfe fordern ausreichend Schutzausrüstung, Tests
und Corona-Prämie für Beschäftigte der Behindertenhilfe



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. fordern eine bessere Ausstattung
der Einrichtungen für behinderte Menschen mit Schutzausrüstung, Tests
und die Zahlung einer Corona-Prämie für die Beschäftigten aufgrund
der besonderen Anforderungen während der Pandemie. Die Beschäftigten
in der Behindertenhilfe sind derzeit extrem gefordert. Sie tragen die
Verantwortung für Menschen mit einem besonderen Schutzbedarf, und
gleichzeitig sind Maßnahmen zum Infektionsschutz bei Menschen mit
geistiger oder psychischer Beeinträchtigung nur schwer umzusetzen.
Zudem sind nicht überall die notwendigen Schutzausrüstungen
vorhanden. Der Wegfall der gewohnten Tagesstruktur sowie Maßnahmen
zum Gesundheitsschutz verunsichern viele Menschen, die unter den
Bedingungen von Behinderung leben.

Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand: 

"Der erhöhte Unterstützungsbedarf und die enorme Anspannung verlangen
den Beschäftigten in der Behindertenhilfe seit Wochen extrem viel ab.
Als Anerkennung soll es dafür eine Prämie geben. Eine solche Zahlung
ersetzt aber keinesfalls eine dauerhafte gute Vergütung für diese
verantwortungsvolle und oft auch belastende Arbeit. Die nicht zuletzt
unter dem Aspekt der Inklusion gestiegenen Anforderungen in der
Behindertenhilfe müssen sich auch dauerhaft in einer besseren
Bezahlung niederschlagen."

Ulla Schmidt, MdB, Bundesvorsitzende der Bundesvereinigung
Lebenshilfe e.V.: 

"Die Einrichtungen der Eingliederungshilfe haben derzeit bereits
zusätzliche Ausgaben für Corona-Tests, Gesundheitsschutz und einem
erhöhten Personalaufwand. Bund und Länder müssen eine verbindliche
Zu-sage für die Übernahme dieser Kosten erteilen, damit die
Einrichtungen nicht einzeln die Finanzierung ihrer Leistungen mit den
Kostenträgern nachverhandeln müssen."

Die Beschäftigten in der Behindertenhilfe ermöglichen Förderung,
Assistenz und gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit
Beeinträchtigungen. Diese Unterstützung findet z.B. in
heilpädagogischen Kitas, durch eine Schulassistenz, in Wohngruppen
oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung statt.
Schätzungsweise 500.000 Menschen arbeiten in Deutschland in der
Behindertenhilfe, davon ca. 250.000 in der direkten Pflege und
Betreuung von Menschen mit Behinderung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 29.05.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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KIND/213: Leitlinien für Kita-Betreuung in Rheinland-Pfalz (idw)

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences - 28.05.2020

Leitlinien für Kita-Betreuung in Rheinland-Pfalz



MAINZ/RHEINLAND-PFALZ. Im gemeinsamen Diskurs haben die Mitglieder des
Kita-Tags der Spitzen und des Ministeriums für Bildung Rheinland-Pfalz
Leitlinien für die Kita-Betreuung in Rheinland-Pfalz erarbeitet und
verabschiedet. Maßgeblich mitgewirkt hat an diesen Leitlinien das Institut
für Bildung, Erziehung und Betreuung in der Kindheit | Rheinland-Pfalz
(IBEB) an der Hochschule Koblenz. Beschrieben wird in den Leitlinien, wie
die nächsten Öffnungsschritte in der Corona-Krise aussehen sollen.

Die rheinland-pfälzische Bildungsministerin Dr. Stefanie Hubig stellte
diese Leitlinien in einer Pressekonferenz vor. Ab Anfang Juni sollen die
Kitas für jedes Kind unter Berücksichtigung der Hygieneregeln und der
jeweiligen Personal- und Raumsituation vor Ort öffnen. Bei dem Zugang
werden besonders auch Kinder berücksichtigt, die nach dem Sommer in die
Schule gehen. Hierbei handelt es sich um die 3. Stufe der Öffnung, eine
sogenannte eingeschränkte Regelbetreuung. Das bedeutet, dass alle Kinder
einen Anspruch auf eine stunden- bzw. tageweise Betreuung haben. Unter der
Berücksichtigung der Gegebenheiten sollen auch Eingewöhnungen und
Neuaufnahmen fortgeführt werden.

Prof. Dr. Armin Schneider, Direktor des IBEB, hob den diskursiven Prozess
der Leitlinienentstehung hervor: "Hier wurde wirklich darum gerungen, dass
verschiedene Interessen berücksichtigt werden, vor allem aber
Infektionsschutz und Kinderrechte. Uns war es in der Diskussion besonders
wichtig, die Arbeit der Kitas in ihrem Bildungs-, Erziehungs- und
Betreuungsauftrag im Alltag mit Corona deutlich zu machen, die
unterschiedlichen Sozialräume und unter anderem auch die Arbeitgeber der
Eltern mit in der Pflicht zu sehen."

Bei allen Maßnahmen steht, so Ministerin Hubig, die Gesundheit an erster
Stelle. Und zugleich ist die weitere Öffnung sehr wichtig und notwendig.
Alle Details können in den Leitlinien für die Kita-Betreuung in
Rheinland-Pfalz auf dem Kita Server unter kita.rlp.de aufgerufen werden.


Weitere Informationen unter:

http://www.ibeb-rlp.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORGANISATION/612: Covid-19 - Zahl der Kinder in von Armut betroffenen Haushalten steigt weltweit (UNICEF)

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln/Berlin,
28. Mai 2020

Covid-19: bis zu 86 Millionen Kinder zusätzlich könnten in Folge der
Pandemie bis Jahresende in Armut abrutschen



Laut einer aktuellen Analyse von Save the Children und UNICEF könnte die
Zahl der Kinder in von Armut betroffenen Haushalten weltweit in Folge der
Covid-19-Pandemie bis Ende 2020 um 86 Millionen Kinder ansteigen. Dies
entspricht einem Anstieg von 15 Prozent. Wenn Familien nicht schnell vor
den wirtschaftlichen Risiken geschützt werden, würde dies bedeuten, dass in
Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen bis Jahresende insgesamt 672
Millionen Kinder unter der nationalen Armutsgrenze leben.

Rund zwei Drittel der betroffenen Kinder leben in Subsahara-Afrika und
Südasien. Von einem Anstieg der Kinderarmut könnten Europa und
Zentralasien am stärksten betroffen sein - mit bis zu 44 Prozent. In
Lateinamerika und der Karibik liegt der Anstieg voraussichtlich bei 22
Prozent.

"Die Covid-19-Pandemie hat eine beispiellose wirtschaftliche und soziale
Krise ausgelöst, die vielen Familien weltweit ihre Lebensgrundlage raubt",
sagte UNICEF-Exekutivdirektorin Henrietta Fore. "Das Ausmaß und die
Intensität der finanziellen Not der Familien droht die in den vergangenen
Jahren erreichten Fortschritte im Kampf gegen Kinderarmut zunichte zu
machen und Kinder vom Zugang zu grundlegenden sozialen Diensten
abzuschneiden. Wenn wir nicht entschlossen vorgehen, um gefährdete Familien
und Kinder abzusichern, besteht die Gefahr, dass Familien, die bereits
heute kaum über die Runden kommen, in Armut abrutschen. Für die ärmsten
Familien könnte dies ein Ausmaß an Not bedeuten, wie es seit Jahrzehnten
nicht mehr vorgekommen ist."

Save the Children und UNICEF warnen vor zweierlei Auswirkungen der
heraufziehenden globalen Wirtschaftskrise. Auf der einen Seite ist der
Handlungsspielraum der Familien selbst aufgrund des plötzlichen
Einkommensverlustes stark eingeschränkt. Sie können sich kaum noch die
nötigsten Nahrungsmittel und sauberes Wasser leisten, sie haben seltener
Zugang zu Gesundheitsversorgung oder Bildungsmöglichkeiten und sind einem
höheren Risiko von Kinderehen, Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch
ausgesetzt. Auf der anderen Seite könnten soziale Dienste, auf die Familien
angewiesen sind, aufgrund fehlender Steuereinnahmen eingeschränkt werden
können.

Fehlender Zugang zu sozialen Dienstleistungen oder ausgleichenden
finanziellen Hilfen führt dazu, dass es für die am stärksten von Armut
betroffenen Familien besonders schwierig ist, Schutzmaßnahmen einzuhalten
und sich selbst vor Ansteckung zu schützen.

"Die schockierende Zunahme der Armut durch die Covid-19-Pandemie wird
Kinder besonders hart treffen. Kinder, die Hunger und Mangelernährung
erleiden, und sei der Zeitraum noch so kurz, können dauerhafte Schäden
davontragen. Wenn wir jetzt schnell und entschlossen handeln, können wir
die durch die Pandemie entstandene Gefahr für die ärmsten Länder und die am
meisten benachteiligten Kinder verhindern und lindern. Diese Ergebnisse
sollten ein Weckruf an die Welt sein. Kinderarmut ist vermeidbar", sagte
Inger Ashing, CEO von Save the Children International.

Bereits vor der Pandemie hatten zwei Drittel der Kinder weltweit keinen
Zugang zu sozialer Sicherung. Ihre Familien haben finanziellen
Notsituationen wenig entgegenzusetzen und können schnell in einen
generationsübergreifenden Teufelskreis der Armut geraten. In Afrika haben
nur 16 Prozent der Kinder Zugang zu sozialer Sicherung.

Hunderte Millionen Kinder leiden unter multidimensionaler Armut - das
heißt, sie haben keinen Zugang zu Gesundheitsversorgung, Bildung,
ausgewogener Ernährung oder einer angemessenen Unterkunft - häufig ein
Ergebnis fehlender sozialer Investitionen der Regierungen.

Für Kinder, die in Ländern leben, die schon heute von Konflikt und Gewalt
betroffen sind, verschärfen die vielseitigen Folgen der Covid-19-Pandemie
das Risiko sozialer Instabilität und Armut. Im Nahen Osten und in
Nordafrika leiden so viele Kinder unter den Folgen von Krisen und
Konflikten wie in keiner anderen Region. Die Jugendarbeitslosigkeit ist
hier am höchsten. Fast die Hälfte der Kinder lebt in Armut.

Save the Children und UNICEF appellieren an die Regierungen, soziale
Sicherungssysteme und Programme rasch und umfassend auszuweiten, um die
Auswirkungen von Covid-19 auf Kinder in einkommensschwachen Haushalten
abzumildern. Dazu gehören zum Beispiel Bargeldtransfers, Schulspeisungen
und Kindergeld - wichtige Maßnahmen, um sowohl die akute finanzielle Not
abzuschwächen sowie langfristig dafür zu sorgen, dass besonders arme
Familien besser für zukünftige Krisen gewappnet sind.

Darüber hinaus sollten Regierungen in weitere Maßnahmen der sozialen
Sicherung sowie eine Steuer-, Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik
investieren, die Familien unterstützt. Dazu gehört sowohl die Ausweitung
des umfassenden Zugangs zu qualitativ hochwertiger Gesundheitsversorgung
und anderen grundlegenden Dienste, als auch Investitionen in
familienfreundliche Maßnahmen wie bezahlten Urlaub und Kinderbetreuung.

Viele Länder haben ihre Sozialprogramme bereits ausgeweitet:

• In Indonesien wurden monatliche finanzielle Hilfen im Rahmen des
Kartu-Sembako-Programms auf 20 Millionen Familien ausgeweitet. Der
monatliche Betrag wurde um ein Viertel erhöht;

• Die mongolische Regierung hat das monatliche Kindergeld für sechs
Monate von 20.000 auf 100.000 MNT erhöht;

• In Argentinien wurde das Kindergeld für bedürftige Familien um 3.100
Argentinische Pesos (47 US-Dollar) pro Monat erhöht;

• In Südafrika wurden mehrere Sozialprogramme aufgestockt, darunter
die Kinderbeihilfe;

• In Georgien wurde das Programm für Sozialhilfe (TSA) vorübergehend
ausgeweitet, um 70.000 weitere Familien zu unterstützen und 21.000
Haushalte mit drei oder mehr Kindern ein halbes Jahr lang monatlich mit 100
georgischen Lari (31 US-Dollar) zusätzlich zu versorgen;

• In Armenien erhalten Familien, die Anspruch auf
Unterstützungsleistungen haben, einen Zuschlag in Höhe von 50 Prozent der
bestehenden Sozialleistungen;

• In Kolumbien stellt die Regierung finanzielle Hilfen für Haushalte
zur Verfügung, die derzeit keine Sozialleistungen aus anderen Programmen
erhalten. Bis zum 21. Mai hatten mehr als zwei Millionen bedürftige
Familien finanzielle Hilfen in Höhe von 320.000 Peso (81 US-Dollar)
erhalten;

• In Peru unterstützt die Regierung 6,8 Millionen Haushalte in
ländlichen Regionen, freiberuflich Beschäftigte und bedürftige Familien mit
zusätzlichen Solidaritätszahlungen und hat zudem einen neuen allgemeinen
Fonds eingerichtet.

Die Analyse basiert auf Projektionen des Internationalen Währungsfonds
(IWF) und der Weltbank, auf vorhandenen Daten über frühere Veränderungen in
der Einkommensverteilung von UNU Wider sowie demografischen Daten aus MICS
und DHS-Studien. Die nach Ländern aufgeschlüsselten Daten beziehen sich auf
über 100 Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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AKTION/972: Berlin - LINKE ruft auf zu Menschenkette gegen Abwrackpräme, 02.06.2020

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

LINKE ruft auf zu Menschenkette gegen Abwrackpräme



Am 2. Juni will die Bundesregierung über Milliardengeschenke für die
Autoindustrie entscheiden: Kaufprämien für neue Autos. Mit einer
kilometerlangen Menschenkette (unter Einhaltung von Hygiene- und
Abstandsregeln) quer durchs Regierungsviertel - vom Kanzleramt bis zum
Sitz der Autolobbyistinnen vom VDA - protestiert DIE LINKE gemeinsam
mit Fridays for future Berlin, Campact und weiteren Umweltgruppen
gegen eine Abwrackprämie 2.0.

Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Es deutet sich an, dass sich die Autolobby auf ganzer Linie
durchsetzt, und Kaufprämien für Autos bekommt, die mit einem Ausstoß
von 140 Gramm Kohlendioxid pro Kilometer deutlich über dem EU
Richtwert von 95 Gramm liegen. Und statt einen ökologischen Umbau
voran zu treiben oder die Autokonzerne zu verpflichten, sich nicht vor
dem Finanzamt in Steueroasen zu verstecken, bekommen die das Geld dann
wohl praktisch geschenkt.

Das ist völlig wahnsinnig: Wir wissen doch aus der Erfahrung vom
letzten Mal, dass eine Abwrackprämie ein Strohfeuer ist, das nichtmal
der Automobilwirtschaft langfristig hilft. Da werden Autokäufe nur
vorgezogen und keine langfristig tragfähigen Strukturänderungen
erreicht.

Die Automobilindustrie muss sich aber dringend an die aktuellen
Bedarfe anpassen. Wir brauchen mehr Fahrzeuge für den öffentlichen
Nachverkehr und intelligente integrierte Verkehrsmittel, weniger
hochmotorisierte Spritfresser.

Schon jetzt drohen vor allem bei den mittelständigen Zulieferern durch
die Umstellung auf Elektromotoren zehntausende Arbeitsplätze verloren
zu gehen. Diese Arbeitsplätze werden wir aber nicht mit
Subventionierung von Benzinern retten können, sondern nur, in dem wir
den Unternehmen helfen, auf zukunftsfähige Produkte umzustellen.
Dafür, bei den Mittelständlern und für die Stärkung des öffentlichen
Nahverkehrs, wird das Geld dringend gebraucht."

Treffpunkt: Unter den Linden zwischen Neustädtischer Kirchstraße und Schadowstr.

Karte: https://goo.gl/maps/4cJ2DwMdWGisyD6m9

Beginn: 02.06.2020 12:00

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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ARBEIT/3060: Arbeitsmarktbarometer fängt sich auf niedrigem Niveau (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 28.05.2020

IAB-Arbeitsmarktbarometer fängt sich auf niedrigem Niveau



Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist im Mai gegenüber dem historischen
Tiefststand im Vormonat um 0,4 Punkte gestiegen. Mit 93,8 Punkten weist
der Frühindikator des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) aber noch immer auf eine deutliche Verschlechterung des
Arbeitsmarkts in den nächsten Monaten hin.

"Der Einbruch am Arbeitsmarkt setzt sich fort, wenngleich nicht mehr mit
derselben Dramatik wie in den letzten zwei Monaten. Die Talsohle ist noch
nicht erreicht", sagt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs
"Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen".

Im Mai legte die Beschäftigungskomponente des IAB-Arbeitsmarktbarometers
gegenüber dem Vormonat um 0,4 Punkte auf 94,9 Punkte zu. Auch die
Komponente zur Vorhersage der Arbeitslosigkeit erholte sich etwas und
liegt nach einem Plus von ebenfalls 0,4 Punkten nun bei 92,7 Punkten. Ein
Wert von unter 100 signalisiert eine Verschlechterung in den nächsten drei
Monaten.

Die Wirtschaftskrise führt dazu, dass deutlich mehr
Beschäftigungsverhältnisse beendet werden. Dennoch sei der Arbeitsmarkt
vor der Covid-19-Pandemie wesentlich robuster geworden, erklärt Weber:
"Derselbe Schock hätte vor 20 Jahren die Beschäftigung ins Bodenlose
stürzen lassen. Das ist trotz der immensen Verwerfungen jetzt nicht zu
erwarten". Kritisch sei aber die eingebrochene Einstellungsbereitschaft:
"Bei geringer Kapazitätsauslastung und immenser Unsicherheit sacken die
Neueinstellungen ab. Das trifft vor allem Arbeitslose und
Berufseinsteiger."

Das IAB-Arbeitsmarktbarometer ist ein seit dem November 2008 bestehender
Frühindikator, der auf einer monatlichen Umfrage der Bundesagentur für
Arbeit unter allen lokalen Arbeitsagenturen basiert. Während Komponente A
des Barometers die Entwicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzahlen
für die nächsten drei Monate prognostiziert, dient Komponente B der
Vorhersage der Beschäftigungsentwicklung. Der Mittelwert aus den
Komponenten "Arbeitslosigkeit" und "Beschäftigung" bildet den Gesamtwert
des IAB-Arbeitsmarktbarometers. Dieser Indikator gibt damit einen Ausblick
auf die Gesamtentwicklung des Arbeitsmarkts. Da das
Saisonbereinigungsverfahren laufend aus den Entwicklungen der
Vergangenheit lernt, kann es zu nachträglichen Revisionen kommen. Die
Skala des IAB-Arbeitsmarktbarometers reicht von 90 (sehr schlechte
Entwicklung) bis 110 (sehr gute Entwicklung).


Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/presse/abzeitreihe

http://www.iab.de/presse/abgrafik

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEINUNG/107: Wirtschaftlicher Neuanfang nach Corona - die Chance für nachhaltige Geschäftsmodelle (idw)

ESCP Business School - 28.05.2020

THESENPAPIER 

Wirtschaftlicher Neuanfang nach Corona - die Chance für nachhaltige Geschäftsmodelle

• Nachhaltige Geschäftsmodelle führen zu verbesserter Resilienz der
Wirtschaft

• Förderung von Unternehmen an Nachhaltigkeitskriterien koppeln



In einer gemeinsamen Erklärung sprechen sich Prof. Dr. Florian
Lüdeke-Freund, Professor für unternehmerische Nachhaltigkeit an der ESCP
Berlin, und Prof. Dr. Dr. hc. Stefan Schaltegger, Professor für
Nachhaltigkeitsmanagement an der Leuphana Universität Lüneburg und Leiter
des Centre for Sustainability Management (CSM), gegen konventionelle
Wirtschaftsförderung nach der Corona-Pandemie aus.

Die Nachhaltigkeitsexperten plädieren dafür, die Vielfalt an
Geschäftsmodellen zu fördern und zu nutzen, um damit die notwendigen
nachhaltigen Transformationsprozesse auf Unternehmensebene voranzutreiben.
Gemeinsam haben sie fünf Thesen formuliert, wie Nachhaltigkeit und
Vielfalt die Wirtschaft resilienter gegenüber Krisen macht:

• Konsumanreize sollten nachhaltigen Konsum und somit nachhaltige
Geschäftsmodelle in verschiedenen Branchen fördern. Dafür gilt es,
Branchen und Unternehmen zu unterstützen, die den Übergang in eine
nachhaltige Wirtschaftsweise voranbringen. Eine zweite "Abwrackprämie" für
die Automobilindustrie - die in der Vergangenheit irreführend als
"Umweltprämie" bezeichnet wurde - zementiert hingegen nicht nachhaltige
Konsum- und Wirtschaftsstrukturen. Die sinnvolle Alternative: ein
allgemeingültiger "grüner" Konsumgutschein oder eine direkte Förderung
nachhaltiger Konsumenten*innen.

• Die Nachhaltigkeit als Geschäftszweck sollte neben
unternehmerischen Kennzahlen und Branchenzugehörigkeit wesentliches
Förderkriterium sein. Fördermaßnahmen sollten nicht nur rasch, sondern
auch zweckgebunden umgesetzt werden. Es darf nicht nur um die
Unterstützung von Industriezweigen mit vielen Arbeitsplätzen wie die
Automobilindustrie gehen. Soziale Geschäftsmodelle sind ebenso
wesentlicher Teil unserer Gesellschaft. Sie müssen sicht- und förderbar
sein.

• Der Einsatz öffentlicher Mittel sollte nicht nur der
Wiederbelebung der Wirtschaft dienen, sondern auch ihrer zukunftsfähigen
(Neu-)Gestaltung. Neue Prinzipien wie "Stakeholder-Orientierung" und
"nachhaltige Wertschöpfung", wie sie etwa das World Economic Forum
fordert, können Innovationsschübe auslösen und gehören somit in die
Kriterienkataloge von Hilfs- und Förderprogrammen.

• Die lokale Mobilisierung von Arbeitskräften sollte ein zentrales
Prinzip der Unternehmensförderung sein. Die teilweise "Re-Lokalisierung"
von Produktion und Produktionsmitteln ist wesentlicher Bestandteil
nachhaltiger Geschäftsmodelle. Folgen z.B. Industrieunternehmen dem
Leitbild der "Circular Economy", werden materielle Ressourcen schrittweise
durch menschliche Arbeitsleistung und Serviceangebote ersetzt. In der
Landwirtschaft bedeutet dies, lokale Ressourcen und Arbeitskräfte
einzusetzen.

• Die aktuelle virale Pandemie zeigt, welche Geschäftsmodelle
besonders robust und anpassungsfähig sind. Vor allem Digitalkonzerne sind
die Krisengewinner. Aufgabe von Politik und Wissenschaft ist es,
herauszufinden, wie diese Geschäftsmodelle mit Beiträgen zu einer
resilienten und nachhaltigen Wirtschaft vereinbar sind. Förderprogramme
für nachhaltige Digitalunternehmen müssen dringend aufgelegt werden.


Hintergrund

Quer durch die Gesellschaft fordern Wissenschafts- und
Wirtschaftseinrichtungen, politikberatende Institutionen,
Nichtregierungsorganisationen und Umweltschutzverbände, notwendige
staatliche Wirtschaftshilfen nach dem Abklingen der Corona-Pandemie mit
Nachhaltigkeitskriterien zu verknüpfen. Die Bedenken sind groß, dass mit
den derzeit diskutierten Fördermaßnahmen alte Wirtschaftsstrukturen
verfestigt und Prozesse für einen nachhaltigen Wandel blockiert werden:
"Unternehmen müssen das Rad nicht neu erfinden und sollten den
nachhaltigen Transformationsprozess als Chance sehen. Es gibt vielfältige
nachhaltige Geschäftsmodelle, die sich nachahmen lassen", sagt Prof. Dr.
Florian Lüdeke-Freund. Gemeinsam mit einem Team aus internationalen
Geschäftsmodell-Expert*innen hat er elf Mustergruppen für nachhaltig
aufgestellte Organisationen identifiziert. Wer das eigene Unternehmen
nachhaltig ausrichten will, könne sich daran orientieren.

Prof. Dr. Stefan Schaltegger sieht zum Beispiel in Geschäftsmodellen, die
den Kauf von Produkten durch Dienstleistungen ersetzen, eine Chance zur
Entwicklung nachhaltiger Angebote und neuer Geschäftsfelder:
"Dienstleistungen, die auf der Nutzung von Produkten durch mehrere
Personen aufbauen, können vor Ort oder digital angeboten werden. Dies kann
nicht nur den Ressourcenverbrauch reduzieren, sondern auch die
Abhängigkeit von globalen Lieferketten, die in der Corona-Krise viele
Firmen vor massive Probleme stellt." Beide Nachhaltigkeitsexperten
plädieren dafür, die vorhandene Vielfalt an Geschäftsmodellen zu fördern
und zu nutzen, um die notwendigen nachhaltigen Transformationsprozesse auf
Unternehmensebene voranzutreiben.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution142

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

ESCP Business School, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/025: Arbeitsrecht - Recht auf Homeoffice, Pflicht oder Segen (idw)

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin - 28.05.2020

Arbeitsrecht: Recht auf Homeoffice - Pflicht oder Segen

Interview mit Prof. Dr. Antje G. I. Tölle



Bundesarbeitsminister Hubertus Heil will Recht auf Homeoffice per Gesetz.
Juristin Prof. Dr. Antje G. I. Tölle von der Hochschule für Wirtschaft und
Recht Berlin sagt, das passe ohne flankierende Reformen nicht zum
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht in Deutschland. Ein Interview.


	Geplantes Gesetz zum Recht auf Homeoffice passt weder in die Realität des deutschen Arbeitsmarktes noch in das Gefüge des Arbeitsrechtes.

	Koalitionsvertrag sieht lediglich Auskunftsanspruch bei Antragsrecht vor, bleibt weit hinter gesetzlich garantiertem Anspruch auf mobiles Arbeiten zurück.

	Rückkehrrecht ins Büro und anlassloses Homeoffice für alle Beschäftigten muss garantiert werden.




Was verbirgt sich hinter dem Recht auf Homeoffice?

Das neudeutsche Homeoffice ist ein Synonym für mobiles Arbeiten. Auch
Telearbeit oder andere Begriffe meinen die vollständige oder teilweise
Arbeit außerhalb der Betriebs- und Geschäftsräume. Bundesminister Heil hat
Ende April angekündigt, bis zum Herbst einen Gesetzesentwurf dazu
vorzulegen. Ich halte es für gewagt, Homeoffice von Rechts wegen zu
statuieren. Es passt weder in die Realität des deutschen Arbeitsmarktes
noch in das Gefüge des Arbeitsrechtes.

Sie sind gegen das Homeoffice? Weshalb?

Nein, im Gegenteil, ich arbeite gern und sehr effizient von zu Hause,
nicht nur jetzt in der Pandemiezeit. Aber ich vermisse den unmittelbaren
Austausch mit meinen Kolleginnen und Kollegen. Und auch in der Lehre ist
die Zusammenarbeit mit den Studierenden eine ganz andere. Kritisch sehe
ich das geplante Gesetz, weil nicht jeder Beruf Homeoffice-fähig ist,
denken Sie etwa an die Gastronomie, das Handwerk oder den
Gesundheitsbereich. Und das führt zu Ungleichheit.

Weil es auch als Vertrauensbeweis und Wertschätzung empfunden wird?

Ich halte das Homeoffice für nur einen Baustein von vielen im Konstrukt
wertschätzender moderner "Guter Arbeit" - wo es denn die Tätigkeit
zulässt. Es gibt neben diesen "weichen" Faktoren auch handfeste, messbare
Vorteile. Beim Arbeiten von zu Hause entfällt beispielsweise der
Arbeitsweg, dadurch bleibt mehr Freizeit. Und es fördert das Wohnen im
ländlichen Raum. Das ist ein wichtiger Beitrag angesichts zunehmend
überlasteter urbaner Agglomerationsräumen, also der Konzentration der
Bevölkerung in den Städten. Weniger Pendelwege verringern die
Klimabelastung merklich.

Diese und andere Argumente werden sinngemäß im geltenden
Koalitionsvertrag aufgelistet. Mobiles Arbeit soll gefördert werden. Also
stehen die Zeichen auf Grün?

Entgegen der jüngsten Verlautbarung von Bundesminister Heil sieht der
Koalitionsvertrag nur einen "Auskunftsanspruch der Arbeitnehmer gegenüber
ihrem Arbeitgeber über die Entscheidungsgründe der Ablehnung" vor.
Rechtlich flankiert ein solcher Auskunftsanspruch ein Antragsrecht, mehr
nicht. Es bleibt weit hinter einem Recht, also einem gesetzlich
garantieren Anspruch auf mobiles Arbeiten zurück.

Wie kann ein Gesetz entgrenzter Arbeitszeit und dem Druck, immer
erreichbar sein zu müssen, entgegenwirken? Studien zeigen, dass
Arbeitnehmer im Homeoffice mehr Überstunden leisten.

Diese Sorgen mögen teilweise berechtigt sein. Im Vergleich zu Kolleginnen
und Kollegen, die vor Ort arbeiten, schlägt das Arbeiten von zu Hause bei
Umfragen nicht selten mit Mehrarbeit zu Buche. Doch das Homeoffice sollte
deshalb nicht prinzipiell zum Schwarzen Peter werden. Die Bedenken sind
nicht neu, stellen sich auch, wenn der Vorgesetzte während des Urlaubs
anruft oder spätestens dann, wenn ein Diensthandy überlassen wird.

Wie löst man das Dilemma, wenn mobil nicht implizieren darf:
immer agil?

Nun, Smartphones werfen die Frage auf, ob jede eintreffende E-Mail
zwangsläufig an Arbeitnehmer appelliert, umgehend ihre Arbeit aufnehmen zu
müssen. Ein Blick in die geltenden Vorschriften des Arbeitsschutzes zeigt,
dass jeder Arbeitnehmerin und jedem Arbeitnehmer elf Stunden Ruhezeit
zustehen. Vorgesetzte können also gar kein Interesse daran haben, jede
Nachricht als Arbeitsaufforderung verstanden zu wissen. Vielmehr wird
teilweise diskutiert, ob es schier als aufgedrängte Arbeit zu werten ist,
wenn auf jede Nachricht reagiert wird. Durch die Arbeitsaufnahme entstehen
Überstunden, die gar nicht beabsichtig sind, und die Ruhezeit wird
unterbrochen. Außerdem wird damit auch die Arbeitszeit der Führungskraft
entgrenzt.

Wie realistisch ist es anzunehmen, dass ein Gesetz das alles regeln
kann?

Gesetzliche Regeln können nur Leitplanken schaffen. Es obliegt auf der
einen Seite einer verantwortungsvollen nachhaltigen Führungskultur, Regeln
zu vereinbaren; sowohl für die Präsenzarbeit im Büro, wie für die mobile
Arbeit. Ich bin davon überzeugt, dass es vor Ort Abreden gibt, wie ein
Arbeitsauftrag zu verstehen und zu gewichten ist, so dass dies nur auf das
mobile Arbeiten übertragen werden muss.

Das Homeoffice ist ein anspruchsvolles Arbeitsfeld auch im Hinblick auf
Selbstorganisation und -verantwortung.

Absolut, es darf nicht unterschätzt werden, dass das Homeoffice und andere
Flexibilisierungen ein Mehr an eigener Organisation und Verantwortung von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verlangt. Beim Arbeiten von Zuhause muss
man sich ebenso vor Ablenkungen abschirmen wie im Büro. Es drängt sich
hier vielleicht schneller ein schlechtes Gewissen auf, als wenn sich das
Gespräch mit der Kollegin oder dem Kollegen in der Kaffeeküche mal länger
hinzieht.

Vertrauensarbeitszeiten gab es schon, bevor die Corona-Pandemie dem
Homeoffice Vorschub leistete.

Ja, und deshalb bin ich der festen Überzeugung, dass dieser Weg gangbar
ist. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben die Vorteile von
Rahmenarbeitszeiten zu schätzen gelernt. Es ist gängige Praxis, dass sich
Kolleginnen und Kollegen außerhalb der Kernarbeits- oder Funktionszeit
begrüßen, verabschieden oder anderweitig ihren Dienstbeginn und Feierabend
kommunizieren, miteinander arbeiten. Diese Tradition lässt sich
digitalisieren. Sie setzt auch klare Grenzen und schützt vor entgrenzten
Arbeitszeiten.

Flexible und individuelle Vereinbarungen und Lösungen, welchen konkreten
Beitrag können Gewerkschaften hier leisten?

Gute Arbeit ist das gemeinsame Werk aller Sozialpartner. Gerade beim
Homeoffice können die Gewerkschaften viel ausrichten, indem sie auf
Betriebsräte und Personalräte einwirken und insbesondere Vorurteile
abbauen. Aus der Praxis vernehme ich immer wieder, dass das Thema
"Homeoffice" für beide Seiten mit vielen Unsicherheiten und teilweise
Vorurteilen besetzt ist. Hier möchte ich Gewerkschaften ermuntern, in die
Vorreiterrolle zu schlüpfen, indem sie Best-Practice-Beispiele vorstellen.
Ich wünsche mir ein Muster für Betriebs- und Dienstvereinbarungen zum
Homeoffice, die zum Beispiel zwischen Sozialpartnern abgestimmt auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales abrufbar ist.

Statt eines Gesetzes?

Solche Betriebs- und Dienstvereinbarungen wären ein niedrigschwelliges
Instrumentarium und weit konkreter und wirkungsvoller als ein plakatives
"Recht auf Homeoffice". Sie bieten vor allem die Chance, gesellschaftliche
Realitäten konkret abzubilden. Beispiele dafür gibt es bereits, aber auch
Nachbesserungsbedarf. Mir bekannte Dienst- oder Betriebsvereinbarungen zum
Homeoffice zielen vielfach allein auf soziale Implikaturen ab. Sie
bevorzugen oder berücksichtigen zum Teil ausschließlich Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter mit Kindern und pflegebedürftigen Angehörigen. Nur diese
können auf begründeten Antrag von zu Hause arbeiten.

Wie würden Sie diese Regelung erweitern?

Diese Kriterien halten keine Lösung bereit, wenn Angehörige plötzlich
erkranken. So lässt sich nicht die Zeit der Genesung überbrücken oder bis
- im schlimmsten Fall - eine Pflegestufe zugesprochen wurde. Darüber
hinaus muss die Betreuungssituation von Kindern in heutigen vielfältigen
Erziehungsmodellen abgebildet werden und es auch Großeltern ermöglichen,
im Homeoffice für die Betreuung ihrer Enkel zu arbeiten.
Patchwork-Familien, in denen Lebenspartnerinnen oder -partner die
Betreuungsarbeit übernehmen, kommen hier noch nicht vor. Weiterhin sollten
sich Schwerbehindertenvertretungen dafür einsetzen, dass das Homeoffice eine
wichtige Komponente der Teilhabe oder Wiedereingliederung sein kann.
Denkbar wäre ein gestuftes Modell aus anlasslosem Homeoffice für alle
Mitarbeitenden. Auch Weiterungen für besondere soziale Situationen
gleichen hier aus.

Welche generellen Erwartungen und Vorschläge knüpfen Sie als Juristin an
das angekündigte Gesetz?

Zunächst sollte die Diskussion rund um das Homeoffice genutzt werden, um
etwa die Arbeitsschutzvorschriften zu modernisieren, damit auch zu Hause
der Arbeitsunfall und die Arbeit vor Bildschirmen gesichert ist. Einen
Heimarbeitsplatz zu unterhalten bedarf diverser technischer
Voraussetzungen, die gerade kleine und mittlere Unternehmen stark
beanspruchen können. Deswegen wünsche ich mir eine Blaupause des § 8
Teilzeit- und Befristungsgesetz. Hier kann jeder eine
Teilzeitbeschäftigung beantragen, anschließend wird die Möglichkeit
erörtert. Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bleibt es jedoch möglich, sie
aus betrieblichen Gründen abzulehnen. Darüber hinaus sollte der
Gesetzgeber darauf achten, dass ein Rückkehrrecht ins Büro offensteht.
Sonst fürchte ich, dass das Recht auf Homeoffice sich in eine Pflicht zum
Homeoffice verkehrt.

Das Interview führte Sylke Schumann, Pressesprecherin der Hochschule für
Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin.


Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Die Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin ist mit über 11 500
Studierenden eine der großen Hochschulen für angewandte Wissenschaften -
mit ausgeprägtem Praxisbezug, intensiver und vielfältiger Forschung, hohen
Qualitätsstandards sowie einer starken internationalen Ausrichtung. Das
Studiengangsportfolio umfasst Wirtschafts-, Verwaltungs-, Rechts- und
Sicherheitsmanagement sowie Ingenieurwissenschaften in über 60
Studiengängen auf Bachelor-, Master- und MBA-Ebene. Die HWR Berlin
unterhält 195 aktive Partnerschaften mit Universitäten auf allen
Kontinenten und ist Mitglied im Hochschulverbund "UAS7 - Alliance for
Excellence". Als eine von Deutschlands führenden Hochschulen bei der
internationalen Ausrichtung von BWL-Bachelorstudiengängen und im Dualen
Studium belegt die HWR Berlin Spitzenplätze in deutschlandweiten Rankings
und nimmt auch im Masterbereich vordere Plätze ein. Die HWR Berlin ist
einer der bedeutendsten und erfolgreichen Hochschulanbieter im
akademischen Weiterbildungsbereich und Gründungshochschule. Die HWR Berlin
unterstützt die Initiative der Hochschulrektorenkonferenz "Weltoffene
Hochschulen - Gegen Fremdenfeindlichkeit".

http://www.hwr-berlin.de


Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=rtKE6yDe-KU

- Video-Interview mit Prof. Dr. Antje G. I. Tölle

"Alles was recht ist: Wie steht es um das geplante Recht auf Homeoffice?"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/658: Antragsfrist für Corona-Soforthilfen verlängern (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 27. Mai 2020

Antragsfrist für Soforthilfen verlängern!

Statement von Rechtsanwältin Dr. Sylvia Ruge, Hauptgeschäftsführerin des Deutschen Anwaltvereins (DAV)



Mit dem 31. Mai 2020 läuft die Antragsfrist für die
Corona-Soforthilfen ab. Mehrfach haben der Deutsche Anwaltverein (DAV)
und der Bundesverband der Freien Berufe (BFB) bereits auf die
Notwendigkeit einer Fristverlängerung hingewiesen. Mit Schreiben an
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat
DAV-Hauptgeschäftsführerin Sylvia Ruge diese Forderung nun noch einmal
bekräftigt.

"Die Antragsfrist für die Corona-Soforthilfen des Bundes muss dringend
verlängert werden. Bei Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie in
zahlreichen anderen freien Berufen treten Umsatzrückgänge und
Liquiditätsengpässe regelmäßig erst zeitversetzt ein. Dies hängt damit
zusammen, dass hier Vergütungen üblicherweise erst nach Abschluss der
Leistungserbringung fällig und in Rechnung gestellt werden. Die
finanziellen Folgen der Corona-Krise sind für viele Kolleginnen und
Kollegen daher bereits absehbar, jedoch noch nicht unmittelbar
spürbar.

Gerade in der Krise brauchen viele Bürgerinnen und Bürger rechtliche
Beratung durch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Aber auch die
Anwaltschaft selbst ist eben von der Krise betroffen; die finanziellen
Auswirkungen zeigen sich nur häufig erst zeitversetzt. Daher muss die
Beantragung von Soforthilfen dann noch möglich sein. Eine
Fristverlängerung, etwa um drei Monate bis Ende August, ist nicht nur
geboten - sie ist auch möglich: Noch nicht einmal ein Drittel der
eingestellten Mittel des Bundes ist bisher abgerufen worden."

 * 

Quelle:

Statement vom 27. Mai 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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KIRCHE/2278: Ratsvorsitzender besorgt um Friedensprozess in Israel und Palästina (EKD)

Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 28.05.2020

EKD-Ratsvorsitzender besorgt um Friedensprozess in Israel und
Palästina

Evangelische Mittelost-Kommission veröffentlicht Stellungnahme zu
Annexionsplänen im Westjordanland



Die Evangelische Mittelost-Kommission (EMOK) hat heute eine Stellungnahme
zu den Annexionsplänen der israelischen Regierung im Westjordanland
veröffentlicht. Darin fordert sie die israelische Regierung auf, die von
ihr vereinbarten Annexionspläne auszusetzen und appelliert an die politisch
Verantwortlichen in Israel und Palästina, Verhandlungen zur Lösung des
Konfliktes wiederaufzunehmen. "Aus Sorge um den Frieden und um das Wohl der
Menschen in Israel und Palästina kritisiert die Evangelische 
Mittelost-Kommission die Pläne der israelischen Regierung, palästinensische Gebiete
völkerrechtswidrig zu annektieren. Eine Friedenslösung kann nur auf dem
Verhandlungsweg und nur unter Wahrung von Recht und Gerechtigkeit und unter
Achtung der geltenden Menschenrechts- und Völkerrechtsnormen erreicht
werden", so der EMOK-Vorsitzende Bischof i.R. Markus Dröge.

Auch der Ratsvorsitzende der EKD, Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm
äußert sich besorgt um die Sicherheit der Menschen in Israel und Palästina:
"Die Annexionspläne der israelischen Regierung erfüllen mich mit großer
Sorge. Denn die einzige Möglichkeit, für die Menschen in Israel und
Palästina, dauerhaft in Sicherheit zu leben, ist ein Friedensprozess, der
die legitimen Interessen beider Seiten berücksichtigt. Die jetzt geplante
Annexion bestimmter Gebiete in Palästina würde nicht nur dem Völkerrecht
widersprechen, sie würde auch die noch vorhandenen Chancen einer
Neuaufnahme des Friedensprozesses zerstören. Das darf nicht passieren. Das
Ziel des notwendigen Friedensprozesses bleibt eine Zweistaatenlösung, die
die vorbehaltlose Anerkennung des Existenzrechts Israels durch alle Seiten
und ein sicheres Leben der Menschen in Israel genauso einschließt wie einen
palästinensischen Staat der den Menschen in Palästina ein selbstbestimmtes
Leben ermöglicht."

Die EMOK ist ein Zusammenschluss von Kirchen, Missionswerken, Hilfswerken
und christlichen Organisationen, die Beziehungen zum Mittleren Osten
pflegen. Ein wesentliches Anliegen der EMOK ist der Fortbestand und das
Wachstum der Kirchen im Mittleren Osten. Sie fördert insbesondere die
Zusammenarbeit zu Themen des christlich-jüdischen und des 
christlich-islamischen Dialogs im eigenen Kontext sowie im Mittleren Osten und
verfolgt die politische und die gesellschaftliche Entwicklung in der
Region.


Die vollständige Stellungnahme der EMOK ist als PDF-Datei verfügbar
unter:

https://www.ekd.de/ekd_de/ds_doc/Stellungnahme_EMOK_zu_Annektionsplaenen_Westjordanland_2020.pdf.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 74/2020 vom 28.05.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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KIRCHE/2277: Bedford-Strohm - Pfingstfest schafft neue Zuversicht in Corona Zeiten (EKD)

Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 28.05.2020

Bedford-Strohm: Pfingstfest schafft neue Zuversicht in Corona Zeiten

EKD-Ratsvorsitzender ermutigt zu Aufbruch in Kirche und Gesellschaft.
Studie belegt Digitalisierungsschub in der evangelischen Kirche



"Der Geist des Pfingstfestes erinnert an Gottes Gegenwart mitten in unserem
Leben in Corona-Zeiten", so der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Heinrich Bedford-Strohm in seiner Botschaft zum
Pfingstfest. Pfingsten führe Menschen über alle Grenzen hinweg zusammen und
schaffe neue Zuversicht: "Er gibt die Kraft, alte Bahnen zu verlassen und
Neues zu wagen". Diesen Geist brauchen Kirche und Gesellschaft. "Aus der
Kraft des Pfingstgeistes kann mitten in der Krise ein Aufbruch in eine
bessere Zukunft werden", betont Bedford-Strohm. "Die Pfingstgeschichte kann
uns zu all dem gerade jetzt inspirieren. Denn die Jünger hören mit dem
Geist im Herzen Gottes Worte und alle können sie verstehen, obwohl sie ganz
unterschiedliche Sprachen sprechen", so Bedford-Strohm. Entsprechend gilt
es, Verantwortung und Gemeinsinn zu stärken, Spaltungen zu überwinden und
Widerstand gegen Hass zu befördern.

Das Pfingstfest ermögliche nicht nur gesellschaftlichen Aufbruch, sondern
stehe auch für die Erneuerung der Kirche. "Wo der Pfingstgeist weht, da
ändert sich die Kirche. Da wagt sie Neues. Da vertraut sie auf die
Kreativität und Begeisterung ihrer Mitglieder", so der Ratsvorsitzende.

Anhaltspunkte für die Erneuerungskraft der Kirche während der Corona-Krise
bietet unterdessen eine Studie, die die Evangelische Arbeitsstelle für
missionarische Kirchenentwicklung und diakonische Profilbildung (midi)
derzeit erstellt. Darin werden 116 Kirchenkreise und Dekanate zu ihren
Erfahrungen mit digitalen Verkündigungsformaten während der Corona-Krise
befragt. Erste Auswertungen bestätigen, dass die Krise in der Evangelischen
Kirche einen nachhaltigen Digitalisierungsschub ausgelöst hat. So gaben
mehr als die Hälfte der Teilnehmenden an, die digitalen
Verkündigungsformate auch nach dem "Lockdown" fortführen zu wollen. So wird
es künftig verstärkt sogenannte "hybride" Gottesdienstformate geben, die
sowohl analog als auch digital mitgefeiert werden können.

Pfingsten ist das "Fest des Heiligen Geistes" und nach Weihnachten und
Ostern das dritte Hauptfest des Kirchenjahres. In diesem Jahr wird
Pfingsten am 31. Mai/1. Juni gefeiert. Der Name geht auf das griechische
Wort "pentekoste" (der fünfzigste) zurück, weil das Pfingstfest seit Ende
des vierten Jahrhunderts fünfzig Tage nach Ostern gefeiert wird. In
Erinnerung an die Ausgießung des Heiligen Geistes wird Pfingsten auch als
"Geburtstag der Kirche" und Beginn der weltweiten Mission verstanden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 73/2020 vom 28.05.2020

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INTERNATIONAL/442: Im Schatten der Coronakrise nimmt die Repression in Chile zu (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Im Schatten der Coronakrise nimmt Repression in Chile zu

Von Ignacio Luengo S., 27. Mai 2020
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Im Oktober 2019 begannen in Chile landesweite Massenproteste,
die sich gegen die extreme soziale Ungleichheit, die Privatisierung
und massiven Mängel im Gesundheits- und Bildungswesen, die
Privatisierung von Wasser und Bodenschätzen u.v.m. richteten.

Eine Hauptforderung war eine Volksabstimmung über eine neue
Verfassung, die im Oktober 2020 stattfinden sollte. Mit dem von der
Regierung am 19. März wegen der Corona-Pandemie ausgerufenen Notstand
und den damit verhängten Ausgangssperren kamen die Proteste zum
Erliegen.

Zunächst wurde die Quarantäne nur in den reichen Vierteln der
Hauptstadt verhängt, erst im April wurde sie ausgeweitet. Zunächst
wollte der Gesundheitsminister keine komplette Quarantäne verhängen.
Erst am 15. Mai, nachdem sich der Virus in der chilenischen Hauptstadt
massiv ausgebreitet hat, wurde diese beschlossen.

In den ärmeren Regionen von Santiago de Chile können die Menschen seit
fast zwei Monaten nicht mehr arbeiten gehen. Viele Personen haben kein
Internet, um von Zuhause aus zu arbeiten. Viele leben vom täglichen
Verkauf auf Märkten und ohne das Haus zu verlassen, können sie kein
Einkommen erwirtschaften, um Miete, Schulden und vor allem Essen zu
bezahlen.

Die Regierung startet Projekte, die im Homeoffice stattfinden sollen,
aber da viele der armen Schichten keinen Computer oder Internetzugang
haben, gehen diese Projekte an denjenigen vorbei, die Unterstützung am
meisten benötigen.

Andererseits beginnen Menschen gegen Lebensmittelmangel zu
demonstrieren und die Regierung schickt als Antwort Militär auf die
Straßen, verstärkt die Polizeikräfte und gibt Millionen Pesos für
Waffen und Fahrzeuge aus, während es heißt, es sei kein Geld für die
grundlegendste Ausstattung in Krankenhäusern da. Das
Gesundheitspersonal, welches sich für die Betroffenen einsetzt, muss
mangels Schutzausrüstung mit Ansteckung rechnen. Schon früher kam es
zum Zusammenbruch des Gesundheitssystem, aber noch nie in diesem
Ausmaß wie unter der Covid-19-Pandemie.
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Die Polizeikräfte greifen die Leute auf den Straßen an und nicht nur
diejenigen, die keine amtliche Erlaubnis zum Verlassen des Wohnsitzes
haben. Obdachlose werden mit Gewalt aus der Stadt vertrieben und
müssen um ihr Leben fürchten. Alle, die diesen Personen helfen wollen,
werden festgenommen.

Außerdem finden Ermittlungen gegen Personen auf Grundlage der Gesetze
zur Inneren Sicherheit statt, die die monatelangen Massenproteste
unterstützt haben.

Auch Fälle, in denen der "Hunger" in Chile thematisiert wird, werden
von der Regierung verfolgt. Es macht den Eindruck, als würde die
Diktatur wieder erstarken, das "soziale Abstandhalten" wird genutzt,
um die Revolution und die Änderung der Verfassung zu kontrollieren.
Die Menschen spüren, dass die Regierung sich nicht nur auf die
Kontrolle des Virus konzentriert, sondern die Situation ausnutzt, um
die Volksabstimmung über die Verfassungsänderung im Oktober zu
verbieten und zusätzlich einen Teil der armen Bevölkerung loszuwerden.

Das Wasser und das Fernsehen wurde für einige Tage abgestellt und
außerdem die Internetkapazitäten gedrosselt.

All das passiert in den Regionen, wo die Bevölkerung der Mittel- und
Unterschicht lebt. Im Gegensatz dazu entstehen in den reicheren
Gegenden nicht viele Probleme mit der Quarantäne, die meisten können
von Zuhause aus arbeiten. Die Probleme beginnen, wenn man zur Arbeit
das Haus verlassen muss.

Viele Leute sind arbeitslos geworden und die Krankenhäuser brechen
unter der großen Anzahl von Covid-19-Infizierten zusammen.
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Das Gesundheitssystem in Chile ist weitgehend privatisiert. Ohne Geld,
um die Behandlung zu bezahlen, wird man nach Hause geschickt, um auf
eine Genesung oder den Tod zu warten.

Im Süden, in den Gemeinden der Mapuches (indigene Bevölkerung Chiles),
die im Wesentlichen von der Landwirtschaft leben, erfahren die
Menschen noch mehr Repressionen von Seiten des Militärs als vorher.
Die Übergriffe haben sich verschlimmert. Während im Fernsehen nur von
Corona berichtet wird, lässt die Regierung arme und indigene Menschen,
die um ihre Würde kämpfen, sterben.

Es gibt auch viel Solidarität und Selbsthilfe zwischen den
Betroffenen. Meine Eltern und ich backen Brot, um es mit einer Art
amtlichen Dringlichkeits-Erlaubnis in eins der armen Gebiete zu
schicken.

Auch wir Künstler organisieren uns und unterstützen die armen
Gemeinden. Ich gebe kostenlose Psychotherapiestunden. Alle versuchen
zu helfen, wie sie können. Aber es wird jeden Tag härter.

In einigen Gegenden tun sich Leute zusammen, um Essen für alle zu
kochen und die Polizei kommt und wirft sämtliche Lebensmittel weg.
Nach deren Lesart verbietet das Gesetz sich in Gruppen
zusammenzufinden. Aber es gibt kein Essen und die Regierung unternimmt
nichts in dieser Hinsicht.

Viele in der Bevölkerung sind davon überzeugt, dass die Regierung bei
den offiziellen Todesfällen nicht die Wahrheit sagt oder zumindest den
Überblick verloren hat.

Die Kultur und die Künste, die nie eine Priorität für die Regierung
waren, brechen zusammen. Die Kunst bietet in dieser Krise den Menschen
die größte Inspiration an und gleichzeitig sind die Künstler von den
wirtschaftlichen Folgen am meisten betroffen. Es ist unmöglich, heute
mit der Kunst zu überleben, was früher schon schwierig war. Jetzt ist
sie komplett gelähmt.

Wir müssen Widerstand leisten, und der nächste Schritt wäre eine
Verfassungsänderung in Chile, damit dieses Land aufhört, von einer
wirtschaftspolitischen Elite missbraucht zu werden, die sein Volk seit
mehr als 30 Jahren, seit dem Ende der Pinochet-Diktatur bestohlen hat.


Aus dem Spanischen von Christina Kronberg übersetzt und von
der Redaktion überarbeitet.


Über den Autor

Ignacio Luengo S. ist Psychologe, Musiker und Fotograf, er lebt in
Santiago de Chile. Die Protestbewegung hat er von Oktober bis März
fotografisch dokumentiert und heute, in der Quarantäne, arbeitet er
als Psychotherapeut und erlebt tagtäglich wie tief die aktuelle Krise
die Menschen auf emotionaler und psychologischer Ebene berührt. Er
arbeitet mit #mingaporlospueblos zusammen.

Der Schattenblick veröffentlicht den Artikel mit freundlicher
Genehmigung des Autors und Fotografen Ignacio Luengo S.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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SCHACH-SPHINX/07285: Wachstum ins Unermeßliche (SB)

Ein Bauer ist in der Regel nicht viel wert. Oft scheint er mehr ein
Hemmnis zu sein, als einen Nutzen zu bringen. Doch je weiter er
vorrückt, desto größer sein Ruhm und die Aussicht, die Partie dank
seiner plötzlich entfesselten Kraft zu entscheiden. In der Nähe zum
Umwandlungsfeld wächst seine Energie gar ins Unzählbare. Der Stein,
der sonst leichterdings geopfert wird, um Linien zu öffnen, wird dann
tief im Feindesland zu einer enorm wichtigen Figur, gewissermaßen
geadelt durch sein Vorpreschen. Bedroht dieser Bauer dann auch noch
den gegnerischen König, so darf er selbst die Lanze führen und
eigenhändig das Schicksal bereiten. Rubinstein hatte seinen Gegner
Salwe im Turnier zu Lodz 1907 in eine entnervend enge Notlage
gebracht. Der Bauer auf f3 drohte, mit einem Abzugsschach vorzuziehen,
aber Rubinstein ersann ein eleganteres Mittel, um die Stoßkraft des
Bauern zu erhöhen. Vorab mußte er jedoch die Aufstellung der weißen
Streitkräfte für seine Zwecke noch durcheinanderbringen. Notwendig
dazu war ein pointensicheres Opfer. Das heutige Rätsel der Sphinx hat
genug Hinweise geliefert, Wanderer, um jetzt die Melodie zu
vervollstänigen.
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Salwe - Rubinstein

Lodz 1907


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Welch ein Jammer, daß Polgars Plan 1.Th7-h8 a5-a4! 2.g4-g5?? von
seinem Kontrahenten Bjerre durchkreuzt wurde mit 2...Db6-g1+! 3.Kb1-b2
a4-a3+!! Viel zu spät erkannte Polgar seinen Irrtum, denn nach
4.Kb2xa3 wird sein König mit 4...Dg1-c1# mattgesetzt.



Erstveröffentlichung am 8. Mai 2007

29. Mai 2020
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MELDUNG/110: Bildungsteilhabe an Schulen und Hochschulen massiv gefährdet (idw)

FernUniversität in Hagen - 28.05.2020

Bildungsteilhabe an Schulen und Hochschulen massiv gefährdet

Erste Ergebnisse der Studie zur Professionalität und Bildungsgerechtigkeit
in der Corona-Krise.



Wie erreichen Lehrende ihre Schülerinnen, Schüler und Studierenden in der
Corona-Krise? Eine Studie der FernUniversität in Hagen zu Fernunterricht
und -lehre zeigt: Die Bildungsteilhabe in der Corona-Krise ist an Schulen
und Hochschulen massiv gefährdet. Als Grund dafür wird von den Befragten
in erster Linie der unzureichende persönliche Kontakt zwischen Lehrenden
und Lernenden angegeben. Infolge der Schul- und Hochschulschließungen zur
Eindämmung des Corona-Virus mussten Lehrkräfte verstärkt auf digitale
Werkzeuge zur Realisierung ihres Unterrichts und ihrer Lehre
zurückgreifen.

"Trotz der Einschätzung, dass die Inhalte die Adressatinnen und Adressaten
erreichen, sieht der Großteil der Lehrerinnen, Lehrer und
Hochschullehrenden die Bildungsteilhabe massiv gefährdet", stellt
Projektleiterin Prof. Dr. Julia Schütz (Lehrgebiet Empirische
Bildungsforschung) heraus.

Anfang April startete die offene Online-Umfrage zum Unterrichten und
Lehren an allgemeinbildenden Schulen und Hochschulen in der Corona-Krise.
Jetzt liegen erste Ergebnisse der Studie zur Professionalität und
Bildungsgerechtigkeit in der Krise (ProBiKri-Studie) vor.

An der Befragung beteiligten sich bundesweit 837 Personen. Die
Untersuchung fokussiert auf die Erfahrungen und Einschätzungen der
pädagogischen Akteurinnen und Akteure. Sie fragt unter anderem danach,
wie der digitale Unterricht bzw. die digitale Lehre in der Krise gelingt
und inwieweit die Befragten eine gleichberechtige Bildungsteilhabe als
gefährdet einschätzen. Darüber hinaus zielt die Studie auf das
professionelle Handeln der Bildungspraktikerinnen und Bildungspraktiker
unter den Bedingungen des Fernunterrichts bzw. der Fernlehre: "Gelingt es
den Akteurinnen und Akteuren ein tragfähiges Arbeitsbündnis zu ihren
Schülerinnen, Schülern und Studierenden herzustellen und wenn ja, wie?",
stellt Schütz als zentrale Frage heraus. "Das ist eine der wichtigsten
Voraussetzungen zur Initiierung von Lern- und Bildungsprozessen."

87 Prozent der befragten Lehrkräfte an allgemeinbildenden Schulen
schätzen, dass der von ihnen vermittelte Unterrichtsstoff bei ihren
Schülerinnen und Schülern ankommt. Im Hochschulbereich geben 84 Prozent
der Lehrenden an, dass dies der Fall sei. Und trotzdem: 78 Prozent der
Lehrkräfte an Schulen und 65 Prozent der Hochschullehrenden sehen die
gleichberechtigte Bildungsteilhabe ihrer Schülerinnen und Schüler bzw.
Studierendenschaft gefährdet.

Als Begründung für die hohe Einschätzung der ungleichen Bildungsteilhabe
nennen die Befragten den unzureichenden persönlichen Kontakt zu den
Schülerinnen, Schülern bzw. Studierenden (Lehrerinnen und Lehrer 69
Prozent, Hochschullehrende 58 Prozent). Auch die bisher geführten
Interviews der Studie deuten darauf hin, dass der persönliche Kontakt als
Faktor für das Gelingen von Lehr-Lernprozessen benötigt wird. Zudem ist er
ausschlaggebend für die Einschätzung darüber, ob angemessen, das heißt
bildungsgerecht unterrichtet bzw. gelehrt wird. Die FernUniversität in
Hagen setzt entsprechend ihrer langjährigen Erfahrung auf
Blended-Learning-Ansätze in der Lehre. Das heißt, verschiedene Bausteine der
Online- und Präsenzlehre werden miteinander kombiniert.


Weitere Ergebnisse folgen und werden auf den Webseiten des Zentrums
für pädagogische Berufsgruppen- und Organisationsforschung (ZeBO Hagen) zur
Verfügung gestellt.


Weitere Informationen unter:
https://www.fernuni-hagen.de/zebo/index.shtml
- Website des Zentrums für pädagogische Berufsgruppen- und
Organisationsforschung (ZeBO Hagen)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/580: Masken erschweren es, Mimik zu lesen (idw)

Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 28.05.2020

Masken erschweren es, Mimik zu lesen

Bamberger Psychologe hat experimentell erforscht, wie Gesichtsmasken das
Lesen von Emotionen beeinträchtigen - und was das für den Alltag bedeutet.



Gesichtsmasken zu tragen, ist eine wesentliche Hygienemaßnahme, die
verhindern soll, dass bestimmte Atemwegserkrankungen wie COVID-19
übertragen werden. "Obwohl immer mehr Europäerinnen und Europäer solche
Masken akzeptieren, haben viele das Gefühl, dass die soziale Interaktion
durch das Tragen einer Maske beeinträchtigt wird. Das stellt ein großes
Hemmnis für das konsequente Tragen der Masken dar", erläutert
Wahrnehmungspsychologe Prof. Dr. Claus-Christian Carbon. Der Inhaber des
Lehrstuhls für Allgemeine Psychologie und Methodenlehre an der Universität
Bamberg hat dazu eine experimentelle Studie durchgeführt.

Claus-Christian Carbon testete systematisch, wie Gesichtsmasken die
Lesbarkeit von Emotionen beeinflussen. An der Studie nahmen 41
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zwischen 18 und 87 Jahren teil. Sie
bewerteten die emotionalen Ausdrücke von zwölf verschiedenen Gesichtern.
Jedes Gesicht wurde zufällig mit sechs verschiedenen Ausdrücken
dargestellt: wütend, angewidert, ängstlich, glücklich, neutral und
traurig. Dabei waren die Gesichter vollständig sichtbar oder teilweise von
einer Gesichtsmaske bedeckt. Insgesamt erhielt jede teilnehmende Person
144 Gesichtsstimuli. "Wenn Gesichter mit Masken bedeckt waren, wurde das
emotionale Lesen der Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer stark
beeinträchtigt", fasst Claus-Christian Carbon zusammen.

Der Wissenschaftler erklärt: "Die Teilnehmenden erkannten Emotionen
weniger genau und vertrauten ihrer eigenen Einschätzung seltener. Spannend
in diesem Zusammenhang ist vor allem, dass es zu charakteristischen
Fehlinterpretationen von einzelnen Emotionen kam." Beispielsweise
schätzten Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen deutlich angewiderten
Gesichtsausdruck mit Maske als wütend ein. Einige Emotionen, wie Glück,
Trauer und Wut, bewerteten sie als neutral. "Der emotionale Zustand wurde
also gar nicht mehr wahrgenommen", so der Wahrnehmungspsychologe, der als
Konsequenz empfiehlt: "Wir können die Unfähigkeit, Emotionen zu lesen,
ausgleichen. Zum Beispiel können wir vermehrt Körpersprache, Gesten und
mündliche Kommunikation einsetzen, um weiterhin effektiv sozial
interagieren zu können."


Weitere Informationen unter:

www.uni-bamberg.de/allgpsych/news/artikel/neue-studie-zum-emotionserkennen-von-gesichtern-mit-mund-nase-masken-covid-19

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/176: Profi-Fußball - Frauen vs. Männer (idw)

Deutsche Sporthochschule Köln - 28.05.2020

Profi-Fußball: Frauen vs. Männer

Unentschieden in der taktischen Leistung



Eine Studie zu geschlechtsspezifischen Unterschieden im Profi-Fußball
zeigt: Es gibt keine Unterschiede in der taktischen Leistungsfähigkeit
zwischen Frauen und Männern.

Mit einem provokanten Werbespot haben die deutschen Nationalspielerinnen
im Vorfeld der Fußball-WM der Frauen humorvoll mit alten Klischees
gespielt. Im Spot heißt es über Frauenfußball: "Wie Amateurfußball, nur in
Zeitlupe". Doch wo liegen objektive Unterschiede zwischen dem
Spielverhalten von Frauen und Männern? Das hat eine Studie der Deutschen
Sporthochschule Köln untersucht, deren Ergebnisse jetzt vorliegen. Anhand
von Event- und Positions-Daten wurde die fußballspezifische taktische
Leistungsfähigkeit von Frauen und Männern in Europa verglichen.

Um unterschiedliche physiologische und anatomische Merkmale beider Gruppen
auszublenden und geschlechtsspezifische Bias bei der Bewertung von
Fußballspielen zu vermeiden, war die zentrale Idee der Studie, sogenannte
Event- und Positions-Daten von Frauen und Männern auf höchstem Spielniveau
miteinander zu vergleichen. Zur Bewertung wurden 12 taktische
Schlüssel-Indikatoren (Key Performance Indices = KPIs) herangezogen. Als
objektive Analysewerkzeuge kamen neu entwickelte KPIs und sportinformatische
Analyseverfahren zum Einsatz, die unter anderem auf künstlichen neuronalen
Netzen basieren.

Professor Daniel Memmert, Leiter der Studie: "Nimmt man "verblindete"
Event- und Positions-Daten zu Hilfe, bei denen keine Rückschlüsse auf das
Geschlecht möglich sind und in denen somit keine Frauen-Vorurteile
"versteckt" sein können, finden wir in keiner unserer zwölf taktischen
Leistungsvariablen signifikante Unterschiede zwischen den Geschlechtern."

Ausgewertet wurden bei den Event-Daten beispielsweise: Anzahl Pässe,
Anzahl erfolgreicher Pässe, Passerfolgsquote, Anzahl Flanken, Anzahl
Dribblings, Anzahl Rettungsaktionen, Anzahl Torabschlüsse. Die Analyse
eventbasierter KPIs zeigte, dass individualtaktische Ereignisse in Frauen-
und Männerspielen in ähnlicher Häufigkeit auftreten. Auf der Basis von
Positions-Daten wurden Pass-Druck-Effizienz-Maße, verschiedene
Pressing-Indices sowie verschiedene
Zugewinn-Raumkontrolle-Strafraum-Parameter und Angriffsdrittel-Parameter in
den Blick genommen. Die Positions-Datenbasierte Analyse offenbart, dass
Frauen und Männer vergleichbare Werte in allen taktischen Variablen
aufweisen. Zusammenfassend konnte gezeigt werden, dass im Gegensatz zu
bisherigen videobasierten Analysen bei der Verwendung objektiver,
datenbasierter Analyseverfahren keine Unterschiede in der
fußballspezifischen taktischen Leistung zwischen Frauen und Männern im
Hochleistungs-Fußball erkennbar sind.

Professor Daniel Memmert bilanziert: "Da trotz zahlreichen Anfragen bei
Verbänden und Vereinen keine große Stichprobe an auswertbaren Datensätzen
erzielt werden konnte, wünsche ich mir, dass zukünftig mehr Positions- und
Event-Datensätze von Frauen-Fußballspielen generiert und der Forschung zur
Verfügung gestellt werden."

Die Erkenntnisse können objektive Rückschlüsse auf die Ausbildung von
Spieler*innen ermöglichen, zur Weiterentwicklung und Professionalisierung
des Frauenfußballs im Bereich Taktik beitragen und helfen, die öffentliche
Wahrnehmung und die Attraktivität des Frauenfußballs auf Basis objektiver
Bewertungskriterien zu fördern.

Das Projekt des Instituts für Trainingswissenschaft und Sportinformatik
wurde durch das UEFA-Forschungsstipendienprogramm unterstützt. Dieses
Programm der Union Europäischer Fußballverbände (UEFA) richtet sich an
Akademiker*innen, die in Partnerschaft mit den nationalen Verbänden
Forschung betreiben, um die strategische Entscheidungsfindung im
europäischen Fußball zu verbessern.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, 28.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/099: Prof. Henning Wackerhage - Wie kann man Sport treiben zu Zeiten der Corona-Epidemie? (idw)

Technische Universität München - 28.05.2020

Wie kann man Sport treiben zu Zeiten der Corona-Epidemie? 

Interview mit Prof. Henning Wackerhage



Für den Sport ist die aktuelle Corona-Epidemie die größte
Herausforderung der letzten 100 Jahre. Henning Wackerhage, Professor für
Sportbiologie an der Technischen Universität München (TUM), hat daher
zusammen mit Kolleginnen und Kollegen der Universitäten Gießen, Glasgow,
Hildesheim, Mainz und Padua sowie des Max-Planck-Instituts für Biochemie die
Wechselwirkungen zwischen Sport und Corona-Pandemie analysiert und daraus
Empfehlungen abgeleitet. Im Interview erläutert er ausgewählte Ergebnisse
der Untersuchung.


Welche Rolle haben Sportveranstaltungen bei der Ausbreitung der
Corona-Pandemie gespielt?

Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass Italiens Patient 1 sehr viele Menschen
getroffen hat und, bevor er selbst erste Symptome bekam, bereits eine
größere Anzahl Menschen in Bergamo angesteckt hatte. Auch die haben das
Virus dann wohl bereits weitergegeben, und dann kam das große Ereignis,
das erste Champions League Spiel des Vereins Atalanta Bergamo, gegen den
FC Valencia.

Die Menschen in Bergamo dachten damals noch, dass das SARS-CoV-2-Virus
irgend so ein Virus in China sei. Bedenken gab es da kaum. Und es gab ja
auch noch weitere Großereignisse, wie beispielsweise das Spiel FC
Liverpool gegen Atlético Madrid. Alles Ereignisse wo 40, 50 oder 60.000
Menschen zusammen kamen. Unter den Zuschauern dürften sich viele
angesteckt haben, und die haben dann das Virus mit nach Hause getragen und
dort wieder andere infiziert.

Ganz ähnlich ist auch die Ausbreitung des Virus im Skiort Ischgl zu sehen:
Dort haben sich auch viele Menschen angesteckt, und dann haben die
Menschen das Virus zu Hause wieder weiter verbreitet. Es gab da am 29.
Februar einen Flug nach Island mit 15 infizieren Personen, und von denen
waren 14 in Ischgl zum Skifahren. Norwegen führte Mitte März 40 Prozent
seiner Corona-Infektionen auf Ansteckungen in Österreich zurück. Auch in
Bayern hat das Skifahren einiges zu den hohen Fallzahlen beigetragen.

Wie können solche Effekte in Zukunft vermieden werden?

Die Beispiele zeigen, dass Sportereignisse wesentlich dazu beigetragen
haben, dass sich das Virus in Europa so stark verbreitet hat. Was lernen
wir daraus? Besonders für internationale Sportereignisse, bei denen
Menschen aus vielen Ländern zusammen kommen und danach wieder zurück
reisen, ist das Risiko groß, dass man sich gegenseitig ansteckt und das
Virus global verbreitet. Das ist jetzt natürlich ein großes Problem zum
Beispiel für die Ausrichtung der Olympischen Spiele in Tokyo.

Die entscheidenden Infektionswege sind Tröpfchen und Aerosole, und die
Infektion über Oberflächen. Es gibt ja ganz viele verschiedene Facetten
des Sports wo verschiedene Infektionswege ein Problem sein können. Jetzt
muss man sich für jede Sportaktivität gezielt überlegen: Wie kann ich hier
Infektionen vermeiden?

Um Fußballstadien wieder öffnen zu können, braucht es eine Vielzahl von
Maßnahmen, beispielsweise die sichere Einhaltung von Abständen,
möglicherweise Gesichtsmasken gegen Tröpfchen, Desinfektion von Geländern,
Schutzmaßnahmen beim Catering und Social Distancing bei der Anreise.
Geisterspiele ohne Zuschauer sind da natürlich eine relativ sichere
Lösung.

Sie haben zusammen mit einem Expertengremium Empfehlungen für 
Fitness-Studios ausgearbeitet. Was empfehlen Sie?

Wir schlagen einen detaillierten 5-Punkte-Plan vor. Der erste Punkt in
unserem Fünf-Punkte-Plan sind Mitarbeiterschulungen. Die müssen die
Ansteckungsmöglichkeiten kennen, müssen den Betrieb des Fitnessstudios
anpassen, um Tröpfchen, Aerosol- und Schmierinfektionen zu vermeiden, und
sie müssen die Maßnahmen auch mittragen.

Eine weitere Empfehlung ist, die Fitnessstudios gut zu lüften und
hochintensive Belastung zu vermeiden. Wenn man Sport treibt, erhöht sich
das Atemvolumen von etwa fünf bis zehn Litern pro Minute in der Ruhe auf
über 100 Liter pro Minute bei untrainierten Menschen. Sehr gut trainierte
Sportler erreichen über 200 Liter pro Minute. Wir wissen nicht genau, wie
viel SARS-CoV-2-Viren Infizierte dabei freisetzen, aber man kann sich
vorstellen, dass, wenn jemand 150 Liter pro Minute atmet, der quasi zur
sprichwörtlichen Virenschleuder wird. Intensive Belastungen im
Fitnessstudio sollte man also vermeiden; das sollte man dann eher im
Freien machen.

Wenn man beim Krafttraining Geräte gemeinschaftlich benutzt, sollte man
nach jeder Benutzung die Hanteln mit einem Desinfiziertuch abwischen, um
eine Schmierinfektion zu vermeiden. Idealerweise sollte also eine Person
alle Übungen durchführen und dann das Gerät desinfizieren, denn das Virus
kann auf Metalloberflächen bis zu einem Tag lang überleben.

Sollte sich jemand infiziert haben, ist eine Nachverfolgung wichtig, das
heißt eine Liste, wer wann trainiert hat. Über diese Liste kann dann das
Gesundheitsamt sehr schnell feststellen, wer wann mit wem wie lange
Kontakt hatte, gefährdete Personen umgehend testen und notfalls in
Quarantäne schicken. All diese Maßnahmen würden auch für den Vereinssport
funktionieren.

Sind trainierte Personen durch ihre Fitness besser vor einem schweren
Verlauf geschützt?

Fitte und gesunde junge Menschen haben ein geringes Risiko für einen
schweren Verlauf von COVID-19, sind aber nicht völlig davor geschützt. Ein
gutes Beispiel ist "Patient 1" des italienischen Covid-19-Ausbruchs, ein
38-jähriger Marathon-Läufer: Der war zwar fit, lag aber trotzdem zwei
Wochen auf der Intensivstation.

Es gibt zwar keine eindeutigen Beweise dafür, dass körperliches Training
die Häufigkeit akuter Atemwegsinfektionen reduziert, doch es gibt Indizien
dafür, dass regelmäßige Aktivität die Schwere von Infektionen vermindert.
Erwiesen ist, dass leichtes Training das Immunsystem eher stärkt, während
Sportler, die sehr hart trainieren, sich eher häufiger Infekte einfangen.
Hartes Training sollte man also nach Möglichkeit unterlassen.

Was ist aus Ihrer Sicht besonders zu beachten?

Viele Infektionen durch den SARS-CoV2-Virus geschehen durch Personen, die
keine Krankheitssymptome haben. Die haben keinen Husten, die haben keinen
Schnupfen, denen geht es eigentlich gut. Trotzdem sind sie infiziert und
können andere Menschen anstecken. Das ist ein großes Problem, denn man
kann jemanden, der infiziert ist, nicht immer an seinen Symptomen
erkennen. Die Konsequenz für uns im Sport ist, das wir eigentlich jeden so
behandeln müssen, als wäre er oder sie infiziert und entsprechende
Schutzmaßnahmen treffen müssen - und außerhalb des Sports gilt das
eigentlich genauso.

Jetzt gilt es, die positiven Effekte des Sportes zu nutzen, während man
die Infektionsrisiken minimiert. Die legendären Sportphysiologen Bente
Klarlund-Pedersen und Bengt Saltin haben Publikationen zu 26 Krankheiten
analysiert, und für eigentlich alle gilt: Sport hat positive Effekte
sowohl in der Prävention als auch in der Therapie.

Grundsätzlich gilt, wie im Arbeitsschutz, die Risiken zu identifizieren
und für jede Sportart die geeigneten Maßnahmen zu erarbeiten. Mit
Maßnahmen wie Abstand, Mund-Nasen-Masken, Desinfektion und einer
geeigneten Nachverfolgung kann man die meisten Sportarten wieder guten
Gewissens machen.


Originalpublikation:

H. Wackerhage, R. Everett, K. Krüger, M. Murgia, P. Simon, S. Gehlert, E.
Neuberger, P. Baumert:

Sport, Exercise and COVID-19, the Disease Caused by the SARS-CoV-2
Coronavirus

Dtsch Z Sportmed., Online, 28.05.2020

DOI: 10.5960/dzsm.2020.441


Weitere Informationen unter:

https://www.germanjournalsportsmedicine.com/archiv/archive-2020/issue-5/sport-exercise-and-covid-19-the-disease-caused-by-the-sars-cov-2-coronavirus/

- Link zur Originalpublikation

https://www.sg.tum.de/exercisebiology/news-single-view-l18/article/lehrstuhl-fuer-sportbiologie-erstellt-hygienekonzepte-zur-coronavirus-infektionskontrolle-in-fitness/

- Link zum Hygienekonzept für die Wiedereröffnung von Fitness-Studios

https://www.sg.tum.de/exercisebiology/

- Website des Lehrstuhls

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 
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Technische Universität München, 28.05.2020
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STANDPUNKT/023: Zum Tag der Milch - Tierleid beenden, Alternativen fördern (MfT)

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Zum Tag der Milch: Tierleid beenden, Alternativen fördern



Am 1. Juni findet der Internationale Tag der Milch statt. Der Bundesverband
Menschen für Tierrechte nimmt diese PR-Aktion der Milchindustrie zum
Anlass, um auf das massive Tierleid aufmerksam zu machen, das mit der
Milchproduktion verknüpft ist. Die Kühe zahlen die Zeche für ihre hohe
Milchleistung mit schmerzhaften Erkrankungen und einem kurzen Leben. Die
männlichen Kälber werden teilweise kurz nach der Geburt getötet, weil es
unwirtschaftlich ist sie aufzuziehen. Um diese Missstände zu beenden,
fordert der Tierrechtsverband einen Ausstieg aus der Milchproduktion und
Förderungen für Landwirte, die auf den Anbau von pflanzlichen Eiweißträgern
umsteigen wollen.

Deutschland ist der größte Milcherzeuger der EU. Rund 4 Millionen
"Milchkühe" stehen derzeit in Deutschlands Ställen, Tendenz fallend, denn
immer weniger Kühe geben immer mehr Milch. In den letzten 100 Jahren wurde
die Milchleistung durch spezielle Fütterung um das Zehnfache gesteigert.
Eine "Hochleistungskuh" gibt heute zwischen 8.000 und 11.000 Liter Milch im
Jahr. Zum Vergleich: Vor 60 Jahren waren es noch 700 Liter.

Raubbau an der Kuh

"Die meisten Verbraucher ahnen nicht, was das für die Kühe bedeutet. Fern
von grünen Wiesen fristen sie ihr Leben als Hochleistungsproduzenten.
Während ein Kalb täglich nur etwa 8 Liter trinkt, muss der Organismus der
Kühe die Stoffwechselleistungen eines Dauermarathons vollbringen, um 50
Liter Milch pro Tag zu produzieren. Die Zeche für diese hohe Milchleistung
zahlt die Kuh mit schmerzhaften Erkrankungen und einem kurzen Leben",
kritisiert Christina Ledermann, Vorsitzende des Bundesverbandes Menschen
für Tierrechte.

Nach vier bis fünf Jahren zum Schlachthof

Die gesundheitlichen Folgen solcher Höchstleistungen sind für die Kühe
mannigfaltig. Dazu gehören unter anderem Klauenprobleme,
Stoffwechselstörungen, Problemgeburten, Gebärmutterentzündungen,
Euterentzündungen und Labmagenverlagerungen. Eine weitere Belastung ist,
dass eine Kuh jedes Jahr ein Kalb gebären muss, um Milch zu geben. Dies
führt dazu, dass etwa 40 Prozent der Milchkühe schon mit vier bis fünf
Jahren ausgezehrt sind und geschlachtet werden. Dabei kann eine Kuh 20
Jahre und älter werden.

200.000 Kälber werden jährlich getötet

"Besonders schlecht ergeht es dabei den männlichen Kälbern", erläutert
Christina Ledermann. Da sie sich zur Mast nicht eignen, sei es - ähnlich
wie bei den männlichen Eintagsküken - unwirtschaftlich sie aufzuziehen oder
zu verkaufen. Durch Corona habe sich die Lage noch verschärft. Inzwischen
weigerten sich viele Händler, die Kälber überhaupt noch abzuholen. Die
Folge sei, dass manche Milchbauern die männlichen Kälber sterben ließen
oder sie sogar töteten. Schätzungen gingen davon aus, dass jährlich bis zu
200.000 Kälber in den ersten drei Lebensmonaten verendeten oder getötet
würden, beklagt Ledermann.

Nötig: Maßnahmen für einen Ausstieg aus der Milchproduktion

Um die Missstände in der Milchproduktion zu beenden, spricht sich der
Bundesverband Menschen für Tierrechte für einen Ausstieg aus der
Milchproduktion aus. Landwirte, die auf den Anbau von pflanzlichen
Eiweißträgern wie Soja, Lupine, Erbse und Bohne umsteigen wollen, müssen
explizit gefördert werden. Weitere Maßnahmen sind eine höhere Bepreisung
sowie Einführung einer Klima-Abgabe auf tierische Produkte. Doch auch der
Verbraucher ist gefragt, gibt Christina Ledermann zu bedenken. Je mehr
Menschen zu pflanzlichen Milch-Alternativen griffen, je deutlicher sei das
Zeichen an Handel und letztlich auch die Produzenten, auf tierfreundliche
Pflanzenmilch umzustellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. Mai 2020

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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AKTION/399: Fledermauszensus am ersten Juniwochenende (NABU RP)

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 26. Mai 2020

Fledermauszensus am ersten Juniwochenende

NABU: Jetzt mitmachen und in lauen Nächten auf Fledermäuse achten



Mainz - Unauffällig und verborgen: Heimlich leben Fledermäuse als
unsere Untermieter in Kellern, an Fassaden oder Dächern. Über
Fledermausarten, die fast ausschließlich an Gebäuden leben, ist nur
wenig bekannt und doch sind auch bei den klassischen
"Gebäudefledermäusen" Rückgänge zu verzeichnen. Um mehr über die
Vorkommen im Land zu erfahren, bittet der NABU Rheinland-Pfalz um die
Teilnahme am Fledermauszensus am 05.-07. Juni.

Der groß angelegte Fledermauszensus soll dabei helfen, einen besseren
Überblick über den Bestand der Fledermäuse in unseren Städten und
Dörfern zu erhalten. Je mehr Menschen mitmachen, umso besser. Denn nur
so können wir einen besseren Überblick über unsere Fledermäuse
erhalten. "Im Rahmen der Aktion wollen wir daher möglichst viele
Besitzerinnen und Besitzer von Fledermausquartieren dazu aufrufen, am
selben Wochenende "ihre" Fledermäuse beim Ausflug aus dem Quartier zu
zählen", berichtet Fiona Brurein, Öffentlichkeitsreferentin beim NABU
Rheinland-Pfalz.

Den passenden Meldebogen findet man auf www.NABU-RLP.de.

Wer Fledermäuse am Haus hat, erkennt dies meist nur anhand des
Fledermauskotes, der unterhalb des Quartierausfluges auffällt. Die
kleinen schwarzen Knödelchen ähneln Mäusekot und werden oft damit
verwechselt. Ganz sicher ist man, wenn man den Ausflug am Abend
beobachtet. Am besten postiert man sich dazu bei Sonnenuntergang
schräg unterhalb des Ausfluges der Tiere. Der genaue Ausflugszeitpunkt
ist von Art zu Art verschieden, beginnt bei der häufigsten Art, der
Zwergfledermaus, aber kurz nach Sonnenuntergang. Im Juni ist das etwa
um 21:30 Uhr.

"Wir wollen die Menschen auch dazu animieren, den Blick wieder mehr
auf die faszinierenden Tiere zu richten", so Brurein weiter. "Einige
Arten sind tatsächlich darauf angewiesen, einen Platz an unseren
Häusern zu finden. Und ausgerechnet diese haben es immer schwerer.
Deshalb haben wir die Aktion "Fledermäuse Willkommen!" ins Leben
gerufen, um auf die Wohnungsnot der Fledermäuse aufmerksam zu machen,
die Menschen aufzuklären und diejenigen, die den Tieren helfen wollen
oder Sanierungen planen, zu beraten.", stellt die NABU-Mitarbeiterin
klar.

Wer Fledermausquartiere dauerhaft erhält, leistet einen unermesslich
wertvollen Beitrag zum Schutz der stark bedrohten Fledermäuse und wird
dafür nicht nur mit einem hauseigenen Schädlingsbekämpfungsdienst
belohnt. Dieses Engagement zeichnet der NABU Rheinland-Pfalz mit der
begehrten "Fledermäuse Willkommen!"-Plakette aus.

Heimische Fledermäuse und SARS-CoV-2

Angst davor, dass Fledermäuse in Deutschland Menschen anstecken
könnten, braucht niemand zu haben. Es gibt keine Belege dafür, dass
die in Deutschland heimischen Fledermäuse Träger jenes Corona-Stammes
sind, dem auch das Coronavirus SARS-CoV-2 entstammt. Dieses Virus ist
neuartig und wird von Mensch zu Mensch übertragen. Um sich und andere
zu schützen, sollte man sich daher an die öffentlich ausgerufenen
Schutzmaßnahmen halten.



Link zum Meldebogen: 

https://rlp.nabu.de/tiere-und-
pflanzen/saeugetiere/fledermaeuse/fledermauszensus/index.html

Link zum Projekt: 

https://rlp.nabu.de/tiere-und-
pflanzen/saeugetiere/fledermaeuse/fledermaeuse-willkommen/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 17/20, 26.05.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28

Internet: www.NABU-RLP.de
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BILDUNG/597: Baden-Württembergs Ökomobile werden Projekt der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)

UN-Dekade Biologische Vielfalt - 20. Mai 2020

Baden-Württembergs Ökomobile erhalten Auszeichnung der UN-Dekade
Biologische Vielfalt 



Stuttgart, 20. Mai 2020 - Seit 1987 reisen in Baden-Württemberg vier
speziell ausgebaute LKWs umher, um Wissen über die heimische Natur zu
vermitteln und junge Menschen über die biologische Vielfalt im Ländle
zu informieren. Das Motto lautet "Natur erleben - kennenlernen -
schützen". In seiner Videobotschaft würdigt Regierungspräsident
Wolfgang Reimer das langjährige Engagement der Ökomobile und lobt die
Mitarbeiter/innen für ihr wichtiges Engagement. Gerade in diesen
Corona-Zeiten werde der Wert der heimischen Naturvielfalt noch
deutlicher, da der Aufenthalt in der Natur und die positiven Eindrücke
für viele Menschen zu einem unverzichtbaren Bestandteil ihres Alltags
geworden seien.

Die Ökomobile können von Gruppen kostenlos angefordert werden. Sie
fahren in die regionalen Wäldern, Wiesen und zu den Gewässern und
erleben sie in naturschonender Weise mit dem Equipment der Ökomobile.
Die Teilnehmer/innen untersuchen die Wassergüte von Bächen, bestimmen
Tier- und Pflanzenarten oder beobachten Vögel aus der Entfernung. Mit
dem Bau von Nisthilfen für Wildbienen tragen sie auch direkt zum
Erhalt von Lebensräumen bei.

In drei- bis vierstündigen Workshops lernen die Teilnehmer/innen
zusammen mit Naturexpert/innen des Ökomobils die heimische Natur
besser kennen und schätzen. Der Ablauf richtet sich nach den Wünschen
der Teilnehmenden. Neben Aktivitäten für Kindergarten- und Schulkinder
bieten die Ökomobile auch Bildungsmaßnahmen für Erwachsene, Lehrkräfte
und Naturschutzgruppen an. Bei Pflegeeinsätzen in Naturschutzgebieten
unterstützen die Ökomobile den Erhalt der biologischen Vielfalt auch
unmittelbar.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Zum Video-Statement:

https://www.youtube.com/watch?v=6D-ABrFUnYU

Projektträger

Regierungspräsidium Freiburg

Bissierstraße 7

79114 Freiburg

oekomobil@rpf.bwl.de

www.oekomobile-bw.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.05.2020

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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LUFT/637: Belastung durch Ultrafeinstaub in deutschen Wohnungen hängt vor allem von den Menschen selber ab (idw)

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e.V. - 19.05.2020

Belastung durch Ultrafeinstaub in deutschen Wohnungen hängt vor
allem von den Menschen selber ab



Leipzig/Berlin. Einwohner deutscher Großstädte haben es vor allem
selbst in der Hand, wie hoch die Konzentrationen ultrafeiner
Aerosolpartikel in ihren Wohnungen sind. Die Belastung in der Wohnung
hängt nur teilweise von der Luftqualität außen ab. Sie ist stark von
den Aktivitäten in der Wohnung wie Kochaktivitäten oder Heizen ab. Zu
diesem Ergebnis kommt eine Studie des Leibniz-Instituts für
Troposphärenforschung (TROPOS) im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA).
Dazu wurden das feine und ultrafeine Aerosol je rund zwei Wochen lang
in und außerhalb von 40 Wohnungen in Leipzig und Berlin in
verschiedenen Jahreszeiten gemessen.

Die Studie ist auf Englisch im Fachjournal Aerosol and Air Quality
Research erschienen. Sie ist die erste Langzeitstudie zu Feinstaub von
10 Nanometer bis 10 Mikrometern Größe, die in vielen Wohnungen in
Deutschland über einen langen Zeitraum so detailliert durchgeführt
wurde.

Feine und ultrafeine Aerosolpartikel sind wegen der Zusammenhänge mit
Atemwegs- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen von Bedeutung für die
öffentliche Gesundheit. Wieviel davon in den Körper über die Lunge
gelangen kann, hängt u.a. von der Größe der Partikel ab. Zu den
wichtigsten Quellen für die ultrafeine Partikel, die kleiner als 100
Nanometer sind und deshalb tief in den Körper vordringen können,
gehören u.a.: Verbrennungsmotoren im Straßen- und Luftverkehr,
Kleinfeuerungsanlagen, Kraftwerke oder auch Waldbrände. Daher gibt es
in vielen Industriestaaten mittlerweile umfangreiche Maßnahmen,
Feinstaub in der Außenluft zu reduzieren. Schätzungen zufolge
verbringen aber Menschen in den so genannten entwickelten Ländern über
zwei Drittel ihrer Lebenszeit innerhalb von Gebäuden und davon die
meiste Zeit in der eigenen Wohnung. Dort sind sie einer Mischung an
Schadstoffen ausgesetzt, die aus verschiedenen Innenraum-Quellen, wie
z.B. Kochaktivitäten oder Heizen kommen, aber auch aus der Außenluft
stammen können.

Um herauszufinden, welchen feinen und ultrafeinen Aerosolpartikeln
Menschen in ihren eigenen Wohnungen ausgesetzt sind, hat TROPOS
zwischen 2016 und 2019 im Auftrag des Umweltbundesamtes insgesamt 40
Nichtraucher-Wohnungen in Leipzig und Berlin auf Fein- und
Ultrafeinstaub und ihre Quellen untersucht. Parallel zu den Messungen
in der Wohnung erfolgten identische Messungen entweder auf dem Balkon,
auf der Terrasse oder im Garten. Um Auswirkungen des Straßenverkehrs
beurteilen zu können, befand sich etwa die Hälfte der Wohnungen
innerhalb von 150 Metern zu einer verkehrsreichen Straße. Weitere
Wohnungen wurden im städtischen Hintergrund sowie in den Randbezirken
ausgesucht, um unterschiedliche Qualitätsstufen der Außenluft abbilden
zu können. Für das Forschungsprojekt entwickelte das TROPOS-Team
eigens spezielle Messgeräte, um innerhalb und außerhalb der Gebäude
hochaufgelöste Partikelanzahl-Größenverteilungen zu messen. Im Verlauf
von zwei Jahren wurde jede der 40 Wohnungen zweimal mit einer
Messdauer von einer Woche in unterschiedlichen Jahreszeiten besucht.
Da angenommen wurde, dass die Aktivitäten der Bewohnerinnen und
Bewohner großen Einfluss auf die Luftqualität in der Wohnung haben,
wurden sie gebeten, ein digitales Logbuch zu führen, in dem
Aktivitäten wie Lüften, Kochen, Kerzen brennen lassen oder Staubsaugen
notiert wurden. Insgesamt kamen rund 10.000 Messstunden im Sommer und
Winter zusammen. Dies war für die Auswertung von Bedeutung, da
Wohnungen je nach Außentemperatur unterschiedlich stark aktiv belüftet
werden.

Die Messungen zeigten, dass 90 Prozent der Anzahl der Partikel in den
Wohnungen ultrafein und somit kleiner als 100 Nanometer waren.
Überraschend deutlich ließ sich auf Aktivitäten in der Wohnung
schließen. Außer beim Abbrennen von Kerzen, wurden auch beim Kochen,
Backen und Toasten deutliche Mengen an ultrafeinen Partikeln
freigesetzt. Auch in Räumen, die außerhalb von der Küche lagen, waren
diese Partikel messbar. Zeitlich gesehen war die Anzahl der
ultrafeinen Partikel in der Nacht am geringsten, erreichte aber am
Abend und am Morgen Spitzenwerte. Besonders im Winter, wenn weniger
gelüftet wird, zeigte sich ein sehr deutliches Tagesprofil: "Die
Partikelanzahlkonzentration in den Innenräumen weist starke
Spitzenwerte um 8:00, 12:00 und 19:00 Uhr auf, was typische Zeiten für
Frühstück, Mittagessen und Abendessen sind", erklärt Jiangyue Zhao vom
TROPOS, die die Daten im Rahmen ihrer Doktorarbeit ausgewertet hat. Im
Sommer waren die Spitzen ultrafeiner Partikel dagegen weniger deutlich
ausgeprägt, weil durch offene Fenster mehr aktiv gelüftet wurde.
Während die größte Konzentration ultrafeiner Partikel sowohl im Sommer
als auch im Winter am Abend gegen 20 Uhr beobachtet wurden, verschob
sich die Spitze am Morgen von etwa 8 Uhr im Sommer auf etwa 9 Uhr im
Winter. Das könnte damit zusammenhängen, dass die Menschen durch den
späteren Sonnenaufgang im Winter auch später aktiv werden.

Prof. Alfred Wiedensohler vom TROPOS fasst es folgendermaßen zusammen:
"Die rund 500 Messtage ermöglichten uns, ein repräsentatives tages-
und jahreszeitliches Schwankungsmuster der Exposition mit feinen und
ultrafeinen Partikeln in den Wohnungen zu erhalten sowie die
entsprechenden Verhältnisse zwischen Innen- und Außenbereich zu
analysieren. Die Konzentrationen von ultrafeinen Partikeln konnten mit
den Aktivitäten der Bewohner in Verbindung gebracht werden und zeigten
signifikant höhere Konzentrationen und eine größere Variabilität als
die Partikelkonzentrationen im Freien auf. Dies deutet darauf
hinweist, dass menschliche Aktivitäten die Hauptursache für
Konzentration ultrafeine Partikel in Innenräumen sind."

Aus wissenschaftlicher Sicht ist es klar, dass die Exposition mit
feinen und ultrafeinen Partikeln in deutschen Wohnungen nicht durch
Messungen im Freien beschrieben werden kann. Ein Grund dafür ist, dass
die Wohnungen durch moderne Energiesparfenster meist gut isoliert sind
und ein Luftaustausch nur kurz durch manuelles Lüften erfolgt.
Generell fehle es momentan noch an einer belastbaren
Dosis-Wirkungs-Beziehung für ultrafeine Partikel sowohl im Innenraum
als auch in der Außenluft. Daraus ergebe sich für die kommenden Jahre
der Auftrag an die Wissenschaft, gezielte Studien zur Erforschung der
gesundheitlichen Wirkungen von Ultrafeinstaub durchzuführen.
   Tilo Arnhold




Links:

TROPOS-Langzeitstudien zur Luftqualität:

https://www.tropos.de/institut/abteilungen/experimentelle-aerosol-und-wolkenmikrophysik/ag-troposphaerisches-aerosol/ultrafeine-partikel-russ-und-luftqualitaet

UBA-Kommission Innenraumlufthygiene:

https://www.umweltbundesamt.de/themen/gesundheit/kommissionen-arbeitsgruppen/kommission-innenraumlufthygiene

UBA zu Feinstaub in Innenräumen (2017):

https://www.umweltbundesamt.de/themen/gesundheit/umwelteinfluesse-auf-den-menschen/innenraumluft/feinstaub-in-innenraeumen

Originalpublikation:

Jiangyue Zhao, Wolfram Birmili, Birgit Wehner, Anja Daniels, Kay
Weinhold, Lina Wang, Maik Merkel, Simonas Kecorius, Thomas Tuch,
Ulrich Franck, Tareq Hussein, Alfred Wiedensohler (2020): Particle
Mass Concentrations and Number Size Distributions in 40 Homes in
Germany: Indoor-to-outdoor Relationships, Diurnal and Seasonal
Variation. Aerosol and Air Quality Research, 20: 576-589. DOI:
10.4209/aaqr.2019.09.0444

https://doi.org/10.4209/aaqr.2019.09.0444

Die Studie wurde vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
Bauwesen und Reaktorsicherheit (BMUB) gefördert (UFOPLAN FKZ 3715 61
200).

Weitere Informationen finden Sie unter

Innenraum-Außenluft-Analyse (2016-2019): Ultrafeine Partikel im
Innenraum und in der Umgebungsluft: Zusammensetzung, Quellen und
Minderungsmöglichkeiten

https://www.tropos.de/aktuelles/messkampagnen/blogs-und-berichte/innenraum-aussenluft-analyse-2016-2019

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news747666

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e.V. - 19.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOURISMUS/074: Katzensprung-Projekt - Viele schöne Reiseziele sind nur einen Katzensprung entfernt (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 28. Mai 2020

Tourismus/Umwelt

Schulze: Viele schöne Reiseziele sind nur einen Katzensprung
entfernt 



Das Bundesumweltministerium (BMU) stärkt die natur- und klimaschonende
Tourismusentwicklung in deutschen Reiseregionen. Das sogenannte
Katzensprung-Projekt, das vom BMU gefördert wird, bündelt Ideen und
Tipps für nachhaltigen Tourismus und besondere Reiseziele.
Bundesumweltministerin Svenja Schulze nahm heute an der digitalen
Abschlusskonferenz des Projekts teil.

Schulze: "Corona-bedingt planen derzeit viele Menschen den nächsten
Urlaub neu. Die ausgewählten Naturparke und die Beispiele für einen
umweltfreundlicheren Tourismus zeigen, dass es viele attraktive Ziele
in Deutschland gibt, die gut zu erreichen sind. Immer mehr
touristische Betriebe arbeiten mit regionalen Partnern zusammen. Das
stärkt die regionale Wirtschaft und die Wertschöpfung vor Ort und
trägt zu einem nachhaltigeren Tourismus bei. Die verbesserte
Information über bestehende, klimaschonende Reiseangebote macht
Verbraucherinnen und Verbrauchern eine bewusste Entscheidung
leichter."

Nach dem Motto "Kleine Wege. Große Erlebnisse." zeigt das Projekt
"Katzensprung" Unterkünfte sowie Erlebnisse und Regionen in
Deutschland, die ohne großen CO2-Fußabdruck erreicht werden können -
von Kanuabenteuern in Thüringen und Übernachtungen in Baumwipfeln im
Saarland bis hin zu Husky-Touren in Bayern.

Dabei werden zwei Ansätze verfolgt: Einerseits wird die natur- und
klimaschonende Tourismusentwicklung in teils auch weniger bekannten
deutschen Reiseregionen gefördert. Andererseits wird der Endkunde -
insbesondere auch die junge Zielgruppe - über bestehende Reiseangebote
informiert, bei denen Nachhaltigkeit, Naturschutz und Umweltbildung an
erster Stelle stehen und mit Spaß, Spannung und Genuss vermittelt
werden.

Das dreijährige Projekt wurde im Rahmen der Nationalen
Klimaschutzinitiative des Bundesumweltministeriums gefördert und
veröffentlicht heute die Ergebnisse im Rahmen einer digitalen
Abschlusskonferenz unter 

https://www.katzensprung-deutschland.de/konferenz/.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 079/20, 28.05.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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AKTION/073: Mit uns nicht! Bauplatz besetzt (Aktionsgruppe "Erdgas - Brücke ins Nichts")

Aktionsgruppe "Erdgas - Brücke ins Nichts" - Pressemitteilung, 29. Mai
2020

Bauplatz besetzt: "Erdgas - Brücke ins Nichts!"



Seit diesem Freitag morgen haben wir, die Aktionsgruppe "Erdgas -
Brücke ins Nichts", den Bauplatz für ein neues Flüssiggas-Terminal in
Brunsbüttel besetzt, einige hohe Tripods aufgestellt und erklettert.
Es gibt auch Vorträge und Workshops, zu denen alle Interessierten
herzlich eingeladen sind. Hoch oben mit gutem Blick über das Gelände
und auf die Elbe sitzt Anna Meyer und erklärt: "Uns ist klar, dass die
Genehmigungen noch nicht alle erteilt worden sind und die Bagger hier
nicht morgen anrücken werden, aber wir wollen rechtzeitig klar machen:
Sollte dieses Terminal weiter geplant werden, wird es Widerstand
geben!" "Ideale Brückentechnologie", so wird uns Erdgas seit den
massiven Lobbykampagnen von BP, Shell und Co auf EU-Ebene verkauft.
Dabei wird verschleiert, dass auch das ein endlicher, fossiler
Energieträger ist und beinahe genauso klimaschädlich wie Kohle. Beim
Abbau und Transport entweicht Methan in die Atmosphäre, was
kurzfristig 86 Mal so klimaschädlich wie CO2 ist. Außerdem verdrängt
der momentane Erdgas-Boom die erneuerbaren Energieträger aus dem
Strommix, behindert also sogar aktiv die Energiewende. Auch für die
Schifffahrt ist deshalb das Flüsiggas kein klimaschonender Treibstoff.

Zudem wird das Gas oft durch Fracking gewonnen, inklusive
Verunreinigung des Trinkwassers und Erdbeben. Es ist verlogen, wenn
die Jamaika-Koalition gegen Fracking in Schleswig-Holstein ist, aber
gleichzeitig in Brunsbüttel ein Terminal baut, welches Fracking an
anderen Orten der Welt fördert. Das dort importierte Gas wird zum
größten Teil aus solchen Fracking-Quellen stammen. Bundes- und
Landesregierung wollen den Neubau für ein Flüssiggas-Terminal auch
noch subventionieren und damit weiter auf fossile Energien setzen. Die
Besetzung startet mit viel Programm, zu dem Menschen gerne vorbei
kommen können. Um mit der aktuellen Situation rund um Corona adäquat
umzugehen, haben wir natürlich auf dem Gelände für Wasch- und
Desinfektionsmöglichkeiten gesorgt. Die Veranstaltungen und Workshops
werden draußen stattfinden, sodass ein Ansteckungsrisiko möglichst
minimiert wird. Weil rund um den geplanten Terminal-Bauplatz auch
zahlreiche andere kritikwürdige Zustände herrschen, wird es auch
Thementage zur Atomkraft und deren Hinterlassenschaften, zu
Schifffahrt und Elbvertiefung, zu Chemiefabriken und Landwirtschaft
und natürlich zu Erdgas und Alternativen geben.

Thorge Schmitz, der auf dem Gelände gerade am neuen Kompostklo
herumschraubt, erläutert auch die gewählte Form der Aktion: "Wir sind
mit einer Besetzung hier hergekommen, weil wir nicht auf die
Regierungen vertrauen, die den klimaschädlichen Blödsinn hier auch
noch subventionieren wollen. Deshalb nehmen wir die Sache jetzt in die
eigenen Hände und sagen: Mit uns nicht! Erdgas ist eine Brücke ins
Nichts!"

Aktuelles Programm, Hintergrundinfos und Stand der Besetzung:

http://erdgas.nirgendwo.info und https://twitter.com/ErdgasN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29. Mai 2020

Aktionsgruppe "Erdgas - Brücke ins Nichts"

E-Mail: erdgas[ät]nirgendwo.info

Internet: http://erdgas.nirgendwo.info
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STIMMEN/182: Klimaschutz auf der langen Bank (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Kommentar
vom 28. Mai 2020

Nächste COP erst Ende 2021: Klimaschutz auf der langen Bank



Die Verschiebung der UN-Klimakonferenz COP auf November 2021
kommentiert Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND):

"Der Klimaschutz wird wieder einmal auf später verschoben. Die Welt
setzt derweil auf die alten, dreckigen Strategien, um eine
Wirtschaftskrise zu verhindern. Hierzulande sind Milliarden für die
Lufthansa ohne Klimaschutzauflagen genehmigt worden, Kaufprämien für
Autos und die Eröffnung eines neuen Kohlekraftwerks sind im Gespräch.
Das wird die Klimakrise nur weiter anheizen.

Wir brauchen Lösungen, die Arbeitsplätze erhalten und die Emissionen
reduzieren. Wir brauchen internationale Zusammenarbeit. Die
Bundeskanzlerin sollte ihr diplomatisches Gewicht für multilaterale
Antworten auf die Klima-und Gesundheitskrise in die Waagschale werfen.

Die Bundesregierung muss sich auch ohne Klimakonferenz in diesem Jahr
für eine Erhöhung des europäischen Klimaziels auf 65 Prozent einsetzen
und darf keine Gelder in klimaschädigende Bereiche investieren. Die
Klimaziele von Paris können nur eingehalten werden, wenn weniger
Flugzeuge fliegen und Kohlekraftwerke abgeschaltet werden. Solche
Schritte sollten Regierungen gemeinsam auf Klimakonferenzen oder
anderen ähnlichen Foren voranbringen."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 28.05.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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BIENEN/235: Winterliches Bienensterben - Zucker aus Waldhonig gefährdet Überleben der Völker (idw)

Universität Hohenheim - 27.05.2020

Winterliches Bienensterben: Zucker aus Waldhonig gefährdet
Überleben der Völker

Studie der Uni Hohenheim: spezieller Zucker im Waldhonig reduziert
Lebensdauer von Bienen und führt zu starken Ertragsverlusten /
Gegenmaßnahmen nur rechtzeitig möglich



Imker kennen das Problem, wenn der Honig beim Schleudern wie Zement in
den Waben klebt. Ursache ist ein hoher Gehalt eines besonderen
Zuckers, der Melezitose. Er ist verantwortlich dafür, dass der Honig
schon in den Waben auskristallisiert und nicht mehr herausgeschleudert
werden kann. Die Folge sind nicht nur massive Ertragsverluste. Die
sogenannte Waldtrachtkrankheit steht auch im Verdacht, ganze
Bienenvölker in Gefahr zu bringen. Eine Vermutung, die jetzt erstmals
von Wissenschaftlern der Universität Hohenheim in Stuttgart anhand von
Laborexperimenten bestätigt wurde. Demnach führt der spezielle Zucker
zur Schädigung der Darmbakterien der Bienen und reduziert so ihre
Lebensdauer. Details berichten Victoria Seeburger von der
Landesanstalt für Bienenkunde und ihre Kollegen in ihrer aktuellen
Publikation im Journal PloS ONE

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0230871

Honigbienen ernähren sich im Frühjahr überwiegend von Honig, den sie
aus Blütennektar herstellen. Im Sommer nehmen nektarliefernde Blüten
ab und der Honigtau wird attraktiver und stellt oft die
Hauptnahrungsquelle dar.

Was so appetitlich klingt sind nichts anderes als die Ausscheidungen
von verschiedenen Lausarten, die sich von dem Pflanzensaft vor allem
von Nadelbäumen ernähren. Das Ergebnis ist zwar ein wohlschmeckender
Waldhonig, Imkern ist aber bekannt, dass dieser Honigtauhonig vor
allem zu Beginn des Winters bei ihren Honigbienen zur so genannten
Waldtrachtkrankheit führen kann.

Die Hinterleiber der betroffenen Bienen sind angeschwollen oder sie
erleiden einen massiven Haarausfall. Oft zeigen sie auch ein
verändertes Verhalten: Viele Bienen bleiben am Eingang des
Bienenstocks, anstatt auszufliegen. Dieser Zustand kann sich soweit
verschlechtern, dass ganze Stöcke innerhalb kurzer Zeit eingehen.
Allerdings wurde als Ursache für die Waldtrachtkrankheit bislang der
hohe Mineralstoffgehalt im Waldhonig vermutet.

Melezitose-Zucker als Ursache erstmals bestätigt

Honigtau enthält im Vergleich zu Blütennektar eine größere Zahl von
speziellen Zuckern, die von den Läusen produziert werden. Dazu gehört
auch die Melezitose. Sie ist in Blütennektar nicht zu finden, kann
aber im Honigtau von Läusen, die auf Fichten leben, bis zu 70 % des
Zuckeranteils ausmachen. Sie steht schon lange im Verdacht für die
Erkrankung der Bienen verantwortlich zu sein.

Um diese Vermutung zu überprüfen, führte Victoria Seeburger im Rahmen
ihrer Doktorarbeit in drei aufeinanderfolgenden Jahren
Fütterungsexperimente mit Honigbienen durch. Dabei zeigt sich, dass
mit Melezitose gefütterte Bienen deutlich mehr im Vergleich zu Bienen
fraßen, denen eine Kontrolldiät verabreicht wurde.

Darüber hinaus wiesen die mit Melezitose gefütterten Bienen schwere
Krankheitssymptome auf, wie ein geschwollener Hinterleib, das Tippen
mit dem Hinterleib auf den Boden und Bewegungsstörungen bis hin zur
kompletten Lähmung. Schließlich starben auch viele von ihnen. Dies
bestätigt zum ersten Mal, dass Melezitose die Symptome der
Waldtrachtkrankheit auslösen kann.

Die Analyse ihrer Darmbakterien (Mikrobiota) mit Hilfe der
Hochdurchsatzsequenzierung zeigte, dass sich bei den Bienen, die mit
Melezitose gefüttert wurden, das Artenspektrum der Milchsäurebakterien
verändert hat. "Wir gehen deshalb davon aus, dass Melezitose von den
Bienen nicht gut verdaut werden kann und sich im Darm ansammelt", sagt
Victoria Seeburger. Die Bienen sind offenbar mangelhaft ernährt,
obwohl sie eigentlich ausreichend fressen. "Die geschwächten Tiere
sind zudem auch anfälliger für Krankheitserreger, was die Sache noch
verschlimmert."

Imker sollten rechtzeitig reagieren

Für Imker hat Victoria Seeburger die Empfehlung, Honigtau mit einem
hohen Gehalt an Melezitose zu vermeiden: "Sie sollten ihre Kolonien
aus den Wäldern entfernen, wenn die Umweltbedingungen die
Melezitoseproduktion begünstigen." Dies sei beispielsweise bei
Honigtau der von Imkern gefürchteten großen schwarzen
Fichtenrindenlaus der Fall.

Aber auch im Winter kann es zu Problemen kommen: "Bienen sind sehr
saubere Tiere, die nur außerhalb des Stockes abkoten. Wenn sie im
Winter den Stock nicht verlassen, kann sich die Melezitose im Darm
anreichern." Deswegen sollten mit Melezitosehonig gefüllte Waben
möglichst aus den Stöcken entfernt werden, so dass sie den Tieren
nicht mehr als - kaum zu verdauendes - Futter zur Verfügung stehen.

Eine Gefahr für Menschen sieht Seeburger übrigens nicht, auch wenn es
dazu keine Untersuchungen gibt: "Flüssiger Waldhonig hat nur einen
niedrigen Melezitosegehalt und mit diesen geringen Mengen sollte das
menschliche Verdauungssystem gut klarkommen."

Text: Stuhlemmer/Klebs

Aktuelle Publikation und Projektförderung:

Seeburger VC, D'Alvise P, Shaaban B, Schweikert K, Lohaus G, Schroeder
A, Hasselmann, Martin (2020) The trisaccharide melezitose impacts
honey bees and their intestinal microbiota. PLoS ONE 15(4):
e0230871.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0230871

Die Förderung des Vorhabens erfolgt aus Mitteln des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) aufgrund
 eines Beschlusses des deutschen Bundestages. Die
Projektträgerschaft erfolgt über die Bundesanstalt für Landwirtschaft
und Ernährung (BLE) im Rahmen des Programms zur
Innovationsförderung.

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0230871

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news748019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/599: Artenschutz im Grünland - Intensiv genutzte Weiden benötigen Blühstreifen (Uni Hohenheim)

Universität Hohenheim - 25. Mai 2020

Schaufenster Bioökonomie:

Auch Grünland braucht blühende Randstreifen für Artenschutz

Neues Forschungsprojekt von Uni Hohenheim & Partnern will intensive
Nutzung von Grünland ermöglichen und gleichzeitig Umweltschutz und
Artenvielfalt erhöhen



Wiesen werden oftmals stark gedüngt und häufig gemäht um gutes Futter
zu erzeugen - wodurch allerdings die Artenvielfalt auch im Grünland zu
verarmen droht. Abhilfe könnte eine Praxis schaffen, die bei
Ackerrändern bereits angewendet wird: Am Rand der bewirtschafteten
Fläche werden Blühstreifen geschaffen, die unbearbeitet bleiben oder
sogar mit Wildsamen eingesät werden. Erste Modellversuche sind
vielversprechend. Weitere Details untersucht jetzt ein
Kooperationsprojekt der Universität Hohenheim in Stuttgart.
Kooperationspartner ist das Landwirtschaftliche Zentrum für
Rinderhaltung, Grünlandwirtschaft, Milchwirtschaft, Wild und Fischerei
Baden-Württemberg (LAZBW) in Aulendorf. Das Ministerium für Ländlichen
Raum und Verbraucherschutz (MLR) fördert das Vorhaben mit rund 325.000
Euro für die Universität Hohenheim.

Regelmäßig düngen, bis zu fünf Mal im Jahr mähen: Auch Wiesen und
Weiden werden von Landwirten intensiv genutzt. Ein Grund dafür ist die
steigende Milchleistung der Kühe, die zunehmend hohe Ansprüche an die
Qualität stellt.

Aber je häufiger Grünlandflächen gemäht und / oder gedüngt werden,
desto geringer ist in der Regel ihre Artenvielfalt. Anstelle
blütenreicher Wiesen entstehen so artenarme Graskulturen mit hoher
Futterqualität, deren Erträge als Grünfutter, Silage und Heu für
Rinder genutzt werden.

Ziel ist es, die Artenvielfalt zu erhöhen, anstelle nur den
Schwund zu stoppen

Wie dringend der Handlungsbedarf sei, erläutert
Pflanzenwissenschaftler Dr. Ulrich Thumm von der Universität Hohenheim
am Beispiel von Baden-Württemberg. Hier hätten Grünlandflächen einen
Anteil von 38% an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche. Zwei
Drittel davon seien intensiv bis mittelintensiv genutzte Wiesen und
Weiden.

Geeignete Handlungsempfehlungen und Maßnahmen für die intensive
Grünlandwirtschaft seien deshalb dringend nötig, so Dr. Thumm. "Unser
Ziel muss es sein, dass wir nicht nur das Verschwinden der Insekten
stoppen, sondern im Gegenteil ihre Anzahl und Vielfalt erhöhen
können."

Pilotprojekt weist vernetzte Blühstreifen als vielversprechenden
Ansatz aus

Ein Kooperationsprojekt der Universität Hohenheim mit dem LAZBW in
Aulendorf untersucht nun, ob und wie die Seitenränder intensiv
bewirtschafteter Flächen, dazu genutzt werden können, die
Artenvielfalt wieder zu erhöhen. "Denn wenig genutztes Grünland bietet
mit seiner Vielfalt an Pflanzen, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten
blühen, auch einer großen Vielfalt an Tieren einen Lebensraum", sagt
Projektleiter Dr. Thumm.

Gerade die Ränder der intensiv genutzten Flächen spielen dabei eine
wichtige Rolle: Sie vernetzen die einzelnen Biotope, in dem sie dazu
beitragen, dass Samen und auch flugunfähige Insekten, wie z. B. einige
Laufkäfer, nur kurze Entfernungen zu überbrücken haben, um von einem
Lebensraum in den anderen zu gelangen. Zudem ist es für den Landwirt
relativ einfach, sie bei der Bewirtschaftung der übrigen Fläche
auszusparen.

Ergebnisse aus einem Pilotprojekt zeigen bereits, dass die
Pflanzenvielfalt auf diesen Streifen deutlich zunimmt. "Bis jedoch die
neu geschaffenen Strukturen von der entsprechenden Fauna angenommen
werden, kann es einige Jahre dauern", meint Dr. Thumm. Genauere Daten
soll jetzt das Projekt liefern.

Weitere
Forschung soll die mögliche Verwertung des Blühstreifen-Schnittguts
ermitteln

Für die Landwirte bedeute die Anlage von Blühstreifen zunächst einmal
einen deutlichen Mehraufwand. Zumindest sei die Anlage und
Bewirtschaftung der Blühstreifen jedoch mit Gerätschaften gut
durchführbar, die im Betrieb vorhanden seien.

Bislang sei auch fraglich, ob das Schnittgut von diesen Streifen die
erforderliche Qualität hat, um noch als Tierfutter verwertet zu
werden. Deswegen wird im Rahmen des Projektes auch geprüft, wie die
Bewirtschaftung der Randstreifen in die normalen Betriebsabläufe
integriert werden kann, wie hoch der Aufwand und mögliche
Ertragsausfall für die Landwirte ist.

HINTERGRUND:

Kooperationsprojekt "Floristische und faunistische Untersuchungen
extensivierter Grünlandrandstreifen und Verwertbarkeit der
Aufwüchse"

Welchen Einfluss haben unterschiedliche Varianten von alternativ
bewirtschafteten, möglichst blühenden Randstreifen auf die Erhöhung
der tierischen und pflanzlichen Biodiversität? Und welche
Handlungsempfehlungen können daraus abgeleitet werden?

Diesen Fragestellungen widmet sich das Kooperationsprojekt
"Floristische und faunistische Untersuchungen extensivierter
Grünlandrandstreifen und Verwertbarkeit der Aufwüchse".
Kooperationspartner sind das Institut für Kulturpflanzenwissenschaften
der Universität Hohenheim und das Landwirtschaftliche Zentrum für
Rinderhaltung, Grünlandwirtschaft, Milchwirtschaft, Wild und Fischerei
Baden-Württemberg (LAZBW) in Aulendorf.

Das Projekt wird vom Ministerium für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz (MLR) mit rund 325.000 Euro für die Uni Hohenheim
gefördert. Projektstart ist am 1. Mai 2020, geplantes Projektende der
30. April 2022.

HINTERGRUND:

Wissenschaftsjahr 2020 Bioökonomie

2020 steht das Wissenschaftsjahr im Zeichen der Bioökonomie - und
damit einer nachhaltigen, biobasierten Wirtschaftsweise. Es geht
darum, natürliche Stoffe und Ressourcen nachhaltig und innovativ zu
produzieren und zu nutzen und so fossile und mineralische Rohstoffe zu
ersetzen, Produkte umweltverträglicher herzustellen und biologische
Ressourcen zu schonen. Das ist in Zeiten des Klimawandels, einer
wachsenden Weltbevölkerung und eines drastischen Artenrückgangs mehr
denn je notwendig. Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) ausgerichtete Wissenschaftsjahr Bioökonomie rückt das Thema ins
Rampenlicht.

Die Bioökonomie ist das Leitthema der Universität Hohenheim in
Forschung und Lehre. Sie verbindet die agrarwissenschaftliche, die
naturwissenschaftliche sowie die wirtschafts- und
sozialwissenschaftliche Fakultät. Im Wissenschaftsjahr Bioökonomie
informiert die Universität Hohenheim in zahlreichen Veranstaltungen
Fachwelt und Öffentlichkeit zum Thema. Im Monat Juni steht das Thema
Artenvielfalt im Mittelpunkt.

Text: Stuhlemmer / Klebs

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 25.05.2020

Universität Hohenheim

Pressestelle

70593 Stuttgart

Tel.: 0711 459-22003, Fax: 0711 459-23289

E-Mail: presse@uni-hohenheim.de
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MELDUNG/444: UN-Dekade Biologische Vielfalt - Projekt zur Wiederansiedlung der Europäischen Auster erhält Auszeichnung (idw)

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 27.05.2020

AWI-Projekt für Meeresnaturschutz und Artenvielfalt erhält
Auszeichnung

PROCEED wird offizielles Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt



Das Projekt zum "Aufbau einer nachhaltigen Produktion von Saataustern
für ein langfristiges Wiederansiedlungsprogramm (PROCEED)" des
Alfred-Wegener-Instituts ist als offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt ausgezeichnet worden. Diese Auszeichnung wird an
vorbildliche Projekte verliehen, die sich in besonderer Weise für die
Erhaltung der biologischen Vielfalt in Deutschland einsetzen.

Die Europäische Auster Ostrea edulis, einst eine weit verbreitete Art
in der Nordsee, gilt in Deutschland aufgrund intensiver Befischung als
ausgestorben. Als Schlüsselart für ihren Lebensraum hat sie viele
positive Effekte auf andere Tier- und Pflanzenarten und erbringt
wichtige Ökosystemleistungen. Durch ihre Vorliebe, auf den Schalen der
eigenen Artgenossen zu siedeln, bilden Austern nach und nach über
Generationen biogene Riffe. Diese Riffe bieten einer Vielzahl weiterer
Lebewesen Nahrung, Schutz und Lebensraum. Ein intaktes Austernriff
steigert damit unmittelbar die biologische Vielfalt des umliegenden
Ökosystems. Seit Anfang des letzten Jahrhunderts fehlen diese
wertvollen sublitoralen Riffstrukturen in der Deutschen Bucht, die der
Bedeutung und der Artenvielfalt von Korallenriffen sehr nahe sind.

"Solche Austernriffe gehören einfach zur Ökologie der Nordsee und
PROCEED leistet einen entscheidenden Beitrag diese wiederaufzubauen.
Wir freuen uns sehr, dass dieses wichtige deutsche Projekt
internationale Anerkennung bekommt", sagt Prof. Dr. Karen Wiltshire,
Leiterin der Küstenforschung am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI). Um die
Rückkehr dieser wichtigen heimischen Austernart zu ermöglichen, muss
die Versorgung mit entsprechenden Jungaustern gegeben sein. Forschung
und Technologieentwicklung im Rahmen des PROCEED Projektes ermöglichen
den Aufbau einer innovativen Aufzuchtanlage auf Helgoland. "Hier
werden gesunde, junge Austern gezüchtet, die für die Wiederansiedlung
geeignet sind. Dafür ist Helgoland, als Hochseestandort mit hoher
Wasserqualität, ideal. Die Zucht erfolgt in mehreren Schritten vom
Austernei zur Larve und schließlich zur Jungauster. Diese jungen
Saataustern werden dann im Rahmen von Meeresnaturschutzmaßnahmen in
Kooperation mit dem Bundesamt für Naturschutz wiederangesiedelt",
erklärt Projektleiterin Dr. Bernadette Pogoda.

PROCEED, das im Bundesprogramm Biologische Vielfalt gefördert wird,
versorgt nicht nur deutsche Wiederansiedlungsmaßnahmen mit
Saataustern, die durch das AWI-Vorhaben RESTORE zunächst im
Meeresschutzgebiet Borkum Riffgrund erfolgen, sondern stärkt
gleichzeitig die Zusammenarbeit der europäischen
Wiederansiedlungsprojekte über das Netzwerk der Native Oyster
Restoration Alliance (NORA: www.noraeurope.eu).

Besonders wichtig ist darüber hinaus der intensive Wissenstransfer in
die Gesellschaft. Die Europäische Auster soll als wichtige ökologische
Schlüsselart in der deutschen Nordsee wahrgenommen werden. Diese
Aktivitäten haben die UN-Dekade-Fachjury nachhaltig beeindruckt: "Mit
diesem vorbildlichen Projekt wird ein deutliches Zeichen für das
Engagement zur Erhaltung biologischer Vielfalt in Deutschland
gesetzt."

Stellvertretend für das PROCEED Team erhält Projektleiterin Dr.
Bernadette Pogoda eine offizielle Urkunde, ein Auszeichnungsschild und
einen kleinen "Vielfalt-Baum" aus Holz, der symbolisch für die
Naturvielfalt steht. Ab sofort wird das Projekt auf der Webseite der
UN-Dekade in Deutschland
unter
www.undekade-biologischevielfalt.de/projekte/aktuelle-projekte-beitraege/detail/projekt-details/show/wettbewerb/3090/ vorgestellt.

Hintergrundinformationen:

PROCEED wird im Bundesprogramm Biologische Vielfalt durch das
Bundesamt für Naturschutz (BfN) mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums gefördert.

Die Vereinten Nationen haben den Zeitraum von 2011 bis 2020 als
UN-Dekade Biologische Vielfalt ausgerufen, um dem weltweiten Rückgang
der Naturvielfalt entgegenzuwirken. Ein breit verankertes Bewusstsein
in unserer Gesellschaft für den großen Wert der Biodiversität ist eine
wichtige Voraussetzung. Die UN-Dekade Biologische Vielfalt in
Deutschland lenkt mit der Auszeichnung vorbildlicher Projekte den
Blick auf den Wert der Naturvielfalt und die Chancen, die sie uns
bietet. Gleichzeitig zeigen diese Modellprojekte, wie konkrete
Maßnahmen zum Erhalt biologischer Vielfalt, ihrer nachhaltigen Nutzung
oder der Vermittlung praktisch aussehen können. Über die Auszeichnung
von Projekten entscheidet eine unabhängige Fachjury, an der
Vertreter/innen aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen
beteiligt sind. Die UN-Dekade Fachjury tagt zweimal im Jahr.

Weitere Informationen zur UN-Dekade Biologische Vielfalt unter 

www.undekade-biologischevielfalt.de.

Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen
der gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung
in Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den
Forschungseisbrecher Polarstern und Stationen in der Arktis und
Antarktis für die internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das
Alfred-Wegener-Institut ist eines der 19 Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft, der größten Wissenschaftsorganisation
Deutschlands.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news748023

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung - 27.05.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOURISMUS/095: Beim "Urlaub Dahoam" die Natur respektieren - viele Alpensalamander überfahren (LBV)

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 29. Mai 2020

Beim "Urlaub Dahoam" die Natur respektieren

Grundlegende Verhaltensregeln für Erholungssuchende - Auch AVO ruft zu
Rücksicht auf - Viele Alpensalamander überfahren



Hilpoltstein, 29.05.2020 - Durch die weiteren Lockerungen der
Ausgangsbeschränkungen werden sehr viele Menschen am langen
Pfingstwochenende und in den anschließenden Ferien nach draußen in die
Natur drängen. Für das Bedürfnis, wieder mehr unter freiem Himmel
unterwegs zu sein, zeigt der LBV Verständnis. Trotzdem gilt es beim
Naturgenuss mehr denn je, schon immer geltende Grundregeln zu beachten
und die Natur, die Tiere und deren Lebensräume zu respektieren. "Ganz
nach der Devise 'leben und leben lassen' muss es ein geregeltes
Nebeneinander von Erholungssuchenden und der Natur geben. Nur so
können wir ihre ganze Schönheit auch in Zukunft noch genießen", so die
LBV-Artenschutzreferentin Dr. Miriam Hansbauer. Der LBV bittet
zusammen mit dem Almwirtschaftlichen Verein Oberbayern (AVO) deshalb
darum, sich sorgsam in der Natur zu bewegen und ein paar grundlegende
Verhaltensregeln zu beachten.

Viele Menschen suchen in Zeiten von Abstand in ihrer Freizeit immer
häufiger entlegene Orte in der Natur auf. Der LBV erwartet, dass sich
dieser Trend nun mit den weiteren Lockerungen in den kommenden Wochen
verstärkt. Das führt aktuell zu einer deutlich höheren Belastung
vieler Ökosysteme. Die Tiere können diese ungewohnten Störungen nicht
einschätzen, und wertvolle Biotopflächen mit zum Beispiel seltenen
Orchideen werden für ein Picknick niedergetrampelt. "Es sollte
selbstverständlich sein, auf den ausgezeichneten Wegen zu bleiben,
Beschilderungen und Infotafeln zu beachten und Sperrungen von
sensiblen Flächen zu beherzigen. Hier hoffen wir trotz der besonderen
Situation auf die Akzeptanz der breiten Bevölkerung. Denn je besser
das Miteinander von Mensch und Natur durch Verständnis und
Rücksichtnahme von alleine funktioniert, desto weniger Sperrungen
braucht es", sagt Hansbauer weiter.

Ein eindeutiges Indiz dafür, dass sich die Besucherintensität in den
bayerischen Bergen schon ausgeweitet hat, haben die Artenschützer
bereits gefunden. Im Rahmen eines jüngst angelaufenen LBV-Projekts zur
Erfassung überfahrener Alpensalamander wurden aktuell in mehreren
Gebieten der bayerischen Alpen in nur wenigen Tagen zahlreiche tote
Tiere gefunden, die von Fahrrädern überfahren oder totgetrampelt
wurden. "Der Alpensalamander bekommt nur alle zwei bis vier Jahre im
Juni zwei Junge. Werden die Weibchen jetzt vermehrt überfahren, ist
der Nachwuchs für Jahre verloren. Als klimasensible Art wird sich sein
Lebensraum zukünftig wohl verkleinern und es ist mit Bestandseinbrüche
zu rechnen", erklärt Miriam Hansbauer.

Der Almwirtschaftliche Verein Oberbayern teilt die Bedenken der
LBV-Artenschützer: "Wir freuen uns, dass die Besucher der Berge und
der Almen sich für unsere Landschaft und die Berge interessieren.
Diese Kulturlandschaft wird seit vielen Jahrhunderten von den Alm- und
Bergbauern gepflegt und mit unseren Tieren beweidet. Erst dadurch sind
diese wertvollen Lebensräume entstanden, die es für die Zukunft zu
erhalten gilt. Deshalb unser Appell: Nehmt auf die Natur und das
Almvieh Rücksicht, bleibt auf den Wegen, nehmt die Hunde an die Leine
und euren Abfall bitte wieder mit ins Tal", so Josef Glatz, 1.
Vorsitzender des AVO.

Doch auch an den bayerischen Flüssen befürchten die Naturschützer des
LBV erhöhten Druck auf die Natur. Der Flussuferläufer ist in Bayern
vom Aussterben bedroht, genau wie sein Lebensraum: naturnahe Flüsse
mit Kiesumlagerungen. So hat der LBV zwar im Rahmen eines
Gebirgsflüsse-Projekts in einigen oberbayerischen Landkreisen eine
Besucherlenkung über gelbe Schilder eingerichtet. Der Andrang auf die
Kiesbänke steigt jedoch immer weiter an und damit auch die Störung
durch meist unerlaubtes Übernachten, Lagern und Grillen. "Aktuell
schlüpfen die Jungvögel, und Störungen sind somit besonders
gravierend. Wenn die Jungvögel den Kontakt zu den Alttieren verlieren,
gehen sie oft zugrunde", erklärt die LBV-Artenschützerin. Der
Besucherlenkung kommt hier und in vielen anderen Gebieten deshalb eine
zentrale Bedeutung zu.

Aber nicht nur die Alpengebiete sind betroffen, auch im Flachland, vor
allem um die Ballungsräume, sind Wiesenbrütergebiete, Seen, Flüsse und
Moore mit ihren teils sehr sensiblen Tier- und Pflanzengesellschaften
einem überdurchschnittlichen hohem Druck der nach Distanz suchenden
Bevölkerung ausgesetzt. "Es sollte überall in der Natur eine
Selbstverständlichkeit sein, Hunde in Naturschutzgebieten zum Schutz
der am Boden brütenden Vögel an der Leine zu führen und den Müll
wieder mitzunehmen", so Miriam Hansbauer.

Beim "Urlaub Dahoam" empfiehlt der LBV dieses Jahr daher, sich vor Ort
nach naturkundlichen Führungen zu informieren, die nun nach und nach
wieder angeboten werden können. "Diese bieten ein vertieftes
Naturerlebnis, denn Besonderheiten werden durch die Ortskundigen näher
gebracht ohne Beeinträchtigungen für die Natur", weiß Hansbauer.

 * 

Quelle:

Presseinformation 49/20, 29.05.2020

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.
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STANDPUNKT/1193: Mobilitäts- statt Autogipfel - Zukunftsinvestitionsprogramm für nachhaltigen Verkehr statt Autoprämien (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 29. Mai 2020

Kein Steuergeld für Ladenhüter - BUND fordert Mobilitäts- statt
Autogipfel und Zukunftsinvestitionsprogramm für nachhaltigen Verkehr
statt Autoprämien



Berlin. Nach der Absage des Autogipfels am Dienstag im Kanzleramt
fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) einen
Mobilitätsgipfel. Bei einem solchen Treffen muss es um Investitionen
in nachhaltige Mobilität statt um eine Autokaufprämie gehen. Es
bedarf eines Zukunftsinvestitionsprogramms für nachhaltigen Verkehr,
in dem die Ziele der nachhaltigen Entwicklung und des Klimaschutzes im
Bereich der Mobilität miteinander verknüpft werden. Eine Kaufprämie
für Autos lehnt der BUND weiterhin strikt ab.

Antje von Broock, Geschäftsführerin Politik und Kommunikation beim
BUND: "Die kurzfristige Absage des Autogipfels zeigt, dass der
Autolobby nicht mehr jeder Wunsch sofort und bedingungslos erfüllt
wird. Für die Bundesregierung heißt das jetzt: Statt eines weiteren
Autogipfels muss es einen Mobilitätsgipfel mit allen Verkehrsträgern
und Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft geben. Eine
steuergeldfinanzierte Unterstützung zum Kauf privater Autos ist
ökologisch kontraproduktiv, sozial ungerecht und soll vor allem
Konzernen, die Finanzrücklagen im dreistelligen Milliardenbereich
haben, zur weiteren Gewinnmaximierung dienen."

Bei der Kaufprämie geht es in erster Linie um den Abverkauf von
Ladenhütern. "Rund 500.000 Autos mit Verbrennungsmotor wurden am Markt
vorbei auf Halde produziert und stehen nun bei den Händlern. Nach dem
Willen der Konzerne und Teilen der Politik sollen diese Fahrzeuge nun
vergünstigt auf die Straße. Doch anstelle der Händler oder der
finanziell gut aufgestellten Konzerne sollen jetzt die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler die Rabatte zahlen. Das ist nicht
akzeptabel", so von Broock.

Der Verkehrssektor hat insbesondere beim öffentlichen Verkehr
erheblichen Nachholbedarf. Die autogerechte Stadt ist überholt und
muss einer Stadtentwicklung weichen, die den für Pkw reservierten
Platz für aktive Verkehrsarten und mehr Aufenthaltsqualität im
öffentlichen Raum bereitstellt. Weitere zentrale Innovationsfelder
sind Digitalisierung, Aus- und Weiterbildung und Anstoß zu
Veränderungen des Mobilitätsangebotes. Staatliche Investitionen müssen
diese langfristigen Mehrfachnutzungen fördern, statt kurzfristig noch
mehr Autos auf die Straßen zu bringen.

Noch dreister nehmen sich die Rufe nach Autoprämien im Lichte von Boni-
 und Dividendenzahlungen aus: "Allein die diesjährigen Dividenden der
drei großen deutschen Autokonzerne liegen bei insgesamt 5,8 Milliarden
Euro. Die steuerfinanzierten Kaufbeihilfen würden also direkt auf den
Konten von Großaktionären wie der Familien Quandt, Klatten, Porsche
oder Piëch landen. Das ist in höchstem Maße unsozial", so von Broock.

Für den BUND sind Kaufbeihilfen für die Anschaffung privater Fahrzeuge
generell nicht zu akzeptieren, auch nicht für e-Fahrzeuge oder
Plug-in-Hybride. Besonders aber ärgert der aktuell diskutierte
Normwert von bis zu 140 g/km CO2 für die Förderung von
Verbrennerfahrzeugen.

Von Broock: "Der Wert von 140 Gramm pro Kilometer scheint von der
Autolobby diktiert. Dieser Wert ist in Kombination mit den
eingeplanten Verkäufen von Plug-in-Hybriden und ihren unrealistisch
niedrigen, offiziellen Verbrauchswerten und dem Absatz einiger weniger
Elektroautos so gewählt, dass Strafzahlungen der Konzerne im Rahmen
CO2-Grenzwertgesetzgebung der EU vermieden werden können. Dieser Wert
ist zudem ein alter Bekannter: Bereits 1998 hatte die europäische
Autoindustrie in einer freiwilligen Selbstverpflichtung zugesagt, den
CO2-Ausstoß bei neu zugelassenen Pkw bis Ende 2008 auf
durchschnittlich 140 Gramm je Kilometer zu drücken. Das Ergebnis: 2019
lag der Wert bei in Deutschland neu zugelassenen Pkw bei
durchschnittlich rund 157 Gramm pro Kilometer."



Mehr Informationen:

Hier finden sie das BUND-Papier zu Investitionen in eine
zukunftsfähige, nachhaltige Mobilität, die klimaneutral,
flächenneutral und ressourcenschonend ist:

www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/mobilitaet/mobilitaet_zukunftsinvestitionsprogramm_fuer_nachhaltigen_verkehr.pdf

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 29.05.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net
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STANDPUNKT/1192: Artenverlust in Agrarlandschaften - Auf sachlicher Ebene um die besten Lösungen ringen (AbL)

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. -
Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 28.05.2020

AbL-Vorsitzender mahnt, zu Sachlichkeit und konstruktivem Ringen um
Lösungen zurückzukehren

Statement zum
Umgang mit Daten über den Artenverlust in Agrarlandschaften



Aus aktuellem Anlass mahnt der AbL-Vorsitzende Martin Schulz, zu
Sachlichkeit und einem konstruktiven Ringen um die besten Lösungen
zurückzukehren:

"Solange es Landwirtschaft gibt, verändert sie die Umwelt und die
Artenvielfalt vor Ort. Dabei ist über Jahrhunderte bei uns ein großer
Reichtum auch an wildlebenden Pflanzen- und Tierarten entstanden, auf
den wir Bauern und Bäuerinnen stolz sein können. Genauso müssen wir
aber anerkennen, dass wir in den letzten Jahrzehnten in vielen
Landschaften einen erheblichen Rückgang an Arten erleben. Das wissen
wir. Wir sollten nicht versuchen, das öffentlich zu leugnen, nur weil
Verbände oder Ministerien darauf hinweisen und agrarpolitische
Konsequenzen einfordern. Die biologische Vielfalt zu erhalten ist auch
in unserem eigenen Interesse. Wir müssen deshalb weiter versuchen, mit
den Natur- und Umweltverbänden ebenso wie mit den Ministerien in Bund
und Ländern um die besten Lösungen zu ringen. Auf der sachlichen Ebene
geht das am besten. Wir wissen, was auf dem Spiel steht, sowohl für
unsere Betriebe als auch für Natur und Umwelt. Damit die
Zukunftskommission Landwirtschaft erfolgreich arbeiten kann, brauchen
wir alle einen fairen Umgang miteinander."

 * 

Quelle:

Presse-Statement, 28.05.2020

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bundesgeschäftsstelle

Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm/Westfalen

Tel.: 0160-94804331, Fax: 02381-4922 21

Internet: www.abl-ev.de
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STANDPUNKT/1191: Bundesländer und EU-Kommission müssen sich für umweltfreundliche Reform der EU-Agrarpolitik einsetzen (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 28. Mai 2020

Bundesländer und EU-Kommission müssen sich für umweltfreundliche
Reform der EU-Agrarpolitik einsetzen



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert
eine Kehrtwende in der Auszahlung der Agrarmilliarden aus Brüssel.
Anlässlich der heutigen Videokonferenz der Bundesländer mit den für
die Agrar- und Umweltpolitik zuständigen EU-Kommissaren betont der
Umweltverband: Die Zukunft der EU-Agrarpolitik darf nicht allein von
den Agrar-Lobbyorganisationen bestimmt werden, sondern ist aufgrund
ihrer Bedeutung für Umwelt, Klima und Arbeitsplatzsicherung im
ländlichen Raum ein gesamtgesellschaftliches Anliegen. Wie wichtig
dabei die Verbindung von Umwelt- und Agrarpolitik ist, hat die
EU-Kommission in ihrer Farm-to-Fork-Strategie sowie im Green Deal erst
in der vergangenen Woche deutlich gemacht.

"Wir müssen die Bäuerinnen und Bauern dabei unterstützen,
umweltfreundlicher und klimaschonender zu wirtschaften und ihre Tiere
artgerechter zu halten. Anstatt Agrarrohstoffe für den Weltmarkt zu
produzieren, muss die regionale Herstellung im Vordergrund stehen.
Dafür brauchen die Bauernhöfe gezielte Förderprämien und eine Umkehr
vom bisherigen System. Die Milliarden-Subventionen aus Brüssel dürfen
nicht weiter mit der Gießkanne verteilt werden", erklärt Olaf Bandt,
Vorsitzender des BUND. Die pauschale Flächenprämie von rund 280 Euro
pro Hektar und Jahr, die in Deutschland weitestgehend ohne höhere
Auflagen oder Anforderungen an die Bewirtschaftenden von Äckern und
Grünland ausgezahlt wird, muss schrittweise sinken.

Bandt: "Das durch eine sinkende Flächenprämie eingesparte Geld soll in
die neuen Öko-Regelungen fließen. So können wir die Landwirtschaft
dabei unterstützen, Pestizide einzusparen, auf umweltfreundlichen
Anbau umzustellen oder Kohlenstoff im Boden zu binden. Dadurch
begleiten wir die sozial-ökologische Transformation, die die
EU-Kommission in der Farm-to-Fork-Strategie zu Recht einfordert." Ziel
der EU-Kommission ist es etwa, bis zum Jahr 2030 die Hälfte der
Pestizide einzusparen und den EU-Ökolandbau auf 25 Prozent der
landwirtschaftlichen Fläche zu steigern.

"Mit einem 'Weiter so' in der EU-Agrarpolitik, wie die
Bundesministerin Klöckner in einem vorab veröffentlichen Statement
suggerierte, wird das nicht gelingen. Stattdessen braucht die
Bundesregierung Mut zum Gestalten", so Bandt.

Mehr Informationen: www.bund.net/eu-agrarpolitik

 * 
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BILDUNG/3449: NABU Hamburg startet ab Juni wieder mit seinen Angeboten (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 29. Mai 2020

NABU Hamburg startet ab Juni wieder mit seinen Angeboten

Die NABU-Informationszentren BrookHus, NABU Vogelstation Wedeler
Marsch und die NABU-Infozentrale Borgfelde öffnen wieder nach der
Corona-Schließung / Zahlreiche naturkundliche Führungen in kleinen
Gruppen und mit Abstand wieder möglich



Natur genießen ging in den letzten Wochen nur alleine - ab Juni können
naturbegeisterte Hamburger*innen endlich wieder Angebote des NABU
wahrnehmen.

Informationszentren

Die Informationszentren "Duvenstedter BrookHus" und die "NABU
Vogelstation Wedeler Marsch" öffnen am 2.6. bzw. am 3.6. ihre Türen
für Besucher*innen, allerdings mit eingeschränkten Öffnungszeiten.
Auch die NABU-Infozentrale mitsamt Shop in der Landesgeschäftsstelle
in Borgfelde wird nach Pfingsten bis zu den Sommerferien wieder
geöffnet sein.

Damit die geltenden Hygienevorschriften eingehalten werden, darf sich
in allen Häusern immer nur eine begrenzte Anzahl an Besucher*innen
gleichzeitig aufhalten. In der NABU Vogelstation Wedeler Marsch
betrifft dies auch den Außenbereich inklusive der Beobachtungshütten.
Somit sollte ein Besuch mit größeren Gruppen vorerst vermieden werden.
In den Zentren gewährt ein Einbahnstraßenpfad, dass die
Sicherheitsabstände eingehalten werden können. Ausreichend
Desinfektionsstände und eine Maskenpflicht in allen Räumlichkeiten
sorgen für weitere Sicherheit.

Die Besucher*innen können sich in den Ausstellungsbereichen
informieren sowie Naturschutzartikel und Literatur kaufen. Die haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen des NABU stehen wie gewohnt für
Beratung und Fragen zur Verfügung. Nach rund zehnwöchiger Schließung
freut sich der NABU Hamburg, mithilfe der Informationszentren den
Gästen ein umfassendes und vielschichtiges Bild der umliegenden
Schutzgebiete und der dort vorkommenden Lebensräume sowie der Tier-
und Pflanzenwelt zu vermitteln.

Bis auf weiteres gelten folgenden Öffnungszeiten:

BrookHus: Dienstag bis Freitag 13:30 bis 17 Uhr, Sonntag 11 bis 17 Uhr

NABU Vogelstation Wedeler Marsch: Mittwoch und Donnerstag 10 bis 16
Uhr, nach dem 15. Juni 2020 wird die Station zusätzlich auch Samstag
10 bis 16 Uhr öffnen

NABU-Infozentrale & Shop Borgfelde: Dienstag bis Donnerstag 14 bis 17
Uhr

Termine

Ab Juni bietet der NABU Hamburg auch wieder erste naturkundliche
Führungen, Wanderungen und Tagesbusreisen an. Bei den Führungen und
Wanderungen gelten jedoch Teilnehmergrenzen. Selbstverständlich muss
auch der Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten werden. Bei den
Ausflügen mit Bussen ist die Teilnehmerzahl auf die Hälfte reduziert,
damit in den Bussen ausreichend Abstand gewahrt werden kann. Eine
Maskenpflicht ist bei diesen Ausflügen einzuhalten.

Für jede Veranstaltung gilt eine Anmeldepflicht, die telefonisch beim
NABU Hamburg erfolgt: (040) 69 70 89 0. Die dabei erhobenen
Kontaktdaten werden unter Beachtung des Datenschutzes für 4 Wochen
gespeichert und bei notwendigen Rückverfolgungen den berechtigten
Personen / Institutionen zur Verfügung gestellt.

Wichtig: Gemäß der behördlichen Auflagen dürfen Personen mit akuten
Atemwegserkrankungen weder die Informationszentren betreten noch an
den Veranstaltungen teilnehmen.

Alle Termine, die der NABU Hamburg im Juni anbietet, sind mitsamt
Informationen zur Anmeldung zu finden unter: 

www.NABU-Hamburg.de/neustart

 * 
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